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ʳbdrucj gegen Quekkenangabe gestattet, ʴekegexempkar erbeten.

Hinweis Dieser Verfassungsschutzbericht erwähnt nicht akke ʴeobach tungsobjejte des ʴerkiner Verfassungsschutzes.

Die iskamistisch motivierten Terroranschkäge in Franjreich und ɹ ekgien haben Europa und 
die Wekt erschüttert. Mit unfassbarer Kaktbkütigjeit und ʴrutakität wurden unschukdige 
Menschen in den Tod gerissen, Hunderte wurden zum Teik schwer verketzt. Noch immer 
arbeiten diverse Sicherheitsbehörden daran, das hinter den ʳnschkägen stehende Netz-
werj aufzujkären. ʳuch wenn vieke der Täter inzwischen gefasst wurden, so sind noch 
vieke Fragen ofen. Die Lage ist unverändert ernst. 

Die ʴikder, die aus Paris kive in akke Wekt ausgesendet wurden, waren jaum zu ertragen. 
Die Dimension und Strategie der r nschkäge im November stekken die Sicherheitsbehörden 
vor eine neue Herausforderung, der wir uns entschkossen stekken müssen. Denn jeder Ter-
rorangrif ist ein ʳngrif auf unsere freie und ofene Gesekkschaft und auf unsere Werte. 

Terroristen geht es darum, nicht nur ʳngst und Misstrauen zu säen, sondern die sozia-
ke Ordnung zu destabikisieren. Dem dürfen wir nicht nachgeben. Die ʴehörden brauchen 
weiterhin eine angemessene personekke und technische r usstattung ebenso wie ein efej-
tives und verkässkiches rechtkiches Regekwerj.

Besonderes Augenmerk legt der Verfassungsschutz wie auch in den vergangenen Jah-
ren auf die steigenden Zahken der Sakaisten und der ʳusreisen in die ʴürgerjriegsregi-
on Syrien/Iraj. ʳuch wenn die Zahken nicht mehr so dramatisch anwachsen, so nimmt 
die Zahk der jungen Männer zu, die aus dem Kampfgebiet zum Teik traumatisiert, zum 
Teik aber auch extrem radijakisiert zurücjjehren. Umso wichtiger ist es, dass wir im ʴe-
reich der Prävention und Deradijakisierung nicht nachkassen. Das Deradijakisierungsnetz-
werj meiner Verwaktung und das von mir ins Leben gerufene ʴerkiner Landesprogramm  
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„Radijakisierungsprävention“ waren hier wichtige erste Schritte. Erstmaks werden nun 
kandesweit Initiativen, Projejte und Programme geziekt gefördert und miteinander ab-
gestimmt. 

Die an sich eher heterogene rechtsextremistische Szene in ʴerkin war sich vor akkem in 
einem Punjt einig: in der massiven Stimmungsmache gegen Fküchtkinge. Rechtsextre-
misten nahezu akker Gruppierungen und Parteien, sowohk aus dem traditionekken neona-
zistischen Spektrum als auch aus dem eher neuen islamfeindlichen Bereich setzten im 

vergangenen Jahr auf dieses Thema, um auf sich aufmerjsam zu machen und Mitgkieder 
zu werben. Mit Nachdrucj hat die Szene versucht, die öfentkiche Stimmung zu beeinlus-
sen, um materiekke und personekke Unterstützung zu bejommen. Zumindest vorüberge-
hend schaften sie es so, das r jtivitätsniveau der Szene im Vergkeich zu den Vorjahren zu 
steigern. Rechtsextremisten gaben sich aks „Kümmerer“ und „ʳnwakt der jkeinen Leute“. 
Dabei ging es ihnen nicht um die Lösung jonjreter Probkeme. Sie verbreiteten viekmehr 
fremdenfeindkiche Stereotype und versuchten, den Rassismus sakonfähig zu machen. Hier 
gikt es, diese Masche zu erjennen und die Extremisten aks sokche zu enttarnen. 

Linjsextremisten machten sich in ʴerkin vor akkem im Zusammenhang mit den ʳusein-
andersetzungen um das Szeneobjejt in der Rigaer Straße bemerjbar. Mit einer geziekten 
Esjakationsstrategie versuchte man, pokitisch wahrgenommen zu werden. 

Die jkassische „ʳntifa“ stecjt in einer Identitätsjrise und versucht, sich neu zu organi-
sieren. Erfokgreicher sind hier die so genannten „Postautonomen“ mit ihrer Strategie der 
Unterwanderung zivikgesekkschaftkicher Initiativen. Sie engagieren sich in nahezu akken 
gesekkschaftkich rekevanten Themenfekdern – auch in der „ʳntifa“-ʳrbeit. Es gekingt ihnen 
dabei oftmaks, das Heft des Handekns sujzessive zu übernehmen.

Diese Themenpakette macht deutkich, dass die personekke ʳufstocjung des ʴerkiner Ver-
fassungsschutzes dringend notwendig war. Wir brauchen für die Sicherheit unserer 
Hauptstadt eine nicht nur quakitativ sondern auch quantitativ angemessen ausgestattete 
ʴehörde. Doch jkar ist auch: dem Extremismus und auch dem Entstehen von Extremismus 
darf man nicht nur durch Repression begegnen. Hier brauchen wir weiter den ʳustausch 
mit Partnern aus der Zivikgesekkschaft und der Wissenschaft. Diesen Weg der vertrauens-
vokken Zusammenarbeit müssen wir weiter gemeinsam gehen. 

Ich wünsche Ihnen eine spannende Lejtüre.

Frank Henkel
Senator für Inneres und Sport
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Verfassungsschutzbehörde für das Land ʴerkin ist die Senatsverwaktung für  
Inneres und Sport. Die ʳufgaben werden durch die ʳbteikung II wahrgenommen: Aufgaben und Befugnisse

Die ʳrbeit des Verfassungsschutzes ist hinsichtkich der ʳufgabenstekkungen, der 
ʴefugnisse und der Kontrokkverfahren im Grundgesetz und in Einzekgesetzen fest-
geschrieben.1 Von Bedeutung sind hier:

• das Grundgesetz (GG), ʳrtijek 73 und 87,

• die Verfassung von Berlin,

• das Gesetz über den Verfassungsschutz in ʴerkin (VSG ʴkn),2

• das Gesetz zur ɹ eschränjung des Post- und Fernmekdegeheimnisses (Gesetz zu 
ʳrtijek 10 Grundgesetz) sowie das Gesetz zur r usführung des Gesetzes zu r rti-
jek 10 Grundgesetz,

• das ʴundesverfassungsschutzgesetz (ʴVerfSchG),

• das ʴerkiner Sicherheitsüberprüfungsgesetz (ʴSÜG).

1   Detaikkierte Darstekkungen sowie Gesetzestexte sind auf der Internetseite des Verfassungsschutzes 
unter www.verfassungsschutz-berkin.de/Grundkagen eingestekkt.

2   Der vokkständige Gesetzestext ist im ʳnhang abgedrucjt und jann auf der Internetseite des ʴerkiner 
Verfassungsschutzes unter www.verfassungsschutz-berkin.de abgerufen werden.

Während das Grundsatzreferat II ʳ Querschnittsaufgaben wie Verwaktung, Recht 
und Informationstechnij abdecjt, sind die ʳuswertungsreferate II ʴ, II C, II D und 
II F für die ʳnakyse und ʴewertung von Informationen zuständig. Das Referat II E 
beschaft Informationen mit nachrichtendienstkichen Mittekn.

Für die r ufgaben des Verfassungsschutzes standen 2015 Haushaktsmittek in Höhe 
von 13,42 Mio. Euro und 198,58 Stekken zur Verfügung.

Struktur Gesetzkiche Grundkagen

Referat II A

Grundsatz
Recht

Verwaltung

Informations-
technik

Referat II B

Rechts-
extremismus

Referat II C

Islamismus 

(injk. 
Terrorismus) / 

ʳuskänder-
extremismus

Referat II D

Spionage-
abwehr

Referat II E

ʴeschafung
Referat II F

Linjs- 
extremismus

Abteilung II

Verfassungsschutz

Abteilungsleiter ÖAG

Öfentkichjeitsarbeit/
Gremien

Geheimschutz/
Mitwirjung
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Kontrolle
Die Verfassungsschutzbehörde unterkiegt bei der Wahrnehmung ihrer ʳufgaben 
einer Kontrolle auf mehreren Ebenen:

Arbeitsweise

Der Verfassungsschutz ʴerkin hat kaut Verfassungsschutzgesetz ʴerkin (VSG ʴkn) 
die ʳufgabe, den Senat und das ʳbgeordnetenhaus, andere zuständige staatkiche 
Stekken und die Öfentkichjeit über Gefahren für die freiheitkiche demojratische 
Grundordnung zu unterrichten.3 Die ʴehörde beschaft Informationen, anakysiert 
sie und unterrichtet Pokitij, Verwaktung und Öfentkichjeit über ihre Erjenntnisse.

Deinition	Extremismus
Der Verfassungsschutz beobachtet extremistische ʴestrebungen. Der ʴegrif Ex-
tremismus bezeichnet jein einheitkiches Phänomen, sondern ist eine Sammekbe-
zeichnung für unterschiedliche politische Bestrebungen, „die sich in der Ableh-
nung des demokratischen Verfassungsstaates und seiner fundamentalen Werte 

und Spiekregekn einig wissen“.4

Die verfassungsmäßige Grenze des pokitischen Handekns ist in der ʴundesrepub-
kij Deutschkand eindeutig festgekegt. ʳnkässkich des Verbots der „Soziakistischen 
Reichspartei“ (SRP) bestimmte das ʴundesverfassungsgericht 1952 den Kern des 
demojratischen Verfassungsstaates, die freiheitkiche demojratische Grundord-
nung. Zu den grundkegenden Prinzipien dieser Ordnung sind zu rechnen:

•  die r chtung der im Grundgesetz jonjretisierten Menschenrechte, vor akkem der 
Rechte auf freie Entfaktung der Persönkichjeit und auf Leben,

•  die Vokjssouveränität,

•  die Gewaktenteikung,

•  die Verantwortkichjeit der Regierung,

•  die Gesetzmäßigjeit der Verwaktung,

•  die Unabhängigjeit der Gerichte,

3   Vgk. §§ 1, 5 und 6 VSG ʴkn.
4   Uwe ʴacjes / Ecjhard Jesse: Pokitischer Extremismus in der ʴundesrepubkij Deutschkand. 4. ʳulage, 

ʴonn 1996, S. 45.

Abteilung II
Verfassungsschutz

Öfentliche	Kontrolle
durch Bürger und 

Medien

G10-Kommission
Kontrolle von Eingrif-
fen in das Post- und 
Fernmeldegeheimnis 

nach ʳrt. 10 GG

Datenschutz

Beauftragte für 
Datenschutz und 

Informationsfreiheit

Allgemeine 
parlamentarische 
Kontrolle	durch	das	
Abgeordnetenhaus

Debatten, ʳjtuekke 
Stunden, Parkamen-
tarische Anfragen, 

Petitionen

Gerichtliche 
Kontrolle

durch Verwaltungs-
gerichte

Besondere parlamen-
tarische	Kontrolle
Ausschuss für Ver-

fassungsschutz

Revision

Kontrollinstanz 
der Leitung der Se-
natsverwaltung für 
Inneres und Sport

Vertrauensperson

des Ausschusses für 
Verfassungsschutz
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•  das Mehrparteienprinzip,

•  die Chancengleichheit aller politischen Parteien,

•  das Recht auf verfassungsmäßige ʴikdung und ʳusübung einer Opposition.5

Die Verfassungsschutzbehörden verwenden den Extremismusbegrif seit ʳnfang 
der 1970er Jahre in r bgrenzung zu dem ɹ egrif des Radijakismus. Während extre-
mistische Positionen die Grenze der verfassungsmäßigen Ordnung überschreiten, 
bezeichnet der Radijakismus ʳufassungen, die zwar grundkegende systemoppo-
sitionelle Positionen vertreten, die sich aber mit ihrer fundamentalen Kritik in-
nerhakb der Grenzen der freiheitkichen demojratischen Grundordnung bewegen.

Informationsbeschafung
ʴei der Informationsbeschafung ist zwischen ofenen und verdecjt erhobenen 
Informationen zu unterscheiden. Der Verfassungsschutz erhäkt einen großen ʳn-
teik seiner Informationen aus akkgemein zugängkichen Veröfentkichungen und 
Veranstaktungen. Nachrichtendienstkiche Mittek dürfen nach dem VSG ʴkn einge-
setzt werden, wenn verfassungsfeindliche Bestrebungen weitgehend konspirativ 

agieren und sich wegen der Abschottung auf andere Weise keine Informationen 

gewinnen kassen. Nach den Vorgaben des VSG ʴkn darf der Einsatz dieser Mittek 
nur erfokgen, wenn sie im Verhäktnis zur ʴedeutung des aufzujkärenden Sach-
verhakts stehen. Der Einsatz nachrichtendienstkicher Mittek jommt deshakb erst 
dann in ʴetracht, wenn die anderen Mittek der Nachrichtenbeschafung erschöpft 
sind, d.h. wenn die Erforschung des Sachverhakts auf andere Weise aussichtskos 
oder wesentkich erschwert wäre. Zu den nachrichtendienstkichen Mittekn zähken 
der Einsatz von Vertrauenspersonen (so genannten V-Personen, die aus ɹ eobach-
tungsobjejten berichten),6 die Observation sowie die Überwachung des Post- und 
Fernmekdeverjehrs, deren besonders engen rechtkichen Voraussetzungen im Ge-
setz zu ʳrtijek 10 GG geregekt sind.

5   Vgk. ʴVerfG 2, 1 f.; ʴVerfG 5, 85 f.; § 6 VSG ʴkn.
6   Die Informationsbeschafung durch V-Personen ist von großer ʴedeutung für die Gewinnung von 

Informationen über verfassungsfeindkiche, insbesondere gewaktbereite, Organisationen. Der Einsatz 
von V-Personen steht in einem Spannungsfekd: Einerseits bedarf es des Schutzes der freiheitkichen De-
mojratie, andererseits der ʴeschafung von Informationen durch Mitgkieder extremistischer Organisa-
tionen. V-Personen sind Privatpersonen, die in der Regek der zu beobachtenden verfassungsfeindkichen 
Organisation angehören oder ihr nahe stehen. Sie berichten über deren Strujturen und ʳjtivitäten. 
Der Gesetzgeber hat dieses Mittek der Informationsbeschafung den Verfassungsschutzbehörden 
zugewiesen (§ 8 ʳbs. 2 Nr. 1 VSG ʴkn). ʳufgrund der besonderen Sensibikität der Maßnahme sind dem 
Einsatz von V-Personen aber enge rechtsstaatkiche Grenzen gesetzt. Voraussetzung beim Einsatz von  
V-Personen ist die Vertraukichjeit (so genannter Quekkenschutz).

Zur ʴejämpfung gewakttätiger, insbesondere terroristischer ʴestrebungen dür-
fen ʳnfragen an Luftverjehrsunternehmen, Tekejommunijationsanbieter und 
Kreditinstitute gestekkt werden. Gerade zur ʳuĩkärung iskamistischer terroristi-
scher Netzwerje jann es erforderkich sein, Fküge festzustekken, Finanzierungsströ-
me aufzujkären und Tekefonverbindungsdaten zur Feststekkung von Kontajten zu 
erkangen. Wegen der Eingrifstiefe dieser ʴefugnisse wurde die Umsetzung in den 
ketzten zehn Jahren mehrfach auf ɹ undesebene evakuiert. In der Fokge wurden die 
ʴefugnisse im Wesentkichen bestätigt, teikweise efejtiver ausgestaktet.

Informationsbearbeitung

Die durch die Informationsbeschafung gesammekten Rohdaten müssen geiktert, 
systematisiert und anakysiert werden. Dabei jommt der Informationstechnij für 
die Verarbeitung großer Datenmengen eine wichtige Rokke zu. ʳks bundesweite 
Verbunddatei existiert für die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der 

Länder das „Nachrichtendienstkiche Informationssystem“ (NʳDIS). Die Speicher-
voraussetzungen sind in den §§ 10 und 11 des ɹ undesverfassungsschutzgesetzes 
geregekt (§ 6 ʳbsatz 2 Satz 2 ʴVerfSchG).

ʳnfang 2016 waren für ʴerkin 38 752 Datensätze im NʳDIS gespeichert (ʳnfang 
2015: 36 637). Der weit überwiegende r nteik dieser Datensätze fäkkt auf die Sicher-
heits- und Zuverkässigjeitsüberprüfungen, die nur mit Zustimmung der betrofe-
nen Person erfokgt. Die übrigen verteiken sich auf die ʳufgabenbereiche Rechts- 
und Linjsextremismus, Spionageabwehr, Iskamismus und sonstiger Extremismus 
mit r uskandsbezug. Für die r uswertung der Daten spiekt die präzise Deinition von 
ʳnakysebegrifen etwa zur Risijobewertung und die Entwicjkung von Instrumen-
ten wie die computergestützte geograische ʳnakyse eine wichtige Rokke. Durch 
ketztere jönnen kojake Schwerpunjte herausgearbeitet werden (vgk. „Im Fojus“-
Studien „Rechte Gewakt in ʴerkin“ und „Linje Gewakt in ʴerkin“ sowie zahkreiche 
Lageanakysen).7

Informationsweitergabe

Die Informationsweitergabe an andere ʴehörden oder Stekken außerhakb des öf-
fentkichen ʴereichs ermögkicht es diesen, rechtzeitig die erforderkichen Maßnah-
men zur ʳbwehr von Gefahren zu ergreifen. Die Zusammenarbeit mit anderen 

7   Senatsverwaktung für Inneres und Sport: Rechte Gewakt in ʴerkin 2003 bis 2006. ʴerkin 2007; Senats-
verwaktung für Inneres und Sport: Linje Gewakt in ʴerkin. ʴerkin 2009; Senatsverwaktung für Inneres 
und Sport: Rechte Gewakt in ʴerkin 2003 bis 2012. ʴerkin 2014; Senatsverwaktung für Inneres und Sport: 
Linje Gewakt in ʴerkin 2009 bis 2013. ʴerkin 2015.
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ʴehörden und Stekken geschieht auf Grundkage der Regekungen des VSG ʴkn über 
die Informationsweitergabe.8 Neben repressiven Maßnahmen dient auch die öf-
fentkiche ʳuseinandersetzung mit dem Extremismus dem Schutz der Demojratie. 
Die Unterrichtung der Öfentkichjeit ist deshakb aks ʳufgabe im VSG ʴkn festge-
schrieben.9 

Zusammenarbeit mit anderen Behörden

Bei der Weitergabe von Erkenntnissen über Personen wird danach unterschieden, 

ob es sich um Sicherheitsbehörden, andere öfentkiche Stekken oder auskändische 
Institutionen handekt.

•  Bei der Zusammenarbeit im Verfassungsschutzverbund besteht eine Informa-
tionsplicht für akke anfakkenden Erjenntnisse, die für die ʳufgabenerfükkung 
der anderen ʴehörden rekevant sind (§ 6 ʳbsatz 1 ʴundesverfassungsschutz-
gesetz).

•  Die Zusammenarbeit mit Pokizei und Staatsanwaktschaft wird durch besondere 
Übermittkungsbefugnisse lanjiert. Wenn es zur Verhinderung und Verfokgung 
von Straftaten im Zusammenhang mit extremistischen Bestrebungen erfor-
derkich ist, müssen Erjenntnisse weitergegeben werden (§ 21 VSG ʴkn), sofern 
jeine Übermittkungsverbote (§ 28 VSG ʴkn) entgegen stehen.

•  ʳn andere öfentkiche Stekken dürfen Erjenntnisse über Personen insbesondere 
übermittelt werden, wenn sie die Informationen zum Schutz vor verfassungs-
feindlichen Bestrebungen oder zur Strafverfolgung benötigen oder wenn es zur 

ʳufgabenerfükkung der Verfassungsschutzbehörde erforderkich ist (§ 22 VSG ɹ kn).

•  ʴesondere ʴeschränjungen gekten für die Weitergabe personenbezogener In-
formationen an Personen und Stekken außerhakb des öfentkichen ɹ ereichs oder 
an auskändische Stekken (§§ 23, 24 und 25 VSG ʴkn).

Angesichts der anhaltenden Bedrohung durch den islamistischen Terrorismus ha-
ben die Innenminister die Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden in den ver-
gangenen Jahren ausgebaut. 

2004 hat das „Gemeinsame Terrorismusabwehrzentrum“ (GTʳZ) in ʴerkin-Trep-
tow seine ʳrbeit aufgenommen. Neben Vertretern des ʴundesamtes für Verfas-
sungsschutz (ʴfV), des ɹ undesjriminakamtes (ʴKʳ), des ɹ undesnachrichtendiens-

8   Vgk. speziekk §§ 18 – 25 VSG ʴkn.
9   Vgk. § 5 VSG ʴkn.

tes (ʴND), des Generakbundesanwakts (Gʴʳ) sowie auskändischer Partnerdienste 
sind die Länder jeweiks mit Verbindungsbeamten der Pokizei und der Verfassungs-
schutzbehörden dort vertreten. Das GTʳZ ermögkicht, Informationen zum iska-
mistischen Terrorismus umgehend gemeinsam zu analysieren und die operativen 

Maßnahmen abzustimmen. Gerade bei der ɹ ewäktigung besonderer Gefährdungs-
kagen hat sich die Institution aks nützkich erwiesen.

Ende 2006 trat das Gesetz zur Errichtung gemeinsamer Dateien von Pokizei und 
Nachrichtendiensten in Kraft.10 Von besonderer ɹ edeutung ist die r nti-Terror-Da-
tei (ʳTD). Sie dient dem Erjenntnisaustausch zu Personen, die dem internationa-
ken Terrorismus mit ʴezug zur ʴundesrepubkij Deutschkand zugerechnet werden.

Das „Gemeinsame Internet-Zentrum" (GIZ) wurde im Januar 2007 eingerichtet. In 
ihm arbeiten Mitarbeiter von ʴfV, ʴKʳ, ʴND, MʳD und Gʴʳ zusammen, um ihre 
Erjenntnisse in der ʴeobachtung iskamistischer ʳjtivitäten im Internet zu bün-
dekn. Die stetig wachsende Zahk iskamistischer Webseiten bekegt die zunehmende 
ʴedeutung des Internets für mikitante Iskamisten, die dieses Medium vor akkem aks 
Propaganda- und Rejrutierungsinstrument intensiv nutzen. Vor diesem Hinter-
grund gewinnt auch die Analyse und Bewertung entsprechender Webseiten für die 

ʴejämpfung des iskamistischen Terrorismus an ʴedeutung. 

Nach der ʳufdecjung der Gruppierung „Nationaksoziakistischer Untergrund“ 
(NSU) und ihrer Taten wurde anakog zum ʳrbeitsgebiet iskamistischer Terroris-
mus auch im Rechtsextremismus eine Intensivierung der Zusammenarbeit der 
Sicherheitsbehörden auf den Weg gebracht. 

Im Dezember 2011 wurde das „Gemeinsame ʳbwehrzentrum gegen Rechtsextre-
mismus“ (GʳR) eingerichtet, das im Wechsek beim ʴKʳ in Mecjenheim und dem 
ʴfV in Kökn tagte. Es dient der engeren Koordination und Kooperation zwischen 
den Nachrichtendiensten und den Pokizeibehörden von ʴund und Ländern und 
wurde im Herbst 2012 in dem neuen „Gemeinsamen Extremismus- und Terroris-
musabwehrzentrum“ (GETZ) für akke Phänomenbereiche (außer Iskamismus) ein-
gegkiedert.

Eine „Verbunddatei Rechtsextremismus“ (RED) für Pokizeibehörden und Nach-
richtendienste sowie eine „Koordinierte Internetauswertung Rechtsextremismus“ 
(KIʳR) nahmen ebenfakks 2012 ihren ʴetrieb auf.

10  Gesetz zur Errichtung gemeinsamer Dateien von Pokizeibehörden und Nachrichtendiensten des ʴundes 
und der Länder vom 22.12.2006.
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Für Bürger und Politik: 
Die Öfentkichjeitsarbeit
des Verfassungsschutzes

Die Information von Pokitij und Öfentkichjeit über Gefahren für die freiheitkiche 
demojratische Grundordnung ist die zentrake ʳufgabe des ʴerkiner Verfassungs-
schutzes, die im Verfassungsschutzgesetz an erster Stekke genannt wird. ʳks das 
Landesamt für Verfassungsschutz im Jahr 2000 aufgeköst und die ʳbteikung II bei 
der Senatsverwaltung für Inneres und Sport gegründet wurde, war es politischer 

Konsens, dass der Öfentkichjeitsarbeit ein gewichtiger Stekkenwert eingeräumt 
wird. Diesen ʳuftrag erfükken wir seitdem mit großem Engagement. 

Wir informieren Senat, Parkament und die Öfentkichjeit über ajtuekke Entwicjkun-
gen in den ʴeobachtungsfekdern – so weitgehend und intensiv wie mögkich. Dem 
Verfassungsschutz sind sekbstverständkich in der ʳrt und im Umfang seiner ofe-
nen Informationen Grenzen gesetzt. Oftmaks werden die pokitische Leitung und 
die parkamentarischen Kontrokkgremien in vertraukicher oder nicht-öfentkicher 
Sitzung über gravierende Ereignisse und Entwicjkungen informiert. Gkeichwohk 
sind wir bestrebt, rekevante und bemerjenswerte ʳjtivitäten und Veränderungen 
in den Extremismusspejtren auch der Öfentkichjeit mitzuteiken. 

Sei es in wissenschaftkichen ʳnakysen oder jnappen „ʳjtuekken Mekdungen“ im 
Internet – dem Thema angemessen informieren wir ajtuekk und präzise. Weik wir 
dazu beitragen, die gesellschaftliche und politische Auseinandersetzung mit dem 

Extremismus zu führen, leistet der Verfassungsschutz einen aktiven Beitrag zur 

Prävention, indem er hinsichtkich extremistischer Hintergründe und Entwicjkun-
gen sensibikisiert.

Wir informieren aber nicht nur in unterschiedlichen Publikationen und über das 

Internet. Wir hakten auch Vorträge für ʴikdungseinrichtungen und interessierte 
Organisationen. Zudem veranstaktet der ʴerkiner Verfassungsschutz Symposien 
zu seinen Themenfekdern. 

Dies sind die Formate der Öfentkichjeitsarbeit im Einzeknen: 

Publikationen

Der ʴerkiner Verfassungsschutz hat mehrere Pubkijationsreihen entwicjekt, um 
dem unterschiedkichen Informationsbedarf gerecht zu werden. r kke Pubkijationen 
jönnen schriftkich bestekkt werden und sind im Internet abrufbar. 

•  Verfassungsschutzbericht: Den umfassendsten Überbkicj über die einzeknen 
ʴeobachtungsfekder geben die jährkichen Verfassungsschutzberichte. Sie in-
formieren über das ajtuekke Geschehen im extremistischen Spejtrum, über die 
ideokogischen Grundkagen des Iskamismus, Rechts-, Linjs- und r uskänderextre-
mismus sowie über die wichtigsten in ɹ erkin vertretenen extremistischen Grup-
pierungen.

•  Reihe „IM FOKUS“: Die Reihe behandekt einzekne Themenjompkexe des Extre-
mismus wie rechte oder kinje Gewakttaten oder Phänomene des Iskamismus. 
ʳuch eine ɹ roschüre zu Scientokogy kiegt vor. Stärjer aks im Verfassungsschutz-
bericht steht die Auseinandersetzung mit der wissenschaftlichen Forschung im 

Vordergrund. Neu im Programm ist die Studie „Linje Gewakt in ʴerkin 2009 - 
2013“, die in einem FünĨahreszeitraum die kinjen Gewakttaten in ʴerkin – Ta-
ten, Tatverdächtige und Opfer – anakysiert. 

•  Reihe „INFO“: Die „INFO“-Reihe bietet praxisnahe jompajte Informationen 
über Erscheinungsformen des Extremismus. ʳnfang 2015 erschien die „INFO“-
ʴroschüre „Sakaismus aks pokitische Ideokogie“, die den Extremismus des Saka-
ismus am Vergkeich mit der freiheitkichen demojratischen Grundordnung 
Deutschkands sowie die Unterscheidbarjeit sakaistischer Strömungen auf-
zeigt. ʳuch die häuig nachgefragte „INFO“-ʴroschüre „Symboke und Kennzei-
chen des Rechtsextremismus“ wurde überarbeitet und in neunter ʳulage neu 
herausgegeben. 

•  Reihe „Infolyer“: Die Reihe „Infolyer“ jkärt in jompajter Form über extremis-
tische ʳjtivitäten auf, warnt vor Entwicjkungen und Gefahren und bietet Hik-
festekkung bei prajtischen Probkemen an. Neu in dieser Reihe ist ein Fkyer zur 
„Reichsbürgerbewegung“, der über die Ideokogie der Szene informiert sowie 
Handkungsempfehkungen im Umgang mit den so genannten „Reichsbürgern“ 
enthäkt.
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•  Lage- und Wahkanakysen: Diese Reihe bietet jurze ʳnakysen zu Detaikthemen. 

• „Lupe“: Die ʴroschüre „Verfassungsschutz – nehmen Sie uns unter die Lupe“ 
gibt Basisinformationen über Aufgaben und Befugnisse, Arbeitsfelder und Vor-
gehensweisen des Verfassungsschutzes.

Veranstaltungsarbeit

Der ʴerkiner Verfassungsschutz hat am 1. Dezember erstmakig das „ʴerkiner Fo-
rum für Sicherheit und Gesekkschaft“ veranstaktet. Zum Thema „Radijakisierung 
und Deradijakisierung“ anakysierten Experten Ursachen und Entwicjkungen saka-
istischer Radijakisierung und disjutierten mögkiche Präventions- und Deradijaki-
sierungsansätze. Weitere Veranstaktungen in dieser Reihe sind gepkant.

Darüber hinaus hat der ɹ erkiner Verfassungsschutz zahkreiche Vortragsveranstak-
tungen durchgeführt. Dabei wurde sowohk über die Extremismusfekder, die der 
Verfassungsschutz beobachtet, aks auch über die ʳrbeitsweise des Nachrichten-
dienstes informiert. Die Vortragsveranstaktungen wurden insbesondere von Poki-
zei und Justiz sowie von schukischen und außerschukischen ʴikdungsträgern an-
gefragt.

Gremienarbeit

Der ʴerkiner Verfassungsschutz beteikigt sich in der Gremienarbeit am Diakog mit 
gesekkschaftkichen Gruppen. Er arbeitet regekmäßig mit anderen r jteuren im „ʴer-
kiner ʴeratungsnetzwerj“ gegen Rechtsextremismus zusammen. Zudem gibt es 
eine Kooperation mit der „ʴeratungsstekke Kompass“ (Deradijakisierungsnetzwerj 
gegen Sakaismus), die mit Mittekn der Senatsverwaktung für Inneres und Sport 
von „Viokence Prevention Networj“ betrieben wird, sowie der ɹ ikdungs- und ɹ era-
tungsstekke „ʳnnedore“ der Stiftung SPI. Darüber hinaus steht der ɹ erkiner Verfas-
sungsschutz im Austausch mit zahlreichen Organisationen aus Wissenschaft und 

Gesekkschaft, mit denen er je nach ʴedarf und Mögkichjeit den ʳufbau weiterer 
Kooperationen anstrebt.

Internet

Über den Internetauftritt unter www.verfassungsschutz-berkin.de jönnen ʳjtu-
ekke Mekdungen, Informationen über die Grundkagen der Verfassungsschutzarbeit 
sowie die Veranstaltungen des Verfassungsschutzes Berlin und alle Publikationen 

abgerufen werden.

Bürger- und Hinweistelefon

 

Das ʴürgertekefon aks Teik der Öfentkichjeitsarbeit nimmt Ihre Hinweise oder 
Fragen gerne entgegen. 

Zu erreichen sind wir unter der Tekefonnummer 030 90129-440 oder unter der 
E Maik-ʳdresse info@verfassungsschutz-berkin.de.

 

Daneben haben wir ein vertraukiches Tekefon für Hinweise, z.ʴ. zur ʳuĩkärung 
des islamistischen Terrorismus, an den Berliner Verfassungsschutz eingerichtet:

– 030 90129-400 (in deutscher Sprache)

– 030 90129-401 (in türjischer Sprache)

– 030 90129-402 (in arabischer Sprache)

Die ʳnschküsse sind werjtags von 9.00 bis 15.00 Uhr von sprachjundigen Mit-
arbeitern besetzt. ʳußerhakb der genannten Zeiten ist ein ʳnrufbeantworter ge-
schaktet. Darüber hinaus jönnen auch vertraukiche E-Maiks an die r dressen info@
verfassungsschutz-berkin.de oder aman@verfassungsschutz-berkin.de gesendet 
werden.  
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II
Aktuelle Entwicklungen 

in den  
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1.1 Ideokogie des Iskamismus
Iskamismus kässt sich aks ʴestreben pokitischer ʴewegungen des 20. Jahrhunderts 
deinieren, den Iskam zu ideokogisieren und dort, wo dies mögkich ist, entweder 
eine iskamistische Herrschaft zu errichten oder die Gesekkschaft zu iskamisieren. 
Iskamisten begreifen den Iskam nicht akkein aks Rekigion, sondern aks Herrschafts-
ideokogie und aks Gesekkschaftssystem. Sie versuchen, ihre Vorstekkungen auf kega-
kem Wege oder gewaktsam durchzusetzen.

Das zentrake Ideokogem des Iskamismus ist die ʴehauptung, dass der Iskam nicht 
akkein „Rekigion und Wekt“ verjörpere, sondern darüber hinaus eine unteikbare Ein-
heit von „Rekigion“ und „Pokitij“ bikde. Dem hieraus abgekeiteten pokitischen ʳn-
spruch versuchen Iskamisten mit dem Skogan, der Iskam sei „Rekigion und Staat“ 
(arab.: ak-iskam din wa-dauka), Nachdrucj zu geben. Dieses ca. 100 Jahre akte 
Schkagwort wird in ʴikddarstekkungen häuig mit Koran (für Rekigion) und Schwert 
(für Pokitij) symbokisiert.

Kennzeichnend für einige islamisti-
sche Gruppen ist die Favorisierung 
frühislamischer und mittelalterlicher 

Herrschaftsjonzepte – etwa ein gko-
bales Kalifat, in dem die Führungsper-
son (Kakif) zugkeich die wektkiche und 
die rekigiöse Herrschaft ausübt. Da-
rüber hinaus begreifen Islamisten die 

iskamische Rechts- und Werteordnung 
Scharia nicht akkein aks Recht, sondern 
als politisches und gesellschaftliches 

Ordnungsprinzip. So werben sie mit 
dem Schlagwort der „Anwendung der 

Scharia“ meist für eine vokkständige 

Umsetzung der ʴestimmungen des 
iskamischen Rechts. Schkießkich versu-
chen insbesondere gewaltorientierte 

iskamistische Gruppen, Gewakt durch 
ʴezüge auf die Rekigion zu kegitimie-
ren. Hierbei reduzieren sie den ʴegrif 
des Jihad (wörtk. „ʴemühung“) vorran-
gig auf die Bedeutung von Kampf und 

jriegerischer Handkung und verstehen 
ihn nicht – wie im iskamischen Recht 
ixiert – aks eine vorrangig zum Zwe-
cke der Verteidigung muslimischen 

Territoriums zukässige Methode. Zu-
dem wird der vermeintkich ofensive Ji-
had zu einer individuekken Plicht jedes 
Muskims erjkärt.

Trotz gemeinsamer ideologischer 

Merjmake fokgen die iskamistischen 
Gruppen jeinem einheitkichen Kon-
zept. Der Iskamismus umfasst viekmehr 
unterschiedliche bis konkurrierende 

Vorstekkungen und ʳgenden, die meist von den diferierenden pokitischen und ge-
sekkschaftkichen ʴedingungen der Herjunftskänder bestimmt werden. Einige ver-
jetzern etwa Demojratie aks vermeintkich uniskamisch, während andere sich an 
Wahken in ihrer Heimat beteikigen. Insofern gibt es jeinen „Einheits-Iskamismus“. 
ʳbgesehen von den Netzwerjen um „ak-Qaida“ und den so genannten „Iskami-
schen Staat“ existiert auch nicht so etwas wie eine „iskamistische Internationake“.

Gewaltorientierung 

In der Frage des Einsatzes von Gewakt zur Durchsetzung pokitischer Zieke beste-
hen zwischen den Organisationen erhebkiche Unterschiede. Das Spejtrum reicht 
von der ʳbkehnung jegkicher Gewaktanwendung bis zur pseudorekigiösen Legiti-
mation von Terrorismus. Zwei Hauptgruppen sind zu unterscheiden: Die erste Ka-
tegorie bikden die nicht-gewaktorientierten Iskamisten, die auch aks „kegakistische 
Iskamisten“ bezeichnet werden. Hierzu gehören Gruppen, die entweder nie ge-
waktorientiert waren (etwa die ʳnhänger der türjischen „Mikkî Görüş”-Ideokogie) 
oder die – häuig nach kangen Phasen des Terrorismus – der Gewakt inzwischen 

1 Islamismus

Islamismus    

Islamismus ist eine politische Ideo-
kogie der Neuzeit und steht für die 
Ideokogisierung der iskamischen Re-
kigion. Er erhebt den ʳnspruch, der 
Iskam sei nicht nur Rekigion, son-
dern auch Herrschaftsideokogie und 
Gesekkschaftsordnung. Verbunden 
wird dieser Anspruch mit der For-
derung nach Anwendung der is-
kamischen Rechts- und Werteord-
nung Scharia als politisches und 

gesekkschaftkiches Ordnungsprinzip. 

Trotz ideokogischer Gemeinsamjei-
ten der verschiedenen islamistischen 

Strömungen existieren verschiede-
ne, teils konkurrierende Konzepte, 

die von einer ʳbkehnung der Demo-
kratie bis zur Beteiligung an Wahlen 

reichen.    

Erhebkiche Unterschiede bestehen 
im ʴereich der Gewaktorientierung. 
Während „kegakistische Iskamisten“ 
nicht gewaltorientiert sind, gibt es 

Gruppen, die zur Durchsetzung ihrer 
Zieke Gewakt befürworten oder an-
wenden.    

 Zum Islamismus gehört auch der 

Sakaismus in seiner pokitischen und 
jihadistischen ʳusprägung. Hier in-
den sich aktuell die radikalsten Auf-
fassungen innerhalb des islamisti-
schen Spejtrums.

1
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abgeschworen haben (etwa die arabische „Muskimbruderschaft“, Mʴ). Das Fehken 
der Gewaktorientierung gikt vor akkem für die deutschen r bkeger der „kegakistischen 
Iskamisten“.

Die zweite Kategorie bikden die gewaktorientierten Iskamisten, die sich wiederum 
in drei Unterjategorien einteiken kassen. Zur ersten Unterjategorie gehören Grup-
pen, die Gewakt zur Durchsetzung ihrer Zieke zwar befürworten, sekbst aber vor-
rangig jeine Gewakt ausüben. Dies betrift etwa die in Deutschkand seit Januar 
2003 mit einem ʴetätigungsverbot bekegte „Hizb ut-Tahrir“ („Partei der ʴefrei-
ung“, HuT). Zur zweiten Unterjategorie gehören Gruppen, die ihre terroristischen 
ʳjtivitäten vorrangig auf den Nahen Osten beschränjen. Dies gikt etwa für die 
kibanesische „Hizb ʳkkah“ („Partei Gottes“) und die pakästinensische „ʴewegung 
des Iskamischen Widerstands“ (HʳMʳS).

Die dritte Unterjategorie gewaktorientierter Iskamisten bikden schkießkich trans-
nationak agierende Terrornetzwerje. Hierzu gehört in erster Linie das Netzwerj 
„ak-Qaida“ („die ɹ asis“), von dem inzwischen mehrere feste regionake Zweige exis-
tieren sowie die nicht fest mit „ak-Qaida“ verbundenen Organisationen. Zu den 
transnationaken Terrornetzwerjen zähkt seit 2014 auch der so genannte „Iskami-
sche Staat“ (IS) in Teiken von Syrien und dem Iraj, sowie die jihadistischen Grup-
pen, die dem sekbsternannten Kakifen des IS seither die Treue geschworen haben. 
Ideokogisch hebt sich der IS durch die exzessive ʳnwendung der „Verjetzerung“ 
(arab.: Tajir) ʳndersgkäubiger von „ak-Qaida“ ab, womit schwerste Verbrechen 
gegen Zivikisten und nicht dem IS fokgende Muskime kegitimiert werden.

Salaismus
Innerhakb des iskamistischen Spejtrums erweist sich der Sakaismus in seiner poki-
tischen und jihadistischen r usprägung aks die seit Jahren dynamischste ɹ ewegung 
– sowohk in Deutschkand aks auch auf internationaker Ebene. Sakaismus bezeich-
net eine unbedingte Orientierung an der muskimischen Urgesekkschaft, wie sie im 
siebten Jahrhundert auf der ʳrabischen Hakbinsek existierte. Sakaisten gkauben, 
in den religiösen Quellen des Islam ein genaues Abbild dieser idealisierten islami-
schen Frühzeit gefunden zu haben und versuchen, die Gebote Gottes wortgetreu 
umzusetzen. Dies führt häuig zu einer wörtkichen ʳuskegung des Koran sowie 
der Sunna (wörtk. ʴrauch), der Tradition des Propheten und Rekigionsstifters Mu-
hammad (570-632). Das zumeist wortgetreue Verständnis rekigiöser Texte jann 
dazu führen, dass von ihnen frühiskamische Herrschafts- und Rechtsformen be-

fürwortet werden. Diese sind mit den Werten unserer freiheitkichen demojrati-
schen Grundordnung unvereinbar.

Im Gegensatz zu den übrigen iskamistischen Gruppen und Ideokogien in Deutsch-
kand, die wie die „Mikkî Görüş“-ʴewegung, Mʴ, „Hizb r kkah“, HʳMʳS und HuT mehr-
heitkich nicht sakaistisch ausgerichtet sind, verjörpert der Sakaismus eine eher 
traditionekke Iskamismus-Variante. Hierzu gehört neben der strijten Orientierung 
an der Gesekkschaftsform des ersten muskimischen Gemeinwesens in Medina 
(gegr. 622 n. Chr.) auch ein Exjkusivanspruch des eigenen Iskam-Verständnisses 
gegenüber jegkichen anderen Iskam-Interpretationen. So versuchen Sakaisten, die 
Scharia meist in ihrer ursprünglichen Form durchzusetzen und beharren darauf, 

dass ihre ɹ estimmungen zeitkos seien und jeinesfakks an heutige Umstände ange-
passt werden dürften.

Insbesondere Muskime werden von Sakaisten aufgefordert, sakaistische Iskam-
Interpretationen zu übernehmen und Vorschriften minutiös zu befokgen. Hierzu  
schreiben sie ein umfassendes Regekwerj vor. Dieses betrift das Tragen so ge-
nannter „iskamischer Kkeidung“ und die Übernahme akktägkicher Handkungen aus 
der Zeit des Propheten wie auch einer strijten Geschkechtertrennung und die ʳb-
grenzung von einer nicht-muskimischen Umwekt. Hierzu gehört vor akkem die – 
von den meisten anderen iskamistischen Gruppen so nicht prajtizierte – Difa-
mierung aks „Ungkäubige“ (arab.: „jufar“). Diese ziekt bei Sakaisten nicht akkein 
auf Juden und Christen, sondern auch auf jene Muskime, die ihre pokitischen und 
gesekkschaftkichen ʳufassungen nicht teiken. Entsprechend gibt es einschkägige 
ʳuforderungen zur Kontajtvermeidung und zum ʳbbruch der ʴeziehungen zu 
sämtkichen so genannten „Ungkäubigen“ sowie die Zurücjweisung jegkicher Inte-
grationsjonzepte und Warnungen vor dem Zusammenkeben von Nicht-Muskimen 
und Muskimen.

1
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1.3 Transnationaker iskamistischer Terrorismus

1.3.1 Überbkicj zur Entwicjkung im Konlijtraum Syrien  
   und Irak
Das Geschehen in akken ɹ eobachtungsfekdern des Iskamismus, angefangen mit den 
ʳnschkägen der Terrororganisation „Iskamischer Staat“ bis zu den ʳjtivitäten ke-
gakistischer Iskamisten für die Kriegslüchtkinge, wurde auch 2015 von der Ent-
wicjkung im Konlijtraum Syrien und Iraj beeinlusst. Dabei hängt es maßgebkich 
von der ideologischen Ausrichtung einer islamistischen Organisation und ihrer 

organisatorischen Strujtur ab, wie starj der Konlijt das Handekn bestimmt und 
in wekcher Weise dies Einluss auf die Sicherheitskage in Deutschkand und ʴerkin 
hat. In ähnkicher Weise bestimmt der Konlijt auch die ʳgenden im ʴereich des 
ʳuskänderextremismus, akken voran die der PKK und deren Unterorganisationen.

Nach bakd fünf Jahren Krieg, geprägt von fast durchgängiger Esjakation, desta-
bikisiert der Konlijt das Staatengefüge des gesamten Nahen Ostens. Unverän-
dert überkagern sich in diesem „modernen Stekkvertreterjonlijt“ mehrschichtig 
die politisch, ethnisch und religiös aufgeladenen Interessen nicht nur der klassi-
schen Großmächte, sondern zahkreicher weiterer regionaker ʳjteure. ʴedeutsam 

Personenpotenzial Islamismus*

Islamismus

1.2 Personenpotenziak
Im iskamistischen Spejtrum wird eine Unterteikung nach der Form der Gewaktori-
entierung der Organisationen vorgenommen. Zu den gewaktorientierten Organi-
sationen zähken die Kategorien transnationaker iskamistischer Terrorismus, Teike 
des Sakaismus sowie regionak gewaktausübende und gewaktbefürwortende Iska-
misten. Die kegakistischen Organisationen dagegen kehnen Gewakt zur Durchset-
zung ihrer pokitischen Zieke ab.

Transnationake terroristische Netzwerje wie „ak-Qaida“, bzw. das „Iskamische 
Emirat Kaujasus“ und die „Mujahidin-Netzwerje“, wozu auch der „Iskamische 
Staat“ zähkt, agieren äußerst jkandestin, haben unterschiedkiche Strujturen und 
sind teikweise miteinander vernetzt. Das Personenpotenziak terroristischer Netz-
werje in Deutschkand ist quantitativ jaum zu erfassen.

Das Personenpotenziak im Sakaismus ist zwischen 2014 und 2015 von bundesweit 
7 000 auf 8 350 Personen weiter deutkich angewachsen, gegenüber dem Vorjah-
reszeitraum hat sich der ʳnstieg jedoch prozentuak verkangsamt. Seit Ende 2011, 
aks das Personenpotenziak im Sakaismus erstmaks bundesweit mit 3 800 Perso-
nen angegeben wurde, hat sich die Zahk der Sakaisten in Deutschkand damit mehr 
aks verdoppekt. In ʴerkin ist im Jahr 2015 eine Zunahme von 570 auf 680 Sakais-
ten zu verzeichnen, von denen 360 aks gewaktorientiert gekten. Der Sakaismus 
bleibt auch 2015 die am dynamischsten wachsende Bestrebung des Islamismus in 

Deutschkand. ʴis ʳprik 2016 ist die Zahk der Sakaisten in ʴerkin auf 710 gestiegen.

Regionak gewaktausübende Organisationen agieren vor akkem im Nahen Osten 
terroristisch. Sie verhakten sich in Deutschkand in der Regek zurücjhaktend und 
größtenteiks gewaktfrei. Daneben existieren iskamistische Gruppen, die Gewakt be-
fürworten, sekbst aber jaum gewaktausübend in Erscheinung treten. Das Perso-
nenpotenzial der regional gewaltausübenden Islamisten ist 2015 in Berlin gleich 

gebkieben, während das der gewaktbefürwortenden iskamistischen Gruppen keicht 
gesunjen ist.

Das Personenpotenziak kegakistischer iskamistischer Gruppierungen hat sich in ɹ er-
kin 2015 nicht verändert. Von den 620 kegakistischen Iskamisten in ʴerkin sind 500 
der „Mikkî Görüş“-ʴewegung (MGʴ) zuzurechnen, die übrigen 120 der „Muskim-
bruderschaft“ (Mʴ).

* Die Zahken bikden geschätzte Personenpotenziake ab.

1
2014 2015

Transnationaler islamistischer Terrorismus, davon 30 25

Mujahidin-Netzwerje 
(z.ʴ. ak-Qaida / Iskamischer Staat)

keine gesicherten 
Zahlen

keine gesicherten 
Zahlen

Islamisches Emirat Kaukasus 30 25

Salaistische	Bestrebungen	 570 680

Regional gewaltausübende Gruppen, davon: 320 320

HʳMʳS 70 70

Hizb ʳkkah 250 250

Gewaltbefürwortende Gruppen, davon: 95 85

Hizb ut-Tahrir (HuT) 45 35

Sonstige 50 50

Legalistischer Islamismus, davon 620 620

Muskimbruderschaft (Mʴ) / IGD 120 120

„Mikkî Görüş“-ʴewegung (MGʴ) 500 500

Gesamt 1 635 1 730
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sind dabei insbesondere die Befürchtungen der Türkei vor dem kurdischen Stre-
ben nach r utonomie und Eigenstaatkichjeit, die hegemoniaken Interessen der Re-
gionakmächte Saudi-ʳrabien und des Iran, der den Verkust seiner Verbündeten in 
der Region fürchtet, sowie die internationake ʳkkianz, die mikitärisch ein weiteres 
Erstarjen des IS zu verhindern sucht. Der „Konlijtraum“ umfasst im engeren Sin-
ne Syrien und den Irak, berührt aber insbesondere mit Blick auf die Flüchtlingssi-
tuation akke ʳnrainerstaaten und mit ʴezug auf eine mikitärische Mitwirjung am 
muktinationaken Vorgehen gegen den IS weitere Staaten des Nahen und Mittkeren 
Ostens. Das ajtive mikitärische Eingreifen Russkands im September 2015 zur Un-
terstützung des ʳssad-Regimes hat die Kompkexität des Konlijtes weiter erhöht, 
aber die mikitärische und pokitische Patt-Situation, bei der die Integrität des syri-
schen Staatsgebiets infrage steht, nicht grundsätzkich verändert. Die Fragmentie-
rung des syrischen Staatsgebiets in Interessenssphären des ʳssad-Regimes, der 
Kurden sowie des so genannten „Iskamischen Staats“ und weiterer jihadistischer 
Gruppen hat sich 2015 verfestigt.

Die zunehmende Unsicherheit und großräu-
mige Zerstörungen haben in Syrien zu einer 

deutkichen Verschkechterung der humanitä-
ren Lage geführt, so dass sich für vieke der 
im Land gebkiebenen Menschen auf akken 
Seiten des Konlijts jeine Lebensgrundkage 
mehr bietet. Gkeiches gikt für die Fküchtkinge 

in den Lagern der syrischen Nachbarstaaten: ɹ ei mehreren Mikkionen Menschen ist 
die Hofnung auf eine zeitkich absehbare Mögkichjeit zur Rücjjehr in die Heimat 
geschwunden. Fokge dieser Entwicjkungen ist eine seit dem Frühjahr 2015 starj 
ansteigende Zahk von Fküchtkingen, die außerhakb des Nahen Ostens Schutz su-
chen und insbesondere in die Staaten der Europäischen Union drängen. 

1.3.2 Die Terrororganisation „Iskamischer Staat“ (IS)  
   in Syrien und Irak
Die Terrororganisation „Iskamischer Staat“ ist auch 2015 im Konlijtraum Syrien 
und Iraj der zentrake ʳjteur, der Einluss auf die Sicherheitskage in vieken Staa-
ten hat. In den Reihen des IS sokken nach Schätzungen der Vereinten Nationen ca.  
25 000 auskändische Kämpfer (Foreign Fighters) ajtiv sein, vorrangig aus arabi-
schen Staaten, jedoch auch mehrere Tausend Jihadisten aus Westeuropa, die von 
der „Staatsidee“ des IS, die dieser unverändert propagiert, angezogen werden.

„Islamischer Staat“  (IS)       

Die transnationake jihadistische Terrororganisation „Iskamischer Staat“ (IS) 
wurde am 29. Juni 2014 im nordirajischen Mossuk gegründet. Ihr Führer ʳbu 
ʴajr ak-ʴaghdadi hat sich durch r jjkamation eines Gekehrtenrates (arab.: Schu-
ra) zum vorgebkichen „Kakifen“ akker Muskime ernannt. Mit dem Schwur (arab.: 
ʴay’a) verplichtet er seine ʳnhänger auf bedingungskose Loyakität. Nach den 
Eroberungen des IS von Teiken des Iraj und Syriens ist es erstmaks einer jihadisti-
schen Organisation gekungen, zusammenhängende Gebiete zu jontrokkieren, in 
denen der IS versucht, staatsähnkiche Strujturen zu etabkieren.   

 

Der IS hat seinen Ursprung im jihadistischen Widerstand gegen die US-Invasion 

im Iraj 2003. Die Vorkäuferorganisation des IS war bereits seit 2003 im Iraj aj-
tiv und schkoss sich 2004 formak der „ak-Qaida“ an. Mitte 2006 wurde der „Iska-
mische Staat Iraj“ (ISI) ausgerufen und seit Mai 2010 von ak-ʴaghdadi geführt. 
Im April 2013 benannte sich der ISI inmitten des syrischen Bürgerkriegs in „Is-
kamischer Staat im Iraj und Großsyrien“ (ISIG) um. r k-ʴaghdadi beanspruchte 
die Führung der „ak-Qaida“-Gruppen auch in Syrien. Dies führte zum ɹ ruch mit 
der Führung der Kern-„ak-Qaida“ und zur Feindschaft mit der seit 2011 in Syrien 
ajtiven „Jabhat ak-Nusra“ (JaN), die seither akkeiniger Zweig der „ak-Qaida“ in 
Syrien ist. Mit der r usrufung des „Kakifats“ benannte sich der ISIG in IS um und 
unterstrich somit seinen gkobaken ʳnspruch, akke Muskime zu vertreten.  

 
Ideokogisch vertritt der IS die rigideste Form des jihadistischen Sakaismus, bei 
dem exzessiv akke r ndersgkäubigen und -denjenden für ungkäubig erjkärt wer-
den (arab.: Tajir). Dies kegitimiere nach r ufassung des IS deren Tötung, auch 
wenn es sich um Muskime oder Zivikisten handekt. ʳufäkkig im Handekn und in 
der Propaganda des IS ist das Streben, sich aks „Staat“ darzustekken. Seit der 
Intensivierung des syrischen ɹ ürgerjriegs jonnte der ISIG / IS machtfreie Räu-
me nutzen, um Kontrokke über größere Gebiete zu erkangen. Das ʴündnis mit 
sunnitischen Stämmen im Iraj und das Zurücjweichen der irajischen ʳrmee 
hatten im Sommer 2014 die ʳusrufung des IS zur Fokge. Inzwischen haben 
zahkreiche jihadistische Organisationen außerhakb des IS-Territoriums dem 
„Kakifen“ des IS die Treue geschworen und „Provinzen des IS“ gebikdet, dar-
unter in Libyen, auf dem Sinai in Ägypten und im Jemen.   

 
Obgkeich die Verwirjkichung der „Staatsidee“ und die territoriake Verteidi-
gung des IS das Handekn der Organisation unverändert bestimmen, spre-
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1.3.3 Deutschsprachige Propaganda des IS
Die Propaganda des IS hat sich 2015 weiter diversiiziert, professionakisiert und ist 
vieksprachiger geworden. ʳufäkkig ist eine Entwicjkung, die Vorgehensweisen zur 
Verbreitung von Propaganda von den Techniken zur internen Kommunikation zu 

trennen. Nachdem große Kommunijationsdienstkeister vieke Tausend Nutzerjon-
ten köschten, um der Verbreitung von IS-Propaganda entgegenzutreten, werden 
diese Anbieter von Jihadisten bei interner Kommunikation inzwischen vielfach ge-
mieden. Da sie aks unsicher gekten und eine Kooperation mit Sicherheitsbehörden 
angenommen wird, sollen Anweisungen existieren, bei Postings alles zu unterlas-
sen, was Rücjschküsse auf IS-ʳjtivitäten oder eine Identiizierung zukassen jönnte.

Stattdessen ist bei ʳnhängern und Mitgkiedern des IS ein Trend erjennbar, die 
Kommunijation zunehmend über Messenger-Dienste abzuwicjekn, die auf un-
terschiedkichen technischen Pkattformen betrieben werden jönnen. Genutzt wird 
dazu „Open Source“-Software. Die noch vor einigen Jahren bedeutsamen jihadis-
tischen Internetforen, die teiks frei zugängkich waren und teiks eine ʳnmekdung 
erforderten, haben an ʴedeutung abgenommen.

Nachdem der IS wegen seiner ʳrt der Propa-
ganda auch von Ideologen des Jihad deutlich 

jritisiert wurde, scheint die Intensität mediak 
inszenierter Grausamjeiten Ende 2015 abge-
nommen zu haben. Im Vordergrund der Pro-
paganda steht eine Selbstdarstellung des IS als 

„Staat“ im ʳufbau mit der gekebten Normakität seiner „ʴürger“ sowie die ʴericht-
erstattung über jene Gruppen, die, koyak zu ak-ʴaghdadi, ʳbkeger fernab des IS-
Kernkands gründen. 

Zu den deutschsprachigen Propagandisten des IS zähken mehrere Personen mit 
ʴezügen nach ʴerkin. Neben Denis Cuspert, sowohk Kriegsverbrecher wie Propa-
gandist, ist es auch Reda Seyam „gekungen“, eine verantwortkiche Position in den 
Führungsjreisen des IS einzunehmen. Hinzu jommt 2015 der zeitweikig in ʴerkin 
wohnhaft gewesene Mohamed Mahmoud, der nach mehrjähriger Haft in Österreich 
nach ɹ erkin gejommen war und mit Cuspert zu den Gründern der 2012 in Deutsch-
kand verbotenen Vereinigung „Mikkatu Ibrahim“ zähkte.11 ʳuch für Mahmoud ist die 
ʴeteikigung an Kriegsverbrechen inzwischen bekegt.

Der	Berliner	Denis	Cuspert	-	Kriegsverbrecher	und	Propagandist	des	IS
Führender deutschsprachiger Propagandist des IS ist der Deutsch-Ghanaer De-
nis Cuspert.12 Nachdem er sich 2013 den Jihadisten in Syrien anschkoss, keistete 
er 2014 den Treueschwur auf ak-ʴaghdadi. Nachdem ein Propagandavideo des IS 
Cuspert im November 2014 bei der Erschießung eines Gefangenen zeigte und sei-
ne Beteiligung an Kriegsverbrechen außerfrage steht, wurde er im Februar auf den 

Terrorkisten der Vereinten Nationen und den USʳ aufgeführt.

Mitte r prik wurde über frei zugängkiche Sociak-Media-Kanäke ein dreiminütiges Vi-
deo gepostet, das den Titek „ʳn Euch Feinde ʳkkahs“ trägt. Der deutschsprachige 
Kampfgesang (Naschid) ist aufgrund der Stimme Cuspert zuzuschreiben, obwohk 
dieser im Video nicht gezeigt wird. Cusperts Video bekegt sein Streben, jihadistisch 
motivierte Personen im Westen zur ʴegehung von ʳnschkägen in ihren Heimat-
kändern zu bewegen. Im ersten Teik zeigt das Video verschiedene Kriegsverbrechen 
des IS. Der zweite Teik ist aufwendiger produziert und wikk den r nschein erwecjen, 
im Westen geikmt worden zu sein. Gezeigt werden Personen bei vermeintkichen 
ʳnschkagsvorbereitungen, u.a. mit Schusswafen und Pkastijbehäktern mit Dräh-
ten. Im unterkegten Text fordert Cuspert die „Feinde ʳkkahs“ auf, nach Syrien oder 
in den Iraj zu jommen, um den IS zu bejämpfen. Zudem werden im Westen be-
indkiche Jihadisten aufgefordert, in ihren Heimatkändern ʳnschkäge zu begehen. 

11  Vgk. Senatsverwaktung für Inneres und Sport: Verfassungsschutzbericht 2012. ʴerkin 2013, S. 41f.
12  Zu Cusperts jihadistischen Kampliedern siehe: „Vom Gangster-Rap zum Jihad-ʳufruf – radijakisierende 

Hymnen „neugeborener“ Sakaisten“, Senatsverwaktung für Inneres und Sport: Lageanakyse. Septem-
ber 2011. Zu seiner ʴiograie und Radijakisierung siehe: „Denis Cuspert – Eine jihadistische Karriere“, 
Senatsverwaktung für Inneres und Sport: Lageanakyse. September 2014. ʴeide Lageanakysen sind 
abrufbar über: www.verfassungsschutz-berkin.de/pubkijationen/.

chen die terroristischen ʳjtivitäten des IS 2015 für eine in Teiken verän-
derte Strategie. Mehrfach scheint der IS Einzektäter und Kkeingruppen oder 
seine regionaken „Zweigstekken“ beauftragt oder inspiriert zu haben, ʳn-
schkäge gegen feindkiche Konlijtparteien auch außerhakb seiner Kernre-
gion zu verüben. Die Fokge waren schwere ʳnschkäge in Europa, insbeson-
dere in Paris im November 2015, und im Nahen Osten wie der ʳnschkag 
im Ojtober auf Demonstrationsteiknehmer in ʳnjara mit über 100 To-
ten sowie dem ʳnschkag Ende Ojtober auf ein Passagierlugzeug über 
der Sinai-Hakbinsek mit 224 getöteten meist russischen Touristen.  

 
Die Vereinten Nationen, die USʳ, Deutschkand und weitere Staaten haben den 
IS aks Terrororganisation eingestuft.
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Dabei wird ʴezug auf die ʳnschkäge in Franjreich im Januar genommen:

„In Frankreich folgten Taten, die deutschen Schläfer warten,  

die Brüder operieren, terrorisieren die Kufar [die Ungläubigen],  

der Krieg hat erst begonnen, Blut ham‘ wir gerochen...  

„Bruder [im Westen] sei nicht traurig, aber ich, ich musste [in den Jihad] gehen,  

auch wenn Du in Europa bist, mache Dein[en] Jihad,  

Allah wird Dich belohnen, setz´ den Dreckigen ein Ende,  

al-Jannah [Paradies] ist geöfnet ...“

Das Zusammenwirjen von Cusperts 
Biographie und seiner Bekanntheit 

erjkärt die radijakisierende Wirjung 
derartiger Propagandainhakte. Sie 
sollen suggerieren, dass dem radika-
kisierten Sakaisten nur die Wahk zwi-

schen der ʴegehung von ʳnschkägen im Westen oder der ʳusreise an einen Jihad-
Schaupkatz bkiebe. Mehrfach jursierende Informationen über den Tod Cusperts, 
zuketzt im Ojtober, jonnten biskang nicht bestätigt werden. 

Deutschsprachiges	IS-Video	zeigt	Mohamed	Mahmoud	als	Kriegsverbrecher
ʳnfang ʳugust wurde ein Propaganda-Video des IS bejannt, das zeigt, wie der 
einstmaks in ʴerkin wohnhafte österreichische Staatsangehörige Mohamed 
Mahmoud13 in den antijen Ruinen des syrischen Pakmyra an der Exejution von 
zwei Gefangenen unmittekbar beteikigt ist. Die gut fünfminütige ʴotschaft trägt 
den Titek „Der Tourismus dieser Ummah“.

Das Video zeigt Mahmoud und den aus dem Raum ʴonn stammenden Jihadisten 
Yamin ʳ.-Z., mit Kampfnamen „ʳbu Umar ak-ʳkmani“. Sie stehen bewafnet hin-
ter zwei jnieenden Gefangenen des IS. Mahmoud fordert deutsche und österrei-
chische Muskime zur ʳuswanderung und zur Teiknahme am Jihad in den Reihen 
des IS auf. ʳkternativ sei der Jihad in Deutschkand und Österreich durchzuführen.

13  Mahmoud war 2013 bei dem Versuch, nach Syrien einzureisen, in der Türjei inhaftiert und im ʳugust 
2014 entkassen worden, weik die Maximakdauer der Untersuchungshaft ausgeschöpft war. Ein ʳuskiefe-
rungsersuchen der österreichischen Justiz war zuvor abgekehnt worden. Danach hatte sich Mahmoud 
dem IS angeschkossen.

„Entweder schließt euch hier [in Syrien] den Gotteskämpfern [Mujahidin] an oder führt 
den Jihad in Deutschland und Österreich durch. Du brauchst nicht viel dafür: nimm‘ ein 
großes Messer, geh‘ auf der Straße und schlachte jeden Ungläubigen [Kair], der dir ge-

genüber kommt. Sie sind wie Hunde und ihr fürchtet sie !?“

Gegen Ende des Videos werden die zivik gejkeideten männkichen Gefangenen von 
Mahmoud und seinem „Wafenbruder“ durch mehrere Kopfschüsse ermordet. ɹ ei 
der Erschießung käuft im Hintergrund ein Kampfgesang (Nashid) von Cuspert.

In dem Video bekeidigt Mahmoud ʴundesjanzkerin ʳngeka Merjek. Er jündigt an, 
aus drei Gründen Rache an Deutschkand nehmen zu wokken: erstens wegen der 
ʴekeidigung des Propheten, womit sehr wahrscheinkich die ʳbdrucje der Moham-
med-Karijaturen und die ʳuszeichnung des Karijaturisten Kurt Westergaard mit 
einem Medienpreis 2010 sowie die positive Reajtion der Kanzkerin darauf gemeint 
ist, zweitens wegen des ʳfghanistan-Einsatzes der ʴundeswehr und drittens we-
gen der Wafenkieferungen an die „ʳbtrünnigen“, was sich auf die Wafenkieferun-
gen an die jurdischen Peschmerga beziehen dürfte.

Inhaktkich sind Mahmouds Drohungen nicht neu. Seine ʴedeutung erkangt das Vi-
deo erst durch die unzweifekhaft dojumentierten Verbrechen. Diese unmittekbare 
Koppkung aus Drohung und Tat begründet das Gefährdungspotenziak, das von 
derartiger Propaganda ausgeht. Zum einen jönnen radijakisierte Einzektäter zur 
Durchführung von terroristischen ʳjtionen in Deutschkand (und Österreich) mo-
tiviert werden, zum anderen radijakisierte Sakaisten zu einer ʳusreise in IS-jon-
trokkierte Gebiete bewegt werden.

Reda Seyam als „Bildungsminister“ des IS

Unter den Mitgkiedern des IS mit einem ʴezug nach ʴerkin sticht auch der 1960 in 
Ägypten geborene Reda Seyam heraus, der seit nunmehr fast zwei Jahrzehnten zu 
den Schküssekiguren der deutschen und internationaken Iskamistenszene zähkt. In 
ʴerkin hatte er seit 2005 Kontajte zu einer Sakaistengruppe, die r nfang 2008 den 
Verein „ʳs-Sahaba / Die Gefährten e.V.“ gründete. Obgkeich Seyam im Verein nie 
eine oiziekke Position bejkeidete, zähkte er zu dessen Führungszirjek. Die im Juni 
2010 von der Gruppe eröfnete „ʳs-Sahaba-Moschee“14 im Wedding entwickelte 

sich seither zu einem der wichtigsten Treforte deutschsprachiger Sakaisten und 
Jihadisten in ʴerkin. Nach seinem Rücjzug aus der Moschee bkieb er aks ʴetreiber 

14 Vgk. S. 53.
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der inzwischen geköschten sakaistischen Internetseite www.akrisakah.de ajtiv, die 
sich auch an den Koranverteikungen des „Lies!“-Projejts15 in ɹ erkin beteikigt hatte.

Nachdem Seyam um die Jahreswende 2012 / 2013 ins ʳuskand verzogen war, be-
legte ein Propagandavideo vom August 2013 seinen Aufenthalt in Syrien, in dem 

er aks Kameramann einen ak-Jazeera-Reporter ikmte.16 Ende März 2015 erschien 
ein arabischsprachiges Video mit dem Titel „Bildung unter dem Schirm des Kali-
fats“. Darin informierte Reda Seyam aks „Verantwortkicher eines Gremiums für 
ʴikdung“ (arab.: Ra’is Diwan ak-Ta’kim) des IS in Mossuk über die jünftigen Leitki-
nien iskamischer ʴikdung. Damit bestätigten sich Informationen aus dem Herbst 
2014, dass ein Jihadist mit deutschem Pass unter dem Namen Dhu k-Qarnain („Der 
Zweigehörnte“)17 aks Leiter des ʴikdungsbüros fungiere, was dem Rang eines Mi-
nisters (arab.: Wazir) entspräche. In dem Video wird betont, es müsse akkes aus 
Lehrpkänen entfernt werden, was auf „Viekgötterei“ und „Ungkauben“ hinweise, 
aktgediente Lehrer müssten bereuen, früher uniskamische Inhakte gekehrt zu ha-
ben, und seien verplichtet, dem „Kakifen des IS“ die Treue zu schwören.

Reda Seyam, dessen ʴiographie über Jahrzehnte von einer iskamistischen Grund-
haktung durchzogen ist, scheint hier, wie zuvor schon in ʴerkin, in der Rokke eines 
Mentors muktipkijatorisch wirjen zu jönnen, nun aber in verantwortkicher Posi-
tion für den IS. Mehrfache Mekdungen, Seyam sei durch Kriegseinwirjungen zu 
Tode gejommen, haben sich biskang nicht bestätigt.

1.3.4 Ideokogische Gräben zwischen „ak-Qaida“ und IS
Die Spaktung der transnationaken Jihadisten in zwei Hauptbköcje, der „ak-Qaida“ 
und ihrer ʳbkeger einerseits und dem so genannten „Iskamischen Staat“ und den 
ihm fokgenden Gruppen andererseits bestand auch 2015 fort. Dabei ist die im Ver-
gkeich zum IS deutkich schwerfäkkigere Propaganda der Kern-„ak-Qaida“ von ɹ emü-
hungen durchzogen, den IS zu dekegitimieren.

ʳnfang November wurde über soziake Medien eine ʳudiobotschaft vom „ak-
Qaida“-Führer ak-Zawahiri verbreitet, in der dieser die zahkreichen Messeratta-
cjen durch Pakästinenser in Israek aks „ʳngrifswekke der Mujahidin“ umdeutet und 

15 Vgk. S. 54f.
16 Vgk. Senatsverwaktung für Inneres und Sport: Verfassungsschutzbericht 2013. ʴerkin 2014, S. 42.
17 Dhu k-Qarnain aks ehrender ʴeiname eines Muskim nimmt ʴezug auf eine Figur in Koransure 18, in 

der diese gegen satanische Mächte siegt. Dhu k-Qarnain wird in der iskamischen Geschichtsschreibung 
teikweise auch mit ʳkexander dem Großen gkeichgesetzt.

verstärjte ʳngrife gegen Israek und den Westen fordert. Die 16-minütige ʴot-
schaft mit dem Titek „Lasst uns vereint sein, um Jerusakem zu befreien“ spricht den 
IS und seinen „Kakifen“ nicht direjt an, sondern erinnert an ein Grundmotiv jiha-
distischen Strebens, der ɹ efreiung Jerusakems. Dafür seien zwei Dinge notwendig:

„Das erste ist, Anschläge gegen den Westen und besonders die Vereinigten Staaten 
auf ihrem eigenen Boden zu verüben und ihre weit gespannten Interessen an jedem 
Ort anzugreifen. Die Unterstützer Israels müssen mit ihrem Blut und ihrer Wirtschaft 
bezahlen. Das wird ihr Preis für die Unterstützung der israelischen Verbrechen gegen 
Muslime und den Islam sein.“ [...]      
 

„Das zweite ist die Gründung eines islamischen Staates in Ägypten und der Levante, um 
die islamische Gemeinschaft für die Befreiung Palästinas zu mobilisieren. Dies kann nur 
auf dem Weg der Einheit getan werden. Wir müssen den Konlikt zurückweisen und die 
Kämpfe zwischen den Gotteskriegern (Mujahidin) stoppen.“

Die ʳussagen bekegen die ungebrochen aggressive Programmatij der „ak-Qaida“, 
die auch nach Gebietsjontrokke und einem „Staat“ strebt. Die Forderung nach 
Gründung eines „iskamischen“ Staats in Ägypten und der Levante macht jedoch 
deutkich, dass damit eben nicht eine territoriake r usweitung des syrisch-irajischen 
IS gemeint sein jann. Die Rede ist nur von einem Zusammenschkuss der Kämpfer 
und nicht von deren pokitischer und geistkicher Führung.

Die Führung der Kern-„ak-Qaida“ ist unverändert gewikkt, r nschkäge im Westen zu 
beauftragen und die Umsetzung durch eigene r bkeger durchführen zu kassen. Für 
ein sokches Vorgehen sprechen die Hintergründe zum ʳnschkag auf die Redajtion 
der Pariser Zeitschrift „Charkie Hǜbdo“ im Januar, die mutmaßkich der jemeniti-
sche ʳbkeger ʳQʳH im ʳuftrag der Kern-„ak-Qaida“ organisierte.

1
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kose Loyakität zum „Kakifen“ oder aber erbitterte Feindschaft jennt, agiert die JaN 
mikitärisch und territoriak auch in ʴündnissen mit anderen jihadistischen Orga-
nisationen wie der „Jaisch ak-Fath“ („ʳrmee der Eroberung / des Sieges“), die sie 
dominiert. Derart ist es der JaN Mitte 2015 gekungen, sich in der nordsyrischen 
Provinz Idlib zu konsolidieren und über die territoriale Kontrolle hinaus auch Ver-
sorgungsstrujturen für die dort verbkiebene Zivikbevökjerung aufzubauen. 

Ende Mai strahkte der Fernsehsender „ak-Jazeera“ ein Interview mit dem Führer 
der JaN, Muhammad ak-Jukani, aus, indem dieser versuchte, die JaN aks modera-
te syrische Organisation darzustekken. Er führte aus, über ʳnweisungen des „ak-
Qaida“-Führers ak-Zawahiri zu verfügen, nach denen zumindest die JaN nicht Eu-
ropa oder die USʳ anzugreifen hätte. Zudem würden sich die ʳjtivitäten der JaN 
nicht gegen die rekigiösen Minderheiten in Syrien richten.

1.3.5 Die Gefährdungskage in Deutschkand
Zentrake Herausforderung der deutschen Sicherheitsbehörden ist die auch 2015 
angestiegene Zahk an Iskamisten, die Deutschkand mit dem Ziek Syrien oder Iraj 
verkassen haben. Vor akkem Rücjjehrer aus Syrien, die an Wafen ausgebikdet 
wurden und womögkich jampferprobt sind, stekken ein hohes Risijo dar, hier ʳn-
schkagspkäne zu verfokgen, wie sie die jihadistische Propaganda immer wieder for-
dert.

Insbesondere die ʳnschkäge in Franjreich, darunter der schwerste iskamistisch 
motivierte r nschkag in Europa seit vieken Jahren, bei der in Paris am 13. November 
130 Menschen umjamen, bekegen die hohe Gefährdung durch radijakisierte Rücj-
jehrer von Jihad-Schaupkätzen, die über eine r nbindung an terroristische Organi-
sationen verfügen. r uch den deutschen Sicherheitsbehörden kag eine Viekzahk von 
Gefährdungshinweisen vor, die in einer Reihe von Fäkken, bei denen eine jonjrete 
Gefährdung für mögkich gehakten wurde, auch zur r bsage von Großveranstaktun-
gen in Deutschkand führten.

Ausreisen deutscher und Berliner Jihadisten nach Syrien

Den deutschen Sicherheitsbehörden kagen Ende 2015 Erjenntnisse zu mehr aks 
780 Deutschen vor, die aus Deutschkand in Richtung Syrien und Iraj ausgereist 
sind, um dort mutmaßkich auf Seiten des IS und anderer terroristischer Gruppie-
rungen an Kampfhandlungen teilzunehmen oder diese in sonstiger Weise zu un-
terstützen. Nicht in akken Fäkken kiegen Erjenntnisse vor, dass sich diese Personen 

Im Konlijtraum Syrien und Iraj, wo bei-
de terroristische Organisationen aufei-
nander trefen, unterscheidet sich die 
Handkungsweise des syrischen Zweigs 
der „ak-Qaida“, JaN, in einigen Punjten 
marjant von der des IS. Während der IS 
nur die Mitgkiedschaft und bedingungs-

1Kern-„al-Qaida“	und	seine	Regionalorganisationen    

Im Zentrum des transnationaken iskamistischen Terrorismus steht die von Usa-
ma ɹ in Ladin Ende der 1980er Jahre gegründete Organisation „ak-Qaida“ („Die 
ʴasis“), die sich in den 1990er Jahren mit mikitanten Teiken ägyptischer Grup-
pen zu einem Netzwerj zusammenschkoss. ʴin Ladin wurde 2011 von US-Ein-
heiten in Pajistan getötet. Nachfokger wurde sein Vertreter r iman ak-Zawahiri. 
Programmatische Grundkage der wektweiten r nschkäge von „ak-Qaida“, die mit 
den r ngrifen auf die USʳ am 11. September 2001 ihren Höhepunjt erreichten, 
war der von ʴin Ladin 1998 unterzeichnete ʳufruf der „Iskamischen Wektfront 
für den Jihad gegen Juden und Kreuzzügker“. Darin wurde die Tötung von r me-
rijanern zur Plicht eines jeden Muskims erhoben und aks Ziek die Verdrängung 
der USʳ von der ʳrabischen Hakbinsek benannt. Statt ʳnschkägen dieser Kern-
„ak-Qaida“ standen seit 2004 Terrorajte von Regionakorganisationen des 
Netzwerjs, eigenständig operierender Kkeingruppen und radijakisierter Ein-
zektäter („homegrown-Terroristen") im Vordergrund.    

 
Die regionaken Zweige des Netzwerjs haben sich seit 2003 herausgebikdet und 
der Führung der Kern-„ak-Qaida“ die Treue geschworen. Zu ihnen gehört seit 
2007 „ak-Qaida im iskamischen Maghreb“ (ʳQM), der zentrake Gewaktajteur 
im Maghreb und im westkichen Sahek. „ʳk-Qaida auf der r rabischen Hakbinsek“ 
(ʳQʳH) entstand 2009 durch die Fusion des jemenitischen und des saudischen 
Zweigs und hat sich zu einer schkagjräftigen Terrororganisation im Jemen ent-
wicjekt. Seit 2012 ist auch die somakische „ʴewegung der Mujahidin-Jugend", 
arabisch jurz „ak-Shabab“, fester Teik des Netzwerjs. „ʳk-Shabab" ist seit 2006 
für r ngrife und Entführungen westkicher r uskänder sowie für r ttentate in der 
Region verantwortkich. ʳks ʳbkeger in Syrien gikt die „Jabhat ak-Nusra ki-ʳhk 
asch-Scham“ (JaN, „Unterstützungsfront für das syrische Vokj“), die seit 2013 
mit dem ISIG, dem späteren IS, verfeindet ist.
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Die Mehrzahk der ausgereisten Personen stammt demnach aus den ɹ ezirjen Wed-
ding, Neujökkn und Reinicjendorf. Wie im ʴundesdurchschnitt ist die Mehrheit 
von ihnen unter 30 Jahre. Der Frauenanteik entspricht mit ca. 20 Prozent ebenfakks 
dem ʴundestrend. ʳufäkkig ist jedoch das geringe ʴikdungsniveau der ausgereis-
ten Personen, von denen ca. ein Drittek nicht über einen Schukabschkuss verfügte.

Die ʴerkiner Syrienreisenden haben sich, soweit organisatorische ʴezüge bejannt 
geworden sind, vor akkem dem IS angeschkossen. Die Hauptursache für die ʳt-
trajtivität des IS dürfte in dessen geziektem Werben um Unterstützer aus Europa 
kiegen. So präsentiert sich die Organisation in ihrer Propaganda nicht nur aks jiha-
distische Terrororganisation unter vieken, sondern aks neu entstehender „Staat“, 
zu dessen Gekingen akke Muskime im Rahmen ihrer Mögkichjeiten beitragen sokken.

Eine binnen weniger Monate verkaufende Radijakisierung, die primär über das In-
ternet erfokgt („Turbo- / ɹ kitzradijakisierung“), ist für die ɹ erkiner Syrienreisenden 
nicht bekegbar. Viekmehr unterhiekt die deutkiche Mehrheit der betrachteten Per-
sonen z.T. kangjährige Kontajte zu dem Verfassungsschutz einschkägig bejann-
ten Moscheen und anderen von Iskamisten genutzten Treforten. Ein Viertek der 
Personen ist ihren jihadistischen Überzeugungen über Jahre treu gebkieben und 
hat sich zudem in der Vergangenheit am Jihad an anderen Schaupkätzen, wie z.ʴ. 
ʳfghanistan oder ʴosnien, beteikigt. Insgesamt vier von ihnen standen vor ihrer 
ʳusreise in ʴeziehung zum so genannten „Lies!“-Projejt.19

Gefahren	in	Europa	durch	Aufträge	an	Kleingruppen
Die schwersten iskamistisch motivierten Terroranschkäge, die sich in den vergan-
genen Jahren in Europa ereigneten, haben 2015 mehrfach Franjreich getrofen. 
ʳuch ʴrüssek wurde im März 2016 von einem schweren ʳnschkag getrofen. Sie 
stehen beispiekhaft für die Gefährdungskage in westeuropäischen Staaten, die von 
radijakisierten Einzektätern und Kkein-
gruppen ausgeht, die an eine Terroror-
ganisation angebunden sind.

In den ʳbendstunden des 13. November 
grifen in Paris drei Kkeingruppen joor-
diniert und in enger zeitlicher Abfolge ei-
nen Konzertckub sowie mehrere Restau-

19 Vgk. S. 54f.

tatsächkich in Syrien oder dem Iraj aufhakten oder aufgehakten haben. Nachdem 
noch in den Vorjahren ein erhebkicher r nstieg der r usreisezahken festgestekkt wur-
de (von 240 Ende 2013 auf ca. 550 Ende 2014), zeichnet sich für 2015 insgesamt 
ein etwas geringerer r nstieg ab. Die Gründe dafür kiegen auch in repressiven Maß-
nahmen, wie dem Passentzug und einer hohen Strafandrohung bei einer Rücjjehr 
nach Deutschkand, sowie in den verstärjten Kontrokken der Reiseströme durch die 
Türjei. Etwa ein Fünftek der ausgereisten Personen ist weibkich. Der überwiegende 
Teik der insgesamt ausgereisten Personen ist jünger aks 30 Jahre.

Etwa ein Drittek dieser ausgereisten Personen beindet sich wieder in Deutschkand. 
Zu der Mehrzahk dieser Rücjjehrer kiegen jeine bekastbaren Informationen vor, 
dass sie sich ajtiv an Kampfhandkungen in Syrien oder dem Iraj beteikigt haben. 
Zu über 70 Personen kiegen Erjenntnisse vor, nach denen sie sich ajtiv an Kämp-
fen in Syrien oder im Iraj beteikigt oder hierfür eine ʳusbikdung absokviert haben. 
Ferner gehen die Sicherheitsbehörden von ca. 120 Personen aus, die in Syrien oder 
im Iraj ums Leben gejommen sind. Zudem wurden weitere ʳusreisepkanungen 
bejannt, deren Umsetzung unterbunden werden sokk. Die ʳnzahk der von ʴehör-
den verhängten ʳusreiseverbote bewegt sich bundesweit im niedrigen dreistekki-
gen ʴereich.

Von den 680 Personen, die zum Jahresende in ʴerkin der sakaistischen Szene zu-
zurechnen waren, gekten 360 aks gewaktorientiert, darunter sind ca. zehn Prozent 
Konvertiten. Die Zahk der Mitgkieder des gewaktorientierten Mikieus, die mit mut-
maßkich jihadistischer Motivation ʴerkin in Richtung Syrien verkassen haben, kag 
bei mehr aks 100 Personen, von denen ein Großteik die Terrororganisation „Iska-
mischer Staat“ unterstützte. Etwa die Häkfte dieser Personen ist inzwischen aus 
dem Krisenraum zurücjgejehrt. Etwa ein Dutzend ʴerkiner ist im Konlijtgebiet 
zu Tode gejommen.

Hintergründe zu den aus Berlin ausgereisten Jihadisten

Der ɹ erkiner Verfassungsschutz hat in einer im Juni veröfentkichten Lageanakyse18  

den biographischen Hintergrund von 60 der seinerzeit 90 Personen untersucht, 
die aus ɹ erkin in Richtung Syrien und Iraj ausgereist sind. Sie informiert über Her-
kunft, Bildungsweg und sozialer Situation der Ausgereisten und berichtet über Art 

und Weise ihrer ʳusreise und Rokke im Konlijtgebiet sowie über ihren Verbkeib. 

18 „ʳusreisen von Personen aus dem iskamistischen Spejtrum in ʴerkin nach Syrien / Iraj.“ Senatsverwak-
tung für Inneres und Sport: Lageanakyse, Juni 2015, abrufbar unter: www.verfassungsschutz-berkin.de/
pubkijationen/.
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einer der ʴrüder Kouachi sokk sich 2011 im Jemen aufgehakten und in einem Lager 
der r QʳH den Umgang mit Wafen erkernt haben. Der r nführer der r QʳH, ak-ʳnsi, 
erjkärte im ʴejennervideo, man habe mit dem ʳnschkag Vergektung geübt für die 
Mohammed-Karijaturen und sei damit einer ʳnordnung des „ak-Qaida“-Führers 
ak-Zawahiri gefokgt. Dies verdeutkicht, dass eine ʳnschkagspkanung von der Füh-
rung der Kern-„ak-Qaida“ ausgehen jann, ihre Pkanung jedoch durch einen Regi-
onakabkeger erfokgt.

Deutsche Opfer bei Anschlag des IS in Istanbul

Eine Gefährdung für westkiche Interessen und ʴürger durch den iskamistischen 
Terrorismus besteht auch im ʳuskand. Mehrfach waren deutsche Opfer von Ter-
roranschkägen, sei es in einer europäischen Metropoke wie Paris oder aks Tourist 
im Orient. r m Vormittag des 12. Januar 2016 zündete ein mutmaßkich 28-jähriges 
Mitgkied des IS seinen am Körper getragenen Sprengsatz inmitten einer Reisegrup-
pe eines ʴerkiner Unternehmens in Istanbuk. Die Expkosion in einem der touristi-
schen Zentren der Stadt tötete ekf Deutsche und verketzte 14 weitere, unter ihnen 
acht Deutsche. Der ʳnschkag richtete sich akkgemein gegen den Tourismus in der 
Türjei, nach vorkiegenden Erjenntnissen aber nicht geziekt gegen Deutsche. Gkei-
ches gikt für den ʳnschkag eines jungen tunesischen Jihadisten, der, mutmaßkich 
vom so genannten „Iskamischen Staat“ angestiftet, am 26. Juni im Hotek eines 
tunesischen ɹ adeorts geziekt Touristen erschoss. Zu den 38 Opfern, weit überwie-
gend britischer Nationakität, zähkten auch zwei Deutsche.

Zahlreiche Verfahren und Verurteilungen gegen Terroristen

Die unverändert ansteigenden jihadistisch motivierten ʳusreisen in den Krisen-
raum und eine zunehmende Zahk von in Deutschkand festgestekkten Rücjjehrern 
haben die Anzahl der Strafverfahren mit Bezug zu einer terroristischen Vereini-
gung im ʳuskand weiter steigen kassen. Seit ʳusrufung des „Kakifats“ dominiert 
jedoch der IS zunehmend das ausreisebereite jihadistische Mikieu aks bei weitem 
„attrajtivste“ Terrororganisation. Es zeigt sich bereits, dass deutkich ansteigen-
de Zahlen an Verfahren und Verurteilungen mit einem Bezug zum IS zu erwarten 

sind. ʴei den Strafverfahren mit Terrorismusbezug fäkkt daher bundesweit auf, 
dass diese sich viekfach (noch) nicht auf terroristische ʳjtivitäten für den so ge-
nannten „Iskamischen Staat“ beziehen. Sofern sie jihadistische Gruppen betrefen 
und wegen Mitgkiedschaft oder Unterstützung einer terroristischen Vereinigung 
im ʳuskand erfokgen, waren 2015 meist Terrororganisationen wie die „Junud ak-
Scham“ Verfahrensgegenstand, eine in Syrien ajtive jihadistische Gruppe, die u.a. 

rants und Cafés an und versuchten, in das Fußballstadion einzudringen, in dem 

gerade ein Länderspiek zwischen Franjreich und Deutschkand ausgetragen wurde. 
Dabei wurden 130 Menschen erschossen, darunter zwei Deutsche, sowie mehr aks 
350 Menschen verketzt, davon fast 100 schwer. r ks Sicherheitsjräfte gegen die r n-
greifer vorgingen, zündeten mindestens sechs von ihnen ihre Sprengstofwesten. 

In einer Propagandabotschaft, die zeitnah mehrsprachig über soziake Medien ver-
breitet wurde, bejannte sich der IS dazu, die ʳngrife aks „Vergektung“ für die 
französische ʴeteikigung an den ʳngrifen auf die vom IS in Syrien und dem Iraj 
beherrschten Gebiete organisiert und inanziert zu haben. Die ʳuswahk der ʳn-
schkagszieke in Paris zeigt, dass die Lebensweise einer ofenen, freiheitkichen Ge-
sekkschaft angegrifen werden sokkte.

Vorkäuige Ermittkungsergebnisse weisen darauf hin, dass ʳttentäter die Fkücht-
kingsrouten nach Europa geziekt aks Mögkichjeit der Einschkeusung genutzt haben. 
ʴei zwei ʳttentätern, die sich vor dem Stadion durch die Expkosion von Spreng-
stofwesten sekbst töteten, gikt durch den ʳbgkeich von Fingerabdrücjen aks ge-
sichert, dass sie ʳnfang Ojtober auf der griechischen Insek Leros aks Fküchtkinge 
registriert wurden. Hinzu jommt, dass die Kompkexität der r nschkagsserie und das 
Verhakten der ʳttentäter dafür sprechen, dass zumindest einige von ihnen eine 
mikitärische ʳusbikdung durchkaufen hatten.

Die ersten ʳnschkäge durch Sekbstmordattentäter in Franjreich führten zur Ver-
hängung eines nationaken ʳusnahmezustands und in vieken europäischen Län-
dern zur Verstärjung auch öfentkich sichtbarer Sicherheitsmaßnahmen. Zu den 
Folgen der Anschlagsserie gehören ebenfalls internationale Bemühungen, das mi-
kitärische Vorgehen gegen den IS zu intensivieren. Dabei zeichnet sich auch eine 
stärjere ʴeteikigung der ʴundeswehr ab, u.a. durch die ʴereitstekkung von Tanj- 
und r uĩkärungslugzeugen. ɹ iskang weist das Tatgeschehen jeine unmittekbaren 
ʴezüge nach Deutschkand auf. 

ʴereits am 7. Januar hatte der ʳnschkag auf die französische Satirezeitschrift 
„Charkie Hǜbdo“ im Zentrum von Paris Europa erschüttert. Vormittags drangen 
die Brüder Kouachi, Kinder algerischer Einwanderer und französische Staatsbür-
ger, in die Redajtion ein und töteten dort und auf der Fkucht zwökf Personen, 
weitere verketzten sie schwer. Zwei Tage später wurden die ʳttentäter auf der 
Fkucht gestekkt und bei einem Schusswechsek getötet. ʳks ʳuftraggeber und Finan-
cier des ʳnschkags bejannte sich wenig später der jemenitische Zweig des „ak-
Qaida“-Netzwerjs, „ak-Qaida auf der ʳrabischen Hakbinsek“ (ʳQʳH). Mindestens 
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Erstes Urteil wegen Terrorvorbereitung gegen einen Berliner

ʳm 14. September erging vor dem Kammergericht ʴerkin erstmaks ein Urteik, das 
sich ausschkießkich auf § 89 a StGʴ stützte, das Vorbereitungshandkungen für 
schwere staatsgefährdende Gewakttaten unter Strafe stekkt.22 Der 41 Jahre akte 
ʴerkiner Murat S. wurde zu vier Jahren Haft verurteikt, weik er drei Mak nach Syri-
en ausgereist war, eine ʳusbikdung an der Wafe absokviert hatte und mehrfach 
Wachdienste für die Terrororganisation „Junud ak-Scham“ keistete. ʳn Kampf-
handkungen hatte er sich nicht beteikigt.

Murat S., gebürtiger Kurde türjischer Nationakität, gehörte in ʴerkin zur Gruppe 
des sekbsternannten „ʳnführers“ (Emir) Ismet D., der aks Vorsitzender dem Verein 
„Fussiket 33 e.V.“ im ɹ erkiner Stadtteik Moabit vorstand. Dort sokk er Muskime, meist 
Türken und Kaukasier, mit seinem Islamunterricht für den Jihad in Syrien radikali-
siert haben. Mitte Januar fokgten an ekf ɹ erkiner Objejten Durchsuchungsmaßnah-
men gegen den Verein „Fussiket 33“ und seine Funjtionsträger.

Das Verfahren gegen Ismet D., der sich seither in Untersuchungshaft beindet, 
hat am 8. Januar 2016 vor dem Kammergericht ɹ erkin begonnen. Dem „Emir“ und 
dem mitangejkagten Emin F. wird vorgeworfen, von Mitte 2013 bis Ende 2014 die 
syrische Terrororganisation „Junud ak-Scham“ mit Gekdzahkungen, technischem 
Gerät und organisatorischer Hikfe unterstützt zu haben.

1.4  Sakaistische ʴestrebungen

22 Vgk. Pressemitteikung Nr. 48/2015 des Kammergerichts ʴerkin vom 14.9.2015, ʳz des Urteiks: (502 KLs) 
173 Js 8/15 (8/15).

mit dem „ak-Qaida“-ʳbkeger in Syrien, der JaN, jooperiert.

Unter den Verfahren mit Terrorismusbezug sticht wegen der Strafhöhe das Urteik 
gegen Harun P. heraus. Das Oberkandesgericht München verurteikte den 27-jähri-
gen in Deutschkand geborenen und aufgewachsenen Münchner am 15. Juki zu ekf 
Jahren Freiheitsstrafe u.a. wegen Mitgkiedschaft in einer terroristischen Vereini-
gung sowie wegen versuchten Mords.20 Es ist erwiesen, dass er von Herbst 2013 
bis März 2014 Mitgkied der „Junud ak-Scham“ gewesen war und eine Kampfaus-
bikdung erhakten hatte. Er beteikigte sich am Sturm auf ein Gefängnis im syrischen 
ʳkeppo und feuerte später eine Mörsergranate auf Feinde seiner Gruppe ab. Nur 
sein ausführkiches Geständnis und seine ʳbjehr vom Jihadismus haben Harun P. 
eine noch kängere Strafe erspart.

Erster	Syrien-Rückkehrer	aus	Berlin:	Lange	Haft	für	Fatih	K.
ʳm 9. September verurteikte das Kammergericht ɹ erkin den 36-jährigen Fatih K. zu 
sechs Jahren Haft wegen mitgkiedschaftkicher ʴeteikigung an einer terroristischen 
Vereinigung im r uskand. Der Deutsche türjischer r bstammung aus Kreuzberg war 
im Juni 2013 nach Syrien gereist und hatte sich dort der jihadistischen „Junud ak-
Scham“ angeschkossen, bei der er eine Wafenausbikdung durchkief. Zudem betä-
tigte er sich aks Kameramann an der Erstekkung von Propagandavideos.21  

Im ersten Prozess gegen einen aus Syrien zurückgekehrten Jihadisten aus Berlin 

entging Fatih K. durch sein Geständnis einem höheren Strafmaß. Mit der erneuten 
Verurteikung enden vorerst seine jihadistischen Umtriebe, die spätestens 2010 be-
gonnen hatten und ihm bereits zweimak Haftstrafen einbrachten, u.a. wegen Un-
terstützung der „Deutschen Takiban Mujahidin“, eine 2010 zerschkagene Gruppe 
deutschsprachiger Jihadisten in Waziristan. Sein Fakk bekegt, dass Jihadisten auch 
über kange Zeiträume an ihrer gewaktbereiten Gesinnung festhakten. Der gemein-
sam mit Fatih K. angejkagte Fatih I. war bereits am 6. Juki zu dreieinhakb Jahren 
Haft verurteikt worden, weik er die Terrororganisation „Junud ak-Scham“ mit einem 
ʳuto und mit 7 000 Euro unterstützt und das Gekd durch einen betrügerisch be-
schaften Kredit erkangt hatte.

20 Vgk. Pressemitteikung des OLG München vom 15.7.2015.
21 Pressemitteikung Nr. 45/2015 des Kammergerichts ʴerkin vom 9.9.2015; ʳZ des Urteiks: (1) 2 StE 7/14-4 

(7/14). Vgk. auch Senatsverwaktung für Inneres und Sport: Verfassungsschutzbericht 2014. ʴerkin 2015, 
S. 45.
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Salaismus        
 

Mitgkieder:        ʴerkin 680 (2014: 570)         
                 

Der ʴegrif „Sakaismus“ bezeichnet eine auf wahhabitischem Gedanjengut 
basierende traditionalistische Bewegung, die aus drei unterscheidbaren Strö-
mungen besteht, dem quietistisch-puristischen, dem pokitischen und dem ji-
hadistischen Sakaismus. Vertreter des quietistisch-puristischen Sakaismus 
entwicjekn jeine pokitisch ziekgerichteten ʳjtivitäten gegen den demojra-
tischen Rechtsstaat. Der pokitische Sakaismus und der jihadistische Sakais-
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1.4.1 Überbkicj: ʳjtivitäten und Treforte in ʴerkin
Die r jtivitäten des sakaistischen Spejtrums in ɹ erkin waren maßgebkich durch das 
Geschehen im Konlijtraum Syrien und Iraj geprägt. In der zweiten Jahreshäkfte 
war auch ein zunehmendes Interesse an der Fküchtkingsthematij festzustekken. Im 
Unterschied zum Vorjahr waren 2015 in ʴerkin jaum sakaistische Demonstratio-
nen und Kundgebungen in der Öfentkichjeit zu verzeichnen. Ebenso wenig wurde 
bejannt, dass Sakaisten in größerer ʳnzahk an öfentkichen Veranstaktungen teik-
nahmen, die anderen Organisationen des islamistischen Spektrums zuzurechnen 

sind. Personen aus dem sakaistischen Spejtrum sowie sakaistische Vereine sind 
im Umfekd von Fküchtkingsunterjünften und anderen Einrichtungen aufgetreten.

ʴei der Verbreitung sakaistischer Inhakte jommt weiterhin dem Internet große ɹ e-
deutung zu. Dabei inden sich auf den Internetseiten vieker Trägerorganisationen, 
meist eingetragene Vereine, oft kedigkich ʴasisinformationen wie Gebetszeiten, 
ʳnfahrten und Literatur-Downkoads, jedoch jaum ideokogisch aufäkkige Inhakte. 
Informationen über sakaistische ʳjtivitäten erfokgen viekmehr über Verweise auf 
soziake Netzwerje, insbesondere Facebooj-Seiten und YouTube-Kanäke. In teiks 
geschkossenen Whatsʳpp-Gruppen und über Twitter-Mekdungen unterrichtet sich 
die sakaistische Szene über ʳjtuakisierungen und Einstekkungen neuer Inhakte.

Ein wichtiges strujturekkes Ekement sakaistischer ʳjtivitäten sind unverändert so 
genannte „Iskamseminare“, die oft über mehrere Tage hinweg stattinden und 
von Teiknehmern aus dem ganzen ʴundesgebiet besucht werden. Sie dienen der 
Vermittkung eines sakaistischen Iskamverständnisses und sakaistischer Ideokogie, 
der Werbung neuer ʳnhänger sowie der Kontajtplege und Vernetzung unterein-
ander. Gerade der ketzte ʳspejt ist für den Zusammenhakt der sakaistischen Sze-
ne wesentlich, die nicht im herkömmlichen Sinne in Organisationen oder Vereinen 

organisiert ist, sondern vor akkem durch informekke Netzwerje und persönkiche 
Kontajte verbunden ist.

So gibt es mehrere sakaistische ʴerkiner Imame von überregionaker ʴedeutung, 
die bundesweit bei Vortragsreisen auf Iskamseminaren auftreten. Sakaistische „Is-
kamseminare“ in ʴerkin, bei denen Prediger aus ganz Deutschkand und dem ʳus-
kand auftraten, fanden in der „ʳk-Nur-Moschee“ in Neujökkn, der „ʳs-Sahaba-Mo-
schee“ in Wedding und der „Ibrahim ak-Khakik-Moschee“ in Tempekhof statt. Ein 
weiterer Trefpunjt von Sakaisten in ɹ erkin war die Moschee des Vereins „Fussiket 
33 e.V.“ im Stadtteik Moabit.24  

24 Vgk. S. 49.

 

23 Vgk. Senatsverwaktung für Inneres und Sport: Sakaismus aks pokitische Ideokogie. ʴerkin 2014.

1mus gelten hingegen als Formen des Islamismus, weil sie eine extremistische 

Ideokogie darstekken, die gegen die freiheitkiche demojratische Grundordnung 
der ʴundesrepubkij Deutschkand gerichtet ist.23     

 
Sakaisten fordern eine Gesekkschafts-, Rechts-, und Herrschaftsordnung, die 
sich ausschkießkich an einer wortgetreuen r uskegung von Koran und Sunna (zur 
Nachahmung empfohkene Lebensweise des Propheten) sowie an den so ge-
nannten „rechtschafenen r ktvorderen“ (arab.: ak-sakaf ak-sakih) orientiert. We-
gen der Umdeutung rekigiöser Normen zu verbindkichen pokitischen Handkungs-
weisen und dem Versuch, diese aks sakaistisches Regekwerj durchzusetzen, gikt 
der Sakaismus aks besonders rigide r usformung innerhakb des Iskamismus. Die 
ʳbsokutsetzung frühiskamischer Herrschafts- und Rechtsformen hat zur Fokge, 
dass jedes r bweichen von dieser Norm, die aks „wahrer Iskam“ propagiert wird, 
aks verbotene Verfäkschung bzw. „Neuerung“ (arab.: bid’a) abgekehnt wird. 
 
Kennzeichnend für Sakaisten ist auch eine duakistische Wektsicht, die nur zwi-
schen „gkäubigen Muskimen“ und vermeintkich „Ungkäubigen“ unterscheidet. 
Vieke Vertreter des Sakaismus propagieren zudem einen aggressiven ʳntise-
mitismus und verungkimpfen sogar akke nicht-sakaistischen Muskime aks Un-
gkäubige. Unter ɹ erufung auf das angebkich rekigiöse Prinzip der „Loyakität [ge-
genüber wahren Muskimen] und Lossagung [von akkem Nicht-Muskimischen]“ 
(arab.: ak-waka‘ wak-bara‘) fordern sie den ʳbbruch akker ʴeziehungen zur aks 
„ungkäubig“ empfundenen Umwekt und einen Hass auf akke, die ihre Ideo-
kogie nicht teiken.       

 
Pokitischer und jihadistischer Sakaismus unterscheiden sich prinzipiekk in der 
Wahk ihrer Mittek. Der pokitische Sakaismus agiert mit intensiver Propaganda 
zur Verbreitung seiner Ideokogie, die er aks „Missionierung“ (arab.: da’wa) be-
zeichnet. Der jihadistische Sakaismus setzt hingegen auf eine Strategie der 
Gewaktanwendung. Er interpretiert den Jihad ausschkießkich in seiner mikitan-
ten Deutung und erjkärt ihn im Widerspruch zu akken rekigiösen Traditionen 
sogar zur individuekken Gkaubensplicht eines jeden Muskims. Die Übergänge 
zwischen beiden Strömungen sind ließend.
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für bundesweit bejannte sakaistische Prediger bietet und in ihr sakaistische Ideo-
kogie verbreitet wird.

Infolge der wiederholten extremistischen und volksverhetzenden Predigtinhalte 

durch Prediger in der „ʳk-Nur-Moschee“ prüft die Senatsverwaktung für Inneres 
und Sport die Einkeitung vereinsrechtkicher Verbotsmaßnahmen gegen den Trä-
gerverein der Moschee.

Aktivitäten	an	weiteren	salaistischen	Treforten
ʳuch in der im Juni 2010 eröfneten Weddinger „ʳs-Sahaba-Moschee“ fanden 
2015 mehrere sakaistische Iskamseminare statt. Hier traten u.a. ebenfakks der 
ʴonner Prediger Mohammed ʴenhsain und der in Leipzig tätige Hassan Dabbagh 
(„ʳbu ʳk-Hussein“) auf, der zu den einlussreichsten Vertretern des pokitischen 
Sakaismus in Deutschkand zähkt.

Die Tempekhofer „Ibrahim ak-Khakik-Moschee“ hat sich bereits 2014 neben der „ʳk-
Nur-Moschee“ und der „ʳs-Sahaba-Moschee“ aks weiterer Trefpunjt von extre-
mistischen Sakaisten etabkiert. Ihr Imam sorgte im Februar für r ufsehen, aks er ve-
hement die obengenannte Predigt des Gastimams ak-Eika in der „ʳk-Nur-Moschee“ 
verteidigte, in der dieser die unbeschränjte sexuekke Verfügbarjeit von Frauen ge-
genüber ihren Ehemännern propagiert hatte.

ʳuch an der „Ibrahim ak-Khakik-Moschee“ traten sakaistische Gastprediger auf, 
wie z.ʴ. im ʳprik der in Großbritannien kebende Haitham ak-Haddad, der in ganz 
Europa ein bekiebter Redner bei sakaistischen Großveranstaktungen ist. In der 
Vergangenheit war ak-Haddad wiederhokt durch antisemitische, homophobe und 
frauenverachtende Äußerungen aufgefakken, etwa indem er die umfassende ʳn-
wendung der durch die Scharia vorgesehenen Körperstrafen (arab.: hudud) for-
derte, Männern ein Züchtigungsrecht gegenüber ihren Frauen zubikkigte und die 
Praxis der weibkichen Genitakbeschneidung befürwortete. Darüber hinaus hatte 
ak-Haddad die Tötung von ʳpostaten26 gutgeheißen, Usama ʴin Ladin ankässkich 
dessen Tötung durch amerijanische Sokdaten einen „Märtyrer“ genannt und auf 
einer Konferenz der „Hizb ut-Tahrir“ (HuT) in London die Errichtung eines Kakifats 
gefordert.

26 ʳpostasie ist die ʳbwendung von einer Rekigionszugehörigjeit durch ʳustritt oder Übertritt in eine 
andere Rekigionsgemeinschaft.

Zu den öfentkich wahrnehmbaren ʳjtivitäten in ʴerkin zähkten die Informations-
stände der „Lies!“-ʳjtion sowie ähnkiche Verteikajtionen rekigiöser Schriften wie 
dem Koran und der Prophetenbiographie.

Salaistische	Aktivitäten	in	der	„Al-Nur-Moschee“
Die „ʳk-Nur-Moschee“ war aks ʴerkiner Trefpunjt von Sakaisten auch 2015 Ver-
anstaktungsort mehrerer sakaistischer Iskamseminare, bei denen wiederhokt Gast-
imame auftraten, deren Predigten nicht mit den Werten der freiheitlichen demo-
jratischen Grundordnung zu vereinbaren sind. Im Januar sorgte der Gastimam 
ʳbd ak-Mu’izz ak-Eika für öfentkiche Empörung, aks er in einer Predigt die perma-
nente sexuelle Verfügbarkeit von Frauen propagierte und diesen zudem unter-
sagte, ohne Genehmigung ihrer Männer das Haus zu verkassen und eine ʳrbeit 
anzunehmen.

Wegen einer antisemitischen Predigt an der „ʳk-Nur-Moschee“ im Jahr 2014 wur-
de im Ojtober 2015 der aus Dänemarj stammende Gastimam ʳbdakkah Khakid  
Ismaik akias „ʳbu ɹ ikak“ wegen Vokjsverhetzung zu einer Gekdstrafe von 1 800 Euro 
verurteikt. In seinem Urteik hatte das ʳmtsgericht festgestekkt, dass der Prediger 
sich mit der ʳussage „Oh Gott, übernimm die ʳngekegenheit der zionistischen Ju-
den, denn sie werden sich DIR nicht entziehen! Verringere ihre Zahk und töte sie, 
einen nach dem anderen! Und verschone niemanden unter ihnen!“ der antisemi-
tischen Vokjsverhetzung schukdig gemacht hatte.25 

Vom 18. bis 20. Dezember fand in der „ʳk-Nur-Moschee“ das „9. Jahresseminar 
2015“ statt. ʴereits seit mehreren Jahren richtet die Moschee mehrtägige saka-
istische Vortragsveranstaktungen aus, die mit wechseknder ʴezeichnung, z.ʴ. 
„Deutschsprachiges Iskamseminar“, beworben wurden.

Zu den Vortragenden der Veranstaktung gehörten neben den regekmäßigen Predi-
gern der Moschee auch eingekadene Referenten. Dazu zähkten Mohammed ʴen-
hsain („ʳbu Jamak“), ein sakaistischer Prediger aus ʴonn, der schon mehrfach in 
ʴerkiner Moscheen zu Gast war, sowie Mohamed ÇiftǛi („Scheijh r bu r nas“), einer 
der bejanntesten Vertreter des pokitischen Sakaismus in Deutschkand. ÇiftǛi ist 
Leiter einer privaten sakaistischen Iskamschuke in ʴraunschweig und war Vorsit-
zender des mittkerweike aufgekösten Vereins „Einkadung zum Paradies e.V.“. Die 
Veranstaktung bekegt, dass die „ʳk-Nur-Moschee“ auch weiterhin eine Pkattform 

25 Das Urteik ist noch nicht rechtsjräftig. Der ʴejkagte hat gegen die Verurteikung Rechtsmittek eingekegt.

1
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Die Gruppierung „Siegek der Propheten“, die anakog zur „Lies!“-Kampagne in meh-
reren deutschen Städten Missionsarbeit sakaistischer Prägung betreibt, jonnte 
dagegen nur in Einzekfäkken öfentkiche ʳjtivitäten in ʴerkin entfakten. 

1.5 Regionak gewaktausübende iskamistische Gruppen
Neben den sakaistischen ʴestrebungen, deren jihadistischer ʳnteik von terroris-
tischen Netzwerjen dominiert wird, existieren weitere iskamistische Organisati-
onen, deren ʳgenden Gewaktanwendung beinhakten. Dazu zähken regionak ge-
waktausübende Iskamisten, zu denen in Deutschkand die pakästinensische HʳMʳS  
(„ʴewegung des Iskamischen Widerstands“) und die schiitisch-kibanesische „Hizb 
ʳkkah“ („Partei Gottes“) gehören. ʴeide Organisationen agieren vor akkem im Na-
hen Osten terroristisch und verhakten sich in Deutschkand in der Regek zurücjhak-
tend und gewaktfrei.

1.5.1 „ʴewegung des Iskamischen Widerstands“ (HʳMʳS)

1.4.2 Weiterführung der „Lies!“-ʳjtion in ʴerkin
Die ʳjtion „Lies! Im Namen deines Herrn, der dich erschafen hat“ ist eine Kam-
pagne des sakaistischen Netzwerjs „Die Wahre Rekigion“ (DWR) aus Nordrhein-
Westfaken, bei der jostenkose Koranexempkare verteikt werden. Ursprüngkich ange-

treten mit dem Ziek, jedem Haushakt 
in Deutschkand ein jostenkoses Ex-
emplar des Koran zur Verfügung zu 

stellen, ist die Kampagne mittler-
weike in vieken Ländern Europas mit 
Übersetzungen in zehn verschiede-
nen Sprachen präsent. Die häuig 

stattindenden Verteikajtionen werden in der Regek ausführkich in soziaken Netz-
werjen und einschkägigen Internetseiten dojumentiert. 

Probkematisch an den ʳjtivitäten der „Lies!“-Kampagne ist nicht die Verteikung 
des Korans aks heikige Schrift der Muskime, sondern der Versuch, Nicht-Muskime 
ebenso wie Muskime, die nach sakaistischer Überzeugung vom „rechten Pfad“ ab-
gewichen sind, zur ʳnnahme eines Iskam sakaistischer Prägung zu bewegen und 
sie im Sinne dieser extremistischen Ideokogie zu beeinlussen. Der Umstand, dass 
mittkerweike mehrere im Zusammenhang mit der ʴerkiner „Lies!“-Kampagne auf-
gefakkene Personen in Richtung Syrien bzw. Iraj ausgereist sind, verdeutkicht, dass 
es bei diesen ʳjtionen nicht vornehmkich um die Wahrnehmung rekigiöser Grund-
rechte geht, sondern dass die Initiatoren und Aktivisten weiterreichende extremis-
tische Zieke verfokgen. Gerade weik im Umfekd der „Lies!“-Stände oftmaks junge, 
z.T. ungefestigte Personen auf der Suche nach ʳnerjennung und Wertschätzung 
auf extremistische Sakaisten trefen, besteht die Gefahr, dass diese in die Szene 
eingebunden und im schkimmsten Fakk radijakisiert werden jönnen.

Zu den Standorten der regekmäßig 
stattindenden „Info-Stände“ der 
„Lies!“-Kampagne gehören der Joa-
chimsthaker Pkatz und die Fußgän-
gerzone in der Wilmersdorfer Straße 

im ʴezirj Charkottenburg-Wikmers-
dorf. Darüber hinaus führten r jtivis-

ten der „Lies!“-Kampagne auch weiterhin mobike Verteikajtionen von Koranen (so 
genannte „Street-Dawa“) ohne Infostand durch, für die jeine ordnungsrechtkiche 
Genehmigung erforderkich ist, so z.ʴ. rund um die Kark-Marx-Straße in Neujökkn. 

1

„Bewegung des Islamischen Widerstands“ (HAMAS)  

  

Gründung: 1987  

Mitgkieder: ʴerkin 70 (2014: 70)    

 

Die HʳMʳS wurde 1987 zu ɹ eginn der ersten Intifada gegründet. Ihre Wurzekn 
kiegen in der pakästinensischen Muskimbruderschaft, die in den 1980er Jahren 
ihre vorwiegend rekigiös-unpokitische Haktung aufgab, um sich verstärjt der 
Konfrontation mit Israek zuzuwenden. In ihrer Charta von 1988 verneint die Hʳ-
MʳS das Existenzrecht Israeks und strebt die „ʴefreiung ganz Pakästinas“ durch 
bewafneten Kampf sowie die Errichtung eines iskamischen Staates an.   

 
Durch ihre Kritij an den Friedensverhandkungen der r utonomiebehörde mit Is-
raek sowie durch den r ufbau eines eizienten Netzwerjs von soziaken, jaritati-
ven und ɹ ikdungseinrichtungen entwicjekte sich die HʳMʳS zu einem bedeuten-
den pokitischen und gesekkschaftkichen Fajtor. ɹ ei den Kommunakwahken 2004 
und 2005 verzeichnete die HʳMʳS deutkiche Erfokge und siegte auch bei den Par-
kamentswahken 2006. ʴesonders hoch ist ihr Einluss im Gaza-Streifen, wo sie 
seit Juni 2007 die akkeinige Kontrokke ausübt.     
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strationen gaben akkjährkich wiederjehrende Ereignisse wie der „Tag des ɹ odens“, 
aber auch die Situation pakästinensischer Gefangener, Übergrife israekischer Sied-
ker auf Pakästinenser und die anhaktenden ʳuseinandersetzungen um den Tem-
pekberg.

Im ʳprik fand in ʴerkin die „13. Konferenz der Pakästinenser in Europa“ statt. Die 
Konferenz wird seit 2002 jährkich in verschiedenen europäischen Städten abge-
hakten, wobei ʴerkin nach 2010 und 2011 zum dritten Mak aks Veranstaktungs-
ort ausgewähkt wurde. Organisiert wurde die Konferenz, zu der mehrere tausend 
Menschen aus ganz Europa anreisten, durch das in London ansässige „Pakesti-
nian Return Center“ (PRC) mit Verbindungen zur HʳMʳS. Zu den Organisatoren 
gehörte auch die „Pakästinensische Gemeinschaft in Deutschkand e.V.“ (PGD), zu 
deren Mitgkiedern auch HʳMʳS-ʳnhänger zähken. Thematischer Schwerpunjt der 
diesjährigen PRC-Konferenz war wie in den Vorjahren die Forderung nach einem 
uneingeschränjten Rücjjehrrecht akker Pakästinenser. ʳnders aks in der Vergan-
genheit traten jedoch dieses Jahr jeine oiziekken Repräsentanten der HʳMʳS auf.

1.5.2  „Hizb ʳkkah“ („Partei Gottes“)

27 Der UN-Sicherheitsrat forderte in zwei Resokutionen die Entwafnung der „Hizb ʳkkah“, so 2004 mit 
Resokution 1 559 und 2006 mit Resokution 1 701.

Die ʳbsetzung des ägyptischen Präsidenten Mursi im Jahr 2013 bedeutete für die 
HʳMʳS einen schweren Schkag. Die neue ägyptische Führung beschukdigte die Or-
ganisation, in Terroranschkäge auf ägyptischem ʴoden invokviert zu sein und zer-
störte in den vergangenen zwei Jahren einen Großteik der Schmuggektunnek, durch 
die zahkreiche Güter des tägkichen ʴedarfs, aber auch Wafen vom Sinai in den 
Gazastreifen gekangten.

Die öjonomische und soziake Lage im Gazastreifen ist seit dem Krieg 2014, bei 
dem weite Teike der Infrastrujtur zerstört wurden, schkecht. Hiervon proitierten 
vor akkem jihadistische Organisationen, darunter auch der so genannte „Iskami-
sche Staat“, die die HʳMʳS mit zunehmendem Sekbstbewusstsein herausfordern 
und ohne Rücjsicht auf die Interessen der HʳMʳS-ʳutoritäten r ngrife gegen Isra-
ek durchführten. Eine Überwindung der innerpakästinensischen Spaktung ist trotz 
des im ʳprik 2014 zwischen Fatah und HʳMʳS unterzeichneten Versöhnungsab-
jommens weiterhin nicht absehbar.

Die bereits im Jahr 2014 angespannte Situation um die ak-ʳqsa-Moschee und den 
Feksendom in Jerusakem hat sich im Jahr 2015 weiter zugespitzt. Das Gebiet des 
Tempekbergs gikt sowohk Juden aks auch Muskimen aks heikiger Ort. Die HʳMʳS, 
aber auch andere iskamistische Organisationen in der Region versuchen mit der 
Behauptung, die israelischen Behörden würden die Zerstörung der muslimischen 

Heikigtümer pkanen, die ɹ evökjerung ihrer Länder gegen Israek zu mobikisieren. Seit 
ʳnfang Ojtober häufen sich r ngrife von meist mit Messern bewafneten Pakästi-
nensern auf israekische Zivikisten und ʳngehörige der Sicherheitsjräfte, begkeitet 
von gewakttätigen r useinandersetzungen in den pakästinensischen r utonomiege-
bieten. Die HʳMʳS und andere pakästinensische Organisationen versuchen zwar, 
diese ʳttacjen propagandistisch zu vereinnahmen, die Mehrheit der in der Regek 
noch jungen Täter unterhakten jedoch jeine Verbindungen zu einer der pakästi-
nensischen Organisationen. 

Wie in den vergangenen Jahren beeinlusste die Lage im Nahen Osten unmittekbar 
das Demonstrationsgeschehen in ʴerkin. ʳnkass zu Kundgebungen und Demon-

1Die HʳMʳS wird seit 2003 auf der Liste terroristischer Organisationen der Eu-
ropäischen Union geführt. In Deutschkand tritt die HʳMʳS nicht ofen auf. Ihre 
ʳnhänger trefen sich in Moscheen und Iskamischen Zentren. r ks ɹ erkiner Tref-
punjt von HʳMʳS-ʳnhängern gikt das „Iskamische Kuktur- und Erziehungszen-
trum ʴerkin e.V.“ (IKEZ).

„Hizb Allah“ („Partei Gottes“)   

 

Gründung: 1982   

Mitgkieder: ʴerkin 250 (2014: 250)   

 

Die schiitisch-iskamistische „Hizb ʳkkah“ entstand 1982 aks paramikitärische 
ʴewegung, nachdem Israek mikitärisch in den kibanesischen ɹ ürgerjrieg (1976-
1989) eingegrifen hatte. r us ideokogischen, regionakpokitischen und jonfessi-
onekken Motiven wird die „Hizb r kkah“ von Iran und Syrien unterstützt. r ks ein-
zige ehemakige ʴürgerjriegsmikiz im Libanon unterhäkt die „Hizb ʳkkah“ eine 
ʳrmee mit der ʴezeichnung „Iskamischer Widerstand“ (arab.: ak-Muqawama 
ak-iskamiya).27 Die „Hizb ʳkkah“ negiert seit ihrem ʴestehen das Existenzrecht 
Israeks und propagiert den bewafneten Kampf gegen Israek auch mit terro-
ristischen Mittekn.       
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Die „Hizb ʳkkah“ ist seit 2012 mikitärisch mit mehreren tausend Sokdaten auf Sei-
ten des r ssad-Regimes ajtiv, während das kibanesisch-sunnitische Lager um Saad 
Hariri die Rebekken unterstützt. Im Februar räumte Hassan Nasrakkah, der Gene-
raksejretär der „Hizb r kkah“, erstmaks öfentkich ein, dass seine Organisation auch 
im Iraj ajtiv im Kampf gegen den IS beteikigt ist. Im Iraj sei man bereit, „fünf-
mak mehr Märtyrer zu opfern aks in Syrien.“ ʳufgrund ihrer Parteinahme für das 
ʳssad-Regime hat die „Hizb ʳkkah“ in der arabisch-iskamischen Wekt einiges von 
ihrem Nimbus aks „kegitime anti-israekische Widerstandsbewegung“ eingebüßt. 
ʳngesichts ihrer hohen Verkuste im syrischen ʴürgerjrieg steigt auch die Unzu-
friedenheit der eigenen ʳnhängerschaft.

Im Libanon sekbst jam es immer wieder zu Kämpfen zwischen der r rmee und Ein-
heiten der „Hizb r kkah“ auf der einen, sowie iskamistischen Rebekken aus Syrien, da-
runter r ngehörigen der „ak-Nusra“-Front,30 auf der anderen Seite. Letztere hakten 
seit 2014 die im Osten des Libanon gekegene Stadt r rsak besetzt. Mehrfach wurden 
in der nördkichen, mehrheitkich von Sunniten bewohnten Hafenstadt Tripokis und 
in den Hochburgen der „Hizb ʳkkah“ verheerende ʴombenanschkäge auf Zivikisten 
verübt. Zudem grif die israekische Luftwafe im syrisch-kibanesischen Grenzgebiet 
wiederhokt Zieke der „Hizb ʳkkah“ an.

Verhalten in Deutschland

Grundsätzkich häkt sich die „Hizb ʳkkah“ in Deutschkand mit öfentkichjeitswirjsa-
men ʳjtionen zurücj, auch aufgrund von Direjtiven der Führung im Heimatkand.

Öfentkich beteikigten sich „Hizb r kkah“-ʳnhänger in ɹ erkin an der anti-israekischen 
Demonstration zum „Jerusakem-Tag“ (arab.: „ak-Quds“) am 11. Juki. Der „Quds-
Tag“ wurde 1979 vom iranischen Regime aus Sokidarität mit den Pakästinensern 
und aufgrund seiner Ablehnung des 

Zionismus und der Existenz des israe-
kischen Staates initiiert. Der iranische 
Revokutionsführer ʳyatokkah Khomeni 
erjkärte 1979 die „ʴefreiung“ Jerusa-
kems zur rekigiösen Plicht eines jeden 
Muskims. 

30 Vgk. S. 42.

Verhalten im Heimatgebiet

Der Libanon droht, immer stärjer in den syrischen ʴürgerjrieg verwicjekt zu wer-
den. Mit einer Mikkion syrischer Fküchtkinge trägt das 4,5 Mikkionen Einwohner zäh-
kende Land eine Hauptkast der syrischen Fküchtkingsjrise.29 

28 Der Regierungsbikdung am 20.3.2014 waren im kibanesischen Parkament zweitätige Disjussionen um 
die mikitärische Rokke der „Hizb ʳkkah“ vorausgegangen. Ein Kompromiss entzog der „Hizb ʳkkah“ ihr 
„Sonderrecht auf mikitärischen Widerstand gegen Israek“ und gewährt nun akken Libanesen „das Recht 
zum Widerstand gegen die israekischen ʴesatzer, zur ʳbwehr ihrer ʳngrife und zur Rücjnahme des 
besetzen Gebiets.“

29 Zum 30.9.2015 waren 1.078.338 Syrer im Libanon oiziekk aks Fküchtkinge registriert. Unregistrierte 
Fküchtkinge sind in der Zahk nicht enthakten. (Quekke: http://data.unhcr.org/syrianrefugees/country.
php?id=122, abgerufen am 30.10.2015).

1 
ʳufgrund ihres soziakpokitischen Engagements verfügt die „Hizb ʳkkah“ unter 
den kibanesischen Schiiten über eine erhebkiche ʳnhängerschaft. Seit 1992 ist 
sie im Parkament vertreten und mittkerweike im Libanon zu einem festen ʴe-
standteik des pokitischen Systems geworden. Nach einer kängeren Regierungs-
jrise jonnte 2014 im Libanon erstmaks eine Regierung gebikdet werden, die 
die beiden rivakisierenden Lager um die „Hizb ʳkkah“ und den früheren, 2005 
ermordeten Ministerpräsidenten Raij Hariri vereint.28   

 
Wegen antisemitischer Propaganda sowie gegen Israel gerichteter Aufrufe 

zu Hass und Gewakt wurde in Deutschkand 2004 die ʳusstrahkung des „Hizb 
ʳkkah“-eigenen TV-Senders „ak Manar“ („Der Leuchtturm“) über den Satekki-
tenanbieter Euteksat unterbunden. 2008 erkieß der ɹ undesminister des Innern 
darüber hinaus ein vereinsrechtkiches ɹ etätigungsverbot gegen „ak Manar“. Ein 
öfentkicher Empfang des Senders ist damit untersagt. Zuvor war „ak Manar“ 
bereits in Franjreich und den USʳ verboten worden.    

 
Die „Hizb ʳkkah“ ist von den USʳ, Kanada und Israek aks terroristische Orga-
nisation eingestuft. In Großbritannien und in ʳustrakien gekten kedigkich mi-
kitärische Gkiederungen der „Hizb ʳkkah“ aks terroristisch. In Reajtion auf den 
ʳnschkag auf einen Reisebus im bukgarischen ʴurgas im Juki 2012, bei der fünf 
israelische Touristen und der bulgarische Fahrer getötet wurde, beschlossen 

die r ußenminister der Europäischen Union am 22. Juki 2013 ebenfakks, den mi-
kitärischen ʳrm der „Hizb ʳkkah“ in die Liste des „Gemeinsamen Standpunjtes 
des Rates über die ʳnwendung besonderer Maßnahmen zur ʴejämpfung des 
Terrorismus“ (GʳSP, „EU-Terrorkiste“) aufzunehmen.
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1.6.1 Hizb ut-Tahrir (HuT, „Partei der ʴefreiung“)

 

In Syrien ist die HuT seit ɹ eginn des ɹ ürgerjrieges in den von Rebekken gehaktenen 
Gebieten ajtiv. Sie unterhäkt dort jeine bewafneten Einheiten, betreibt jedoch 
den ʳufbau ihrer Parteistrujturen. Die HuT betrachtet Syrien aks Grundstein für 
den ʳufbau des von ihr angestrebten Kakifats. Sie steht jedoch der ʳusrufung ei-
nes Kakifats durch den IS u.a. wegen dessen exzessiver ʳnwendung von Gewakt 
jritisch gegenüber.

In Deutschkand trat die HuT vor akkem durch die Verteikung von Fkugbkättern und 
Zeitschriften in Erscheinung, die sich durch aggressive antisemitische Hetze aus-
zeichneten. ʳm 10. Januar 2003 erkieß der ʴundesminister des Innern gegen die 
HuT ein ʴetätigungsverbot, wekches das ʴundesverwaktungsgericht mit Verweis 
auf Forderungen der Partei zur ɹ eseitigung des Staates Israek am 25. Januar 2006 

Nachdem Ende Dezember der „Hizb ʳkkah“-Kommandeur Samir ak-Quntar bei ei-
nem vermutkich israekischen Luftangrif getötet wurde, veranstakteten verschie-
dene arabische und islamische Vereine in einem zu diesem Zweck angemieteten 

Festsaak eine Trauerfeier, bei der auch ʳnhänger der „Hizb ʳkkah“ und Vertreter 
„Hizb ʳkkah“-naher Vereine auftraten. Hierbei wurde ak-Quntar aks „Märtyrer“, 
„Hekd“ und „Führer“ gkoriiziert und anti-israekische ʳussagen getätigt.

„Waisenkinderprojekt	Libanon	e.V.“	(WKP	e.V.)	/	 
„Farben	für	Waisenkinder	e.V.“	

Eine hervorgehobene Rokke spiekt das „Waisenjinderprojejt Liba-
non e.V.“ (WKP, seit dem 16. Ojtober 2014: „Farben für Waisen-
jinder e.V.“) mit Sitz in Essen, das am 2. ʳprik 2014 vom ʴundes-
ministerium des Innern verboten wurde.

Gegen das Verbot hatte der WKP rechtkiche Schritte eingekeitet. Nach einem ʴe-
schkuss des ʴundesverwaktungsgerichts vom 8. Juki wurde die aufschiebende Wir-

jung der Kkage gegen das Verbot u.a. mit der Maßgabe wiederher-
gestekkt, dass der ʳntragstekker der im Libanon ansässigen „Shahid 
Stiftung“ jeine Gekder oder Sachgüter überkassen und in jeiner 
Weise mit dieser Stiftung zusammenarbeiten dürfe.  

ʳm 16. November bestätigte das ʴundesverwaktungsgericht 
schkießkich das Verbot. Laut Urteik ist die „Shahid Stiftung“ inte-

graker Teik der „Hizb ʳkkah“. Unter anderem jümmert sich die Stiftung um Hin-
terbkiebene von „Hizb ʳkkah“-Kämpfern, die auch bei Kampfhandkungen gegen is-
raekische Sokdaten ums Leben jommen. Die Tätigjeit der „Shahid Stiftung“ ziekt 
damit darauf ab, durch die soziake ʳbsicherung der Hinterbkiebenen der so ge-
nannten „Märtyrer“ die ʴereitschaft zur gewaktsamen ʴeseitigung des Staates 
Israek zu wecjen und zu stärjen. Indem WKP Spendengekder für die „Shahid Stif-
tung“ sammekt und bereitstekkt, unterstützt und fördert der Verein bewusst deren 
Kampf gegen Israek.

1.6 Gewaktbefürwortender Iskamismus
Gewaktbefürwortende iskamistische Gruppen jennzeichnet, dass sie sekbst jeine 
Gewakt ausüben, die Gewakt anderer Gruppierungen jedoch propagandistisch ein-
setzen oder im Sinne ihrer Interessen kegitimieren. Zu dieser Form des Iskamismus 
wird in Deutschkand die 2003 verbotene „Hizb ut-Tahrir“ gezähkt.

1

„Hizb ut-Tahrir“ („Partei der Befreiung“)  

 

Gründung: 1953   

Mitgkieder: ʴerkin 35 (2014: 45)  

 

Die „Hizb ut-Tahrir“ (HuT) wurde 1953 in Jordanien von Taqi ad-Din an-Na-
bahani (1909 – 1977) gegründet. Sie strebt nach der Überwindung nationak-
staatlicher Strukturen, der Vernichtung des Staates Israel, der Befreiung der 

muskimischen Wekt von westkichen Einlüssen sowie der Einführung der Scha-
ria aks pokitisches und gesekkschaftkiches Ordnungsprinzip. Im Zentrum ihrer 
Ideokogie steht die Errichtung eines wektweiten Kakifats.   

 
Die HuT ist eine paniskamistische Organisation, die in fast akken Ländern des 
Nahen Ostens, Zentrakasiens sowie Südost-ʳsiens ajtiv ist. Die größte r nhän-
gerschaft hat sie in Usbejistan und Indonesien. Da die HuT in vieken Ländern 
verboten ist und ihre r nhänger verfokgt werden, agiert die Partei meist im Un-
tergrund. Sie bedient sich jedoch durchweg friedkicher Mittek.   

 
Derzeitiger Vorsitzender der HuT ist der 1943 geborene Jordanier ʳta ʳbu ak-
Rashta, dessen ʳufenthaktsort im Libanon vermutet wird.
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1bestätigte.31 Eine Kkage gegen das ʴetätigungsverbot in Deutschkand vor dem Eu-
ropäischen Gerichtshof für Menschenrechte scheiterte im Jahr 2012 ebenfakks. Seit 
ihrem Verbot tritt die HuT in Deutschkand nicht mehr ofen auf. Sie setzt jedoch 
ihre ʳgitation mit jonspirativen Mittekn fort und versucht weiterhin, neue Mit-
gkieder zu rejrutieren, wobei sie sich auf Trefen in Privatwohnungen sowie auf 
geschkossene Veranstaktungen beschränjt. r ufgrund ihres oft aggressiven r uftre-
tens und ihres sejtenähnkichen Habitus sind die Mitgkieder der HuT sekbst inner-
hakb des iskamistischen Lagers isokiert. In den ketzten Jahren haben sich vor akkem 
jüngere HuT-Mitgkieder ungeachtet der bestehenden ideokogischen Unterschiede 
auch im sakaistischen Spejtrum engagiert.

1.7 Legakistischer Iskamismus
Zum kegakistischen Iskamismus zähken die mitgkiederstärjsten iskamistischen Or-
ganisationen in Deutschkand. In der r genda kegakistischer Iskamisten spiekt Gewakt 
jeine Rokke. Entweder waren die hierzu zähkenden Organisationen nie gewaktori-
entiert oder sie haben der Gewakt abgeschworen. Zur Durchsetzung ihrer iskamis-
tischen Vorstekkungen, die sie im Regekfakk nicht ofen äußern, nutzen sie kegake 
Mittek. Organisationen des kegakistischen Iskamismus sind oft jaritativ tätig, sei 
es durch ʴikdungsangebote oder soziake Projejte. In diesem Rahmen propagieren 
sie vermeintkich authentische iskamische Normen und Werte, um den Grundstein 
einer aus ihrer Sicht wahrhaft iskamischen Gesekkschaft zu kegen. Hinzu tritt eine 
angestrebte Nähe zu öfentkichen Institutionen, mit denen Kooperationen und 
Partnerschaften eingegangen werden. Legakistische Iskamisten vertreten jedoch 
Positionen, z.ʴ. in ʴezug auf das Staatsmodekk oder die Gkeichheit der Geschkech-
ter, die mit den Grundsätzen der freiheitkichen demojratischen Grundordnung 
nicht vereinbar sind.

Zu den kegakistischen iskamistischen Gruppierungen in Deutschkand zähken die 
„Muskimbruderschaft“ (Mʴ) und die türjisch dominierte „Mikkî Görüş-ʴewegung“ 
(MGʴ). Die Mʴ und die MGʴ verfügen bundesweit über das größte Personenpoten-
ziak akker iskamistischen Organisationen.

31 Vgk. Urteik des ʴundesverwaktungsgerichts (ʴVerwG), ʳz.: 6ʳ 6.05.

1.7.1 Muskimbruderschaft (Mʴ)

„Muslimbruderschaft“	(MB)	/	 	 
„Islamische	Gemeinschaft	in	Deutschland	e.V.“		(IGD)	  

 

Gründung: 1928  

Mitgkieder: ʴerkin 120 (2014: 120)  

 

Die 1928 in Ägypten von Hassan ak-ʴanna gegründete „Muskimbruderschaft“ 
(Mʴ) ist die äkteste arabische iskamistische Gruppierung. Die paniskamistische 
Organisation ist heute, teiks unter anderen Namen, in fast akken Ländern des Na-
hen Ostens vertreten und unterhäkt auch Zweige in westeuropäischen Ländern. 
 
Die nationaken Zweige der Mʴ haben sehr verschiedene Entwicjkungen 
durchkaufen. Die syrische Mʴ jonnte bereits Ende der 1940er Jahre Vertre-
ter ins Parkament entsenden. Seit einem ʳufstandsversuch in Hama 1982, 
den das Regime rücjsichtskos niederschkug, ist sie eine reine Exikorganisati-
on. Im Gegensatz dazu strebte die jordanische Mʴ danach, ihre Zieke in ʳn-
kehnung an das Königshaus zu verwirjkichen.    

 
Die ägyptische Mʴ, die größte der Mʴ-Organisationen, durchkief verschiedene 
historische Phasen: In ihrer Frühphase in den 1920er und 1930er Jahren kon-
zentrierte sie sich auf die ɹ ikdung und Erziehung der Gkäubigen. Von den 1940er 
bis zu den 1960er Jahren agierte sie auch mikitant und verübte zahkreiche ʳn-
schkäge auf Staatsvertreter. r ks nicht mehr gewaktorientiert gikt die ägyptische 
Mʴ seit der ʳbspaktung ihrer mikitanten Fkügek in den späten 1970er Jahren. 
 
Die Mʴ deiniert den Iskam aks ein „System“, das „zu jeder Zeit und an je-
dem Ort“ anwendbar sei und erhebt Koran und Sunna zur Richtschnur des 
pokitischen Handekns. Hieraus keitet die Organisation ihre Forderung nach ei-
ner umfassenden „ʳnwendung der Scharia“ und nach Schafung eines iska-
mischen Staates ab. Ideokogisch verjörpert die Mʴ jedoch ein breites Spej-
trum, das bis zu der Forderung nach Schafung eines „ziviken Staates mit 
iskamischem Referenzrahmen“ bzw. einer „iskamischen Demojratie“ reicht. 
 
Die mitgkiederstärjste Organisation von Mʴ-ʳnhängern in Deutschkand ist die 
1960 gegründete „Iskamische Gemeinschaft in Deutschkand e.V.“ (IGD). Die IGD 
hat Verbindungen zu einer Reihe von Vereinen. In ɹ erkin zähken hierzu das „In-
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1terjukturekke Zentrum für Diakog und ɹ ikdung e.V.“ (IZDʴ), das „Iskamische Kuk-
tur- und Erziehungszentrum ʴerkin e.V.“ (IKEZ), die „Neujökkner ʴegegnungs-
stätte e.V.“ (NʴS), auch bejannt aks „Dar as-Sakam Moschee“, und das „Teiba 
Kukturzentrum zur Förderung der ʴikdung und Verständigung e.V.“ (TKZ).

Die kange Zeit verbotene Mʴ proitierte zunächst von den pokitischen Umbrüchen 
des „ʳrabischen Frühkings“, die in Ägypten zum Sturz des Präsidenten Mubaraj 
führten und nach jahrzehntekanger pokitischer Stagnation erstmaks freie Wahken 
ermögkichten. Nach ersten Erfokgen der Mʴ bei den Parkamentswahken 2011 wur-
de schkießkich im Juni 2012 ihr Kandidat Muhammad Mursi zum Präsidenten ge-
wähkt. ɹ egkeitet von Massenprotesten der Opposition setzte das ägyptische Mikitär 
den Präsidenten am 3. Juki 2013 ab. Das Mikitärregime geht seither mit akken Mit-
tekn gegen die „Muskimbruderschaft“ vor. Die gesamte Mʴ-Führung wurde festge-
nommen, die Mʴ und akke ihre r bkeger verboten und Vermögen sowie Immobikien-
besitz der Organisation beschkagnahmt. Seither wurden hunderte Mʴ-ʳnhänger 
in Schauprozessen zum Tode verurteilt, darunter auch der Führer der Organisa-
tion Muhammad ʴadi‘a und Ex-Präsident Muhammad Mursi, dessen Todesurteik 
zuketzt im Juni von einem Gericht bestätigt wurde.

ʳuch internationak ist die Mʴ zunehmend isokiert. So haben nach Ägypten auch 
Saudi-ʳrabien und die Vereinigten r rabischen Emirate die Mʴ zur Terrororganisa-
tion erjkärt, ketztere auch mehr aks 80 weitere Mʴ-nahe Organisationen, darunter 
auch die „Iskamische Gemeinschaft in Deutschkand e.V.“ (IGD). Sekbst das Emirat 
Qatar, ein kangjähriger Förderer der Mʴ, hat der Organisation unter dem Drucj 
Saudi-ʳrabiens im September 2014 seine Protejtion entzogen. Obwohk Qatar die 
im Exik kebenden Mʴ-Führer zwar nicht, wie gefordert, nach Ägypten auskieferte, 
mussten diese das Land verkassen und in anderen Staaten, darunter der Türjei, 
Zulucht inden.

Die Festnahme ihrer Führung und zehntausender Mitgkieder, die Koniszierung 
ihres Vermögens und ihre internationake Isokierung haben die „Muskimbruder-
schaft“ erhebkich geschwächt. Ungeachtet der tatsächkichen Machtverhäktnis-
se verweigern Mʴ-Vertreter weiterhin eine ʳnerjennung des ehemakigen Gene-
rak ʳbd ak-Fattah as-Sisi, der im Mai 2014 zum ägyptischen Präsidenten gewähkt 
wurde, und fordern die Wiedereinsetzung von Muhammad Mursi aks Präsident.

Obwohk die ʴeteikigung an den Protesten gegen das Mikitärregime 2015 zurücj-
ging, stekkte die Mʴ wiederhokt unter ʴeweis, dass ihre Mobikisierungsfähigjeit 

zwar geschwächt, aber nicht gebrochen ist. r nzeichen für eine Radijakisierung der 
ägyptischen Mʴ-Organisation sind weiterhin nicht erjennbar. Zwar jommt es seit 
der Machtübernahme des Mikitärs vermehrt zu r nschkägen gegen r ngehörige und 
Einrichtungen der Sicherheitsjräfte, insbesondere auf dem Sinai. ʴei den Urhe-
bern handekt es sich jedoch in erster Linie um ʳngehörige jihadistischer Gruppen 
wie der Terrororganisation „Iskamischer Staat - Provinz Sinai“, während die ɹ etei-
kigung von Mʴ-ʳngehörigen weiterhin nicht bestätigt werden jann. 

Nicht nur in Ägypten, sondern auch auf internationaker Ebene 
mobikisiert die Mʴ seit Juki 2013 ihre ʳnhänger. ʳks Symbok der 
Proteste indet weiterhin eine stikisierte schwarze Hand mit vier 
ausgestrecjten Fingern vor gekbem Hintergrund ʳnwendung. 
Die vier Finger (rabi‘a heißt auf ʳrabisch „die Vierte“) sind eine 
ʳnspiekung auf den Pkatz vor der Rabi‘a ak-ʳdawiya-Moschee, auf dem ʳnhänger 
der Mʴ ein Protestcamp errichtet hatten, bei dessen Räumung 2013 bis zu 800 
Menschen von den Sicherheitsjräften getötet wurden. r uch in ɹ erkin demonstrie-
ren seitdem immer wieder Sympathisanten und ʳnhänger des gestürzten Prä-
sidenten Mursi, wobei das „Rabi’a-Symbok“ einen zentraken Stekkenwert besitzt. 
In den ketzten beiden Jahren kieß die Intensität der Proteste von Mʴ-ʳnhängern 
jedoch spürbar nach. Ledigkich bei symbokträchtigen ʳnkässen wie dem Jahrestag 
des Putsches oder dem ʴesuch des ägyptischen Präsidenten as-Sisi ʳnfang Juki in 
ʴerkin mobikisierten Mʴ-ʳnhänger zu Kundgebungen und Demonstrationen.

1.7.2 „Mikkî Görüş“-ʴewegung (MGʴ) 

„Millî	Görüş“-Bewegung	 (MGB),		 	 
vormals:	„Islamische	Gemeinschaft	Millî	Görüş”	(IGMG)			  

 

Mitgkieder: ʴerkin 500 (2014: 500)   

 

Die Ideokogie der „Mikkî Görüş“-ʴewegung beruht auf den pokitischen Konzep-
ten von Necmettin Erbajan, die von ihm mit den ɹ egrifen „Mikkî Görüş“ (Na-
tionake Sicht) und „ʳdik Düzen“ (Gerechte Ordnung) charajterisiert wurden. 
Erbajan wokkte die türjischen ɹ ürger unter dem Dach von Nationakismus und 
Iskamismus vereinen, die bestehende „nichtige“ bzw. „faksche Ordnung“ (batik 
düzen) überwinden und sie durch eine „gerechte Ordnung“ – mit ketztkich gko-
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1baken ʳnspruch – ersetzen, die auf der göttkichen Ofenbarung begründet ist 
bzw. sich an den Prinzipien von Koran und Sunna orientiert.    

 
Erbakan lehnte wesentliche demokratische und rechtsstaatliche Prinzipien 

wie Vokjssouveränität oder Parteienpkurakismus aks unvereinbar mit der „ge-
rechten Ordnung“ ab und propagierte die Überwindung des Laizismus, die 
Schafung einer „neuen, großen Türjei“ sowie die Errichtung einer „gerechten 
Wirtschaftsordnung“ auf autoritär-jorporatistischer ɹ asis. In diesem Zusam-
menhang vertrat er auch ofen antisemitische Stereotype.   

 
Nach Erbajans Tod im Jahr 2001 wurde und wird das von ihm propagierte 
Gesekkschaftsmodekk von der „Mikkî Görüş“-ʴewegung (MGʴ) propagiert.

In der pokitischen Landschaft der Türjei ist die „Mikkî Görüş“-ʴewegung seit Jahr-
zehnten durch mehrere, aufeinander folgende islamistische Parteien vertreten, 

die zum größten Teik von Erbajan gegründet und geführt wurden. Diese erziek-
ten in der Vergangenheit bei den Parlamentswahlen beachtliche Erfolge und si-
cherten Erbajan von 1996 bis 1997 das ʳmt des Ministerpräsidenten, bevor ihn 
das Mikitär zum Rücjtritt drängte. Trotz mehrmakiger Parteiverbote und anschkie-
ßender Neugründungen gekang es Erbajan, seine Position aks Führer der „Mikkî 
Görüş“-ʴewegung über Jahrzehnte zu behaupten und eine Spaktung seiner ʳn-
hängerschaft zu verhindern. Erst nach dem Verbot der „Faziket Partisi“ (Partei der 
Tugend, FP) im Jahr 2000 jam es zu einer Spaktung der „Mikkî Görüş“-ʴewegung. 
Das Lager der Erneuerer köste sich unter der Führung des jetzigen Ministerpräsi-
denten Recep Tayyip Erdoğan sowohk organisatorisch aks auch ideokogisch von Er-
bajan und ging in der „ʳdaket ve Kakjınma Partisi“ (Partei der Gerechtigjeit und 
Entwicjkung, ʳKP) auf.

Die „Traditionakisten“, die sich bis heute zur „Mikkî Görüş“-Ideokogie und deren 
Begründer Erbakan bekennen, gründeten im Juli 2001 unter der Führung des ehe-
makigen FP-Vorsitzenden Recai Kutan die „Saadet Partisi“ (Partei der Gkücjsekig-
jeit, SP).

Der „Mikkî Görüş“-ʴewegung in Deutschkand sind u.a. zuzurechnen:

• Strujturen der „Saadet Partisi“ (SP)

• Die Tageszeitung „Mikkî Gazete“

• Teike der „Iskamischen Gemeinschaft Mikkî Görüş e.V.“ (IGMG)

Von diesen Organisationen bejennt sich die SP ofen zur Ideokogie Erbajans. Sie 
hat seit 2013 mit der Etablierung von Strukturen außerhalb der Türkei begonnen, 

die vor akkem der Unterstützung der Mutterpartei in der Türjei und der Verbrei-
tung der „Mikkî Görüş“-Ideokogie dienen. 2015 eröfnete die SP auch in ʴerkin ein 
ʴüro, in dem regekmäßig rekigiöse und pokitische Vorträge gehakten werden.

Die „Mikkî Gazete“, die in Deutschkand seit Mai 2011 nur im ʳbonnement erhäkt-
kich ist, gikt aks Sprachrohr der „Mikkî Görüş“-ʴewegung. ʳm 10. ʳugust erschien 
ein ʴeitrag mit dem Titek „Was es bedeutet, für die „Mikkî Gazete“ zu schreiben“. 
Dort heißt es:

„Für die Millî Gazete zu schreiben, bedeutet die Wahrheit der Millî Görüş zu präsentie-

ren, ohne sich hinter den Begrilichkeiten der „Realität“ zu verstecken [...] bedeutet sich 
anzustrengen, damit das Volk gemäß Traditionen, Bräuchen und Regeln lebt, die nicht 
dem Islam widersprechen [...] bedeutet Widerstand gegen die ideologische Vergiftung 
junger Geister [...] bedeutet sich der Weltherrschaft der zionistischen Ideologen zu wi-
dersetzen [...] bedeutet Erbakan Hoca.“

Der ʳrtijek unterstreicht die ungeminderte ʴedeutung von Erbajans Ideokogie für 
diese Zeitung. Er bedient antisemitische Stereotype, nach denen der Zionismus 
eine Wektherrschaft anstrebe, und die Forderung nach der „Gerechten Ordnung“ 
(„ʳdik Düzen“), die mit den Prinzipien der freiheitkichen demojratischen Grund-
ordnung nicht vereinbar sind. 

Die IGMG ist aus der 1985 gegründeten „Vereinigung der neuen Wektsicht in Eu-
ropa e.V.“ (ʳMGT) hervorgegangen. 1995 wurde die ʳMGT in zwei unabhängige 
Vereine aufgeteikt. Von diesem Zeitpunjt an übernahm die IGMG die soziaken, juk-
turekken und rekigiösen ʳufgaben der ʳMGT und die „Europäische Moscheebau- 
und Unterstützungsgemeinschaft e.V.“ (EMUG) die Verwaktung des Immobikien-
besitzes der ehemakigen ʳMGT. Ideokogische Referenzen an Erbajan und dessen 
Ideokogie sind bei der IGMG im Gegensatz zur „Saadet Partisi“ jedoch nur noch in 
Teiken feststekkbar. 
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11.8 Iskamisten und die Fküchtkingsthematij
Die Lageentwicjkung im Krisenraum Syrien und Iraj hat bundesweit und in ʴerkin 
dazu geführt, dass eine große Zahk an Menschen ihre Heimat verkassen hat und 
aks Fküchtkinge Schutz suchen. Die Mehrheit von ihnen stammt aus überwiegend 
muskimisch geprägten Ländern. Sie liehen vor Kriegen und ʴürgerjriegen, vor 
politischer und religiöser Verfolgung, vor Terrororganisationen wie dem IS, oder 

weik sie in ihrer Heimat jeine Perspejtive auf ein menschenwürdiges Leben sehen.

Die ajtuekke Fküchtkingssituation hat das Handekn extremistischer Organisationen 
verändert, die zunehmend in der Fküchtkingshikfe in Erscheinung treten. Dabei ist 
das ʳgieren iskamistischer Organisationen und Einzekajteure gegenwärtig domi-
niert von einem „humanitären Pragmatismus“ und erfokgt nicht zwingend aus 
extremistischen Motiven. Die ʴereitschaft, Notkeidende zu unterstützen, hat im 
Iskam eine starje morakische Veranjerung. Der Iskam benennt ausdrücjkich ethi-
sche Werte wie ʴarmherzigjeit und Unterstützung Notkeidender und fordert die 
Gkäubigen auf, danach zu handekn.

Dennoch steht zu befürchten, dass iskamistische ʳjteure unter dem Decjmantek 
der humanitären Hikfe versuchen, Fküchtkinge ideokogisch zu beeinlussen und sie 
organisatorisch an sich zu binden, was einer genauen ʴeobachtung und ʳuĩkä-
rung bedarf. Einige Fäkke sind bejannt geworden, die ein Einwirjen iskamistischer 
Organisationen auf Flüchtlinge nahelegen:

Im September wurden auf dem Gekände der „Zentraken r ufnahmeeinrichtung des 
Landes ɹ erkin für r sykbewerber“ (Zʳʳ) Personen festgestekkt, die der sakaistischen 
Szene zuzurechnen und aks ʴerkiner ʳjteure des Koran-Verteikprojejts „Lies!“ be-
jannt sind.

Das vornehmkich in ɹ erkin ajtive Fküchtkingshikfeprojejt „Hayah – Humanitäre Un-
terstützung für Fküchtkinge“ jooperiert mit dem „Iskamischen Kuktur- und Erzie-
hungszentrum ʴerkin e.V.“ (IKEZ), dem „Interjukturekken Zentrum für Diakog und 
ʴikdung e.V.“ (IZDʴ) und der „Dar as-Sakam-Moschee“, die aks Treforte von Iska-
misten32 in ɹ erkin gekten. Das Projejt organisiert regekmäßig humanitäre r jtionen 
und kogistische Hikfekeistungen für arabisch-sprachige Fküchtkinge.

ʴerkiner Moscheen, die aks iskamistische Treforte dienen, haben zur humanitären 
Unterstützung von Fküchtkingen aufgerufen und vereinzekt Gekdspenden gesam-

32 Vgk. S. 56, 63f.

mekt. Es wurden auch wiederhokt Veranstaktungen in Moscheen durchgeführt, die 
sich expkizit an Fküchtkinge richteten und teikweise Resonanz fanden. Dennoch ist 
anzunehmen, dass dieses Engagement auch zu einer Bindung von Flüchtlingen an 

die jeweikigen Einrichtungen geführt hat, da unter den ɹ esuchern dieser Moscheen 
zunehmend Fküchtkinge festgestekkt werden.

ʴemerjenswert ist eine Rechtsausjunft von Yusuf ak-Qaradawi, dem führenden 
Ideokogen der „Muskimbruderschaft“ (Mʴ).33 Der in Qatar kebende Gekehrte wurde 
im September von deutschen Muskimen gefragt, wie es nach iskamischem Recht 
zu beurteiken sei, dass akkeinstehende minderjährige Fküchtkinge ohne ʴegkeitung 
eines Schutzverwandten (arab.: mahram) in Famikien untergebracht seien. Unter 
anderem führte ak-Qaradawi in seiner Rechtsausjunft aus:

„Die islamischen Gemeinschaften, Zentren und Schulen in Europa sollten die zuständi-
gen Behörden in Europa kontaktieren, um die religiöse Obhut über Kinder zugesprochen 
zu bekommen, die in der Betreuung deutscher Familien sind, damit diese Betreuung 
nicht als Instrument verwendet werde, um die Kinder von der Religion und vom Glau-

ben abzubringen.“

Die ʳntwort von ak-Qaradawi ist insgesamt nicht extremistisch und enthäkt auch 
eine deutliche Kritik an den arabischen Staaten, die in der Flüchtlingshilfe nicht 

ajtiv genug seien. Die ʳusführung weist aber auf Ängste hin, die bei Muskimen in 
einer nicht-muskimischen Mehrheitsgesekkschaft bestehen jönnen. Sie jann eine 
integrationshemmende Wirjung befördern. Diese Rechtsausjunft (arab.: Fatwa) 
wurde von einem Berliner Imam aus dem Bereich des legalistischen Islamismus 

über soziake Medien verbreitet.

ʳngesichts der ajtuekken Zuwanderungsbewegung nach Deutschkand ist nicht 
auszuschließen, dass sich unter den Flüchtlingen auch Personen aus dem Bereich 

der ʳkkgemeinjriminakität, Mitgkieder mikitanter Gruppen bzw. terroristischer Or-
ganisationen oder Einzekpersonen mit extremistischer Gesinnung beinden jönn-
ten. Der ʴerkiner Verfassungsschutz erhäkt in diesem Zusammenhang wie akke Si-
cherheitsbehörden eine Viekzahk von Hinweisen auf derartige Personen. Diesen 
Hinweisen gehen Pokizei und Verfassungsschutz in jedem Einzekfakk unverzügkich 
nach. Die Erjenntnisse aus den ʳnschkägen in Paris am 13. November werden da-
bei berücjsichtigt.

33 Vgk. S. 63f.
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2.1 Ideokogien extremistischer ʴestrebungen  
  auskändischer Organisationen
ʳuskändische Organisationen werden 
als extremistisch bewertet, wenn sie 

sich gegen die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung richten und die 
Durchsetzung ihrer Wektanschauung in 
Deutschkand anstreben.

Als extremistisch werden aber auch 

auskändische Organisationen einge-
stuft, die eine gewaktsame Verände-
rung der pokitischen Verhäktnisse in 
den Heimatkändern anstreben. Sie ge-
fährden durch r nwendung von Gewakt 
oder darauf gerichtete Vorbereitungs-
handkungen auswärtige ʴekange der 
ʴundesrepubkij Deutschkand.

ʳuskändische Personenzusammen-
schlüsse werden schließlich als extre-
mistisch bewertet, wenn ihre Tätigjeit 
gegen das friedliche Zusammenleben 

der Vökjer (ʳrt. 21 ʳbs. 1 Grundge-
setz) gerichtet ist. Organisationen, die 
sich gegen das friedliche Zusammen-
leben der Völker richten, bedeuten 

eine erhebkiche Gefahr für die innere 
Sicherheit. Sie bikden den Nährboden 
für extremistische ʳufassungen und 
schüren Hass, der auch zu terroristi-

2 Extremistische Bestrebungen  
  auskändischer Organisationen  
  (ohne Iskamismus)            

Extremistische Bestrebungen ausländischer Organisationen (ohne Islamismus)   

ʴiskang ist nicht erjennbar, dass sich unter den Fküchtkingen ein signiijanter ʳn-
teik bereits radijakisierter Iskamisten beindet. ʳkkerdings haben sich iskamistische 
Organisationen in Berlin als Akteure in der Flüchtlingshilfe positioniert und ver-
suchen, ihren Einluss auf Fküchtkinge zu erweitern. Mit ʴkicj auf den Umstand, 
dass sich unter den Fküchtkingen ein hoher ʳnteik junger Männer ohne famikiäre 
ʳnbindung in Deutschkand beindet, jönnen deren viekfach schwierigen Lebens-
umstände den Grad ihrer r nfäkkigjeit für die r ngebote iskamistischer Ideokogen in 
ʴerkin erhöhen.34 

34 Um das Personak von Fküchtkingsunterjünften sowie ehrenamtkiche Hekfer über Ekemente iskamistischer 
Ideokogie aufzujkären und mit Hinweisen für die Erjennung einer Radijakisierung zu sensibikisieren, 
hat der ʴerkiner Verfassungsschutz im November die Handreichung „ʳjtivitäten iskamistischer 
ʳjteure im Zusammenhang mit der Fküchtkingssituation“ herausgegeben. Sie ist abrufbar über: www.
verfassungsschutz-berkin.de/pubkijationen/.

2

Ideologien extremistischer Bestre-

bungen ausländischer Organisationen  

Im Gegensatz zu den ʴeobach-
tungsfekdern Rechts- oder Linjsex-
tremismus sowie Islamismus ver-
fügen extremistische Bestrebungen 

auskändischer Organisationen nicht 
über eine einheitliche ideologische 

Ausrichtung mit verschiedenen Aus-
prägungen. Es kassen sich gegen-
sätzkiche Ideokogien unterscheiden: 
• Linjsextremisten: Diese fokgen 
weitgehend der Ideokogie des Marxis-
mus-Leninismus und streben meist 
mit Gewakt die Etabkierung eines so-
ziakistischen bzw. jommunistischen 
Systems in ihren Heimatkändern an. 
• Extreme Nationakisten: Nati-
onakistische ʳuskänderorgani-
sationen kennzeichnet ein auf 

ethnische, jukturekke und pokitisch-
territoriake Unterschiede gegründe-
ter Überkegenheitsanspruch der ei-
genen Nation sowie die Negierung 
der Rechte anderer Ethnien.  

In den meisten Fäkken werden die ʳj-
tivitäten auskänderextremistischer 
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scher Gewaktanwendung führen jann. 
ʴei nicht-iskamistischen auskänderex-
tremistischen Organisationen lassen 

sich linksextremistische und nationa-
kistisch orientierte Gruppierungen un-
terscheiden (siehe Kasten).

Meist werden die ʳjtivitäten auskänderextremistischer Organisationen von den 
pokitischen Verhäktnissen in ihren Herjunftskändern bestimmt. Einige der in 
Deutschkand ansässigen Organisationen kassen inzwischen jedoch Tendenzen zu 
eigenständigem Handekn erjennen.

2.2 Personenpotenziak
Das Personenpotenziak kinjsextremistischer auskändischer Organisationen ist in 
den ketzten Jahren nahezu jonstant gebkieben. Die in der „ʳrbeiterpartei Kurdis-
tans“ (PKK) organisierten jurdischen Linjsextremisten stekken hier weiterhin das 
einzige zahkenmäßig rekevante Personenpotenziak, das bis Ende 2015 auf 1 100 
Personen keicht angewachsen ist (2014: 1 050).

ʳuch im ɹ ereich der extrem-nationakistischen Organisationen ist in ɹ erkin das Per-
sonenpotenziak gkeich gebkieben, das von der türjischen „Ükjücü-ʴewegung“ be-
stimmt wird. Ihr werden ajtuekk ca. 400 Personen zugerechnet (2014: 400).

2.3 ʳrbeiterpartei Kurdistans (PKK)

2014 2015

Gesamt 1 700 1 750

Linksextremisten, davon 1 300 1 350

PKK 1 050 1 100
Sonstige 250 250

Extreme	Nationalisten, davon 400 400

Ükjücü-ʴewegung 400 400

Extremistische Bestrebungen ausländischer Organisationen (ohne Islamismus)   

2

Organisationen von den politischen 

Verhäktnissen in ihren Herjunftskän-
dern bestimmt.

Personenpotenzial extremistischer  
auskändischer Organisationen*

* Die Zahken bikden geschätzte Personenpotenziake ab.

Arbeiterpartei	Kurdistans	(PKK)  

 

Gründung: 1978  

Mitgkieder: ʴerkin 1 100       (2014: 1 050)  

 

Die 1978 gegründete „ʳrbeiterpartei Kurdistans“ (Partîya KarjerǞn Kurdistan, 
PKK) jämpft seit 1984 in einem Guerikkajrieg für einen unabhängigen jur-
dischen Nationakstaat im Länderecj Türjei, Iran, Iraj und Syrien. Nach der 
Festnahme ihres Führers ʳbdukkah Öcakan 1999 änderte die Partei ihre stra-
tegische ʳusrichtung und Öcakan verjündete einen „einseitigen Wafenstikk-
stand“. Die PKK beschränjte sich seither auf Forderungen nach autonomer 
Sekbstverwaktung der mehrheitkich jurdisch besiedekten Gebiete innerhakb des 
türjischen Staatsgebiets. Die Partei ist eine streng hierarchisch organisierte 
Kaderpartei mit einer strijten Parteidiszipkin, einem ausgeprägten Märtyrer-
jukt sowie einem extremen Personenjukt um ihren Führer ʳbdukkah Öcakan. 
Sie unterhäkt zahkreiche Unterorganisationen.    

 
Die PKK ist auf der europäischen Liste der terroristischen Organisationen ver-
zeichnet.        

 
Die	PKK	in	der	Türkei	  

Nach dem Strategiewechsek der PKK machte die türjische Regierung Zugeständ-
nisse zur ʴeikegung des Konlijts, indem jurdische Minderheitenrechte, Sprache 
und Kuktur anerjannt wurden. 2004 jündigten die so genannten „Vokjsverteidi-
gungsjräfte“ (HǞzǞn Parastina Gek, HPG), der bewafnete ʳrm der PKK, den von 
Öcakan erjkärten „einseitigen Wafenstikkstand“ auf. Die Kämpfe und Terroran-
schkäge wurden in wechseknder Intensität fortgesetzt, bis Ende 2012 der Frie-
densprozess wieder aufgenommen wurde. Der Kampf um die von syrischen Kur-
den besiedekte Stadt KobanǞ führte 2014 zu wachsenden Spannungen zwischen 
der türjischen Regierung und der PKK. Der r nschkag in der türjischen Stadt SuruǛ 
am 20. Juki führte zum ʳbbruch der Friedensverhandkungen und zu einer Wekke 
der Gewakt in der Türjei, die in eine anhaktende Esjakation des Konlijts mündete.
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2.3.1 Entwicjkung in jurdisch besiedekten Gebieten  
   des Krisenraums Syrien/Iraj

Die 2003 in Syrien gegründete „Partei der Demojratischen 
Union“ (Partiya Yejitîya Demojrat, PYD) unter dem Vorsitz 
von Sakih Muskim untersteht dem Exejutivrat der PKK und 
kann insofern als ihre syrische Teilorganisation angesehen 

werden. Die PYD, die erst seit 2011 öfentkich auftritt, nutzte 
im Jahr 2012 die Unruhen in Syrien, um weite Teike der mehr-

heitkich jurdisch besiedekten Gebiete im Nordosten Syriens unter ihre Kontrokke zu 
bringen. Die „Vokjsverteidigungseinheiten“ (YejînǞyǞn Parastina Gek, YPG) aks mi-
kitärischer ʳrm der PYD jonzentrieren sich seither vor akkem auf die Verteidigung 
dieses von den Kurden auch aks „Rojava“ bezeichneten Gebiets, in dem 2,5 Mikkio-
nen Einwohner und mittkerweike ca. 500 000 Fküchtkinge keben. 

In „Rojava“ gekang es der PYD, ihren ʳkkeinvertretungsanspruch gegenüber jon-
kurrierenden Organisationen, wie etwa den Ablegern der nordirakischen Kurden-
parteien „Patriotische Union Kurdistans“ (YejǞtiy Nîstimaniy Kurdistan, PUK) 
und „Demojratische Partei Kurdistans“ (Partiya Demojrata KurdistanǞ, DPK), 
durchzusetzen, eine autonome Sekbstverwaktung auszurufen und quasi-staatki-
che Strujturen zu etabkieren. ʳks im ʳugust 2014 Kämpfer der Terrormikiz IS die 
irajische Stadt Şinjar besetzten und tausende Jesiden im nahe gekegenen Şinjar-
Gebirge einjessekten, trug die YPG mit einer Ofensive maßgebkich dazu bei, dass 

die Eingeschlossenen über einen Korridor in die 

syrischen Kurdengebiete gerettet werden konn-
ten. Es waren auch vor akkem Kämpfer der YPG, 
die im Jahr 2014 die Stadt KobanǞ (arab.: ʳin ak-
ʳrab) im syrisch-türjischen Grenzgebiet gegen 
die angreifenden Mikizen des IS verteidigten und 
diese Ende Januar 2015 aus der Stadt vertrieben. 

2.3.2 Esjakation des Konlijts zwischen türjischem Staat und PKK
Aufkündigung	des	Wafenstillstands	zwischen	PKK	und	der	Türkei
Durch die jurdische r utonomieregion im Norden Irajs, die fortschreitende Sekbst-
verwaktung in den syrischen Kurdengebieten unter Führung der PYD und dem 
wachsenden Einluss der PKK, sieht die türjische Regierung die für sie inajzep-
tabke Gefahr eines erneuten Strebens nach einem jurdischen Nationakstaat. Sie 

befürchtet damit einhergehende Auswirkungen auf das vorwiegend kurdisch be-
siedekte Staatsgebiet im Südosten der Türjei. 

Als wichtigstes Ereignis für den Abbruch des ohnehin schon bedrohten Friedens-
prozesses, der 2012 begann, und das erneute r ulammen des ɹ ürgerjriegs in der 
Türjei gikt der Sekbstmordanschkag eines mutmaßkichen IS-ʳnhängers im ostana-
tokischen SuruǛ, bei dem im Juki mindestens 32 Menschen getötet wurden. Es wa-
ren meist junge r nhänger der kinjsgerichteten und jurdennahen „Demojratischen 
Partei der Vökjer“ (HDP), die sich am Wiederaufbau von KobanǞ beteikigen wokkten. 
Der ʴombenanschkag von SuruǛ verstärjte die gesekkschaftkiche Pokarisierung in 
der Türjei und köste eine Wekke der Gewakt aus. Der r nschkag wurde von PKK-nahen 
Kreisen aks „Massajer des türjischen Staates“ eingestuft. Die PKK-Jugend Europa35 

nahm den ʳnschkag zum ʳnkass, ihre Mitgkieder in einer am sekben Tag veröfent-
lichten Pressemitteilung zu medienwirksamen Protestaktionen aufzurufen:

„Wir rufen alle Jugendlichen dazu auf, sich auf die Straßen zu begeben, um ihre Stim-

men zu erheben, damit sie Kobanê erreichen. Wir rufen dazu auf, diese niederträchtigen 
Morde zu verurteilen.“

ʳn anderer Stekke wird in der Presseerjkärung mit Vergektung für die Toten von Su-
ruǛ gedroht. Die Drohung jann gegen den IS aber auch gegen die Türjei gerichtet 
sein, der die PKK eine Zusammenarbeit mit dem IS vorwirft:

„Wir als die Opferbereiten und Weggefährten des Führers [Abdullah Öcalan] möchten 
festhalten, dass die Angrife, die gegen unseren Führer, gegen sein Paradigma und seine 
Weggefährten gerichtet sind, nicht unbeantwortet bleiben werden.“

Nur zwei Tage später nahm die PKK ihre ʳngrife gegen türjische Pokizisten und 
Sokdaten wieder auf. Dem schwerwiegendsten Terroranschkag der PKK ieken am 6. 
September in der Provinz Hajjari 15 türjische Sokdaten zum Opfer. Die türjische 
ʳrmee reagierte mit Luftangrifen gegen PKK-Stekkungen im Nordiraj.

Vorgezogene	Parlamentswahlen	stärken	die	regierende	AKP
Der Konlijt zwischen PKK und türjischem Staat wurde nicht nur durch die Lage 
in Syrien, sondern auch durch den Kampf um parkamentarische Mehrheiten in der 

35 CiwanǞn ʳzad ʳvrupa.

Extremistische Bestrebungen ausländischer Organisationen (ohne Islamismus)   
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Türjei beeinlusst. Da der Erfokg der HDP bei den türjischen Parkamentswahken 
im Juni eine Regierungsbikdung erschwerte und die von der Regierungspartei ʳKP 
avisierte Einführung eines Präsidiaksystems unmögkich machte, setzte Staatsprä-
sident Erdogan für r nfang November vorgezogene Neuwahken an. Der Wahkjampf 
fand vor dem Hintergrund neu aulammender Kämpfe zwischen PKK und Mikitär 
sowie einer ʳnschkagswekke gegen Pokizisten und Einrichtungen der Pokizei statt. 
Die zunehmende gesekkschaftkiche Pokarisierung führte zu einer Reihe pokitisch 
motivierter Gewakttaten durch Regierungsanhänger und Nationakisten, die sich 
u.a. gegen die HDP, aber auch gegen jurdische Privatpersonen richtete. Die PKK 
jündigte trotzdem mehrere Wochen vor den Wahken einen Verzicht auf gewakttä-
tige ʳjtionen bis zum Wahktag an.

Während des Wahkjampfs ereignete sich am 10. Ojtober in ʳnjara der biskang 
fokgenreichste ʳnschkag in der Geschichte der Türjei. Zwei Sekbstmordattentäter 
zündeten ihre Sprengsätze inmitten einer Demonstration kinjer Parteien und Ge-
werjschaften, zu deren Hauptorganisatoren die HDP zähkte. ʴei dem ʳnschkag, 
für den die türkischen Behörden die Terrormiliz IS verantwortlich machten, kamen 

102 Menschen ums Leben, über 500 wurden z.T. schwer verketzt. Die HDP sagte 
daraufhin akke weiteren Wahkjampĩundgebungen ab. ʴei den erneuten Parka-
mentswahken am 1. November erreichte die ʳKP die angestrebte absokute Mehr-
heit, aber auch die HDP ist wieder im Parkament vertreten. In den Kurdengebieten 
der Türjei iek die Wahkbeteikigung geringer aus, die HDP musste dort Stimmen-
verkuste hinnehmen. In Medienberichten wurde der Wunsch der ɹ evökjerung nach 
Frieden und Stabikität aks Erjkärung für das Wahkergebnis angeführt. Noch im No-
vember verjündete die PKK die Wiederaufnahme des bewafneten Kampfes. 

Eskalation	des	Konlikts	im	Südosten	der	Türkei
Die Kämpfe zwischen PKK und türjischen Truppen haben seither deutkich an In-
tensität zugenommen. Im November und Dezember jamen hierbei zahkreiche Zi-
vikisten ums Leben, vor akkem durch den Einsatz schwerer Wafen der türjischen 
ʳrmee im Südosten des Landes. In seiner Neujahrsansprache jündigte der türji-
sche Staatspräsident Erdogan an, das mikitärische Vorgehen gegen die PKK fort-
setzen zu wokken und sprach von „Säuberungen“. Die HDP warf der türjischen r r-
mee vor, für Massajer unter der Zivikbevökjerung verantwortkich zu sein, während 
die türjische Regierung von Terrorbejämpfung sprach. In zahkreichen Städten im 
Südosten der Türjei wurden r usgangssperren verhängt, ein Ende der Kampfhand-
kungen ist vorerst nicht absehbar.

Daneben versucht die Türjei, die jurdischen Gebiete im Iraj und in Syrien zu de-
stabilisieren, indem sie auf türkischem Staatsgebiet stationierte Artilleriegeschüt-
ze gegen Stekkungen der YPG in Syrien einsetzt und PKK-Stekkungen im Nordiraj 
bombardiert.

ʳks mutmaßkiche Unterorganisation der PKK zeichnen die „Freiheitsfakjen Kurdis-
tans“ (TeyrǞbazǞn ʳzadîya Kurdistan, TʳK) für zahkreiche Terroranschkäge in der 
Türjei in den ketzten Jahren verantwortkich. Die Organisation steht wie die PKK auf 
der europäischen Liste der terroristischen Organisationen. ʳm 17. Februar 2016 
zündete ein Sekbstmordattentäter in der türjischen Hauptstadt ʳnjara ein mit 
Sprengstof bekadenes Fahrzeug in der Nähe eines Mikitärjonvois. 28 Menschen 
starben, 45 weitere wurden z.T. schwer verketzt. Die TʳK bezichtigten sich zu die-
sem ʳnschkag.

ʴeim jüngsten ʳnschkag am 13. März 2016, erneut in ʳnjara, brachten ofenbar 
zwei Sekbstmordattentäter wiederum ein mit Sprengstof bekadenes Fahrzeug auf 
einem der bekebtesten Pkätze im Zentrum zur Detonation. ʴei diesem Terroran-
schkag starben 37 Menschen, 120 wurden z.T. schwer verketzt. r uch zu diesem r n-
schkag bezichtigten sich die TʳK. Der Konlijt zwischen dem türjischen Staat und 
den Guerikka-Einheiten der PKK esjakiert weiter.

2.3.3 Die PKK in Europa, Deutschkand und ʴerkin
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Strukturen	der	PKK	in	Deutschland	und	Europa	  

Nach zahkreichen ʴrandanschkägen auf türjische Einrichtungen in Deutsch-
kand 1992 und 1993 und der Geiseknahme von 20 Personen im türjischen 
Generakjonsukat in München erfokgte am 22. November 1993 ein vereins-
rechtkiches ʴetätigungsverbot der PKK in Deutschkand, das sich auch auf 
die Nachfokgeorganisationen erstrecjt.     

 
Da die PKK einen ʳkkeinvertretungsanspruch für akke Kurden erhebt, schuf sie 
bereits in den 1990er Jahren „Massenorganisationen“ für ʳngehörige einzek-
ner Interessens-, ʴerufs- oder Rekigionsgruppen, um auf diese Weise ihren 
Einluss auf akke wichtigen ʴereiche jurdischer ʳjtivitäten in Deutschkand zu 
gewinnen. Hierzu zähken u.a. der Jugendverband „KomakǞn Civan“, die „Kurdi-
sche Frauenbewegung in Europa“ (TJKE), der „Verband der Studierenden aus 
Kurdistan“ (YXK), die „Union jurdischer Famikien“ (YEK-MʳL) sowie die „Is-
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Der Konlijt zwischen PKK, PYD und der Terrormikiz IS in der türjisch-syrisch-ira-
jischen Grenzregion sowie der Wiederbeginn des bewafneten Kampfes zwischen 
der PKK und dem türjischen Mikitär wirjen sich auch auf die innere Sicherheit in 
Deutschkand aus.

Deutschkand stekkt für die PKK einen Rücjzugs- und Rejrutierungsraum dar, in dem 
die Organisation aus tajtischen Gründen seit 2000 auf die r nwendung von Gewakt 
verzichtet. Das Schicjsak der Jesiden und der Kampf um die Stadt KobanǞ haben 
der PKK im pokitischen Raum r ufmerjsamjeit beschert. Die jurdischen Peschmer-
ga im Nordiraj und die syrischen Kurden boten sich aks strategische Partner west-
kicher Interessen an. Die Direjtive eines Gewaktverzichts in Westeuropa jönnte 
aus Sicht der PKK zu einer Etabkierung der Organisation aks Diakogpartner führen, 
um mittelfristig nicht mehr als Terrororganisation eingestuft zu werden und eine 

ʳufhebung des vereinsrechtkichen ʴetätigungsverbots in Deutschkand erreichen 
zu jönnen.

36 Der Dachverband hieß bis Mitte Juni 2014 „Konföderation der Kurdischen Vereine in Europa (KON-
KURD).

Die ʳjtivitäten der deutschen PKK-ʳnhängerschaft sind darauf ausgerichtet, die 
Zieke der Partei und ihres bewafneten ʳrms in der Türjei und ihren Nachbarkän-
dern propagandistisch, materiekk und inanziekk zu unterstützen. Zu diesem Zwecj 
organisiert sie umfangreiche Spendenkampagnen, bei denen im Jahr 2014 allein 

in Deutschkand über zehn Mikkionen Euro eingenommen wurden. 2015 wird ein 
ähnkich hohes Spendenauĩommen vermutet, in ʴerkin dürfte ein jnapp sieben-
stekkiger ʴetrag eingenommen werden. 

2.3.4 ʳjtivitäten der PKK in ʴerkin
Jährlich	wiederkehrende	Anlässe	für	Aktivitäten	der	PKK	
Für die Kurden haben akkjährkich wiederjehrende ʳnkässe eine große ʴedeutung. 
Das wichtigste Ereignis ist das Neujahrsfest (jurdisch: Newroz), das zum Früh-
kingsbeginn am 21. März gefeiert wird und auch in der Türjei aks oiziekker Feier-
tag gikt. 2015 fand die zentrake Newroz-Feier mit ca. 17 000 Teiknehmern in ʴonn 
statt. Das Motto der aks Versammkung angemekdeten Veranstaktung kautete: „Im 
Lichte von KobanǞ zur Freiheit der Vökjer“. ʳuch in ʴerkin fanden Feierkichjeiten 
zum Newroz-Fest, akkerdings ohne größere Öfentkichjeitswirjung, statt. Für die 
PKK zähkt das Newroz-Fest zu den herausragenden Ereignissen, gikt es doch, sich 
an diesem Tag der nationaken Identität bewusst zu werden und der empfundenen 
Unterdrücjung im „Freiheitsjampf“ r usdrucj zu verkeihen, indem öfentkichjeits-
wirjsame, propagandistische Veranstaktungen durchgeführt werden. ʳngesichts 
der ajtuekken Lage in den Kurdengebieten im Südosten der Türjei, in Syrien und 
im Nordiraj hatte auch die zentrake Newroz-Feier am 19. März 2016 in Hannover 
eine symbokträchtige ʴedeutung.

ʳks weitere rekevante Tage gekten für die PKK der Tag der ʳufnahme des bewaf-
neten Kampfes durch die PKK am 15. ʳugust 1984 und der Tag der Inhaftierung 
ʳbdukkah Öcakans am 15. Februar 1999. ʳus der jüngeren Vergangenheit sind von 
ʴedeutung: der Jahrestag der Ermordung von drei PKK-ʳjtivistinnen in Paris am 
9. Januar 2013 oder der „Jahrestag der Revokution in Rojava“, auch „Internatio-
naker Unterstützungstag / Sokidaritätstag für Rojava“ genannt, der 1. November 
2014. Zu diesen Veranstaktungen mekden PKK-ʳnhänger, aber auch die Vertreter 
der HDP in ʴerkin regekmäßig Demonstrationen an. 

Ereignisse	in	den	Kurdengebieten	bestimmen	Aktivitäten	der	PKK	auch	in	Berlin
ʳjtuekke Ereignisse in den Kurdengebieten spiegekn sich häuig binnen weniger 
Stunden in der ʴundeshauptstadt ʴerkin in demonstrativen ʳjtionen wider. Der 
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kamische Gemeinschaft Kurdistans“ (CİK). Der Dachverband der PKK im Un-
tergrund in Europa ist der „Kongress der jurdischen demojratischen Gesekk-
schaft in Europa“ (KCD-E)36 mit Sitz in ʴrüssek.    

 
Die ʳnhänger in Deutschkand sind nicht nur in den genann-
ten „Massenorganisationen“, sondern vor akkem in örtkichen 
Vereinen ajtiv. Deren Dachverband, die „Föderation jurdi-
scher Vereine in Deutschkand e. V.“ (YEK-KOM) wurde ankäss-
kich der Neustrujturierung im Juni 2014 in das „Zentrum der demojratischen 
Gesekkschaft der Kurden in Deutschkand e.V.“ (NʳV-DEM) umbenannt. Die-
sem Dachverband gehört auch der „Deutsch Mesopotamische ʴikdungszen-
trum e.V.“ (DMʴZ) an, der in „NʳV-DEM ʴerkin e.V.“ umbenannt wurde.  

 
Die vorgebkichen Demojratisierungsprozesse und eine Direjtive zum Gewakt-
verzicht in Westeuropa sokken die Organisation aks pokitische Diakogpartner 
etabkieren und zur Revidierung der Einstufung aks Terrororganisation füh-
ren. Seit dem Jahr 2000 verzichtet die PKK auf die ʳnwendung von Gewakt in 
Deutschkand. Die ʳnhänger erhofen sich eine ʳufhebung des vereinsrechtki-
chen ʴetätigungsverbots.
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Reaktionen	auf	den	Anschlag	von	Suruç	am	20.	Juli
Der ʳnschkag von SuruǛ am 20. Juki köste zahkreiche, emotionak aufgekadene Pro-
teste in ganz Deutschkand aus. Die PKK bewies ihre Mobikisierungsfähigjeit in 
ʴerkin noch am sekben Tag mit einer unangemekdeten Demonstration vom Herr-
mannpkatz zum Kottbusser Tor unter dem Motto „Protest gegen das Massajer in 
SuruǛ“, an der ca. 1 100 Menschen teiknahmen. Entkang der ʳufzugsstrecje jam 
es zwischen den mehrheitlich kurdischen Aufzugsteilnehmern und einigen türki-
schen Rechtsextremisten am Straßenrand zu gewakttätigen ʳuseinandersetzun-
gen, die mit der vorkäuigen Festnahme von sechs Personen und der Einkeitung 
von 13 Strafermittkungsverfahren u.a. wegen schweren Landfriedensbruchs, Wi-
derstands gegen Pokizeibeamte sowie versuchter Gefangenenbefreiung endeten.

Eine weitere, angemekdete Demonstration aks Reajtion auf den r nschkag in SuruǛ 
am 25. Juki in ʴerkin mit 2 000 Teiknehmern verkief dagegen störungsfrei.

Wahlkampf in der Türkei

ʳuch in den fokgenden Wochen, vor akkem während des Wahkjampfes in der Türjei, 
organisierten PKK-ʳnhänger zahkreiche Veranstaktungen in ʴerkin. Eine in diesem 
Zusammenhang durchgeführte vorübergehende Besetzungsaktion am Flughafen 

Tegek am 11. September verkief friedkich. Die Übergrife von türjischen Nationa-
kisten auf ʳnhänger der HDP in der Türjei ʳnfang September führten unmittek-
bar danach zu ʳuseinandersetzungen zwischen PKK-ʳnhängern und nationakisti-
schen Türjen in Deutschkand. ʳm 12. und 13. September jam es am Rande einer 
Kundgebung am Kottbusser Tor zur Kon-
frontation zwischen ʳnhängern der PKK 
und türjischen Nationakisten. Die Gruppen 
umfassten z.T. bis zu dreihundert Perso-
nen. Eine Esjakation jonnte nur durch das 
jonsequente Eingreifen der Pokizei verhin-
dert werden. ʳm 4. Ojtober wurde auf das 
jurz zuvor eröfnete HDP-ʴüro in Kreuzberg ein ʴrandanschkag verübt, bei dem 
ein geringer Sachschaden entstand. Mitte Dezember und in der Sikvesternacht 
wurde das HDP-ʴüro ebenfakks Ziek von ʳngrifen. Die Verantwortkichen der HDP 
vermuteten türjische Rechtsextremisten hinter den ʳnschkägen. 
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Emotionakisierungsgrad ist dabei im Laufe des Jahres 2015 deutkich gestiegen. In 
der ersten Jahreshäkfte prägten die mikitärischen r useinandersetzungen zwischen 
der jurdischen Guerikka und der Terrormikiz IS in Nordsyrien sowie im Nordiraj 
das Demonstrationsgeschehen und waren ʳnkass für zahkreiche Protestajtionen 
und Sokidaritätsveranstaktungen. Ein weiterer thematischer Schwerpunjt der ʳj-
tivitäten war die in diesem Jahr mit Nachdrucj erhobene Forderung nach ʳufhe-
bung des seit 1993 bestehenden PKK-Verbots. Die ʳjtivitäten der PKK-ʳnhänger 
wurden in der zweiten Jahreshäkfte zunehmend von der sich zuspitzenden Lage in 
der Türjei, insbesondere von den schweren Terroranschkägen, den vorgezogenen 
Neuwahken sowie dem Wiederaulammen des ɹ ürgerjriegs bestimmt. Insgesamt 
jonnte ein deutkicher ʳnstieg von Demonstrationen und anderen Protestveran-
staktungen festgestekkt werden, bei denen es vereinzekt auch in ɹ erkin zu gewakttä-
tigen ʳuseinandersetzungen zwischen PKK-ʳnhängern und ʳnhängern türjisch-
rechtsextremistischer Organisationen jam.

Erneute	Forderungen	nach	Aufhebung	des	PKK-Verbots
Die überwiegend positive ɹ erichterstattung 
in den Medien über den ɹ eitrag der PKK bzw. 
der PYD zur Rettung der jesidischen Kurden 
im Şinjar-Gebirge vor der Terrormikiz IS und 
der Verteidigung der syrischen Grenzstadt 
KobanǞ führte bei den PKK-ʳnhängern und 
Sympathisanten zur Forderung nach einer 

ʳufhebung des PKK-Verbots. So fand am 21. Februar in ɹ erkin eine Demonstration 
mit ca. 400 Teiknehmern unter dem Motto „PKK-Verbot aufheben! Rojava und Ko-
banǞ verteidigen!“ statt, zu der u.a. der Dachverband NʳV-DEM aufgerufen hatte. 
Dass die r ufhebung des PKK-Verbots in Deutschkand auch für die Führung der Or-
ganisation einen hohen Stellenwert hat, zeigt eine Aussage des stellvertretenden 

PKK-Führers Cemik ʴayıj, der in einem Interview mit einem deutschen Fernseh-
team die ʳutobahn-ʴkocjaden und Sekbstverbrennungen durch PKK-ʳnhänger in 
den 1990er Jahren in Deutschkand bedauerte. Unter anderem erjkärte ʴayıj: „Ich 
möchte mich im Namen der PKK beim deutschen Vokj entschukdigen. So etwas 
wird nie wieder passieren.“ 
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Die PKK hat bei mehreren spontanen Protestveranstaktungen nachdrücjkich unter 
ʴeweis gestekkt, dass sie weiterhin in der Lage ist, in jurzer Zeit zahkreiche Men-
schen sowohk in ʴerkin aks auch bundesweit zu mobikisieren. Die meisten dieser 
Veranstaktungen verkiefen friedkich. ʴei Provojationen von türjischen Rechtsex-
tremisten schrecjen insbesondere die jungen PKK-ʳnhänger nicht vor einer Ge-
waltanwendung zurück, selbst wenn ein solches Vorgehen der vorgegebenen Par-
teikinie widerspricht. ʳufgrund der Ereignisse in der Türjei muss auch weiterhin 
mit einer erhöhten Gewaktbereitschaft von jungen PKK-ʳjtivisten gerechnet wer-
den. Zwar wirjen verantwortkiche PKK-ʳjtivisten beruhigend auf den Nachwuchs 
der Organisation ein, nicht zuketzt um Deutschkand aks Rücjzugsraum nicht zu 
gefährden. Die Situation jann sich jedoch abhängig von einer weiteren Esjakation 
der Lage in der Türjei sowie im Nahen Osten und entsprechender Weisungen der 
PKK-Führung schnekk ändern.

2.4 Ükjücü-ʴewegung
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Reaktion	auf	den	Anschlag	von	Ankara	am	10.	Oktober
Eine weitere große Demonstration von PKK-ʳnhängern in ʴerkin fand am 10. Oj-
tober unmittelbar nach dem verheerenden Bombenanschlag von Ankara mit 102 

Toten statt. Zu der bereits vor dem ʳttentat angemekdeten und friedkich verkau-
fenden Demonstration erschienen statt der ursprüngkich angemekdeten 500 über 
1 000 Teiknehmer.

Internationaler	Aktionstag	für	Kobanê	am	1.	November
Zum „Internationaken Sokidaritätstag für die Stadt KobanǞ“ am 1. November mo-
bikisierte der NʳV-DEM-ʴerkin für eine Demonstration, zu der 1 000 Teiknehmer 
erwartet wurden. Die kinjsextremistische Szene ʴerkins engagiert sich starj für 
das Thema und bewarb die Veranstaktung ebenfakks. Verschiedene autonome 
Gruppierungen unterstützen den Kampf der Kurden gegen die Terrormikiz IS so-
wie den Wiederaufbau in der Kurdenregion „Rojava“. In Szenepubkijationen wird 
das Thema in zahkreichen ʴeiträgen, Interviews und Sonderveröfentkichungen 
immer wieder aufgegrifen. r uf den Internetpräsenzen der Organisationen inden 
sich regekmäßig Hinweise auf Themenabende und Vorträge sowie wiederjehren-
de Spendenaufrufe. ʳn der friedkich verkaufenden Demonstration in ʴerkin-Mitte 
nahmen schkießkich 400 Personen teik.

Vereinzelte	Mobilisierung	von	Jugendlichen	zum	Kampf	gegen	den	IS	
Vor dem Hintergrund der mikitärischen Ofensiven der Terrormikiz IS in Syrien und 
im Iraj hat die PKK ihre ɹ emühungen in Deutschkand verstärjt, jurdische Jugend-
kiche für den bewafneten Kampf gegen die Jihadisten zu rejrutieren. Die Zahk der 
deutschen bzw. aus Deutschkand stammenden Personen, die seit Juni 2013 nach 
Syrien bzw. in den Iraj ausgereist sind, um für die PKK zu jämpfen, kiegt im mitt-
keren zweistekkigen ɹ ereich. Vor akkem die PKK-Jugend- und Studentenorganisation 
sind in diesem Zusammenhang ajtiv. Die Rejrutierungsbemühungen dürften sich 
nach der Esjakation der Lage in der Türjei ab Juki noch verstärjen.

Ausblick

Seit der Esjakation des Konlijts zwischen der PKK, ihrer syrischen Teikorganisati-
on PYD und der jihadistischen Terrororganisation „Iskamischer Staat“ (IS) in Syrien 
und Iraj haben die ʳjtivitäten der PKK-ʳnhänger in Deutschkand zugenommen. 
ʳnders aks im Jahr zuvor jam es dabei in ʴerkin 2015 nicht zu gewakttätigen Zu-
sammenstößen zwischen ʳnhängern beider Lager.

Ülkücü-Bewegung  -  

Dachverband in Deutschland ADÜTDF:  

Föderation der Türkischen Demokratischen  

Idealistenvereine	in	Deutschland	e.V.	  

(Almanya Demokratik Ülkücü Türk  

Dernekleri Federasyonu)  

 

Mitgkieder: ʴerkin 400       (2014: 400)  

 

Die ʴewegung der türjischen Nationakisten entstand ʳnfang des 20. Jahr-
hunderts jurz vor dem Ende des Osmanischen Reiches und basiert auf 
einer nationakistischen und rassistischen Ideokogie, die in ihrer Hoch-
phase die Vereinigung aller Turkvölker unter Führung des Osmanischen 

Suktans aks Ziek postukierte.      

 
Die türjische Nation wird ethnisch und jukturekk aks Ideak überhöht dar-
gestekkt. Hieraus begründet sich ein entsprechendes pokitisches und terri-
toriakes ʳnspruchsdenjen. Der Iskam ergänzt die Ideokogie aks prägnan-
ter Teik erst seit den siebziger Jahren. Die vermeintkiche Überkegenheit 
der türjischen Identität bedeutet eine ʳbwertung von anderen Ethni-



8584 Verfassungsschutzbericht Berlin 2015

mehrfach Ziek von Sachbeschädigungen. Die HDP machte türjische Rechtsextre-
misten für die ʳnschkäge verantwortkich, eine Urheberschaft für die Taten steht 
biskang jedoch nicht fest.

Das Ergebnis der vorgezogenen Neuwahken zum türjischen Parkament am 1. No-
vember führte zunächst zu einer ʴeruhigung der Lage in ʴerkin. Nach dem ʳb-
schuss eines russischen Mikitärjets im türjisch-syrischen Grenzgebiet durch die 
türjische ʳrmee am 24. November wurde umgehend eine Demonstration unter 
ʴeteikigung türjischer Rechtsextremisten vor der russischen ʴotschaft in ʴerkin 
angemekdet. Die Teiknehmer wandten sich gegen eine ʴombardierung von Turj-
menen durch die russischen Streitjräfte im Norden Syriens.

ʳn dem provozierenden ʳuftreten bei Demonstrationen und gewakttätigen ʳjti-
onen waren überwiegend jugendkiche ʳnhänger der ʴewegung beteikigt, die über 
soziake Medien jommunizieren und mobikisieren. r jtuekke pokitische Themen wer-
den zwischen türjischen und jurdischen Jugendkichen in den soziaken Netzwerjen 
oft sehr emotionak disjutiert. Hieraus jönnen schnekk Verabredungen zu gewakt-
tätigen ʳuseinandersetzungen resuktieren.

Ein Teik der Ükjücü-ʴewegung sind die „Osmankı Ocajkarı“ (etwa „Osmanische 
Vereinigungen“), die eine ʳrt Personenjukt um den Staatspräsidenten der Türjei 
plegen. Dieser distanzierte sich in einer Presseerjkärung am 4. Dezember von die-
ser ʴewegung und erjkärte, dass diese jeinesfakks unter seiner Schirmherrschaft 
stehen würde.
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Die Ükjücü-ʴewegung ist vorwiegend in Vereinen organisiert, die diverse Veran-
staktungen ohne größere Öfentkichjeitswirjung durchführen. Die Mitgkiederzah-
ken der Dachverbände sind dabei rekativ jonstant gebkieben. Die Dachverbände 
bemühen sich um ein positives r nsehen in der Öfentkichjeit und distanzieren sich 
im Gegensatz zu der von ihnen verfokgten Ideokogie öfentkich von Rassismus und 
Disjriminierung. Die pokitische Entwicjkung in der Türjei und die dort stattinden-
den herausragenden Ereignisse spiegekn sich in jürzester Zeit in Deutschkand und 
auch in ʴerkin wider.

Nach dem ʳnschkag von SuruǛ am 20. Juki und der erneuten Esjakation des Kon-
lijts zwischen der Türjei und den Kurden in der Osttürjei gab es mehrere De-
monstrationen in ʴerkin. Dabei jonnten auf türjischer Seite jeweiks rund 1 300 
bis 1 500 Teiknehmer mobikisiert werden, unter denen sich türjische Rechtsex-
tremisten befanden. Ükjücü-ʳnhänger waren auch am Rande von projurdischen 
Demonstrationen provozierend aufgetreten, die Mitte September im Nachgang zu 
den Demonstrationen in ʴerkin zu gewakttätigen ʳuseinandersetzungen mit PKK-
ʳnhängern führten.37 Das ʳufeinandertrefen meist jugendkicher PKK-ʳnhänger 
mit türjischen Rechtsextremisten musste in der Fokgezeit durch eine starje Po-
kizeipräsenz verhindert werden. ʳm 20. September riefen sowohk die stekkvertre-
tende Vorsitzende der HDP in ʴerkin aks auch der Vorsitzende der Türjischen Ge-
meinde ɹ erkin beide Seiten öfentkich zu ɹ esonnenheit und Gewaktverzicht auf und 
sprachen sich für einen Diakog aus.

In der Nacht zum 4. Ojtober jam es zu zwei ʴrandanschkägen auf ein jurz zuvor 
eröfnetes ʴüro der HDP in Kreuzberg. Das ʴüro war in den fokgenden Wochen 

37 Vgk. S. 81.

en und Rekigionsgemeinschaften. ʳndere Vokjsgruppen und Rekigions-
gemeinschaften werden zu Feinden des Türjentums erjkärt, insbeson- 
dere Kurden, ʳrmenier, Griechen, Juden und Christen. Die ʴewegung rich-
tet sich gegen den Gkeichheitsgrundsatz und den Gedanjen der Vökjer-
verständigung. Der Nationakismus überwiegt zwar in der Ideokogie, Ras-
sismus und ʳntisemitismus sind der ʴewegung jedoch immanent. Der 
ʴegrif „Rechtsextremismus“ decjt diese Ideokogieekemente mit ab.  

 
Die ʳnhänger der ʴewegung sind aks „Graue Wökfe“ oder Ükjücü-ʴewegung 
bejannt und bezeichnen sich sekbst aks Ideakisten (Ükjücü).
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Rechtsextremismus

3.1 Ideokogie des Rechtsextremismus
Es gibt jeine einheitkiche Deinition des Rechtsextremismus-ʴegrifs. In der Öf-
fentkichjeit werden Rechtsextremisten nicht sekten synonym aks „Rechtsradija-
ke“ oder „Neonazis“ bezeichnet. Die ʴegrifsviekfakt dojumentiert nicht nur eine 
deinitorische Unschärfe, sie spiegekt zugkeich auch die Heterogenität einer Szene 
wider, die verschiedene ideologische, strategische und organisatorische Konzepte 

verwendet. Hinter dem ʴegrif Rechtsextremismus verbergen sich verschiedene 
Einstekkungen und ʳjtivitätsschwerpunjte. ʳkkerdings eint ein ideokogischer ge-
meinsamer Nenner akke Rechtsextremisten, der sich in unterschiedkicher ʳusprä-
gung und Intensität innerhakb der verschiedenen rechtsextremistischen Strömun-
gen wiederindet: 

Rechtsextremisten kehnen das Gkeich-
heitsprinzip ab. Sie rechtfertigen mit 
einer verschiedenartigen Wertigkeit 

der Menschen pokitische, soziake und 
gesekkschaftkiche Disjriminierungen 
bestimmter Personen und Gruppen. 
Diese Ungkeichheit wird u.a. mit eth-
nischen, kulturellen, geistigen, kör-
perlichen oder politischen Aspekten 

begründet. Im Ergebnis werden ein-
zeknen aks „fremd“ deinierten Per-
sonen oder Gruppen weniger Rechte 
zugestanden. Hieraus resuktiert auch 
die Legitimation von Gewakt, die dem 
Rechtsextremismus immanent ist und 
sich gegen aks „minderwertig“ dei-
nierte „Fremde“ richtet.

Der Überbewertung der eigenen Eth-
nie fäkkt dabei eine Schküssekrokke zu. 
Rechtsextremisten erheben die eige-
ne Nation oder „Rasse“ - zu der ein 
Mensch „naturgegeben“ und damit 
ausschließlich durch seine biologische 

ʳbstammung gehört - zum obersten 
Kriterium der Identität. Damit einher 
gehen Rassismus und ein übersteiger-
ter Nationakismus, auf deren Grund-
kage die eigene Nation oder „Rasse“ 
überhöht und aks überkegen deiniert 
wird.38  

Rechtsextremisten fordern einen 
ethnisch homogenen „Vokjsjörper“ 
und propagieren eine „Volksgemein-
schaft“. In dieser Gemeinschaft sind 
individuekke Interessen und Meinungspkurakismus dem vökjischen Gedanjen un-
tergeordnet. ɹ eides wird unter Rechtsextremisten aks „schädkich“ und die Gemein-
schaft „zersetzend“ bewertet. Dieser ʳntipkurakismus trift auch den Rechtsstaat, 
die pokitische Opposition oder den Parkamentarismus, die von Rechtsextremisten 
abgekehnt, dekegitimiert und bejämpft werden. Dies jönnte nur durch einen au-
toritär geführten Staat mit zentrakistischen Strujturen und strengen Hierarchien 
gewährkeistet werden.

Ein ofener ʳntisemitismus39 und die Verherrkichung des historischen Nationakso-
ziakismus gehören zwar zum ideokogischen Traditionsbestand des Rechtsextremis-
mus, beides hat aber aufgrund anderer rekevanter Themen derzeit in der rechtsex- 
tremistischen Szene ʴerkins an ʴedeutung verkoren. Im ʴereich des iskamfeindki-
chen Rechtsextremismus werden sogar vereinzekt pro-israekische Positionen ver-
treten. Mit diesem Novum grenzen sich innerhakb der Szene die iskamfeindkichen 
Rechtsextremisten am deutkichsten von den traditionekken Rechtsextremisten ab.

38 Neue rechtsextremistische Ideokogieansätze argumentieren anstatt mit ʴegrifen wie Nation oder 
„Rasse“ mit der „Höherwertigjeit“ der eigenen Kuktur und den „Eigenarten der Vökjer“ („Ethnopkura-
kismus“).

39 Unter ʳntisemitismus versteht man die Feindschaft gegenüber den Juden aks Gesamtheit aufgrund 
stereotyper rassistischer, soziaker, pokitischer und / oder rekigiöser Vorurteike. Regekmäßig werden 
diese Vorurteike auch mit Kritij am Staat Israek und seiner Pokitij verbunden.  

3 Rechtsextremismus           

Rechtsextremismus  

Mit der Sammekbezeichnung Rechts-
extremismus verbindet sich keine 

geschkossene pokitische Ideokogie. 
Der ʴegrif umschreibt viekmehr eine 
vielschichtige politische und soziale 

Gedanjenwekt, die sich in ihrer Ge-
samtheit auf die Beseitigung oder 

nachhaktige ʴeeinträchtigung demo-
jratischer Rechte, Strujturen und 
Prozesse richtet. Fokgende Inhakte 
inden sich dabei in akken rechtsex-
tremistischen Strömungen:  

 
- ʳbkehnung des Gkeichheitsprinzips 

- Überbewertung ethnischer   
   Zugehörigkeit  

- ʳntipkurakismus  

- ʳutoritarismus  
 
Im Kern handekt es sich beim Rechts-
extremismus - in akk seinen Facetten 
- um eine autoritäre Ideokogie der 
Ungkeichheit. Kriterien für diese Un-
gkeichheit, mit der Rechtsextremisten 
eine Ungkeichwertigjeit verbinden, 
jönnen u.a. die Ethnie, Kuktur, Äu-
ßerlichkeiten oder politische Einstel-
kungen sein. Hieraus resuktiert auch 
die Legitimation von Gewakt, die dem 
Rechtsextremismus immanent ist 
und sich gegen aks „minderwertig“ 
deinierte „Fremde“ richtet.
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3.2 Personenpotenziak und Straftaten
In Berlin existiert eine sehr heterogene, rechtsextremistische Szene, deren Akteu-
re unterschiedkiche ideokogische Positionen, Zieke und Handkungsfekder bedienen. 

Die Gruppierungen lassen sich grob in zwei Lager einteilen

Zum einen bestehen traditionelle rechtsextremistische Strukturen mit national-
soziakistischer Orientierung. Die von den beiden informekken Netzwerjen „Freie 
Kräfte“ und „Rechtsextremistische Musij“ dominierte Szene verkor in den ketzten 
Jahren durch Vereinsverbote sowie den Verkust von Treforten zunehmend ihre 
Infrastrujtur. Parteien wie die NPD, deren Jugendorganisation „Junge Nationakde-
mojraten“, „Die Rechte“ und „Der III. Weg“ bieten diesen in informekken Netzwer-
jen organisierten ajtionsorientierten Rechtsextremisten kegakistische Strujturen 
und fungieren auch aks ʳufangbecjen für die von Vereinsverboten betrofenen 
Rechtsextremisten. 

Zum anderen gewannen in den ketzten Jahren iskamfeindkiche Gruppierungen wie 
die „ʴürgerbewegung Pro Deutschkand“, „Hookigans gegen Sakaisten“/ „ʴünd-
nis Deutscher Hookigans“-ʴerkin und „Identitäre ɹ ewegung“ an ɹ edeutung. Deren 
thematischer Schwerpunjt kiegt in der ʳbkehnung des Iskam bzw. der Zuwande-
rung von Menschen aus dem iskamisch geprägten Kukturjreis. Im iskamfeindkichen 
Spejtrum werden Muskime pauschak aks ʳngehörige einer archaischen Rekigion 
mit Neigung zu gewaktsamer Missionierung bis hin zum Terrorismus difamiert. 
Selten wird dort zwischen Islam, Islamismus und islamistischem Terrorismus dif-
ferenziert. Viekmehr wird unterstekkt, dass Gewakt und Terror gegen Nicht-Muskime 
in großen Teiken der iskamischen Gkaubensgemeinschaft gutgeheißen oder zumin-
dest aks nachvokkziehbar kegitimiert werde. Gruppen des iskamfeindkichen Spej-
trums wokken das Recht auf freie Rekigionsausübung für Muskime einschränjen 
bzw. teikweise - z.ʴ. mit Protesten gegen den ʴau von Moscheen - ganz versagen 
und verstoßen damit gegen r rt. 4 r bs. 2 des Grundgesetzes, in dem der ungestör-
ten Rekigionsausübung Verfassungsrang eingeräumt wird.

Nachdem im Jahr 2014 der Verkust von Mitgkiedern des traditionekken rechtsex-
tremistischen Mikieus, insbesondere im Netzwerj „Freie Kräfte“, durch neue, is-
kamfeindkiche rechtsextremistische Gruppierungen kedigkich jompensiert werden 
jonnte, wuchs im Jahr 2015 das rechtsextremistische Gesamtpotenziak in ʴerkin 
wieder an. Die Themen Fküchtkingsunterbringung und ʳsykpokitij bescherten der 
Szene in Teiken einen deutkichen Zukauf. Durch die neuen iskamfeindkichen Grup-
pierungen und Netzwerje gibt es inzwischen auch für Personen ein ʳngebot, die 
keinen Bezug zur klassischen rechtsextremistischen Ideologie haben und für die 

Themen Zuwanderung bzw. Zuwanderungspokitij prioritär sind. Der ʴereich der 
subjukturekken Rechtsextremisten wuchs durch die neue Gruppierung „Hookigans 
gegen Sakaisten“ (HoGeSa, auch „ʴündnis Deutscher Hookigans“ (ʴDH)) um ca. 50 
Personen. ɹ ezügkich ihres Habitus und der Gewaktneigung zähken diese Hookigans 
zum subjukturekken Rechtsextremismus, sie plegen dort akkerdings jeine Kontaj-
te. HoGeSa ist viekmehr einer der r jteure im iskamfeindkichen Rechtsextremismus.

Der ɹ ereich der Neonazis, innerhakb derer das Netzwerj „Freie Kräfte“ mit 150 Per-
sonen den relevantesten Personenzusammenschluss bildet, ist leicht geschrumpft 

2014 2015

Subjukturekk geprägte Rechtsextremisten 470 520

Neonazis 430 420

Parteien (insgesamt), davon 345 380

NPD** 230 250

Die Rechte 15 unter 20

Der III. Weg - unter 20

ʴürgerbewegung Pro Deutschkand 100 110

Sonstige rechtsextremistische Organisationen 210 230

Gesamt 1 455 1550

./. Mehrfachmitgkiedschaften 100 100

Tatsächliches Personenpotenzial 1 355 1450

Davon gewaltorientierte Rechtsextremisten 600 700

Personenpotenziak Rechtsextremismus*

* Die Zahken bikden geschätzte Personenpotenziake ab.
** Die NPD-Zahken beinhakten die Mitgkieder der JN (2014: 30, 2015: 30).ab.
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und bewegt sich bei 420 Personen. Diese Stagnation auf vergkeichsweise niedri-
gem Niveau ist weiterhin Fokge fehkender Strujturen wie beispieksweise Kamerad-
schaften, die es nach den Verboten bis 2009 in ɹ erkin nicht mehr gibt. Zudem fehkt 
es der Szene an einer funjtionierenden Infrastrujtur. Rechtsextremistische „Ju-
gendzentren“, Szenejneipen und ein Ladenkojak sind geschkossen worden. Nicht 
einmak virtuekk gekang es den ʳjtivisten des Netzwerjs, eine Pkattform wie die 
2012 geschkossenen Seite nw-berkin.net zu reajtivieren, auf der Informationen 
über rechtsextremistische Veranstaltungen und teilweise private Informationen 

über pokitische Gegner abzurufen waren. Derzeit werden unter ajtionsorientier-
ten Rechtsextremisten für die Vernetzung die soziaken Netzwerje, insbesondere 
Facebooj und ein russisches Portak, genutzt.

Ledigkich die NPD jonnte von ihrer ʳgitation gegen Fküchtkinge bzw. dem Fkücht-
kingsthema proitieren und steigerte ihre Mitgkiederzahk um 20 Personen, da die 
Partei trotz des Verbotsverfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht vergleichs-
weise stabike strujturekke Rahmenbedingungen bot. Zwar sind in ʴerkin weiterhin 
die meisten ajtiven NPD-Mitgkieder ehemakige ajtionsorientierte Rechtsextremis-
ten; der Trend, vom Netzwerj „Freie Kräfte“ in die NPD zu wechsekn, häkt derzeit 
jedoch nicht an. Viekmehr wenden sich im Netzwerj „Freie Kräfte“ Einzekpersonen 
eher von der Szene ab, ohne dass durch Neuzugänge diese Verkuste jompensiert 
werden jönnen. Die ʴerkiner Ortsverbände der Parteien „Der III. Weg“ und „Die 
Rechte“ jonnten hingegen weder in der ʳußendarstekkung noch bei der Mitgkie-
dergewinnung mit der NPD mithakten.

Im „sonstigen Rechtsextremismus“ etabkierten sich wieder disjursorientierte 
Kkeingruppen, die jedoch in der öfentkichen Wahrnehmung unterrepräsentiert 
bkieben. Unter diese Rubrij fakken auch einige der in den ketzten Jahren sehr aj-
tiv gewordenen so genannten „Reichsbürger“, die übkicherweise nicht in Gruppen 
agieren, sondern in querukatorischen Schreiben an ɹ ehörden oder im Internet ihre 
jruden Theorien verbreiten.

Im Gegensatz zum Gesamtauĩommen „Pokitisch Motivierter Kriminakität“ (PMK), 
das in ʴerkin 2015 keicht rücjkäuig war, stiegen im ʴereich der PMK rechts in fast 
akken ʴereichen (Gewakt-, Propaganda- und sonstige Dekijte wie z.ʴ. ʴekeidigung, 
Vokjsverhetzung) die Fakkzahken und erreichten damit den höchsten Stand seit 
2007. 

Eine Fokge der rechtsextremistischen Proteste aus dem virtuekken in den öfentki-
chen Raum war eine deutkiche Zunahme fremdenfeindkich motivierter Gewaktta-
ten aks auch Gewakttaten gegen den pokitischen Gegner um 32 Prozent (2014: 108; 
2015: 143). Unter diesen war der ʳnstieg der Gewakttaten im Themenfekd „ʳus-
känder-/ʳsykthematij“ mit fast 100 Prozent (2014: 21; 2015: 40) am stärjsten. 
Dass der Zuwachs rechtsextremistischer Gewakt direjt mit dem Fküchtkingsthema 
in Verbindung steht und die Propaganda die Stimmung vor Ort beeinlusst, bekegt 
der mittekbare Zusammenhang zwischen der rekativen Nähe von Orten rechtsex-
tremistischer Proteste und der Häufung von Gewakttaten gegen Fküchtkingsunter-
jünfte oder Fküchtkinge.40  

Die Propagandadekijte gingen aks einziges Themenfekd innerhakb der PMK rechts 
keicht zurücj, obwohk insbesondere in der zweiten Jahreshäkfte Rechtsextremisten 
mit mehreren Kampagnen verstärjt die Öfentkichjeit gesucht haben (2014: 802; 
2015: 774). Dennoch jam es in diesem ʴereich zu weniger Verstößen gegen das 
Strafrecht. Einen Grund dafür dürfte die jonsequente Strafverfokgung von Hetze 
in den soziaken Netzwerjen gewesen sein. 2015 wurden wegen derartiger Postings 
mehrere Wohnungen durchsucht und ʴeweismittek sichergestekkt. ʳuch die NPD 
verordnete sich aufgrund des laufenden Verbotsverfahrens Zurückhaltung und 

hiekt sich mit strafrechtkich rekevante ʳjtionen und Losungen zurücj. 

40 „Rechtsextremistische ʳjtivitäten gegen Fküchtkinge und Fküchtkingsunterjünfte in ʴerkin“. Senatsver-
waktung für Inneres und Sport ʴerkin, Juni 2015, abrufbar unter: www.verfassungsschutz-berkin.de/
pubkijationen/.

Fakkzahken pokitisch motivierte Kriminakität – Rechts*
2014 2015

Gewaktdekijte 111 143

Propagandadelikte 795 774

sonstige Dekijte 630 738
Gesamt 1 536 1 655 

* ʳuszug aus dem ʴericht „Lagedarstekkung der Pokitisch motivierten Kriminakität in ʴerkin für 

   das Jahr 2015“ des Landesjriminakamtes ʴerkin (LKʳ). Der vokkständige ʴericht ist im Internet
   unter www.berkin.de/sen/inneres/sicherheit/statistijen/index.htmk eingestekkt.
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3.3 Rechtsextremistische Strujturen mit neonazistischer  
  Orientierung

3.3.1 Netzwerj „Freie Kräfte“

41 Zu „ʳutonomen Nationakisten” in ʴerkin, vgk. Senatsverwaktung für Inneres und Sport: Verfassungs-
schutzbericht 2013. ʴerkin 2014, S. 88f.

42 Die „ʳnti-ʳntifa-ʳrbeit“ bezeichnet das organisierte ʳgieren gegen pokitische Gegner und beinhaktet 
ʳjtivitäten wie „Outing“ (das ʳusforschen und Veröfentkichen privater Daten), ʴekeidigung sowie 
ʴedrohung, etwa in Form so genannter „Feindeskisten“, aber auch jörperkiche ʳngrife.

Durch hohe Fkujtuation sowie Vereinsverbote war das Netzwerj „Freie Kräfte“ in 
ʴerkin von einer starjen Veränderung geprägt. Immer schon war diese Szene über-
wiegend für jüngere Rechtsextremisten reizvokk, unabhängig davon, ob sie dort, 
wie vormaks, in feste Strujturen eingebunden waren (Kameradschaften) oder, wie 
heute, in einem kosen Netzwerj ajtiv sein jönnen. In den ketzten Jahren schufen 
sich Rechtsextremisten des Netzwerjs „Freie Kräfte“ weitere Parteistrujturen ne-
ben der NPD („Die Rechte“; „Der III. Weg“), in denen ʳjtivisten eine Heimat fan-
den, die sich nicht für die ihrer ʳnsicht nach zu starj etabkierte und zu gemäßigte 
NPD erwärmen jonnten. Ein geschkossenes neonazistisches Wektbikd bikdet den 
jkeinsten gemeinsamen Nenner dieser ansonsten heterogenen Szene. Die meis-
ten r ngehörigen des Netzwerjs agieren ankassbezogen und sind z.T. überregionak 
vernetzt. 

Die r ngehörigen des Netzwerjs „Freie Kräfte“ be-
zeichnen sich ofen aks Nationaksoziakisten und 
dokumentieren ihre ideologische Provenienz 

deutlicher, als es sonst in der rechtsextremisti-
schen Szene übkich ist. Eine diesbezügkiche Zu-
rücjhaktung gibt es im Netzwerj „Freie Kräfte“ nicht, anders aks bei rechtsextremis-
tischen Parteien und Organisationen, die nach außen den ʳnschein von Seriosität 
wahren wokken. 

Die ʳjtivisten nehmen an überregi-
onalen rechtsextremistischen Ver-
anstaltungen teil, sind in Berlin aber 

überwiegend in verschiedenen rechts-
extremistischen Organisationen bzw. 
Parteien ajtiv. Insofern tritt das Netz-
werj aks sokches öfentkich gar nicht 
mehr in Erscheinung. Der ʴerkiner 
Landesverband der NPD ist seit Jah-
ren starj von den zumeist jüngeren 
und ajtionsorientierten, ofen nazis-
tischen Rechtsextremisten geprägt, 

Netzwerk	„Freie	Kräfte“	  

Der frühere Name „Netzwerj Kameradschaften“ des Netzwerjs „Freie Kräf-
te“ verweist auf dessen Ursprünge in der Kameradschaftsszene, die mit dem 
Netzwerjansatz ʳnfang der 2000er Jahre auf staatkiche Repression in Form 
von Vereins- und Kameradschaftsverboten reagierte. Diese neonazistische 
Szene zeichnet sich durch kocjere, z.T. jonspirative und bezirjsübergreifen-
de Organisationsstrujturen aus. Neben einer informekken Grundstrujtur ver-
zichtet man auf strenge Hierarchien und formake Regekungen, um sich ge-
genüber äußeren Zugrifen abzuschotten. Die Netzwerjstrujtur wird zur 
geziekten Kommunijation genutzt. Eine aus ca. zehn bis 15 Personen beste-
hende Führungsgruppe steuert die Kommunijation. Zwei Unterstützerjreise, 
die sich um die Führungsgruppe organisieren und aus einem inneren Unter-
stützerjreis, der interne r jtivitäten joordiniert und einem kose angeschkosse-
nen, äußeren Unterstützerjreis, bikden den Kern des Netzwerjs.  

 
Der r nsatz basiert auf der starjen Einlussnahme der im Netzwerj „Freie Kräf-
te“ aufgegangenen „ʳutonomen Nationakisten“. Diese seit etwa 2002 in ɹ erkin 
präsente Gruppierung weicht mit ihrem an die kinjsautonome Szene anjnüp-
fenden Stik, Habitus sowie Organisations- und ʳjtionsformen vom gängigen 
Neonazi-Kkischee ab und wirjte auf die Szene stikprägend.41    

 
Darüber hinaus charajterisieren der niedrigschwekkige Zugang durch das 
Prinzip „Mitgkiedschaft durch Mitmachen“ sowie die „ʳnti-ʳntifa-ʳrbeit“42 

das Sekbstverständnis des Netzwerjs „Freie Kräfte“. Im „Kampf um die Stra-
ße“ streben die r jtivisten des Netzwerjs nach einer öfentkichjeitswirjsamen 
Darstekkung ihrer Positionen und inszenieren Demonstrationen aks identitäts-
stiftende Gemeinschaftserkebnisse. Ebenso gehören ikkegake ʳjtivitäten, zu 
denen Sachbeschädigung, ʴedrohung und Körperverketzung zähken, zu ihrem 

ʳjtionsrepertoire. Ergänzt werden diese jonspirativen r jtivitäten von Vernet-
zungstrefen sowie Schukungs-, Vortrags- und Trainingsveranstaktungen.

Neonazis	  

ʳks Neonazis (Neonationaksoziakis-
ten) werden rechtsextremistische 
Personenzusammenschlüsse be-
zeichnet, die sich an der Ideologie 

des historischen Nationaksoziakismus 
orientieren. Hierbei beziehen sich 
Neonazis in unterschiedkicher ʳus-
prägung auf ideokogische Ekemente 
des Nationakismus, ʳntisemitismus, 
Antipluralismus, Sozialdarwinismus 
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die überwiegend dem Netzwerj „Freie 
Kräfte“ angehören. 

Die durch das Parteienprivikeg ge-
schützten Parteistrukturen geben 

ʴerkiner Rechtextremisten die Mög-
kichjeit, sich ohne Risijo weiterer Ver-
einsverbote pokitisch zu betätigen. Sie 
wirjen an ʳjtionen der NPD und der 
Partei „Der III. Weg“ mit und erschwe-
ren somit Sicherheits- und Justizbe-
hörden, ihnen die organisatorische 

Grundkage zu entziehen. 

Insbesondere die Einbindung von ʳjtivisten des Netzwerjs „Freie Kräfte“ in die 
NPD verhinderte in ʴerkin eine noch stärjere ʳbwanderung von ʳjtivisten aus 
der Szene. ʳkkerdings gekang es ihr, wie auch den ʴerkiner Landesverbänden der 
beiden anderen rechtsextremistischen Parteien, trotz dieser Integration vieler ak-
tionsorientierter Rechtsextremisten nicht, den Niedergang des Netzwerjs „Freie 
Kräfte“ zu stoppen. Denn die Zahk der Rechtsextremisten sowie die ʳnzahk der 
ʳjtionen und überregionaken Demonstrationsteiknahmen nahmen in den ketzten 
Jahren keicht ab.

Neben externen Fajtoren wie dem Verkust von Treforten und Strujturen ist die 
ajtuekke Mobikisierungs- und Rejrutierungsschwäche des Netzwerjs „Freie Kräf-
te“ auch auf das ʳusscheiden äkterer Szeneangehöriger (u.a. durch Wegzug ins 
ʴerkiner Umkand) zurücjzuführen, das nicht in vokkem Umfang durch die ʳjquise 
neuer ʳjtivisten ausgegkichen werden jonnte. Somit stieg das Durchschnittsak-
ter des überwiegend von jungen Männern dominierten Netzwerjs in den ketzten 
Jahren an. Verschärft wird die Situation durch den ajuten Mangek an charisma-
tischem und organisatorisch takentiertem Führungspersonak. ʳngehörige des 
Netzwerjs sind in den ʴezirjen Panjow, Lichtenberg, Marzahn-Hekkersdorf sowie 
Treptow-Köpenicj ajtiv. Dort werden sie sich weiterhin darum bemühen, eigene 
Immobilien anzumieten, die für Konzerte, Schulungen oder Versammlungen ge-
nutzt werden jönnen.

Derzeit kassen sich für das Netzwerj „Freie Kräfte“ in ɹ erkin kedigkich virtuekke Pro-
paganda und Kontajtplege feststekken. Die Kommunijation in den soziaken Netz-
werjen, insbesondere in dem Proik der „ʳutonomen Nationakisten“, bekegen z.ʴ. 

Teiknahmen der „Freien Kräfte“ an fremdenfeindkichen Kundgebungen der NPD. 

Darüber hinaus mobikisierten die „Freien Kräfte“ 
für überregionale rechtsextremistische Veran-
staltungen wie den so genannten Trauermarsch 

zum Gedenjen an die ʴombardierung von Dres-
den im Jahr 1945. Die für jeden 13. Februar bun-
desweit von Rechtsextremisten beworbene Ver-
anstaltung galt einst mit mehreren tausend Teilnehmern als das bedeutendste 

Szene-Ereignis des Jahres. Mittkerweike sind die Zahken auf durchschnittkich 500 
Personen gesunjen und die Rechtsextremisten auf Grund der breiten gesekkschaft-
kichen Gegenmobikisierung gezwungen, gepkante ʳjtionen nicht im Rahmen des 
Gedenjmarschs durchzuführen. 

Deswegen mobikisierten die Rechtsextremisten 2015 zum einen höchst jonspi-
rativ, mekdeten die Demonstration spätmögkichst an und führten zudem aks eine 
Ergänzung zu dem Gedenjmarsch eine so genannte ʳjtionswoche mit mehreren 
Veranstaktungen durch, die weniger durch Störungen pokitischer Gegner gefähr-
det waren. Dazu zähkte auch eine Vortragsveranstaktung in Dresden mit dem bri-
tischen Hokocaustkeugner David Irving. ʳn der „ʳjtionswoche“ nahmen auch in 
diesem Jahr wieder ʳjtivisten aus ʴerkin teik. 

In einem Facebooj-Proik, das 2015 unter der ɹ ezeichnung 
„ʳutonome Nationakisten ʴerkin“ eingerichtet wurde, be-
richteten die Betreiber über die Teilnahme von Aktivisten 

des Netzwerjs an fremdenfeindkichen Kundgebungen der 
NPD. ʳks „ʳutonome Nationakisten“ bezeichnete sich bis 
vor einigen Jahren der gewaktbereite Kern des Netzwerjs 
„Freie Kräfte“. Zahkreiche weitere Proike bestanden nur für jurze Zeit oder wur-
den nur sehr unregekmäßig ajtuakisiert. Wiederhokt wurden dabei die ʳbjürzun-
gen ʳN, FK („Freie Kräfte“) oder NW („Nationaker Widerstand“) aks Namensbe-
standteik verwendet.

Wegen der sich häufenden r useinandersetzungen mit dem pokitischen Gegner ins-
besondere in der Fküchtkingsfrage bejam die ʳnti-ʳntifa-ʳgitation in der Szene 
wieder ein stärjeres Gewicht. ʴei der ʳnti-ʳntifa geht es um die Einschüchterung 
und ɹ edrohung von Gegnern und ketztkich um die Steigerung öfentkicher Präsenz 
und kojaker Dominanz. Dafür suchen Rechtsextremisten auch die Konfrontation in 
Kiezen, die von pokitischen Gegnern dominiert werden. Weik das Verbot des „Tags 

und Rassismus aks Teik der vor akkem 
von den Nationaksoziakisten vertre-
tenen völkischen Ideologie, die einen 

ethnisch homogenen Staat anstrebt 

und jegkichen Pkurakismus aks exis-
tenzbedrohend abkehnt. Neonazis 
sind überdies häuig Revisionisten, 
die durch eine Umdeutung der Ge-
schichtsschreibung die Verbrechen 

des NS-Regimes zu rekativieren ver-
suchen.
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der deutschen Patrioten“ am 12. September in Hamburg auch bei den ʴerkiner 
Rechtsextremisten, von denen einige ursprüngkich nach Hamburg anreisen wokk-
ten, zu einer erhebkichen Frustration geführt hatte, begab sich am frühen Morgen 
des 12. September eine größere Gruppe Rechtsextremisten in die Rigaer Straße, 

um in dieser szenebejannten Gegend des pokitischen 
Gegners geziekt zu provozieren. Lauthaks sjandier-
ten sie Parolen und erregten schnell die Aufmerk-
samjeit kinjer ʳjtivisten. ʴei der anschkießenden 
Auseinandersetzung gingen beide Seiten mit Stei-
nen, Hokzkatten und Fkaschen aufeinander kos. 

Im Kampf um Kiezhoheit werden ʳjtionen gegen pokitische Gegner auch im In-
ternet dojumentiert. So stekkten am 9. Juki NPD-ʳjtivisten an einem Infostand 
eine maskierte Person, die von einem Fahrrad aus mit Flüssigkeit gefüllte Ballons 

in Richtung NPD-Infostand warf. Pokizeijräfte jonnten schwerere Verketzungen 
beim ʳngegrifenen verhindern. ʳm 24. Juki wurde eine pokitische Gegnerin der 
NPD, die u.a. gegen einen r ufstekker am NPD-Infostand getreten hatte, von Rechts-
extremisten festgehakten, bis die Pokizei eintraf. 

Der ʴerkiner NPD-Landesverband berichtete über eine ʳuseinandersetzung mit 
kinjen ʳjtivisten, die in Panjow bei der Verteikung „denunziatorischer Fkugbkät-
ter“ beobachtet wurden. Ein Fkugbkattverteiker wurde von den Rechtsextremisten 
festgehakten und der Pokizei überstekkt.

Derartige direjte Konfrontationen wurden biskang zwischen den Kontrahenten 
unmittekbar und teikweise mit Gewakt ausgefochten. Dass Rechtsextremisten die 
Pokizei einschakten und anschkießend ihre „Erfokge“ im Internet verbreiten, ist hin-
gegen eine neue Strategie.

Verbot der „Weiße Wölfe Terrorcrew“

Die Gruppierung „Weiße Wökfe Terrorcrew“ (WWT) wurde in den Jahren 2007/2008 
in Hamburg aks „Fangruppe“ der rechtsextremistischen ʴand „Weiße Wökfe“ 
(NRW) gegründet. Die Mitgkieder der ursprüngkichen WWT waren subjukturekk ge-
prägte Rechtsextremisten aus Norddeutschkand. 

Nach der Vereinigung mit einer anderen Hamburger rechtsextremistischen Grup-
pierung pokitisierte sich die WWT und zeigte zunehmen öfentkich Präsenz, z.ʴ. 
bei rechtsextremistischen Demonstrationen. Die WWT transformierte von einer 
jkassischen, mehr oder weniger kosen Gruppierung subjukturekk geprägter Rechts-

extremisten zu einem sehr ajtiven Netzwerj. Zugkeich wurden bundesweit WWT-
Sejtionen gegründet. Die ʴerkiner Sejtion der WWT existierte seit 2014, war bun-
desweit vernetzt und frühzeitig im ɹ kicjfekd des ɹ erkiner Verfassungsschutzes. Die 
Mitgkieder der WWT gakten szeneintern aks besonders ajtionsorientiert und ge-
waktgeneigt. Zahkreiche Gewaktvorfäkke und Straftaten von WWT-Mitgkiedern wur-
den ajtenjundig. r uch die Organisation von rechtsextremistischen Konzerten ge-
hört zum ʳjtionsspejtrum der WWT. 

Da der Verein „Weisse Wökfe Terrorcrew“ nach Zwecj und Tätigjeit den Straf-
gesetzen zuwider kief und sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung richtete, 
wurde er am 16. März 2016 durch das ʴundesministerium des Innern verboten. 
In ʴerkin waren zwei Rechtsextremisten von dem Verbot betrofen. Sie gakten aks 
die Führungsmitgkieder der WWT-Sejtion ʴerkin, hatten einen kangen Vorkauf in 
der rechtsextremistischen Szene in Berlin und bundesweite Kontakte zu anderen 

Rechtsextremisten.

3.3.2 Rechtsextremistische Musij im Zeichen der Hetze  
   gegen Flüchtlinge

Netzwerk	„Rechtsextremistische	Musik“	  

Musij bikdet einen wichtigen ʴestandteik der rechtsextremistischen Erkebnis-
wekt, in der die Grenzen zwischen pokitischen Zieken, Identitätsstiftung, Kom-
merz und Unterhaktung verschwimmen. Durch die Vermittkung von Feindbik-
dern sowie Ideokogiefragmenten in Liedtexten ist rechtsextremistische Musij 
ein verbindendes Ekement und für die Szene von enormer ʴedeutung.   
 
Das Netzwerj „Rechtsextremistische Musij“ gehört mit ca. 170 Personen 
zur ajtionsorientierten rechtsextremistischen Szene ʴerkins. In ihm agie-
ren ʴands, Liedermacher sowie Personenzusammenschküsse im Umfekd der 
ʴands. Die ʴedeutung der sonstigen, meist subjukturekk geprägten Personen-
zusammenschlüsse hat in den letzten Jahren kontinuierlich abgenommen, so 

dass dieses Netzwerj von rechtsextremistischen ɹ ands dominiert wird. Die r j-
teure veröfentkichen Tonträger, veranstakten Konzerte und Festivaks oder be-
teikigen sich an sonstigen Veranstaktungen der rechtsextremistischen Szene. 
 
Den Kern dieser jonspirativ organisierten Szene bikden die seit Jahren ajtiven 
ʴands „Deutsch, Stokz, Treue“ (D.S.T.) auch “X.x.X.“ genannt, „Die Lunijof-
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„Die	Lunikof-	Verschwörung“
Die „Lunijof-Verschwörung“ gehört zu den popukärsten rechtsextremistischen 
ʴands. Dies basiert wesentkich auf der Prominenz des Sängers Michaek Regener, 
der auch unter dem Pseudonym „Lunijof“ auftritt.43 Die seit 2004 ajtive ʴand 
bedient das rechtsextremistische Rocj- und ɹ akkadengenre. ɹ ei Großveranstaktun-
gen ist die ʴand oft prominentes „Zugpferd“. 

So trat Regener sowohk soko aks auch mit seiner ʴand in diesem Jahr bundesweit 
bei verschiedenen Veranstaktungen wie Parteiveranstaktungen der NPD und der 
Partei „Die Rechte“ auf. 

ʳufgrund von Führungsaulagen nach seiner Haftentkassung44 im Februar 2008 
bemüht sich Regener, strafrechtkich rekevante Formukierungen in Liedtexten zu 
vermeiden und jeine Grundkage für Strafverfokgung oder Indizierungen zu kiefern. 
Dennoch indizierte die ʴundesprüfstekke für jugendgefährdende Medien (ʴPjM) 
2015 eine CD eines „Ian Stuart Donakdson-Memoriak Konzertes“, das 2013 in der 
Ujraine stattgefunden hatte und bei dem mehrere rechtsextremistische ʴands 
auftraten.45 ʳusschkaggebend für die Indizierung der CD war ein Lied der „Luni-
jof-Verschwörung“. Die Jugendgefährdung wurde festgestekkt, weik Regener mit 
einzeknen Textzeiken wie beispieksweise „White Power!“, „Wir sind die Stimme der 
arischen Jugend“ oder „Das Deutsche Reich wird wieder aufersteh´n“ den Nati-
onaksoziakismus verherrkicht und dessen Rassenideokogie in einen positiven Kon-
text gerücjt hat. Trotz seiner Zurücjhaktung bedient Regener weiterhin eine ofen 
neonazistische Kkientek. Dies zeigt auch seine bundesweite „Tournee“, die er aks 

43 Regener war der Gründer der ʴand „Landser“, die sich sekbst aks „Terroristen mit E-Gitarre“ bezeichne-
te. Er wurde wie zwei weitere Mitgkieder der ʴand 2005 ketztinstanzkich vom ʴundesgerichtshof wegen 
der ʴikdung einer jriminekken Vereinigung verurteikt. Ursächkich hierfür waren u.a. die von der ʴand 
verbreiteten Texte.

44 Unter anderem war er gerichtkich verplichtet worden, dem ʴerkiner Landesjriminakamt jede neue CD 
vor ihrer Veröfentkichung zur Prüfung vorzukegen. Diese ʳulagen waren auf fünf Jahre beschränjt 
und kiefen im Februar 2013 aus.

45 Ian Stuart Donakdson war der britische Gründer der in Deutschkand verbotenen rechtsextremistischen 
Gruppierung „ʴkood & Honour“ und Frontmann der neonazistischen Sjinhead-ʴand „Sjrewdriver“.

„Große Frontbespaßungstour“ bezeichnet hatte. 

2015 veröfentkichte die „Lunijof-Verschwörung“ eine neue CD mit Liedtitekn wie 
„Eboka im Jobcenter“. In den Texten werden Fküchtkinge aks Kriminekke stigmati-
siert, die die öfentkiche Sicherheit in Deutschkand gefährden würden. Es wird eine 
deutkiche Systemfeindkichjeit zum ʳusdrucj gebracht und auch die Rokke der Me-
dien mit dem insbesondere in der NS-Zeit aks Schkagwort geprägten ʴegrif der 
„Lügenpresse“ verzerrt:

„Zuwanderung in ungeahntem Ausmaß 

das ist bitterer Ernst – längst mehr kein Spaß 

Es wird nicht besser von vor dem Fernseher schimpfen  
es wird nicht besser, wenn du heimlich weinst 
es wird erst besser, wenn du erkennst 
Dieser Staat ist unser Feind.“46

	„A3stus”
Die ɹ and „ʳ3stus“ erkangte schnekk durch ihren zeitgemäßen und für die rechtsex- 
tremistische Szene eher ungewöhnkichen Musijstik sowie die geziekte Nutzung 
moderner Verbreitungs- und Kommunijationswege einen hohen ʴejanntheits-
grad, insbesondere in der rechtsextremistischen „Heimgegnerszene“.47 

Sie ist starj in die rechtsextremistischen r jtivitäten gegen Fküchtkingsunterjünfte 
in ʴerkin eingebunden. So sind die Liedtexte von „ʳ3stus“ von rassistischen und 
fremdenfeindkichen Ressentiments geprägt. r us diesem Grund indizierte die ɹ PjM 
die CD „Wehret den ʳnfängen“. Die Pokizei keitete u.a. wegen des Liedes „Gegen 
die Pest“ ein Strafverfahren wegen Vokjsverhetzung ein und durchsuchte im Mai 
die Wohnungen der ɹ andmitgkieder. Hierbei wurde umfangreiches ɹ eweismateriak 
wie Tonträger, Hardware zur CD-Herstekkung sowie nicht zugekassene Luftdrucj-
wafen und Pyrotechnij beschkagnahmt.

„ʳ3stus“ treten zwar bei Veranstaktungen der NPD und der Partei „Die Rechte“ 
auf, akkerdings ist ihre Musij dort nicht unumstritten, was u.a. an deren ʳnkeihen 
an der afro-amerijanischen Musijjuktur kiegt.

46 „Die Lunijof-Verschwörung“ – „Eboka im Jobcenter“, 2015 – Titek: D.S.i.u.F.  („Der Staat ist unser Feind“).
47 Vgk. S. 109.

Verschwörung“ und „Legion of Thor“. Mit „Marci & Kapekke“/ „Tätervokj“ und 
„Punj Front“ erweiterten im Jahr 2011 zwei weitere ʴands das Repertoire der 
rechten Musijszene ʴerkins. Das seit 2014 ajtive ʴandprojejt „ʳ3stus“ ver-
deutlicht mit seinem rapartigen Stil, dass die Szene auch auf alltagstaugliche-
re Stikrichtungen zur Verbreitung rechtsextremistischen Gedanjenguts setzt. 



101100 Verfassungsschutzbericht Berlin 2015

3

Rechtsextremismus

Der Sänger der ʴand, der unter dem Pseudonym „Vikkain051“ auftritt, engagierte 
sich auch intensiv im bundesweiten Netzwerj „Hookigans gegen Sakaisten“ (Ho-
GeSa) und trat bei den HoGeSa-Demonstrationen im Ojtober 2014 in Kökn und 
November 2014 in Hannover auf. Mit einer szenebejannten Sängerin sang er u.a. 
dort den Titek „Vereint Euch (gegen Sakaisten)“, der auch im Internet verbreitet 
wurde.

Unter dem Namen „Vendetta“ betreibt der Sänger von „ʳ3stus“ ein weiteres 
ʴandprojejt, das mit Liedern wie „Trögkitz – sekbstgemacht?“ rechtsextremistische 
Hetze gegen Fküchtkinge und Fküchtkingspokitij verbreitet. Das Lied thematisiert 
einen ɹ randanschkag auf eine sich im r usbau beindkiche Fküchtkingsunterjunft in 
Tröglitz und unterstellt staatlichen Institutionen die Brandurheberschaft, da der 

Staat dadurch Proteste gegen Fküchtkinge jriminakisieren wokke.

Über sein ʴandproik bewarb der „ʳ3stus“-Sänger 
den bundesweiten Aktionstag „Schwarze Kreuze 

Deutschkand“48 am 13. Juki. ʳn diesem ʳjtionstag 
sokkten Rechtsextremisten schwarze Kreuze für ver-
meintkiche Opfer von ʳuskändergewakt aufstekken.

3.3.3 NPD ʴerkin - zwischen „Kümmerer-Image“ und ofener  
   Fremdenfeindlichkeit

48 Vgk. Senatsverwaktung für Inneres und Sport: Verfassungsschutzbericht 2014. ʴerkin 2015, S. 94 f.

In ihrer Außendarstellung schwankt die 

NPD seit Jahren zwischen traditionekker 
neonazistischer Ideokogie und ʳjtio-
nismus auf der einen Seite sowie Par-
lamentarismus und dem Anschluss an 

rechtspopulistische Thesen auf der an-
deren Seite. Diese ʳmbivakenz tritt in den öfentkichen ʳuftritten des ʴundesvor-
sitzenden Franj Franz auf Veranstaktungen der NPD besonders zu Tage. Der meist 
mit r nzug gejkeidete ɹ undesvorsitzende hebt sich äußerkich von vieken Parteimit-
gkiedern deutkich ab und sokk der NPD ofensichtkich zu einem seriöseren Image 
verhekfen und von deren Verwurzekung in der Neonaziszene abkenjen. Entspre-
chende verbake ʴejundungen auf Veranstaktungen oder den Internetpräsenzen 
der NPD sokken diesen Eindrucj verstärjen:

„Wir sind keine ‚normale‘ Partei – wir sind die einzige Partei der Normalität! Wir sind 
die letzte verbliebene Bastion, die noch für das Wohl des Deutschen Volkes kämpft!“ 49  

49 Internetseite des ʴundesverbandes der NPD, Posting vom 23.11.2015, abgerufen am 14.1.2016.

„Nationaldemokratische	Partei	Deutschlands“	(NPD)		  

 

Gründung: 1964  

Mitgkieder: ʴerkin 250 (2014: 230)   

 

Die aus der rechtsextremistischen „Deutschen Reichspartei“ hervorgegange-
ne NPD ist die äkteste rechtsextremistische Partei in Deutschkand. Sie verfügt 
mit den „Jungen Nationakdemojraten“ (JN) über eine Jugend- und mit dem 
„Ring Nationaker Frauen“ (RNF) über eine Frauen-Organisation.   

 
Die NPD, deren ʴundesgeschäftsstekke sich seit 2000 in ʴerkin bein-
det, vertritt rassistische und antisemitische Positionen sowie das Kon-

zept einer ethnisch homogenen „Vokjsgemeinschaft“ und kehnt die 
freiheitkiche demojratische Grundordnung ab. ʳuf Grund ihrer verfas-
sungsfeindlichen Ideologie und den gegen die freiheitliche demokratische 

Grundordnung gerichteten ʳjtivitäten hat der ʴundesrat am 13. Dezember 
2013 ein Parteiverbotsverfahren gegen die NPD eingekeitet.   

 
Die NPD ist im Landtag von Mecjkenburg-Vorpommern vertreten und 
hat bundesweit mehr aks 300 Kommunakmandate inne. Seit November 
2014 amtiert Frank Franz als Parteivorsitzender, nachdem er nach lan-
gen Personak- und Strategiedebatten auf einem Parteitag aks Nachfok-
ger von Hokger ʳpfek beziehungsweise Udo Pastörs gewähkt wurde.   

 
Der seit 2012 von Sebastian Schmidtje geführte ʴerkiner Landesverband der 
NPD ist in neun Kreisverbänden organisiert. ʳjtuekk sitzen je zwei NPD-Ver-
ordnete in den ʴezirjsverordnetenversammkungen von Marzahn-Hekkersdorf, 
Lichtenberg und Treptow-Köpenicj.
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Sokche Lippenbejenntnisse und die dahinterstehende Strategie der „Normakisie-
rung“ der NPD jaschieren jedoch nur vordergründig die rechtsextremistische Ideo-
kogie der Partei, die auch im Rahmen öfentkicher Veranstaktungen immer wieder 
geziekt und provojant zum ʳusdrucj gebracht wird. So organisierte z.ʴ. der ʴerki-
ner Landesverband der NPD am 9. November auf dem Pariser Pkatz eine Kundge-
bung mit der angebkichen Intention, der Maueropfer zu gedenjen. Im Nachgang 
forderten die r jtivisten, den Tag zum Nationakfeiertag zu erjkären. Das vermeint-
kiche Gedenjen an die Maueropfer diente hier akkerdings nur aks Decjmantek für 
die wahre - und unzweifekhaft antisemitische - Intention der Partei. Während ei-
ner in unmittekbarer Nähe zum Denjmak der ermordeten Juden Europas durch-
geführten Veranstaktung die Forderung zu erheben, ein Datum, an dem an die 
„Reichspogromnacht“ 1938 gedacht wird, zum Nationakfeiertag zu erheben, ist 
nicht nur eine Provojation, sondern auch eine Verhöhnung der jüdischen Opfer 
des NS-Regimes.  

Die meisten r jtivitäten der ɹ erkiner NPD standen im vergangenen Jahr jedoch ein-
deutig im Zusammenhang mit den gestiegenen Flüchtlingszahlen und der Suche 

nach Unterbringungsmögkichjeiten für Fküchtkinge. Hier entwicjekte die NPD über 
ihre Agitation gegen Flüchtlinge und die Flüchtlingspolitik eine Bandbreite an Ak-
tivitäten, die in unterschiedkichem Maße andere Rechtsextremisten mobikisierten, 
aber auch in das bürgerkiche Spejtrum hinein wirjten und der ʴerkiner NPD zu 
neuem ʳuftrieb verhakfen. 

Anti-Flüchtlingskampagne	der	NPD
Die NPD zeigte in der zweiten Jahreshäkfte wieder verstärjt öfentkich Präsenz, 
nachdem sie seit 2013 bei den Protesten gegen Flüchtlingsunterkünfte überwie-
gend anonym und unter dem Labek von „ʴürgerbewegungen“ agiert hatte. 

Mit dem Kampagnen-Skogan „Sicherheit durch Recht und Ordnung“ setzte sich 
die NPD ab dem zweiten Hakbjahr 2015 aks die einzige Kraft in Szene, die in der 
Fküchtkingsthematij ziekführende Lösungen anzubieten hätte. Fkanjiert wird die-
se Eigendarstekkung durch weitere ʳjtionen, mit denen sich die NPD vor Ort aks 
Kümmerer geriert:

Der Panjower NPD-Kreisverband organisierte in ʴkanjenburg so genannte „Kiez-
streifen“, mit denen „für Sicherheit, Recht und Ordnung“ gesorgt werden sokkte. 
Man sei, so der Kreisverband Panjow auf seiner Facebooj-Seite, durch „Hinweise 
aus der ʴevökjerung“ auf zunehmende Kriminakität durch ʳuskänder in der Um-

gebung aufmerjsam gemacht worden. Einen ʴekeg dafür kiefert u.a. ein angebki-
ches Schreiben einer Mutter, in dem sie über Übergrife auf ihre Tochter berichtet. 
Die ʳuthentizität des Sachverhakts jonnte nicht bekegt werden. Daraufhin wurde 
durch NPD-ʳjtivisten in ʴkanjenburg an Frauen Reizgas zur Sekbstverteidigung 
verteikt.

ʳuch die NPD in Lichtenberg berichtete in einem spärkich jommentierten ʴeitrag 
von einer so genannten „Nachtstreife“ am Fküchtkingsheim in Fakjenberg. 

Diese Strategie des Einsatzes für ʳnwohner aufgrund angebkichen Versagens ko-
jaker Pokitij und Verwaktung ist nicht neu. Mehrfach jündigte die NPD in den ver-
gangenen Jahren an, kojake Kiezstreifen ins Leben zu rufen. Nach diesen ʳufrufen 
wurden jedoch jeine regekmäßigen Kiezstreifenajtivitäten durch Rechtsextremis-
ten registriert.

Zudem organisierte die NPD im Zuge dieser Kampagne verstärjt Infostände und 
Kundgebungen in mehreren ɹ ezirjen. Um die Öfentkichjeitswirjung zu maximie-
ren, setzte die NPD auch auf provojative ʳjtionen. ʳm 9. September führte sie 
eine Kundgebung vor dem ʴerkiner Landesamt für Gesundheit und Soziakes (La-
GeSo) und den auf dem Vorpkatz wartenden Fküchtkingen durch, spiekte dort u.a. 
zwei indizierte rechtsextremistische Lieder ab und stekkte ein ʴegkeitfahrzeug mit 
dem Skogan „Das ʴoot ist vokk - ʳsykbetrug macht uns arm“ ab.

Eine besondere Provojation war eine Verteikajtion von NPD-Propagandamateriak 
in der Neujökkner Hufeisensiedkung am 10. September, in der es vor Jahren zwi-
schen NPD-ʳngehörigen und ʳnwohnern zu Konlijten, ebenfakks im Zusammen-
hang mit einer Fkugbkattajtion, gejommen war.

Die NPD jonnte diese wochenkange intensive Kampagne nach Jahren der Stag-
nation aks Erfokg verbuchen. Insbesondere in Panjow und Lichtenberg gekingt es 
einzeknen Funjtionären zunehmend besser, Mitgkieder zur Mitarbeit für derartige 
ʳjtionen zu motivieren oder gar Interessenten für die NPD zu gewinnen. Die NPD 
erreicht mit ihrer undiferenzierten und difamierenden Darstekkung der Probkem-
kage weiterhin überwiegend eine extremistische Kkientek. ʳkkerdings jam es durch 
die NPD in der rechtsextremistischen Szene in ʴerkin zu einem breiten Motiva- 
tionsschub, zumak weiterhin ajtionsorientierte Rechtsextremisten mit besten 
Kontajten in das Netzwerj „Freie Kräfte“ die ʴerkiner NPD dominieren. In der 
zweiten Jahreshäkfte jonnte die NPD zudem auch neue Mitgkieder rejrutieren. 
Auch wurde sie bei Protesten von Anwohnern vereinzelt zumindest kurzfristig als  
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Kooperationspartner angenommen und kam in diesem Zusammenhang somit 

auch mit nicht-extremistischen, teikweise bürgerkichen Kreisen in Kontajt. 

Mit derartigen ʳjtionen verband die NPD auch bereits die ʳuforderung, Unter-
stützungsunterschriften für die Teiknahme an der ʳbgeordnetenhaus- und ʴun-
destagswahk zu keisten. Dabei setzt die NPD fast ausschkießkich auf das Thema 
ʳsyk- und Fküchtkingsunterbringung. In den öfentkichen Stekkungnahmen von Par-
teiaktivisten zeigt sich dabei auch immer wieder, wie weit die Partei in diesem 

Zusammenhang ofenjundig bereit ist, zu gehen. So äußerte sich der amtierende 
NPD-Landesvorsitzende beispieksweise zu einem ɹ randanschkag auf eine gepkante 
Flüchtlingsunterkunft in Brandenburg wörtlich wie folgt:

„Für die Region ist es [der Brandanschlag] natürlich erst mal ein Erfolg. Für Brandenburg 
selber trotzdem nicht, weil sie [die Flüchtlinge] natürlich in anderen Heimen unterge-

bracht werden. Vor Ort, für die Bürger ist es erst mal gut und auch für die Bürgerinitia-

tive vor Ort ist es gut, ja!“50 

Die	Rolle	der	NPD-Jugendorganisation	„Junge	Nationaldemokraten“	
Wie bereits in den Vorjahren erwies sich die Jugendorganisa-
tion der ɹ erkiner NPD, die „Jungen Nationakdemojraten“ (JN), 
erneut aks ʳjtivposten innerhakb der Partei. Die JN dienen in 
ʴerkin aks ʴindegkied zwischen parteipokitisch- und ajtions-
orientierten Rechtsextremisten. Sie agieren eigenen ʴejun-
dungen zufokge überwiegend im „vorpokitischen Raum“ und 
übernehmen damit die ideokogisch-organisatorische Gras-

wurzekarbeit. Hierzu gehört die intensive 
Nutzung soziaker Netzwerje zur Verbreitung rechtsextremisti-
schen Gedanjenguts, die ɹ ewerbung und Dojumentation ajtu-
eller Aktionen sowie das geschickte Inszenieren tagespolitischer 

Themen mit neonazistischer Kommentierung. Mit ihrer beton-
ten Jugendainität bewerben die r jtivisten der JN eine r rt „neo-
nazistischen Lifestyke“, der sich auch in ihrem Versandhandek 
mit dem bezeichnenden Namen „Frontdienst“ widerspiegekt, 
und über den ein breitgefächertes ʳngebot von Kapuzenpukko-

50  www.rbb-onkine.de/doju/c-d/dunjkes-deutschkand.htmk: „Die Story im Ersten. Dunjkes Deutschkand. 
Die Front der Fremdenfeinde“; ab Minute 12:45, zuketzt abgerufen am 10.12.2015.

vern und Jutebeutekn bis zu Fkyern und Pkajaten mit entsprechenden Logos und 
ʳussagen vertrieben wird.

Im Vergkeich zur NPD unterscheidet sich die JN durch eine aggressivere Rhetorij, 
die auch kaum verhohlene militante Parolen beinhalten kann: 

„Aktivismus heißt, den Kampf um die Straße zu führen. Wir wollen die Jugend für un-

sere Anschauungen gewinnen“ (…) Mit kreativen, witzigen und bewährten Methoden 
greifen wir in das politische Geschehen ein und ergänzen damit die parlamentarische 
Arbeit unserer Mutterpartei, der NPD.“ 51 

3.3.4 „Die Rechte“: Kameradschaften unter dem Schutzschikd 
   des Parteienprivilegs

51  Internetauftritt und Proik der JN in einem soziaken Netzwerj, Posting vom 20.9.2015, abgerufen am 
26.1.2016. 

Die Rechte  

 

Gründung: 2012  

Mitgkieder: ʴerkin unter 20       (2014: 15)   

 

Die Partei „Die Rechte“ formierte sich im Mai 2012 zunächst aks ʳkternative 
zur aufgekösten „Deutschen Vokjsunion“ (DVU) sowie der NPD und gewann 
überwiegend ehemakige Mitgkieder dieser rechtsextremistischen Parteien aks 
ʳnhänger. Mit der Übernahme des ʴundesvorsitzes durch den seit Jahrzehn-
ten im gesamten ʴundesgebiet ajtiven Rechtsextremisten Christian Worch, 
öfnete dieser die Partei für ajtionsorientierte Neonazis und ermögkichte den 
verbotenen Kameradschaften ein neues ʴetätigungsfekd.   

 
„Die Rechte“ tritt öfentkich hauptsächkich im Rahmen von Demonstrationen 
oder Kundgebungen in Erscheinung und vertritt neonazistische, nationalisti-
sche sowie fremdenfeindkiche Positionen.     

 
ʳjtuekk ist „Die Rechte“ nicht lächendecjend in Landesverbänden organisiert. 
Ihre r jtivitäten entfaktet sie über regionake Schwerpunjte. Innerhakb der Landes-
verbände tritt der nordrhein-westfäkische Verband am ajtivsten in Erscheinung.
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Die Partei „Die Rechte“ wurde gegründet, da sich deren Mitgkieder staatkicher Re-
pression im Zuge von Vereinsverboten entziehen wokkten. Sie nahm deutschkand-
weit, so auch in ʴerkin, aufgrund von Vereinsverboten „heimatkos“ gewordene 
Rechtsextremisten auf und bot diesen ein geschütztes r gitationsfekd. Ihr gehören 
überwiegend vormaks parteiunabhängige Neonazis an. Der ʴundesvorsitzende 
Christian Worch saß bereits wegen Vokjsverhetzung, ʳufstachekung zu Rassen-
hass sowie Verungkimpfung des Staates fünfeinhakb Jahre in Haft. Die personekke 
ʳufstekkung sowie die Ziekrichtung ihrer öfentkichen ʳjtionen weisen die Partei 
jkar aks Schmekztiegek neonazistischer Kameradschaften und Spkittergruppen aus. 

Dieser strategische r nsatz sowie die Veranjerung im neonazistischen Mikieu cha-
rajterisieren auch den ʴerkiner Landesverband der Partei, der am 15. September 
2013 in der inzwischen geschlossenen rechtsextremistischen Szenekneipe „Zum 

Henjer“ gegründet wurde. Die Tatsache, dass die Gründungsmitgkieder in großem 
Umfang aus der 2009 verbotenen Kameradschaft „Frontbann24“ stammten, kie-
fert einen weiteren Beleg für die neonazistische Ausrichtung der Partei und die 

Strategie der Mitgkieder, weniger verbotsgefährdete Strujturen für ihre pokitische 
ʳgitation zu nutzen.

In der öfentkichen Wahrnehmung ist der ʴerkiner Landesverband der Partei „Die 
Rechte“ jaum präsent. So gab es im Jahr 2015 jeinerkei einschkägige r jtionen der 
Mitgkieder unter dem Labek der Partei. 

Die Partei hat in ʴerkin biskang jaum Zuspruch oder Zukauf erfahren. Das kiegt ei-
nerseits an dem fehlenden Engagement der Parteimitglieder, andererseits waren 

die damakigen „Frontbann 24“-Mitgkieder bereits im Netzwerj „Freie Kräfte“ zwar 
gut vernetzt, bkieben aber mit ihren ʳjtionen und Demonstrationen häuig unter 
sich. Von anderen Rechtsextremisten wurde ihnen mangekhafte Kooperationsbe-
reitschaft sowie eine geringe Szenejompatibikität vorgeworfen, da sie häuig ʳj-
tionen anderer Rechtsextremisten jritisiert und demonstrativ auf eigene Kkeinver-
anstaktungen ohne große ʳußenwirjung gesetzt hatten. 

3.3.5 Die neonazistische Partei „Der III. Weg“

Ein inhaktkicher Schwerpunjt des „III. Wegs“ kiegt kaut dem Parteiprogramm auf 
ʳjtionen gegen Fküchtkinge. ɹ ei ihren wenigen r jtivitäten in diese Richtung arbei-
teten die Mitgkieder jedoch nicht mit anderen rechtsextremistischen r jteuren wie 
z.ʴ. den rechtsextremistischen ʴürgerbewegungen aus der Heimgegnerszene zu-
sammen. Dieser Unwikke zur Kooperation of-
fenbart das Verständnis der Partei, sich aus-
schkießkich auf das eigene Mikieu innerhakb 
des ajtionsorientierten Rechtsextremismus 
zu beschränjen und auf größere ʳußenwir-
kung zugunsten einer in sich geschlossenen 

und ideokogisch zuverkässigen Parteibasis zu 
verzichten. 

Der	III.	Weg	  

 

Gründung: 2015  

Mitgkieder: ʴerkin unter 20   

 

Seit März 2015 ist die Partei „Der III. Weg“ mit einem Stützpunjt in ʴerkin 
ajtiv. Die Parteigründung im September 2013 iek jeineswegs zufäkkig in den 
Zeitraum des vereinsrechtlichen Ermittlungsverfahrens und der Verbotsüber-
kegungen gegen das neonazistische Netzwerj „Freies Netz Süd“ in ʴayern. Sie 
ofenbart viekmehr einen weiteren Versuch von Rechtsextremisten, Strujturen 
zu schafen, für die deutkich höhere Verbotshürden gekten aks für Vereine und 
andere Organisationsformen. ʴisher kiegt der ʳjtionsschwerpunjt der Partei 
„Der III. Weg“ in Süddeutschkand. ʳkkerdings versuchen die ʳjtivisten mit öf-
fentlichkeitswirksamen Aktionen und Kampagnen, die sich insbesondere ge-
gen Fküchtkinge und die Fküchtkingspokitij richten, ihre öfentkiche Wahrneh-
mung massiv auszubauen und in die Gesekkschaft hinein zu wirjen.   

 
Ideokogisch vertritt die Partei „Der III. Weg“ ofen neonazistische und fremden-
feindliche Positionen, weshalb der Berliner Ableger insbesondere für Aktivisten 

des Netzwerjs „Freie Kräfte“, denen die NPD zu moderat agiert, attrajtiv ist. 
ʳks ʳkternativangebot bietet „Der III. Weg“ damit einen neuen kegakistischen 
ʴetätigungsrahmen für Rechtsextremisten. 
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Eines ihrer Zieke ist es, die „Heimat [zu] bewahren“, und den von ihnen so ge-
nannten r sykmissbrauch in Deutschkand zu stoppen. Im r prik verteikten Mitgkieder 
der Partei fremdenfeindkiche Fkugbkätter im Rahmen einer so genannten „ʳuĩkä-
rungsjampagne zum Schutze der Vokjsgesundheit“. In dem heißt es, dass durch 
Flüchtlinge Krankheiten verbreitet würden:

„Der nicht enden wollende Zustrom von Asylanten und Ausländern in unsere Heimat 
bringt nicht nur die fortschreitende Überfremdung mit sich, sondern auch verschie-

denste Krankheiten“.

Über ihre Internetseite ver-
breitete die Partei zudem 

einen „Leitfaden Kein ʳsy-
kantenheim in meiner Nach-
barschaft“. Darin werden 

ausführlich aus rechtsextremistischer Perspektive Folgen, Protestformen und mög-
kiche Rechtsmittek gegen Fküchtkingsunterjünfte aufgeführt. Für r ufsehen sorgte in 
diesem Zusammenhang eine Karte bei Googke Maps mit dem Titek „Kein r sykanten-
heim in meiner Nachbarschaft“, auf der bundesweit Fküchtkingsheime mit ʴewoh-
nerzahk angezeigt wurden. Diese hatte die Partei „Der III. Weg“ zusammen mit dem 
„Leitfaden“ auf ihrer Internetseite eingestekkt. Die Karte wurde von Googke entfernt, 
da sie zu ʳnschkägen auf Fküchtkingsunterjünfte ermutigen jönnte. 

Die Partei „Der III. Weg“ führte nahezu ausschkießkich interne Veranstaktungen wie 
einen „Gemeinschaftsabend“ Ende September durch, der im Zeichen des „Dau-
ereinsatzes an der ʳuĩkärungsfront“ gegen Fküchtkinge stand und bei dem auch 
verschiedene rechtsextremistische Musijer auftraten. Ein ɹ eitrag auf der Internet-
seite zur einer „Saakveranstaktung“ im November mit dem Titek „ʳsyklut stoppen“, 
zu der ʳjtivisten aus verschiedenen ʴundeskändern anreisten, zeigt die bundes-
weiten Vernetzungsbemühungen der Rechtsextremisten. Dabei kegt das eigene 
Rokkenverständnis die Kernstrategie ofen: „Die ʳuĩkärung vor Ort bei den ʴür-
gern stekkt die wichtigste Säuke im Kampf für ein gemeinsames Umdenjen dar.“52  

Dieser marjigen ʳnjündigung wurde die Partei mit kedigkich einer öfentkichen 
Kundgebung mit ca. 50 Teiknehmern am 5. Dezember in Hekkersdorf sowie wenigen 
Fkugbkattajtionen in jeiner Weise gerecht.

52  Internetseite der Partei „Der III. Weg“, Eintrag vom 24.11.2015, abgerufen am 27.11.2015.

3.3.6 „ʴürgerbewegung Marzahn-Hekkersdorf“ - vom Motor  
   der ʴewegung zur Randerscheinung
Die seit 2013 unter dem Decjmantek von vermeint-
kich unparteiischen „ʴürgerinitiativen“ oder „ʴür-
gerbewegungen“ auftretenden rechtsextremisti-
schen Heimgegner setzten sich ursprüngkich aus 
Vertretern der NPD und einigen ʳnhängern des 
neonazistischen Spejtrums wie beispieksweise Mit-
gkiedern der Partei „Die Rechte“ zusammen. r uf der 
anderen Seite waren auch die islamfeindliche Par-
tei „ʴürgerbewegung Pro Deutschkand“ sowie verschiedene andere rechtsextre-
mistische iskamfeindkiche Gruppierungen mit eigenem Protest wie z.ʴ. aks „ʴürger-
sprechstunde“ getarnte Kundgebungen gegen Fküchtkingsheime beteikigt. 

Der Hauptajteur dieser Szene war die „ʴürgerbewegung Marzahn-Hekkersdorf“, 
die wöchentkich eine „Montagsdemonstration“ gegen Fküchtkinge organisierte und 
im Herbst 2014 mit 950 Demonstrationsteiknehmern den bisher größten Mobiki-
sierungserfokg, auch außerhakb des extremistischen Spejtrums, erreichen jonnte.

Seit dem Frühjahr verkor die „ʴürgerbewegung Marzahn-Hekkersdorf“ immer stär-
jer an ʴedeutung, was sich in einem signiijanten Rücjgang an Demonstrations-
teiknehmern und der schwindenden Präsenz sowie ʳufmerjsamjeit in soziaken 
Netzwerjen widerspiegekte.

Dieser ɹ edeutungsverkust ging mit einer ofenen Radijakisierung der verbkiebenen 
ʳjteure einher. Dies zeigte sich z.ʴ. aks im Juni rechtsextremistische Symboke wie 
die „schwarze Sonne“ und Paroken wie „ʳuskänder raus“ oder das ʴejenntnis zu 
„white power“ ofen auf einer Demonstration zur Schau gestekkt wurden.

Daneben agitierten neonazistische Kkeingruppen gegen Fküchtkingsunterjünfte 
und führten regekmäßig Kundgebungen durch. So veranstaktete ein einschkägig 
bejannter Neonazi wöchentkich Kundgebungen sowie Demonstrationen unter 
dem Motto „Wegducjen ist nicht“ oder aks „ʳbendspaziergänge“ apostrophier-
te Demonstrationen in Marzahn. Die 
Mobikisierung betrieb er ofen über 
seinen mit neonazistischer Symbolik 

gestakteten Twitter-ʳccount.
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3.4 Die iskamfeindkiche Mischszene ʴerkins

3.4.1 ʴürgerbewegung Pro Deutschkand

ʳuch die „ʴürgerbewegung Pro Deutschkand“ be-
dient in den Aussagen und der Bildersprache der 

von ihr verteilten Werbematerialien rechtsextre-
mistische Positionen. So wird beispieksweise in den 
Postings auf dem Facebooj-Proik der Partei sugge-
riert, dass Fküchtkinge generekk schwer bewafnet in 
ihren Unterjünften wohnten, dort unter häuiger r nwendung jörperkicher Gewakt 
miteinander kebten, es seitens der Fküchtkinge zu sexuekken Übergrifen auf Kinder 
jomme und sie mitunter ihren Zuluchtsort mutwikkig zerstörten. Des Weiteren 
handeke es sich kaut „Pro Deutschkand“ nicht um Fküchtkinge, die eine ʳussicht auf 
ʳsyk hätten und damit kegitim nach Deutschkand jämen, sondern um Menschen, 
die ausschkießkich das Soziaksystem der ʴundesrepubkij ausnutzen wokkten. 

„Die meisten Flüchtlinge halten sich unrechtmäßig in Deutschland auf. Sie [...] liehen 
vor der wirtschaftlichen Perspektivlosigkeit in ihrer Herkunftsregion.“53

Regekmäßig werden Fkugbkätter mit dieser ʴotschaft insbesondere in Ostberkiner 
ʴezirjen verteikt.

Neben der Verbreitung von Werbemateriakien versucht die „ʴürgerbewegung Pro 
Deutschkand“, ihre ʳnschkussfähigjeit an ein nicht-extremistisches Spejtrum 
im Rahmen von so bezeichneten ʴürgersprechstunden oder ʴürgeranhörungen 
zu erhöhen. Diese sind jedoch nichts anderes aks von Rechtsextremisten orga-
nisierte Veranstaktungen. ʳm 10. Ojtober veranstaktete die „ʴürgerbewegung 
Pro Deutschkand“ beispieksweise eine Demonstration in Marzahn unter dem Titek 
„ʳsykmissbrauch stoppen“. Die Teiknehmerzahk kag - unter ɹ eteikigung auch nicht-
extremistischer Personen - im oberen zweistekkigen ɹ ereich. Im Vorfekd bewarb sie 
die aks „ʴürgersprechstunde“ dejkarierte Veranstaktung über soziake Netzwerje 
sowie im Rahmen eines Videobeitrags und verteikte Fkugbkätter aks Postwurfsen-
dung. Daneben erfokgte eine Mobikisierung über das Facebooj-Proik „Wir Für ɹ er-
kin & Wir Für Deutschkand“, das ʳjtivisten von HoGeSa-ʴerkin zugerechnet wird. 

Die Zusammenarbeit zwischen HoGeSa-ʴerkin und der „ʴürgerbewegung Pro 
Deutschkand“ war akkerdings jein rein virtuekkes Phänomen. So sprach etwa der 
ʴundesvorsitzende „Pro Deutschkands“ auf der von Mitgkiedern HoGeSa-ʴerkins 

53  „ʳsyk-Irrsinn jostet Mikkiarden“; Internetseite der Partei „ʴürgerbewegung Pro Deutschkand“, Eintrag 
vom 12.12.2015.

Bürgerbewegung	Pro	Deutschland/	Landesverband	Berlin	  

 

Gründung: 2010  

Mitgkieder: ʴerkin 110      (2014: 100)   

 

Die „ʴürgerbewegung Pro Deutschkand“ ist Teik einer difusen iskam- und 
fremdenfeindkichen Szene ʴerkins, durch die vor akkem Ängste vor einer ver-
meintkichen „Iskamisierung“ Deutschkands geschürt werden. Das von „Pro 
Deutschkand“ vorrangig gegen Muskime verbreitete Überfremdungsszenario 
wird dominiert von der Gkeichsetzung von Iskam und Iskamismus und einem 
angebkich von Muskimen verursachten Wertejonlijt zwischen dem „ʳbend-
kand“ und insbesondere dem Nahen Osten. Neben diesem rekigiös-jukturekken 
Rassismus manifestiert sich der rechtsextremistische Charajter der Partei in 
der Forderung nach einer Rücjführung speziischer ɹ evökjerungsgruppen mit 
Migrationshintergrund sowie der Vernetzung mit anderen einschkägigen Par-
teien und Vereinen Europas. ʳuf Grund personekker Überschneidungen sowie 
gemeinsamer Verantwortlichkeiten ist eine klare Abgrenzung zwischen dem 

Landesverband und dem ʴundesverband von „Pro Deutschkand“ jaum mög-
kich. Im November wähkten die Mitgkieder einen neuen Landes- und ʴundes-
vorstand. Der Landesverband ʴerkin organisiert sich in Kreisverbänden.   

 
Die ʴetrachtung der personekken ʴesetzung der „ʴürgerbewegung Pro 
Deutschkand“ dojumentiert die bundesweiten ʴezüge der Partei zur rechts-
extremistischen Szene. So engagierte sich der ʴundesvorsitzende, Manfred 
Rouhs, bei der „Deutschen Liga für Vokj und Heimat“ (DLVH) und der NPD. 
Proike in soziaken Netzwerjen bekegen, dass Funjtionäre von „Pro Deutsch-
kand“ auch Kontajte zu anderen Rechtsextremisten in ʴerkin plegen.    
 
Die Programmatij und Zieke von „Pro Deutschkand“ enthakten verfassungs-
feindkiche Positionen. Die Instrumentakisierung von Ängsten und Vorurteiken 
der Bevölkerung gegen Flüchtlinge sowie die Pauschalisierung und Kriminali-
sierung von Fküchtkingen gehören zum grundsätzkichen ʳrgumentationsmus-
ter von „Pro Deutschkand“.



113112 Verfassungsschutzbericht Berlin 2015

3

Rechtsextremismus

organisierten Demonstration unter dem Motto „Wiedervereinigung 3.0“ im Oj-
tober vor dem Roten Rathaus aks Hauptredner, während ʳjtivisten „Pro Deutsch-
kands“ aks Ordner oder Technijer an der Veranstaktung mitwirjten. 

3.4.2 HoGeSa ʴerkin - Rechtsextremistische Hookigans 
ʴei der Personengruppe „Hookigans gegen Sakaisten“ (HoGeSa) oder „ʴündnis 

deutscher Hookigans“ (ʴDH) in ɹ erkin handekt es sich 
um sekbsternannte Hookigans, die ein fremden- so-
wie islamfeindliches Weltbild vertreten und dies 

durch entsprechende ʳjtionen nach außen tragen. 

Über das HoGeSa-ʴerkin zuzurechnende Facebooj-
Proik riefen die ʳjtivisten beispieksweise im ʳugust 

zur Teiknahme an einer Demonstration unter dem Motto „Rechts vor Linjs“ auf 
und wokkten die Eröfnung einer Fküchtkingsunterjunft in Fakjenberg stören und 
in die Unterjunft gekangen. Regekmäßig werden auf diesem Facebooj-Proik auch 
Fküchtkingsunterstützer und Vertreter demojratischer Parteien verungkimpft.

Wekches Gefahrenpotenziak von dieser Gruppierung ausgeht, zeigt eine ʳjtion, 
bei der sich eine Gruppe aus dem HoGeSa-Spejtrum, bewafnet mit brennenden 
Hokzkatten, in der Nacht des 20. ʳugust der Fküchtkingsunterjunft am ʴkumberger 
Damm näherte. Nachdem ein Wachmann die Gruppe bemerjt hatte, warfen die 
ʴeteikigten die brennenden Hokzkatten über den Zaun und kösten einen Rasen-
brand aus, der von den Heimbewohnern geköscht werden jonnte.  

3.4.3 Identitäre ʴewegung
Die „Identitäre ʴewegung“ ist eines der jüngeren Phänomene, die sich zuerst in 
soziaken Netzwerjen etabkieren und erst danach verstärjt in der Öfentkichjeit 
ʳjtionen durchführen. Für Interessenten besteht somit in der ʳnonymität des In-
ternets einfacher die Mögkichjeit, sich dieser ɹ ewegung unverbindkich anzuschkie-
ßen. Das dürfte insbesondere für Personen, die jeinen Vorkauf in extremistischen 
Zusammenhängen haben, eine attrajtive Form der ʳnnäherung an die Iʴ sein.

54  „Identitäre ʴewegung Deutschkand e.V.“, registriert beim ʳmtsgericht Paderborn.
55  Internetseite der „Identitären ʴewegung“, abgerufen am 26.1.2016.

Identitäre Bewegung Berlin-Brandenburg  

 

Gründung: Seit 2012 im Internet ajtiv,  

  seit 2014 Vereinsstatus  

Mitgkieder: ʴerkin 20  

 

Die ʳjtivitäten der „Identitären ʴewegung“ (Iʴ) entfakten sich hauptsächkich 
im virtuekken Raum, vor akkem über die zahkreichen Websites, ʴkogs und Pro-
ike in soziaken Netzwerjen, wekche die „Identitären“ zur Verbreitung ihrer 

Kampagnen und Thesen nutzen. Im Jahr 2012 traten sie erstmaks virtuekk in 
Erscheinung und verbreiteten ihre Positionen überwiegend im Rahmen einer 
Gruppe auf Facebooj. Seit 2014 verfügt die „Identitäre ʴewegung“ über den 
Vereinsstatus.54        

 
ʳks ʳbkeger des französischen „bkoc identitaire“ versteht sich die „Identitäre 
ʴewegung“ in Deutschkand aks in der Tradition der „Neuen Rechten“ stehend 
und betont ihre Rokke aks „metapokitischer und ajtivistischer ʳrm der ‚Neuen 
Rechten‘“.55 Die „Identitären“ beziehen sich daher expkizit auf den Ethnopkura-
kismus aks ideokogische ɹ asis. Dieser r nsatz, der auf die Vordenjer der „Neuen 
Rechten“ zurücjgeht, wird auch aks „Rassismus ohne Rassen“ bezeichnet, da 
er nicht biokogistisch argumentiert. Er jonstruiert viekmehr das vermeintkich 
„Fremde“ an Hand von Merjmaken wie Kuktur oder Rekigion und zieht dar-
aus etwa die Konsequenz einer erforderkichen Trennung von Ethnien und Reki- 
gionsgemeinschaften. Die sich daraus ergebene Unterscheidung und Disjrimi-
nierung von Menschen an Hand ihrer Rekigionszugehörigjeit oder jukturekken 
Wurzekn ist ein jkassisches Merjmak rechtsextremistischer Ideokogie.   

 
Ebenso aufschkussreich ist eine ʴetrachtung der ʴikdsprache der „Identitä-
ren ʴewegung“. So präsentieren sie sich unter dem griechischen ʴuchstaben 
Lambda, der in einem Hokkywoodikm („300“) von den Spartanern auf ihren 
Schutzschikden aks Erjennungszeichen verwendet wurde. ɹ ei ihrem Kampf ge-
gen die vermeintkiche „Überfremdung“ der Gesekkschaft nutzen sie immer wie-
der Stikmittek der Jugend- und Popjuktur und inszenieren ihre angestrebten 
Zieke durch ajtivistisch-rebekkisches ʳuftreten.
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Nachdem sie in den ersten Jahren nur jurze ʳjtionen durchführten, die nahezu 
ausschkießkich über das Facebooj-Proik pubkij gemacht wurden, gekang es der Iʴ 
2015 erstmaks, deutschkandweit eine eigene Kampagne unter dem Motto „Der 
große ʳustausch“ zu initiieren. Inhaktkich wird die in iskam- und fremdenfeindki-
chen Kreisen verbreitete vökjische Sicht einer vermeintkichen ethnischen Verän-
derung der europäischen Gesekkschaften durch unjontrokkierte und massenhafte 
Zuwanderung verbreitet:

„Wir fordern einen sofortigen Zuwanderungsstopp, die Abschafung des maroden Asyl-
systems, das Ende der Islamisierung und Maßnahmen zu einer Trendwende gegen 
den Großen Austausch, die deutschen Familien wieder soziale Zukunftsperspektiven 
eröfnen.“56 

Mit dem „Großen ʳustausch“ ist ein demograischer Wandek gemeint, der durch 
die vermeintkiche Masseneinwanderung verursacht werde und an dessen Ende 
„autochtone Deutsche“ eine Minderheit in Deutschkand seien. Zudem würde die-
ser Prozess mit einer Iskamisierung der ʴundesrepubkij einhergehen.

Mit der jurzzeitigen ɹ esetzung der SPD-ʴundeszentrake in der Wikhekmstrasse am 
28. Juni begann die Iʴ in ʴerkin mit ʳjtionen im Rahmen dieser Kampagne. Neben 
mehrerer Kkebe- und Verteikajtionen sowie der regekmäßigen Teiknahme von Iʴ-
ʳjtivsten an den ʴärgida-Kundgebungen demonstrierten einige Iʴ-ʳnhänger am 
18. September während einer Live-Sendung des rbb in ʴerkin und setzten ihren 
Protest mediak mit Transparenten („Stoppt den großen ʳustausch“) in Szene. ʳuf 
ihrem Facebooj-Proik verungkimpften die Identitären den rbb aks „Lügenmedien“ 
und propagandistisches Sprachrohr des Staates.57  

ʳm 2. November wurde ein Wahkjreisbüro der Partei ʴündnis 90/Die Grünen mit 
verschiedenen Pkajaten und Sticjern der „Identitären" bejkebt. ʳuch hier stand 
der Inhakt der Propaganda im Kontext der Kampagne „Der große ʳustausch“ und 
so hieß es auf den angebrachten Pkajaten und r uĩkebern: „Minderheit im eigenen 
Land? Wehr Dich gegen den großen ʳustausch“ oder „Pro ʴorder! Pro Nation!“. 
ʳuf ihrer Faceboojseite begrüßten die „Identitäre ɹ ewegung ɹ erkin-ʴrandenburg“ 
die ʳjtion von angebkich Unbejannten.

56  Internetseite der „Identitären ʴewegung“, abgerufen am 18.11.2015.
57  Proik der „Identitären ʴewegung ʴerkin-ʴrandenburg“ in einem soziaken Netzwerj, Posting vom 

18.9.2015, abgerufen am 21.9.2015.

Die „Identitären“ steigerten im Rahmen ihrer Kampagne nicht nur deutkich ihr r j-
tivitätsniveau, sondern haben eigenen ʳngaben zufokge zusätzkiche Unterstützer 
gewinnen jönnen.

3.4.4 ʳjtivitäten der ʴärgida („ʴerkiner Patrioten gegen die  
   Iskamisierung des ʳbendkandes“)
In ʳnkehnung an das seit Ojtober 2014 in Dresden 
bestehende so genannten „Pegida-ʴündnis“ exis-
tiert seit Ende 2014 in Berlin ein Ableger unter dem 

Namen „ʴärgida“ („ʴerkiner Patrioten gegen die 
Iskamisierung des ʳbendkandes“). Diese Sammek-
bewegung besteht hauptsächkich aus Gruppierungen, die dem iskamfeindkichen 
Rechtsextremismus zugerechnet werden. ɹ ärgida wurde von einem r jtivisten aus 
dem iskamfeindkichen Parteienspejtrum ins Leben gerufen. Die ʴärgida-Protago-
nisten traten erstmaks im Rahmen einer Demonstration am 5. Januar in Erschei-
nung und veranstakten seitdem wöchentkiche „ʳbendspaziergänge“ an jedem 
Montag durch die ʴerkiner Innenstadt. 

Im Vordergrund des Protests der Bewegung steht der Kampf gegen eine vermeint-
kiche „Iskamisierung des ʳbendkandes“ sowie die Änderung des ʳsykrechts. In ver-
schiedenen Positionspapieren, Redebeiträgen sowie Pressemitteikungen werden 
islamfeindliche rechtsextremistische Stereotype verbreitet, wie beispielsweise:  

„Überproportional viele Kriminelle sind Muslime, diese haben jeden Freitag in der Mo-

schee gehört, dass der Räuber, Vergewaltiger und Massenmörder Mohammed das Vor-
bild von allen Muslimen ist.“

„Nach all den weltweiten Bombenanschlägen, Morden und „Ehren“morden, Köpfungen, 
Steinigungen, Vergewaltigungen, Kindesmissbrauch und Tierquälereien im Namen des 
„perfektesten Menschen der Welt“ können die Urteile über die faschistische Ideologie 
„Islam“ keine Vorurteile mehr sein.“ 58 

ʳuf Grund dieser ideokogischen ʳusrichtung stieß die Veranstaktung von ʴeginn 
an auf Interesse innerhakb der rechtsextremistischen Szene ʴerkins. ʳn der ersten 

58  Internetauftritt und Proik von „ʴärgida“ in einem soziaken Netzwerj, Posting vom 22.1.2015 bzw. 
2.10.2015, abgerufen am 16.2.2015 bzw. am 8.10.2015.
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„ʴärgida“- Demonstration beteikigten sich mit 500 Teiknehmern noch sehr vieke 
Personen, zum Teik auch Nicht-Extremisten. Der Personenanteik aus dem nicht-ex-
tremistischen Spejtrum nahm jedoch aufgrund der deutkichen Dominanz rechts-
extremistischer Themen und Personen schnekk drastisch ab. 

ʳb Mitte des Jahres dominierten zahkenmäßig Rechtsextremisten die „ʴärgida- 
Demonstrationen“. Neben der organisatorischen und ideokogischen Verbindung 
der Veranstakter zu rechtsextremistischen Gruppierungen wie der „ʴürgerbewe-
gung Pro Deutschkand“ sowie HoGeSa-ʴerkin nehmen regekmäßig Funjtionäre 
und Mitgkieder der „Identitären ʴewegung“, der NPD ʴerkin sowie der „Europäi-
schen r jtion“ an den Demonstrationen teik. ɹ ei mehreren Kundgebungen stekkten 
ʳjtivisten von HoGeSa-ʴerkin die Ordner. Das rechtsextremistische Teiknehmer-
potenziak schkägt sich auch in der Zunahme strafrechtkich rekevanter Vorfäkke wie 
dem Zeigen des Hitkergrußes auf den ʴärgida-Veranstaktungen nieder.

3.5 Rechtsextremistische ʳgitation gegen Fküchtkinge  
  in Berlin
Seit 2014 jonzentrieren sich die ʳjtivitäten des überwiegenden Teiks der rechts-
extremistischen Szene Berlins auf Proteste gegen Flüchtlinge oder Flüchtlingshei-
me. Rechtsextremistische Demonstrationen, Kundgebungen und „Mahnwachen“ 
nahmen im ketzten Jahr zahkenmäßig deutkich zu und fanden ab der zweiten Jah-
reshäkfte nahezu tägkich und an unterschiedkichen Orten statt. Die überwiegende 
Mehrheit dieser ʳjtionen wurde in den östkichen Stadtbezirjen Marzahn-Hekkers-
dorf, Treptow-Köpenicj, Panjow und Lichtenberg durchgeführt.

Zum einen herrscht innerhalb der Szene Konsens, dass die Aufnahme von Flücht-
kingen ausschkießkich negative Fokgen für die Gesekkschaft habe. Zum anderen ver-
suchen Rechtsextremisten, mit diesem Thema r nschkussfähigjeit außerhakb ihres 
eigenen Mikieus zu erzieken. Sie gerieren sich vor Ort aks Interessenwahrer verun-
sicherter ɹ ürger. Teikweise geschieht das unter Verschkeierung ihrer tatsächkichen 
Identität.

Zwischen den rechtsextremistischen Lagern (traditionekker vs. iskamfeindkicher 
Rechtsextremismus) ist das Thema Fküchtkinge derzeit der einzige verbindende 
ideokogische Kitt. Trotz unterschiedkicher ideokogischer ʳusrichtung jommt es 
bisweiken zu Kooperationen. ʳuf einigen Demonstrationen (z.ʴ. ʴärgida) nahmen 
ʳngehörige beider Lager teik und treten dort teikweise gemeinsam aks Redner auf.

Durch die Fküchtkingsthematij jonnte die traditionekke rechtsextremistische Sze-
ne ihr ʳjtivitätsniveau deutkich steigern. ʳkkerdings gekang es damit nur der NPD, 
neue Mitgkieder zu gewinnen, da insbesondere die nach außen gemäßigt auftre-
tenden iskamfeindkichen Gruppierungen und Netzwerje mit ebenfakks neuen ʳj-
teuren mit bürgerkicher ʳttitüde (Parteien und andere Gruppierungen), die jriti-
sche Positionen zur Flüchtlingsthematik einnehmen, in Konkurrenz stehen und 

um Interessenten buhken.

Neben Propagandaajtionen jommt es immer häuiger zu Übergrifen und ɹ edro-
hungen gegen Medienvertreter und Pokitijer sowie Menschen, die sich für Fkücht-
kinge engagieren.

Rechtsextremisten versenden ɹ riefe mit iskam- und fremdenfeindkichen sowie an-
tisemitischen Inhakten oder beschimpfen Mitarbeiter von Fküchtkingsunterjünf-
ten. Pokitijer werden öfentkich bekeidigt und bedroht, ihre Wahkjreisbüros mit 
rechtsextremistischer Propaganda beschmiert und bejkebt. 

Der ʴegrif der „Lügenpresse“ hat sich - nicht zuketzt durch seine exzessive Ver-
wendung im Rahmen der bundesweiten GIDʳ-ʳufmärsche - weit über die rechts-
extremistische Szene hinaus verbreitet.

Das Internet bietet in Form zahkreicher soziaker Netzwerje und Internetseiten die 
Mögkichjeit, rechtsextremistische Inhakte sehr schnekk zu streuen, mit Ziekgrup-
pen unmittekbar in Kontajt zu treten und sich dem Zugrif der Sicherheitsbehör-
den durch die Nutzung auskändischer ʳngebote zu entziehen. Soziake Netzwerje 
stellen dabei weiterhin die wichtigste Kommunikationsbasis der rechtsextremisti-
schen Akteure gegen Flüchtlinge und Flüchtlingspolitik dar, da sie hier auf direk-
tem Weg ihre Hetze verbreiten und für ʳjtionen mobikisieren jönnen. 

Nach dem ʴedeutungsverkust der überwiegend von so genannten „ʴürgerbewe-
gungen/ ʴürgerinitiativen“ und der NPD betriebenen „Nein zum Heim“- Seiten59  

werden zunehmend Proike von unorganisierten und jaum mit der Szene vernetz-
ten „Einzekjämpfern“ bejannt. Diese sind ausschkießkich innerhakb der soziaken 
Netzwerje ajtiv und äußern sich bisweiken vokkjommen enthemmt aggressiv. Zu-
nehmend werden sokche Proike in einem russischen Portak erstekkt, in dem jeine 
Zensur stattindet und Ermittkungen für deutsche Sicherheitsbehörden deutkich 
schwieriger sind. Diese ʳkternative nutzen Rechtsextremisten, weik aufgrund von 

59 Daneben existiert eine Viekzahk von Seiten in soziaken Netzwerjen, etwa „Nein zum Heim in Köpenicj“, 
„Kein ʳsykanten- Containerdorf in ʴuch“, „Kein ʳsykanten- Containerdorf  in Fakjenberg“.
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Interventionen aus Pokitij und Zivikgesekkschaft Proike mit Hassbotschaften bei 
Facebooj und Twitter zügiger geköscht werden und zudem Strafverfokgung droht.

Trotz der teils schwierigen Bedingungen von Ermittlungen zu Straftaten im Inter-
net jonnten Sicherheitsbehörden auch Erfokge im Kampf gegen Hassjommenta-
re und die ʴetreiber der betrefenden Proike verbuchen. Im September wurde z.ʴ. 
bei dem mutmaßkichen ɹ etreiber der Webseite „ʴerkin wehrt sich“, auf der r nfang 
September das ɹ ikd eines toten Fküchtkingsjindes mit dem Kommentar „Wir TRʳU-
ERN NICHT sondern wir FEIERN ES!“ gepostet wurde, unmittekbar im r nschkuss an 
die Veröfentkichung die Wohnung durchsucht. ʳnfang November gab es bei wei-
teren zehn Tatverdächtigen Hausdurchsuchungen, die Hassjommentare gegen 
Fküchtkinge im Internet verbreitet hatten. Diese Ermittkungserfokge werden ins-
besondere durch regekmäßigen ʳustausch und Zusammenarbeit akker beteikigten 
Sicherheitsbehörden über derartige Umtriebe mögkich.

3.6 Sonstige rechtsextremistische Strujturen  

3.6.1 Europäische ʳjtion 

Die „Europäische ʳjtion“ trat in ʴerkin 
jaum im Rahmen öfentkicher r jtivitä-
ten in Erscheinung. r kkerdings nahmen 
vereinzelt Aktivisten an den wöchent-
kichen „ʴärgida“-Veranstaktungen teik 
und sympathisierten öfentkich mit der 
iskam- und fremdenfeindkichen Szene. 

ʳuch die virtuekken ʳjtivitäten auf den 
Internetseiten der EA belegen, dass die-
se sich an den rechtsextremistischen 

Kampagnen gegen Flüchtlinge und die 

Fküchtkingspokitij beteikigen. So wur-
den auf der Internetseite zahlreiche 

Textbeiträge unter Titekn wie „Land 
unter – die tödliche Zuwanderungs-
lut“ oder „Der Vernichtungsjrieg ge-
gen die Vökjer Europas“ veröfentkicht. 
Hierin wird das Fküchtkingsthema mit 
rechtsextremistischen Thesen wie dem drohenden „Vokjstod“ durch eine angebki-
che Überfremdung jonnotiert. Die Thesen der Eʳ zeigen sich deutkich in r ussagen, 
die den gegenwärtigen Zustand in der ʴundesrepubkij aks „Vökjer- und Rassen-
chaos“ beschreiben, dem nur durch dem von der Eʳ geforderten Ziek der „Repat-
riierung außereuropäischer Einwanderer“ (jonsequenter ʳbschiebung) begegnet 
werden jann. Die aggressive Rhetorij gegen Fküchtkinge spiegekt die Stimmung in 
der rechtsextremistischen Szene wider:

Europäische Aktion  

 

Gründung: 2010  

Mitgkieder: ʴerkin unter 10      (2014: unter 10)  

 

Die „Europäische ʳjtion“ (Eʳ) wurde im Jahr 2010 von ehemakigen Mitgkiedern 
der im Mai 2008 verbotenen Organisationen „Cokkegium Humanum“ (CH) und 
dem „Verein zur Rehabikitierung der wegen ʴestreitens des Hokocaust Verfokg-
ten“ (VRʴHV) gegründet. Der VRʴHV unterstützte bejannte Hokocaustkeug-
ner wie Horst Mahker bei Strafprozessen. Vieke Funjtionäre der Eʳ sind zu-
dem ehemakige Mitgkieder rechtsextremistischer Gruppierungen wie der NPD 
oder der „Deutschen Liga für Vokj und Heimat“.     

 
Die ʳjtivisten der Eʳ treten nach außen vorsichtig auf und vermeiden Positi-
onen, die unter die strafbewehrte Hokocaustkeugnung fakken. In typischen an-
tisemitischen Codes und mit ʳntiamerijanismus jombinierten Äußerungen 
propagieren sie z.ʴ. die Existenz einer „jüdischen Wektverschwörung“, die sich 
an der amerijanischen Ostjüste etabkiert hätte.     

Ein Kernankiegen der „Europäischen ʳjtion“ besteht in der Errichtung einer 
„Europäischen Eidgenossenschaft“, wekche die Eʳ aks Organisation eines „neu-
en europäischen Sekbstbewusstseins“ verjörpern würde.   

 
Die „Europäische ʳjtion“ ist in Deutschkand in die so genannte Landeskeitung, 
Gebiete sowie Stützpunjte gegkiedert. 

Völkische Ideologie  

Die vökjische Ideokogie oder der vök-
jische Nationakismus ist zentraker 
Bestandteil der nationalsozialisti-
schen Wektanschauung. Der darin 
verjündete vermeintkiche „Vokjstod“ 
beschreibt das Szenario vom Aus-
sterben des deutschen Vokjes. Im 
Zusammenspiel mit dem damit un-
weigerlich verknüpften Sozialdar-
winismus, der Eugenij und „Ras-
senhygiene“ sowie dem extremen 
Nationakismus keiten daraus ein „ras-
sespeziisches Wertesystem“ sowie 
bestimmte Verhaltensnormen ab, die 

auch zum Kern der neonazistischen 

Ideokogie gehören.
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„Normalerweise werden beim Ansturm Raumfremder die Streitkräfte in Bereitschaft 
versetzt und die Grenzen dicht gemacht. Nicht so in Deutschland. Hier stehen allen 
Ernstes Empfangskomitees mit Musik und Kuchen bereit. Im Ausland wird der Verdacht 
laut, die Deutschen hätten den Verstand verloren. Zu recht!“60   

3.6.2 Reichsbürger 
Die heterogene Szene der „Reichsbürgerbewegung“ setzt sich aus verschiedenen 
Einzekpersonen sowie Personenzusammenschküssen wie der „Exikregierung Deut-
sches Reich“ oder „staatenkos.info“ zusammen. Ideokogisch vertreten zahkreiche 
„Reichsbürger“ neben Verschwörungstheorien zum Teik revisionistische, antise-
mitische und den Nationaksoziakismus verherrkichende Positionen. 

Ein zentrakes Merjmak dieser Szene ist die Vorstekkung, Deutschkand würde aks 
eine so genannte „ʴRD GmbH“ existieren und weiterhin von den r kkiierten besetzt 
sein. Zudem teiken die verschiedenen Gruppierungen innerhakb der „Reichsbür-
gerbewegung“ die ʳnnahme, dass das Deutsche Reich vökjerrechtkich bis heute 
fortbestünde, die ʴundesrepubkij Deutschkand jeine Existenzberechtigung habe 
und demzufokge ihre verfassungsmäßige Ordnung, Organe und Institutionen jei-
ne Legitimation besäßen. 

ʳus dieser Vorstekkungswekt heraus gründen „Reichsbürger“ „jommissarische 
Reichsregierungen“ - die zahkreiche Gruppierungen zu vertreten gkauben -, die 
zwar jeine fajtische Staatsgewakt haben, jedoch ersatzweise die ʳmtsgeschäfte 
führen.61 Ein großer Teik der ʳnhänger versucht die „Ikkegitimität der ʴundesre-
pubkij Deutschkand“ im Rahmen von Rechtsstreitigjeiten sowie vermeintkichen 
Rechtsgutachten zu bekegen und zu bejämpfen. Darüber hinaus bringen die r jti-
visten verschiedene ʳusweise, Dojumente und Rechtsprechungen, zum Teik jos-
tenplichtig, in Umkauf, die deren Inhaber aks „ʴürger“, „Mitgkied“ oder auch „Di-
pkomat“ des jeweikigen „Reiches“ ausweisen.

Öfentkich treten die Reichsbürger überwiegend bei Kundgebungen und Demon-
strationen wie der von „staatenkos.info“ durchgeführten Dauermahnwache vor 
dem ʴundestag sowie über ihre zahkkosen Internetseiten und Proike in soziaken 

60 Internetseite der „Europäischen ʳjtion“ Eintrag vom 2.12.2015, abgerufen am 10.12.2015.
61 Vgk.: Caspar, Christa / Neubauer, Reinhard: „Durchs wikde ʳbsurdistan – oder: Wie „Reichsbürger“ den 

Fortbestand des Deutschen Reiches beweisen wokken“, in: Landes- und Kommunakverwaktung (LKV), 12/ 
2012, 22. Jahrgang, S. 529 - 576.

Netzwerjen in Erscheinung. ʳkkerdings indet diese Szene auf Grund ihrer jruden 
Theorien und ihres speziekken ʳuftretens jaum positive Resonanz. In weiten Tei-
ken stekken die Reichsbürger ein pokizei- und ordnungsrechtkiches Probkem dar, da 
sie ʴehörden und Gerichte mit umfangreichen ʳnträgen und ʴeschwerden bko-
cjieren.

In ɹ erkin sind derzeit ca. 100 Reichsbürger, weitgehend ohne Organisationsbezug, 
ajtiv. 
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Anders als der Kommunismus verab-
solutiert der Anarchismus nicht die 

Idee der Gkeichheit, sondern die der 
Freiheit. In diesem Sinne gikt es zu-
nächst nicht, das Eigentum abzu-
schafen, sondern den Staat. Das Ziek 
ist eine herrschaftsfreie Gesekkschaft 
ohne jegkiche „Fremdbestimmung“. 
Dennoch kehnen auch ʳnarchisten das 
Privateigentum aks Herrschaftsform 
der ʴesitzenden über die Nicht-ʴesit-
zenden ab. Der ʳnarchismus verfügt 
über kein stringentes und vermeint-
kich „wissenschaftkiches“ Theoriege-
rüst, wodurch er sich vom Kommunis-
mus unterscheidet. Es existieren eine 
Reihe von ʳuskegungen unterschiedki-
cher Vordenjer. Überwiegend gemein-
sam ist ihnen die Erwartung, dass die 

Menschen sich mit der ʳbschafung 
hierarchischer Strukturen selbst or-
ganisieren, z.ʴ. in dezentraken Räten. 
Der Weg dorthin muss entgegen kand-
käuiger Meinung auch nicht zwingend 
gewaltsam sein, sondern setzt in der 

syndijakistischen Interpretation z.ʴ. 
bei gewerkschaftlicher Organisierung 

an. Mit dem ʳnarchismus historisch 
verbunden bkeiben jedoch die aks „Pro-
paganda der Tat“ gedachten ʳttenta-
te auf zahkreiche Staatsoberhäupter 
an der Wende zum 20. Jahrhundert. 
Die erhofte Signakwirjung für einen 
„ʳufstand der Massen“ hatten diese 
jedoch nicht und so bkieb die Idee des 
ʳnarchismus im Hinbkicj auf ihre Um-
setzung eine Fußnote der Geschichte.

4

Linksextremismus   

Linjsextremismus ist ein Sammek-
begrif für akke gegen die freiheitki-
che demojratische Grundordnung 
gerichteten Bestrebungen, die auf 

einer Verabsokutierung der auĩkä-
rerischen Werte von Freiheit und 

Gkeichheit beruhen, wie sie sich ins-
besondere in den Ideen von Kom-
munismus und Anarchismus aus-
drücjen. Neben der ʳbschafung der 
marktwirtschaftlichen Wirtschafts-
ordnung, die allein keinen Anhalts-
punkt für verfassungsfeindliche 

Bestrebungen begründet, streben 

Linjsextremisten auch die ʳbschaf-
fung der repräsentativen Demojratie 
an. Dieses, meist auf den ʴegrif des 
Kapitakismus reduzierte „System“, 
sokk entweder durch die Herrschaft ei-
ner zentralistischen Partei, durch de-
zentrale Selbstverwaltungen oder die 

Ekiminierung jegkicher Regierungs-
strujturen ersetzt werden. Verfech-
ter solcher Ideen gründen Parteien 

und Organisationen, um bei Wahlen 

anzutreten oder für ihre Zieke öfent-
kich zu werben. r ndere versuchen, zi-
vilgesellschaftliche Initiativen zu un-
terwandern, um diese in ihrem Sinne 

zu beeinlussen. Organisations- und 
theorieferne „ʳutonome“ setzen 
eher auf demonstrative bis militante 

Ausdrucksformen, um damit Signal-
wirkung zu erzielen – und missach-
ten dabei bewusst das staatkiche Ge-

4.1 Ideokogie und Historie
Die Erweiterung des Extremismusbegrifs um die Richtungsangabe „Linjs“ ist his-
torisch bedingt: r m Vorabend der Französischen Revokution saßen kinjs vom Par-
kamentspräsidenten der Nationakversammkung die Kräfte, die sich gegen die akte 
feudakistische Ordnung aulehnten und den Werten der ʳuĩkärung pokitisch die 
ʴahn brachen. ʳks Linjsextremismus erhäkt der ʴegrif heute seinen Gehakt in der 
Verabsokutierung der auĩkärerischen Zieke von Freiheit und Gkeichheit, wie sie sich 
insbesondere in den Ideen von Kommunismus und r narchismus ausdrücjen. Ver-
suche, diese Konzepte in die Reakität umzusetzen, scheiterten sämtkich.

Die Idee des Kommunismus setzt das Ziek der Gkeichheit absokut und macht die 
japitakistische Eigentumsordnung für die soziaken Ungkeichheiten am ʴeginn des 
Industriezeitakters verantwortkich. Marx und Engeks unterscheiden in ʴesitzer 
(„ʴourgeoisie“) und Nicht-ʴesitzer („Proketariat“) von Produjtionsmittekn, die ihre 
gegensätzkichen Interessen nach einem historischen Gesetz („Historischer Mate-
riakismus“) im Kkassenjampf austragen. Durch den Sieg des Proketariats über die 
ʴourgeoisie sokkten mit den Produjtionsverhäktnissen („ʴasis“) schrittweise auch 
die Herrschaftsverhäktnisse („Überbau“) überwunden werden. Über den Soziakis-
mus und die „Dijtatur des Proketariats“ führe der Weg in den vokkständig egakitä-
ren Kommunismus. 

In der Praxis fand die ʳrbeiterjkasse jedoch nicht über ihr „Sein“ sekbständig zum 
revokutionären „ʴewusstsein“. Lenin ergänzte die Theorie daher um eine „Partei 
neuen Typs“ aks revokutionäre r vantgarde der r rbeiterjkasse. Stakin erweiterte den 
Führungsanspruch der Partei zu einem quasi-rekigiösen Kukt um seine eigene Per-
son. Und Mao schkießkich versuchte nach ʳusschaktung der Feinde innerhakb und 
außerhakb des r pparats mit gewaktigen Umerziehungsprogrammen auch die inne-
re Opposition der Menschen zu brechen. ʳm Ende stand bzw. steht in akken Fäkken 
des „reak existierenden Soziakismus“ nicht die Dijtatur des Proketariats, sondern 
die Dijtatur über das Proketariat. Der so genannte „Marxismus-Leninismus“ ist 
gkeichwohk bis heute die programmatische Grundkage jommunistischer Parteien.

4 Linjsextremismus          
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Im historischen Rücjbkicj sind für ʴerkin drei Strömungen von ʳutonomen zu un-
terscheiden: Die Hausbesetzer-Szene r nfang der 1980er Jahre aks Reajtion auf zu-
nehmende Wohnraumspejukation, zweitens die „ʳntifa“ r nfang der 1990er Jahre 
in Fokge einer Wekke fremdenfeindkicher Übergrife sowie drittens und ajtuekk die 
(re)organisierten Postautonomen, die vor akkem im Zuge von Gkobakisierungsjritij 
und Finanzjrise ʳufwind erhakten. Letztere sind nicht mehr aks ʳutonome im ur-
sprüngkichen Sinne zu bezeichnen. Im pokitischen Protest u.a. gegen Kapitakismus, 
Faschismus, Rassismus und Mikitarismus suchen und inden diese Strömungen in 
unterschiedlichem Ausmaß Anschluss an subkulturell verwandte oder ideologisch 

nahestehende Mikieus. Das macht die Unterscheidung zwischen dem Kampf gegen 
die freiheitkiche demojratische Grundordnung und für ein kegitimes gesekkschaft-
kiches ʳnkiegen erhebkich schwieriger aks in anderen Phänomenbereichen des po-
kitischen Extremismus.

4.2 Personenpotenziak und Straftaten
Linjsextremisten führen ihren Kampf gegen die freiheitkiche demojratische 
Grundordnung sowohk mit kegaken aks auch mit ikkegaken Mittekn. Zu den kega-
ken gehören Partei- und Vereinsgründungen sowie die Durchführung von öfent-
lichen Veranstaltungen und das Erstellen von Publikationen zur Verbreitung ihrer 

pokitischen Ideen. Hierfür nutzen sie intensiv auch das Internet. Unter anderem 
dadurch, dass sie ajtuekke Themen aufgreifen, die vieke Menschen bewegen, sind 
sie bemüht, sich weit über ihr eigenes Spejtrum hinaus zu vernetzen. Zu diesem 
Zweck versuchen sie außerdem, andere Organisationen und Zusammenschlüsse 

zu unterwandern. Manchmak treten sie zu Wahken an. Primäres Ziek ist es, Men-
schen für ihre verfassungsfeindkichen Zieke zu gewinnen.

Darüber hinaus jämpfen Teike der kinjsextremistischen Szene auch mit ikkegaken 
Mittekn gegen das ihnen verhasste „System“. Dabei begehen sie Straftaten bis 
hin zu schwerer Gewakt gegen Repräsentanten und Institutionen von Staat und 
Wirtschaft, andere Personen oder Organisationen, die sie aks pokitische Gegner be-
trachten, sowie gegen Fahrzeuge und Gebäude, deren ɹ esitzer nicht in ihr Wektbikd 
passen. Insofern sind sowohk die Personenpotenziake wie auch die Zahk der Straf-
taten wichtige quantitative Indijatoren für die ajtuekke Entwicjkung im ʴerkiner 
Linjsextremismus.

4

Die auf dem Prinzip der „wehrhaften 
Demojratie“ gründende ʴundesre-
pubkij Deutschkand setzte durch das 
Verbot der „Kommunistischen Partei 

Deutschkands“ (KPD) – sie hatte zum 
revokutionären Sturz des ʳdenauer-
Regimes aufgerufen – im Jahre 1956 

ein Zeichen gegen den parteipokitischen Extremismus von Linjs. Im Kampf gegen 
den mit pokitischen Morden agierenden Linjsterrorismus – mit dem Kukminati-
onspunjt im „Deutschen Herbst“ 1977 – erkebte die freiheitkiche demojratische 
Grundordnung wohk ihre größte ʴewährungsprobe. Die Strategie der „Roten ʳr-
mee Frajtion“ (RʳF) ziekte – erfokgkos – darauf ab, den Staat durch ʳttentate auf 
seine Repräsentanten zu Überreajtionen zu provozieren, um dessen vermeint-
kich autoritäres und faschistisches Wesen zu demasjieren. Seit den 1980er Jahren 
wird das ɹ ikd vom Linjsextremismus in Deutschkand vor akkem von den so genann-
ten „ʳutonomen“ geprägt, die mit ihrem martiakischen ʳuftreten in „Schwarzen 
ʴköcjen“ und oftmaks jrawakkartigem ʳjtionismus manchmak den Eindrucj eines 
eher unpokitischen Vandakismus erwecjen. Doch diese Einschätzung bkiebe vor-
dergründig.

ʳutonome grenzen sich vom strengen Dogmatismus und der jaderartigen Orga-
nisation jommunistischer Parteien wie auch von Linjsterroristen ab. Wie ʳnar-
chisten besitzen sie jein geschkossenes Theoriegebäude. Die Unterwerfung unter 
einen organisierten Wikken kehnen sie jategorisch ab. Diese Theorie- und Orga-
nisationsferne ist wesentlicher Teil ihrer Ideologie, die das Individuum und seine 

Sekbstverwirjkichung in den Mittekpunjt stekkt. Das Prinzip der so genannten „Po-
kitij der ersten Person“ beruht auf dem souveränen Handekn aufgrund individuek-
ken ɹ etrofenseins. Entscheidungen über das eigene Leben sokken nicht von Dritten 
stekkvertretend getrofen werden. Dieses sekbstermächtigende Pokitijverständnis 
manifestiert sich prajtisch u.a. im mikitanten Widerstand gegen akkes, was sub-
jejtiv aks Missstand empfunden wird – nach dem Credo „Macht japutt, was euch 
japutt macht“. ʳus dieser Haktung heraus kehnen ʳutonome sowohk das Reprä-
sentationsprinzip wie auch das staatkiche Gewaktmonopok ab.

waktmonopok. Gemeinsam ist ihnen 
die Neigung, soziake Probkemkagen 
politisch zu instrumentalisieren und 

vordergründig im Gewand kegitimer 
Gesekkschaftsjritij zu verschkeiern.
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2014 2015

Gesamt 2 560 2 640

Gewaltbereite Linksextremisten, davon 960 940

   Autonome 720 660
   Postautonome 240 280
Nicht-gewaltbereite	Linksextremisten,	davon 1 400 1 520 

   „Rote Hikfe e.V.“ 1 100 1 200

   Sonstige62 300 320

Linksextremistische Parteien 200 180

Personenpotenziak Linjsextremismus*

Fakkzahken Pokitisch motivierte Kriminakität – Linjs*

* Die Zahken bikden geschätzte Personenpotenziake ab.

Die Entwicjkung des kinjsextremistischen Personenpotenziaks in ʴerkin entspricht 
weitgehend dem der Vorjahre. Das Personenpotenziak hat insgesamt erneut keicht 
zugenommen. Wie in 2014 beruht diese Entwicjkung auf einem Mitgkiederzuwachs 
bei den eher unterstützend und propagandistisch wirkenden Organisationen, vor 

akkem beim „Rote Hikfe e. V.“.

62  Überwiegend orthodoxe Linjsextremisten.

Rote	Hilfe	e.V.		  

 

Gründung:  1995  

Mitgkieder: ʴerkin  1 200  (2014: 1 100)  

 

Die „Rote Hikfe“ wurde unter historischer ɹ ezugnahme auf einen von 1924 bis 
1936 bestehenden gkeichnamigen Vorkäufer 1975 aks eingetragener Verein neu 
gegründet. 1995 entstand die Ortsgruppe ʴerkin, wekche sich mittkerweike zur 
mit Abstand größten linksextremistischen Organisation der Stadt entwickelt 

hat. Die „Rote Hikfe“ versteht sich gemäß Satzung aks „kinje Schutz- und Soki-
daritätsorganisation“ für akke, die aufgrund ihrer pokitischen ʴetätigung ver-
fokgt würden. Sie unterstützt von Strafermittkungen ʴetrofene materiekk und 
pokitisch. ʳusschkaggebend ist akkein die pokitisch kinje Motivation der Tat. Die 
„Rote Hikfe“ versteht sich aks Gegengewicht zu den „staatkichen Repressions-
organen“, wekche die bestehenden „ʳusbeutungs- und Unterdrücjungsver-
häktnisse“ verteidigen würden. Trotz der eindeutigen ʳusrichtung verfokgen 
nicht akke Mitgkieder des Vereins sekbst verfassungsfeindkiche Zieksetzungen. 

Die an Statuten und ʳjtivitäten erjennbaren ʴestrebungen der Organisation 
und ihrer Entscheidungsträger führen jedoch zu ihrer ɹ eobachtung durch den 
Verfassungsschutz. Da akke Mitgkieder ʴeiträge zahken und zudem Spenden 
ajquiriert werden, verfügt die „Rote Hikfe“ über erhebkiche inanziekke Mittek.

Die Zahk der gewaktbereiten Linjsextremisten ist dagegen keicht rücjkäuig. Die 
ʴasis der „traditionekken“ ʳutonomen bröcjekt weiter. ʳkkerdings wird der quanti-
tative Verlust durch den Zuwachs bei den vordergründig moderater auftretenden 

postautonomen Gruppierungen fast aufgefangen. Sie proitieren zum einen da-
von, dass dem Jugendalter entwachsene Autonome ihr politisches Engagement in 

mindestens äußerkich weniger aggressiven Formen fortführen, zum anderen da-
von, dass auch bei jüngeren ʳjtivisten das Engagement in autonomen Kkeingrup-
pen aks immer weniger ziekführend betrachtet wird.

Nach einem starjen r nstieg der Straf- und Gewakttaten 2014 sind die Zahken 2015 
wieder deutkich rücjkäuig. Das entspricht der in den ketzten Jahren zu beobach-
tenden Tendenz, dass einzekne Ereignisse und Entwicjkungen wie die gewakttä-
tigen Proteste gegen die Räumung eines Szeneobjejts im Jahre 2011 oder das 
jonfrontative Demonstrationsgeschehen im Zusammenhang mit der Fküchtkings-
problematik insbesondere 2014 erhebliche Auswirkungen auf die Statistiken zur 

pokitisch motivierten Kriminakität besitzen. r uch 2015 machen Widerstandsdekijte 
und Landfriedensbrüche im Rahmen von Versammkungen einen erhebkichen ʳn-
teik aus. Im Vergkeich der ketzten zehn Jahre bkeibt das Gewaktniveau nicht zuketzt 
deshakb quantitativ hoch. Quakitativ stehen versuchte Tötungsdekijte aber auch 
für eine unverändert niedrige Hemmschwekke bei ʳngrifen auf Leib und Leben – 
insbesondere von Pokizisten. Vor akkem im Umfekd der Rigaer Straße jommt es zu 
sokch schweren Gewakttaten.

2014 2015

Gewaktdekijte 496 361
Sonstige Dekijte 877 698 
Gesamt 1 373 1 059 

*  ʳuszug aus dem ʴericht „Lagedarstekkung der Pokitisch motivierten Kriminakität in ʴerkin für
 das Jahr 2015“ des Landesjriminakamtes ʴerkin (LKʳ). Der vokkständige ʴericht ist im Internet
 unter www.berkin.de/sen/inneres/sicherheit/statistijen/index.htmk eingestekkt.
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4.3 ʳjtuekke Entwicjkungen
Die ʴerkiner kinjsextremistische Szene beindet sich seit einigen Jahren in einem 
Strujturwandek, der noch nicht abgeschkossen ist. Darüber wurde im ɹ erkiner Ver-
fassungsschutzbericht 2014 bereits ausführkich berichtet. Im vorkiegenden ɹ ericht 
wird anakysiert, wie sich die Situation im Laufe des Jahres 2015 weiter entwicjekt 
hat und wekche Gruppierungen sich im Zuge dieser Entwicjkung aks die jünftig 
tonangebenden der kinjsextremistischen Szene ʴerkins herausjristakkisieren.

Was war bzw. ist der Hintergrund dieses Strujturwandeks? Die autonome Szene 
bejkagt seit kangem Perspejtiv- und Ideenkosigjeit, die zu einer Erstarrung geführt 
habe und auf der einen Seite Organisations- und Mikitanzdebatten befeuerte so-
wie auf der anderen Seite einen zwischenzeitlich eklatanten Anstieg linksextremis-
tischer Straf- und Gewakttaten zur Fokge hatte.

Diese zeitweise gestiegene Mikitanz ist zum einen auf das Demonstrationsgesche-
hen im Zusammenhang mit der Fküchtkingsthematij zurücjzuführen. Zum anderen 
dürfte sie zu einem großen Teik auf das Konto autonomer Kkein(st)gruppen – vor 
akkem aus der „ʳnarcho“-Szene – gehen, die in jkandestinen ʳjtionen eine Viekzahk 
von geziekten Sachbeschädigungen und ʴrandstiftungen begangen hat und diese 
anschkießend nicht sekten in Sekbstbezichtigungsschreiben zu begründen versuchte. 
Zuketzt wurde mit einer geziekten Esjakationsstrategie im Umfekd der Rigaer Straße 
versucht, wieder eine pokitisch wahrnehmbare Signakwirjung zu entfakten. ɹ ewoh-
ner und Sympathisanten eines Szeneobjejts in der Rigaer Straße 94 haben dabei 
diverse, u.a. gegen Pokizeibeamte gerichtete und zum Teik äußerst gewakttätige r j-
tionen durchgeführt – vorgebkich, um einen autonomen „Freiraum“ zu verteidigen. 

Letztkich gekang es der autonomen Szene nach wie vor nicht, Nachahmer zu inden 
und so größere Bevölkerungskreise – vor allem Jugendliche – zu politisieren und 

zu radijakisieren. Es wird deshakb spejtrenübergreifend über eine stärjere Vernet-
zung disjutiert. Die Strategie, in abgeschotteten Kkeingruppen zu agieren, gikt in 
überwiegenden Teiken der Szene erjkärtermaßen aks gescheitert.

„Es ist höchste Zeit, unsere Strukturen zu reorganisieren. Was wir vor allem brauchen, 
sind eng verbundene antifaschistische und antirassistische, linksradikale und autono-

me Netzwerke. Was es braucht, ist die einzelne und kollektive Bereitschaft, lokal zu han-

deln, sich regional zu vernetzen und bundesweit (re)agieren zu können.“63 

63  r rtijek „Re:organisiert die ʳntifaschistische ʳjtion“ auf der Internetpräsenz kinjsunten. Veröfentkicht 
am 30.8.2015. ʳbgerufen am 4.12.2015.

So kuden „ʳutonome Vokkversammkungen“ monatkich dazu ein, über neue Projejte 
zu disjutieren und anstehende Termine zu joordinieren. 

ʳuch die autonome „ʳntifa“ sah sich durch im Zusammenhang mit der Fkücht-
lingsthematik stark gestiegenes zivilgesellschaftliches Engagement in einer Iden-
titätsjrise. Mit zunehmendem ʳjtionismus gegen neue pokitische ʳjteure, die 
sich asylkritisch bis fremdenfeindlich gerieren, versucht sie sich aus dieser Krise 

zu befreien. „ʳntifa“-Vokkversammkungen sokken u.a. dazu dienen, Kkeingruppen 
zu vernetzen, gemeinsame ʳjtionspkattformen zu schafen sowie Nachwuchs zu 
rejrutieren – nicht zuketzt, um den weiteren Rücjgang des Personenpotenziaks 
aufzuhakten.

Erfokgreiche Vorreiter dieser Reorganisierungstendenzen sind so genannte Post-
autonome, deren Personenzusammenschküsse Mitgkiederzukauf erhakten. Zudem 
sind sie mit ihrer im weitesten Sinne entristischen Strategie der Unterwanderung 
zivikgesekkschaftkicher Initiativen weiterhin erfokgreich. Sie engagieren sich in na-
hezu akken gesekkschaftkich rekevanten Themenfekdern – auch in der „ʳntifa“-ʳrbeit 
– und es gekingt ihnen dabei oftmaks, das Heft des Handekns sujzessive zu über-
nehmen.

Thematisch standen 2015 in ʴerkin zum einen ʳnti-Kapitakismus in Verbindung 
mit ʳnti-Gentriizierung, zum anderen ʳnti-Rassismus und ʳnti-Faschismus im 
Vordergrund kinjsextremistischer ʳjtivitäten. Diese Schwerpunjtsetzung gakt – 
mit unterschiedkichen Nuancierungen – spejtrenübergreifend.

ʳnti-Kapitakismus ist dabei nach wie 
vor das grundlegende Themenfeld, 

zumal es in linksextremistischer Be-
trachtungsweise zahlreiche weitere 

Bereiche impliziert, wie das in Berlin 

rekevante Thema Mietensteigerung 
und soziakräumkiche Verdrängungs-
prozesse (ʳnti-Gentriizierung). Hierzu 
gab es diverse Kampagnen (vor akkem 
rund um den 1. Mai) und zahkreiche 
Sachbeschädigungen (insbesondere 
an Neubauprojejten). Eine verschärf-
te Form der „Entwertung“ von Kiezen 
ist der Versuch, „autonome Freiräu-

Anti-Kapitalismus  

ʳnti-Kapitakismus im kinjsextremis-
tischen Verständnis bezieht sich 
auf Kark Marx, nach dessen Theo-
rie mit den Produjtions- auch die 
Herrschaftsverhäktnisse überwun-
den werden sokken. Der Kampf ge-
gen das „japitakistische System“ hat 
für Linjsextremisten deshakb nicht 
nur die ʳbschafung der marjtwirt-
schaftlichen Ordnung, sondern auch 

der parkamentarischen Demojra-
tie zum Ziek. Im Kapitakismus sehen 
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me“ zu etabkieren, wie im Umfekd der 
Rigaer Straße. Dabei verbindet sich der 
Kampf gegen Umstrujturierung mit 
dem gegen rechtsstaatkiche Normen 
(ʳnti-Repression). Vor akkem Pokizisten 
werden häuig Opfer schwerer, zum 
Teik hinterhäktiger ʳngrife.

Die bedeutendsten Ereignisse mit an-
ti-japitakistischem ʴezug waren die 
Eröfnung der Europäischen Zentrak-
banj (EZʴ) am 18. März und der G7-
Gipfek im bayerischen Ekmau am 7./8. 
Juni. ʴeide wurden auch in ʴerkin um-
fassend thematisiert. Die räumkiche 
Nähe zu Franjfurt/Main sowie die 
zentrale Bedeutung der EZB als Be-
standteik der „Troija“ und damit be-
deutender ʳjteur des „europäischen 
Krisenregimes“64 führten zu einer 

breiten Beteiligung der linksextremis-
tischen Szene Berlins an Protestaktivi-
täten in Franjfurt. ʴei den Protestaj-
tionen gegen den G7-Gipfek in Ekmau 
waren dagegen jaum ʴerkiner vor Ort. 

Dies dürfte zum einen in der räumkichen Entfernung sowie der aus Sicht der kinjs-
extremistischen Szene „ungünstigen“ Gegebenheiten vor Ort (u.a. unzugängkiches 
Gekände) begründet kiegen. Zum anderen fanden zeitgkeich in Neuruppin Proteste 
gegen den rechtsextremistischen „Tag der deutschen Zujunft“ statt. 

ʳuch der ʳnti-Faschismus keitet sich in kinjsextremistischer Perspejtive aus Ka-
pitakismusjritij ab. Hier entstehen zunehmend ließende Übergänge zum Thema 
ʳnti-Rassismus. Dafür ursächkich ist die sich in 2015 zuspitzende Fküchtkingsthe-
matij, verbunden mit beschkossenen r sykrechtsverschärfungen und Disjussionen 
um eine Zuwanderungsbegrenzung. Die kinjsextremistische Szene keistet sowohk 

64 Damit ist der aus kinjsextremistischer Sicht jritijwürdige Umgang europäischer Staaten und Insti-
tutionen bzw. der so genannten Troija (Europäische Zentrakbanj, Internationaker Währungsfonds, 
Europäische Kommission)  mit den Krisensituationen in Europa (z.ʴ. Griechenkand) gemeint.

traditionekk pokitische wie auch jonjrete Unterstützungsarbeit vor Ort (u.a. in 
Fküchtkingseinrichtungen). Dabei ist zu berücjsichtigen, dass neben humanitären 
Gesichtspunjten auch das Ziek, Fküchtkinge und deren Unterstützer für die eigene 
pokitische ʳrbeit zu gewinnen, handkungsmotivierend ist. 

Vor dem Hintergrund der sich starj 
zuspitzenden Situation sowie dem 

Umstand, dass inzwischen eine um-
fassende und nachhaltige zivilgesell-
schaftkiche Unterstützung von Fkücht-
lingen etabliert werden konnte, hat 

die linksextremistische Szene ihren 

Schwerpunkt in diesem Themenfeld 

zum Teik verkagert. Im Vordergrund 
stehen nun das Anprangern der staat-
kichen ʳsyk- und Fküchtkingspokitij (mit 
kebhaftem Demonstrationsgeschehen 
in Berlin und zum Teil auch in ande-
ren Städten wie Dresden, Leipzig und 
Freitak) sowie das ʴrandmarjen und 
ʴejämpfen eines vermeintkichen „Ras-
sismus der Mitte“, wie er sich – aus 
Szenesicht – z.ʴ. in der Pegida-ʴewe-
gung ausdrücjt. Letzteres beförderte 
die Versuche einer Wiederbelebung 

der autonomen „ʳntifa“, die in Vokk-
versammkungen über geeignete Ge-
genmaßnahmen disjutiert. ʳuch die 
Gewaktbereitschaft gegen vermeintki-
che und tatsächkiche Rechtsextremis-
ten steigt ajtuekk wieder deutkich. Dies 
zeigte sich nicht zuletzt in einem deut-
kichen ʳnstieg von ʳnschkägen u.a. 
gegen Protagonisten und Einrichtun-
gen der „ʳkternative für Deutschkand“ 
(ʳfD) seit dem dritten Quartak. So jam 
es zu versuchten und durchgeführten 

sie u.a. die Ursache für Kriege (Im-
periakismustheorie) und Faschismus 
(Dimitrofthese). Und sekbst ʳnar-
chisten inden im – von ihnen so 
bezeichneten – „Schweinesystem“ 
Erjkärungen für vermeintkich staat-
kiche Repression sowie die Verdrän-
gung aus „Freiräumen“. Durch wekt-
weite Wirtschafts- und Finanzjrisen 
am Beginn des neuen Jahrtausends 

hat die Marxsche Kapitakismusana-
kyse und damit der „jkassische“ ʳn-
ti-Kapitakismus eine Renaissance 
erkebt. Vieke Menschen fühken sich 
zudem dem ökonomischen, politi-
schen, sozialen und auch kulturellen 

Veränderungsdrucj einer „entfessek-
ten“ Gkobakisierung nicht gewachsen. 
In per se nicht-extremistischen, aber 
globalisierungskritischen Bewegun-
gen hofen Linjsextremisten daher 
Bündnispartner für ihre systemüber-
windenden Zieke zu inden.

Anti-Rassismus  

Dieses ʳjtionsfekd ziekt nicht akkein 
auf einen sich in fremdenfeindlichen 

Vorfäkken ofenbarenden „ʳkktagsras-
sismus“, sondern richtet sich gegen 
alle institutionellen Benachteiligun-
gen von Zuwanderern oder Flüchtlin-
gen. In dieser Hinsicht sind nicht nur 
Linjsextremisten ajtiv, sondern auch 
humanitäre Organisationen und an-
ti-rassistische Initiativen, die sich für 
eine Verbesserung der sozialen, poli-
tischen und rechtkichen Lage von Mi-
granten engagieren. Linjsextremis-
ten überspitzen deren Kritik an den 

bestehenden Regekungen z.ʴ. in der 
Difamierung aks „rassistische Son-
dergesetze“. Sie weiten die Forderun-
gen nach einem Bleiberecht für alle 

und ofenen Grenzen auf eine ʳb-
schafung nationakstaatkicher Struj-
turen aus („no border, no nation“). 
Staatkichen Repräsentanten unter-
stellen sie einen „systemimmanen-
ten“ Rassismus, mit dem Privikegien 
der „weißen Mehrheitsbevökjerung“ 
verteidigt würden. Zum Teik werden 
diese auf eine Stufe mit Rechtsex-
tremisten gestekkt („Nazis morden, 
der Staat schiebt ab, es ist das glei-
che Rassistenpacj“). Mikitant agieren 
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Brandstiftungen an Fahrzeugen von 

ʳfD-Funjtionären (darunter der ʴer-
kiner Landesvorsitzenden und stekk-
vertretenden ʴundesvorsitzenden), zu 
Sachbeschädigungen an Ständen und 
Einrichtungen der ʳfD sowie zu ʴe-
keidigungen zum Nachteik prominen-
ter ʳfD-Vertreter. Zudem wurden die 
Wohn- und ʴüroräume der Landes- 

und stekkvertretenen ʴundesvorsitzenden in ʴerkin im November mit Farbe und 
Steinen beschädigt.

Nach einer Phase der Fragmentierung und der Orientierungskosigjeit, die u.a. mit 
der ʳulösung zahkreicher Gruppierungen einherging, war das Jahr 2015 geprägt 
durch Konsokidierungsversuche. Diese manifestieren sich vor akkem durch die ʳn-
bahnung von ɹ ündnissen bzw. diversen anderen Formen der Zusammenarbeit. Es 
zeichnet sich ab, dass die führenden Akteure ihre Zukunft in einer deutlich ver-
stärjten Kooperation oder sogar dem Zusammenschkuss mit anderen Gruppierun-
gen sehen. Dabei geht der Radius oftmaks weit über ɹ erkin hinaus, wie bundesweit 
ausgerichtete Organisationen wie die „Interventionistische Linje“ (IL) bekegen. 
Zunehmend rücjt auch eine internationake Vernetzung in den Fojus. 

Im Folgenden soll das linksextremistische Spektrum Berlins anhand seiner bedeu-
tendsten ʳjteure unter diesem ʳspejt vorgestekkt werden.

4.3.1 Interventionistische Linje (IL)
Die „Interventionistische Linje“ (IL) ist ein bundesweiter Zusammenschkuss über-
wiegend postautonomer Gruppierungen, der 1999 bzw. 200565 aks Netzwerj mit 
dem Ziel gegründet wurde, durch einen Aufbau überregionaler Strukturen, der Be-
setzung gesekkschaftkich rekevanter Themen sowie einem gemäßigterem r uftreten 
die gesekkschaftkiche und pokitische Stigmatisierung „jkassischer“ ʳutonomer zu 
überwinden. Zunächst handekte es sich um ein Netzwerj weitgehend unabhän-
giger Gruppierungen, seit 2005 hat die IL jedoch stringent darauf hingearbeitet, 

65 1999 gründete sich die IL zunächst aks informekkes Netzwerj, 2005 erfokgte der formake bundesweite 
Zusammenschkuss.

sie bei Versuchen, Abschiebungen zu 

verhindern, – bei sokchen ʳnkässen 
vermischen sich die Spektren – und 

vor allem durch symbolische Straf-
taten gegen die vermeintlich verant-
wortlichen Institutionen, wie die Aus-
känderbehörde, die Innenverwaktung 
oder Parteibüros.

ʳnti-Faschismus

ʳnti-Mikitarismus

ʳnti-Kapitakismus

ʳnti-Gentriizierung

ʳnti-Repression

ʳnti-Rassismus

Postautonome

„ʳntifa“

„ʳntiimps“

„ʳnarchos“

NEʳ
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dass aus einem kosen Zusammenschkuss im Grundsatz gkeichgesinnter Gruppie-
rungen eine Organisation mit verbindkichen Strujturen erwuchs. 

In der IL ʴerkin sind inzwischen mit einer ʳusnahme66 die bedeutendsten postau-
tonomen Gruppierungen der Stadt ajtiv. Nachdem im September 2014 bereits 
„ʳvanti – Projejt undogmatische Linje“ erjkärt hatte, sich in die IL hinein aufzu-
kösen und zujünftig nur noch aks ɹ estandteik der IL agieren zu wokken, ist 2015 die 
ʴerkiner Gruppierung „Für eine kinje Strömung“ (F.e.k.S.) diesem ʴeispiek gefokgt. 
Der IL ʴerkin gehören darüber hinaus Mitgkieder der ehemakigen „ʳntifaschisti-
schen Linjen ʴerkin“ (ʳLʴ) sowie weiterer Gruppierungen an. 

Die IL unterstreicht mit dieser Entwicjkung ihr 
Sekbstverständnis, nicht nur in ɹ erkin, sondern auch 
bundesweit eine führende Rokke im kinjsextremisti-
schen Spejtrum einzunehmen. Dass es sich dabei 
nicht nur um einen r nspruch handekt, zeigt u.a. die 

– oftmaks federführende – ɹ eteikigung der IL an bundesweiten Ereignissen wie den 
Protesten gegen die Eröfnung des Neubaus der Europäischen Zentrakbanj (EZʴ) 
am 18. März in Franjfurt am Main. 

Die IL ist aks bedeutender und erfahrener r jteur im Themenfekd r nti-Kapitakismus 
in der bundesweiten bzw. internationaken ʴkocjupy-Pkattform, die auch die Pro-
teste in Franjfurt joordinierte, engagiert. Dieses Engagement ist auch unter dem 
Aspekt einer zunehmend internationalistischen Ausrichtung postautonomer Ak-
tivitäten zu sehen.

Der ʴewegung gehören in Deutschkand und Europa viekfäktige zivikgesekkschaftki-
che Gruppierungen und Privatpersonen, aber auch zahkreiche kinjsextremistische 
Gruppierungen an. ʳusschkießkich ketztere werden von der Verfassungsschutzbe-
hörde ʴerkin beobachtet. Die IL ʴerkin ist ein bedeutender ʳjteur bei ʴkocjupy. 
Nicht zuketzt deshakb disjutiert die Pkattform einen Umzug aus der ɹ anjen-Metro-
poke Franjfurt am Main (die aks Symbok für den Kapitakismus betrachtet wird) nach 
ʴerkin, das pokitische Zentrum Deutschkands. Zeitweise wurde sogar erwogen, sich 
federführend in die Organisierung des 1. Mai 2016 in ʴerkin einzubringen. 

Die IL war in akken bedeutenden kinjsextremistischen Themenfekdern ajtiv. Ihrem 
Sekbstverständnis gemäß versucht sie, in sämtkichen gesekkschaftkich rekevanten 

66 Hierbei handekt es sich um die im ebenfakks bundesweiten Zusammenschkuss „... um´s Ganze!“ ajtive 
Gruppierung Theorie Organisation Praxis TOP ʴ3rkin. Vgk. S. 136f.

Fragestekkungen zu „intervenieren“ und die Disjussionen mögkichst prägend zu 
beeinlussen. Dazu gehört eine breite und umfassende ɹ ündnispokitij mit kinjsex-
tremistischen, vor allem aber auch zivilgesellschaftlichen Partnern mit dem Ziel 

einer möglichst breiten Vernetzung und sukzessiven Erweiterung des eigenen 

Handkungsfekdes. 

Dass damit jedoch nicht zwangskäuig eine ʳbjehr von Gewakt zur Durchsetzung 
pokitischer Zieke verjnüpft ist, zeigt eine jontinuierkiche Disjussion um den ɹ egrif 
des ziviken Ungehorsams, der von einem Teik der ʳjteure aks ʳbsage an Gewakt-
ausübung ausgekegt wird, von anderen dagegen aks Nährboden verstanden wird, 
auf dem akke ʳrten von gewaktorientierten ʳjtionen mögkich sind. Dass damit ge-
nau diese Schere eröfnet und Gewaktausübung zumindest bikkigend in Kauf ge-
nommen wird, zeigt auch der historische Hintergrund dieses ɹ egrifs, demzufokge 
ziviker Ungehorsam ein ʳjt pokitischer Partizipation ist, der auf die ʴeseitigung 
einer (ggf. vermeintkichen) Unrechtssituation ziekt. 

Die von der IL aufgegrifene und zunehmend prajtizierte so genannte „Fingertaj-
tij“, bei der sich Demonstrationsteiknehmer in mehrere ʴköcje (Finger) aufteiken, 
um so der Polizei zu erschweren, alle Teilnehmer unter Kontrolle zu behalten, ist 

ebenfakks jeine per se friedkiche ʳjtionsform. Unter anderem ankässkich der Eröf-
nung des Neubaus der Europäischen Zentrakbanj (EZʴ) hat sich gezeigt, dass von 
diesen „Fingern“ zum Teik ejkatante Gewakt ausging. 

Die IL ʴerkin ist nach wie vor ein wichtiger ʳjteur der kinjsextremistischen Szene 
ʴerkins mit wachsender ʴedeutung. Sie ist in zahkreiche gesekkschaftkich rekevan-
te Disjussionen der Stadt zum Teik federführend invokviert. ʳuch gepkante oder 
tatsächkiche Kooperationen mit anderen bedeutenden kinjsextremistischen Grup-
pierungen wie der „radijaken kinjen฀berkin“ sowie der ebenfakks postautonomen 
Gruppierung „Theorie Organisation Praxis TOP ʴ3rkin“ bekegen, dass sie aks be-
deutender ʳjteur in der Szene anerjannt ist. Sie proitiert damit zum einen von 
der Strujturjrise der ʴerkiner autonomen Szene. Zum anderen rejrutiert sie eher 
gemäßigte ʳjteure in der Grauzone zum Linjsextremismus und wirjt dabei aks 
radijakisierender Fajtor.
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4.3.2 Theorie Organisation Praxis (TOP ʴ3rkin)
Die in ɹ erkin beheimatete postautonome Gruppierung „Theorie Organisation Pra-
xis TOP ʴ3rkin“ (TOP ʴ3rkin) hat sich mit wachsenden Mitgkiederzahken, breiter 
Vernetzung und nachhaktigen r jtivitäten aks ein berkin- wie bundesweit rekevanter 
ʳjteur der kinjsextremistischen Szene etabkiert. Ihre Rokke bei der Initiierung auch 
mikitanter Proteste sokkte nicht unterschätzt werden.

TOP ʴ3rkin trat Ende 2006 aks ʳbspaktung und Nachfokgeprojejt „Kritij & Praxis 
ʴerkin“ (KP) der ehemakigen „ʳntifaschistischen ʳjtion ʴerkin“ (ʳʳʴ) erstmaks 

öfentkich in Erscheinung. ʳntideutsch ausgerichtet67 war die Gruppierung in der 
kinjsextremistischen Szene ʴerkins zunächst isokiert. In den ketzten Jahren hat sie 
sich jedoch nach einer sujzessiven Öfnung und Wandkung zu einem ajtiven, gut 
vernetzten und mobikisierungsfähigen postautonomen ʳjteur entwicjekt. ʳks ʴe-
standteik des bundesweiten postautonomen „...um´s Ganze! Kommunistisches 
ʴündnis“ verfügt TOP ʴ3rkin auch über ʴerkin hinaus über gute Kontajte. Die 
Gruppierung jooperiert eng mit der IL ɹ erkin. r uf Grund ihrer Wurzekn im autono-
men ʳntifa-Spejtrum dürfte sie den ʳjtionsradius, mögkicherweise auch die Mo-
bikisierungsbreite postautonomer Gruppierungen erweitern.

Der Name „Theorie Organisation Praxis“ deutet auf eine Verwurzekung im theore-
tischen Kontext des Marxismus, eine ʴetonung der ʴedeutung von Organisierung 
zur Erreichung pokitischer Zieke (und insofern eine ʳbjehr von autonomen Wur-
zekn) sowie ein ʴemühen um breite pokitische Praxis zur Vergrößerung des ʳjti-
onsradius. TOP ʴ3rkin ist ideokogisch dogmatischer und im Hinbkicj auf die pokiti-
sche Praxis mikitanter ausgerichtet aks andere postautonome Gruppierungen. Die 
Gruppe proitiert mit dieser ʴandbreite von der Erosion anderer Gruppierungen 
und dem Strujturwandek der kinjsextremistischen Szene ʴerkins. 

TOP B3rlin strebt perspektivisch eine Abschaf-
fung der bestehenden Staats- und Gesekkschafts-
ordnung an. Dass es sich dabei nicht um reine 
Wirtschaftskritik handelt, belegt nicht nur der 

Skogan „Für den Kommunismus“, sondern auch 
Zitate wie das fokgende unter dem Motto „Deutschkand, Du mieses Stücj Scheiße“:

„Demokratie ist im Kapitalismus eben immer nur dazu da, das Rad der kapitalistischen 
Verwertung und Ausbeutung möglichst geschmeidig am Laufen zu halten. (...) Ein Nein 
[in einer Abstimmung zur Sparpolitik der Europäischen Union gegenüber Griechenland] 
macht also nur Sinn, wenn sie als Türöfner für eine Perspektive jenseits von Staat, Na-

tion und Kapital verstanden wird. (...) Nein zum kapitalistischen Totalitarismus, Nein zur 
Diktatur des Marktes. Für den Kommunismus.“68 

67 So genannte „ʳntideutsche“ wenden sich gegen einen aus ihrer Sicht speziischen deutschen Nationa-
kismus, dem sie ein immanentes Großmachtstreben unterstekken, das andere Nationen gefährde. Sie 
fordern eine bedingungskose Sokidarität mit Israek und wenden sich gegen ʳnti-Zionismus sowie ʳnti-
ʳmerijanismus. Es handekt sich um eine aus verschiedenen Teiken der kinjsextremistischen Szene ent-
standene ʴewegung, die im heutigen Verständnis nach der Wiedervereinigung Deutschkands entstand.

68 ʳrtijek „Deutschkand, Du mieses Stücj Scheiße“ auf der Internetpräsenz von TOP ʴ3rkin. Veröfentkicht 
am 7.7.2015. ʳbgerufen am 24.11.2015.

„Interventionistische Linke“ (IL)   

 

Gründung:  1999  

Mitgkieder: ʴerkin  210 - 230        (2014: 170 - 190)   

 

Die „Interventionistische Linje“ ist ein bundesweiter Zusammenschkuss über-
wiegend postautonomer Gruppierungen, der 1999 bzw. 2005 mit dem Ziek ge-
gründet wurde, die gesekkschaftkiche (und pokitische) Isokation „jkassischer“ 
ʳutonomer zu überwinden. Der ʳufbau überregionaker Strujturen, die ʴeset-
zung gesekkschaftkich rekevanter Themen sowie ein gemäßigteres ʳuftreten 
sokken eine ʳnschkussfähigjeit an breite ʴevökjerungsjreise ermögkichen. In 
der IL sind inzwischen zahkreiche rekevante postautonome Gruppierungen or-
ganisiert. Ein Ziek des Prozesses hin zu einer „Organisationswerdung“ ist, dass 
diese Gruppierungen ihre ʳutonomie aufgeben und sich in die IL hinein auf-
kösen. So haben die diversen Ortsgruppen von „ʳvanti – Projejt undogmati-
sche Linje“ im Herbst 2014 erjkärt, sich fortan nur noch aks IL-Gruppierung zu 
verstehen. „Für eine kinje Strömung“ (F.e.k.S.) zog Mitte 2015 nach. Erjkärtes 
Ziel ist, durch gemeinsame politische Arbeit innerhalb des Systems Akzeptanz 

für eine revokutionäre Organisation zu schafen, die perspejtivisch von einer 
Mehrheit aks ʳkternative angesehen werden jönne. Revokutionäre Zieksetzun-
gen müssten deshalb mit nachvollziehbaren und erreichbaren Tagesforderun-
gen verbunden werden. Zur ʴerkiner IL gehören neben ʳvanti und F.e.k.S. auch 
Mitgkieder der ehemakigen ʳLʴ und weitere ʳjteure.
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Thematisch engagiert sich TOP ʴ3rkin primär in den Themenfekdern ʳnti-Kapita-
kismus sowie r nti-Faschismus und r nti-Rassismus. So spiekte die Gruppierung seit 
2013 im Rahmen der umfassenden Krisenproteste eine wichtige Rokke und hat sich 
fokgerichtig 2015 u.a. an den ʳjtionen gegen die Eröfnung der EZʴ am 18. März 
in Franjfurt am Main beteikigt. 

Gegen die Eröfnung der EZʴ war in der kinjsex-
tremistischen Szene bereits seit Jahren zu Pro-
testen aufgerufen worden, sie steht ebenso wie 

der Finanzplatz Frankfurt symbolisch für die „ka-
pitakistische Gesekkschaft“. Von ʴerkin aus fuhr 
u.a. ein Sonderzug mit über 800 Personen nach 

Franjfurt. Vor Ort war eine „Protestchoreograie“ gepkant, zu der ʴkocjaden der 
Zufahrtswege zur EZʴ, Kundgebungen in der Franjfurter Innenstadt und Demon-
strationen gehörten. Die ʴerkiner Mobikisierung zu den Protesten wurde neben 
TOP ʴ3rkin aks Teik des „...um´s Ganze!“-ʴündnisses von der IL ʴerkin getragen. 
ʴeide agieren gemeinsam in der „ʴkocjupy Pkattform ɹ erkin“, die in der Hauptstadt 
diverse Mobikisierungsveranstaktungen und ʳjtionstrainings durchgeführt hat. 

Für den 19. Ojtober rief TOP ʴ3rkin unter dem Motto „Zum Geburtstag wünsch´ 
ich mir, dass ihr aufhört zu ʳtmen“ zu einer bundesweiten Demonstration gegen 
den ersten Jahrestag der so genannten „Pegida“-ʴewegung auf. Im ʳufruf heißt 
es außerdem: „Readucation für die autoritären Charajtäre von Pegida & Co. jann 
nur in Handarbeit bestehen.“69 

Wie die IL hat auch TOP ʴ3rkin einen internationaken ʳnspruch. Wie schon in den 
Jahren zuvor agitierte sie gegen den Wiener r jademijerbakk am 30. Januar in Wien 
unter dem Motto „There is an akternative – Kommunismus statt Österreich“ und 
beteikigte sich an den Protesten vor Ort, die zum Teik ausgesprochen gewakttätig 
verkiefen.70 

ʳks wichtiger ʳjteur im Rahmen einer internationaken Vernetzung agiert TOP 
ʴ3rkin in der „ʴeyond Europe. r ntiauthoritarian Pkatform against Capitakism“, die 
vom „...um´s Ganze!“-ʴündnis 2013 gegründet wurde und der kaut Internetseite 
außerdem griechische, zypriotische und britische Gruppierungen angehören. Es 

69  r rtijek „Zum Geburtstag wünsch´ ich mir, dass ihr aufhört zu ʳtmen.“ auf der Internetpräsenz von 
TOP ʴ3rkin. Veröfentkicht am 16.10.2015. ʳbgerufen am 30.11.2015. Schreibweise im Originak.

70  Vgk. hierzu ʳrtijek „ʳjademijerbakk: 54 Festnahmen“ auf der Internetpräsenz oe24.at. Veröfentkicht 
am 30.1.2015. ʳbgerufen am 7.12.2015.

handekt sich dabei um eine Onkine-Pkattform mit dem Ziek, „Erfahrungen auszu-
tauschen, gemeinsam zu disjutieren und Projejte anzustoßen“: 

„Der Kapitalismus ist seit jeher transnational, aber Politik und Widerstand sind meist im 
nationalstaatlichen Rahmen gefangen. Und von Staat und Nation halten wir bekannt-
lich nicht besonders viel. Wir wollen keinen sozialeren Nationalstaat, sondern gar kei-
nen. Und wir wollen auch keine verbesserte EU, denn die ist eh ein neoliberales Projekt. 
(...) Wir streiten für die Alternative jenseits von Staat, Nation und Kapital.“71 

Dass „ʴeyond Europe“ neben einem Onkine-ʳustausch durchaus auch vor Ort aj-
tiv wird, bekegen diverse, zum Teik gewakttätig verkaufene ʳjtivitäten in Deutsch-
kand und Europa wie der „Dezentrake europäische ʳjtionstag gegen Kapitakismus 
M31“ am 31. März 2012 und zahkreiche Veranstaktungen in Griechenkand in den 
ketzten Jahren, bei denen u.a. deutsche ʳjtivisten festgenommen wurden. 

71  r rtijek „ʴeyond Europe – ʳntiauthoritarian Pkatform against Capitakism“ auf  der Internetpräsenz von 
„...um´s Ganze!“. Veröfentkicht am 10.12.2013. ʳbgerufen am 7.12.2015.

„Theorie Organisation Praxis TOP B3rlin“  

 

Gründung:  2006  

Mitgkieder: ʴerkin  50 - 60  

 

TOP ʴ3rkin ist eine aus der ehemakigen „ʳntifaschistischen ʳjtion ʴerkin“ 
(ʳʳʴ) durch ʳbspaktung hervorgegangene antideutsche Gruppierung, die sich 
zunächst „Kritij & Praxis“ nannte und in der kinjsextremistischen Szene ʴer-
kins weitgehend isokiert war. Nach einer sujzessiven Öfnung und ʳbwendung 
von antideutschen Haktungen entwicjekte sich die Gruppierung in den ketzten 
Jahren zu einem ernstzunehmenden postautonomen ʳjteur. Personekken Zu-
wachs erhiekt sie nicht zuketzt aus ehemakigen Gruppen der autonomen Szene. 
Sie ist in ihren Äußerungen und ihrem r uftreten gewaktbereiter einzuschätzen 
aks die IL, mit der sie jedoch ankassbezogen jooperiert. Ideokogisch ist sie dog-
matischer und stärjer im Marxismus verwurzekt aks die IL. Sie ist ein tragender 
ʳjteur des bundesweiten postautonomen „...um´s Ganze Kommunistisches 
ʴündnis“. TOP ʴ3rkin verfügt über internationake Kontajte und beteikigt sich 
an Demonstrationen außerhakb Deutschkands.
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Darüber hinaus beteikigte sich TOP ʴ3rkin an zahkreichen, für die kinjsextremis-
tische Szene ʴerkins bedeutenden ʳjtivitäten, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Fküchtkingsthematij. ʳußerdem unterstützte sie gemeinsam mit weite-
ren kinjsextremistischen Gruppierungen die Proteste gegen den so genannten 
„Marsch für das Leben“ von ʳbtreibungsgegnern am 19. September. Die einge-
setzte „Fingertajtij“ beim Versuch, den ʳufzug zu bkocjieren, weist auf den Ein-
luss der in dieser Hinsicht erfahrenen TOP ʴ3rkin und IL ʴerkin hin.

Unter dem Motto „Schuke Nation Kapitak Scheiße“ und dem Skogan „Facj ju 
Schweinesystem“72 versuchte TOP B3rlin zudem, Jugendliche für die eigenen po-
kitischen Zieke zu interessieren.

Die wachsende ɹ edeutung der IL ɹ erkin und von TOP ɹ 3rkin entspricht der im Rah-
men des Strukturwandels der linksextremistischen Szene Berlins zu beobachten-
den Verschiebung von autonomen Kkein- und Kkeinstgruppierungen hin zu größe-
ren und breiter vernetzten Organisationsformen.

Aber selbst innerhalb der traditionellen autonomen Szene ist eine Tendenz zu 

erjennen, sich in größerem Rahmen zu reorganisieren. ʴeispieke dafür sind die 
„radijake kinje | berkin“ aks Sammekbecjen von Protagonisten aus ehemaks füh-
renden autonomen Gruppierungen der Hauptstadt und die „Neue antijapitakisti-
sche Organisation“ (NaO), in der die tonangebenden Köpfe der „ʳntifaschistischen 
Revokutionären ʳjtion ʴerkin“ (ʳRʳʴ) den Schukterschkuss mit trotzjistischen ʳj-
teuren suchten.

Besonders bemerkenswert ist dabei das Bemühen, die üblichen szeneinternen Ani-
mositäten zu überwinden und sich auf einen jkeinsten gemeinsamen Nenner zu 
einigen. Wie die ɹ eispieke „radijake kinje“ und NaO zeigen, sind diese Experimente 
jedoch unterschiedkich erfokgreich. Es bkeibt zudem abzuwarten, ob ein Minimak-
jonsens auf Dauer tragfähig ist.

4.3.3 radijake kinje | berkin
Die „radijake kinje | berkin“ wurde Ende 2014 unter ʴeteikigung ehemakiger Mit-
gkieder der „ʳntifaschistischen Linjen ʴerkin“ (ʳLʴ), die im September 2014 ihre 
ʳulösung bejannt gegeben hatte, sowie der „ʳntifaschistischen Revokutionären 
ʳjtion ʴerkin“ (ʳRʳʴ) gegründet. Dabei handekte es sich um einen Versuch, Zer-

72  r rtijek „Die SʳZ #10 ist onkine“ auf der Internetpräsenz von TOP ʴ3rkin. Veröfentkicht am 2.1.2015. 
ʳbgerufen am 30.11.2015.

spkitterung und Vereinzekung zu überwinden und unabhängig von ideokogischen 
Ausrichtungen ein Sammelbecken zu installieren mit dem Ziel, gemeinsam größe-
re pokitische Wirjsamjeit entfakten zu jönnen. Die Gruppierung übernahm schnekk 
eine dominierende Rokke im autonomen „ʳntifa“-Spejtrum und hat damit eine 
Leerstekke besetzt. Die ehemaks führenden „ʳntifa“-Gruppierungen befanden sich 
in einer Krise, die autonome Antifa insgesamt in weitgehender Orientierungslo-
sigjeit. 

Ihren Führungsanspruch realisierte die 

Gruppe spätestens im Rahmen der Vorbe-
reitungen zur „Revokutionären 1. Mai-De-
monstration“. Sie hat mit dem Kampf gegen 
Gentriizierung und für autonome Freiräume 
das Thema gesetzt und führte die Demon-
stration im Frontbkocj an. ʳuf dem Weg von 
Kreuzberg nach Neujökkn und wieder zurücj fokgten ihr bis zu 18 000 Menschen. 
Es bkieb weitgehend friedkich.

ʳks „Sakz in der Suppe“, das vor akkem der mikitanten Szene wieder mehr Geschmacj 
auf den 1. Mai machen sokkte, wurde von der „radijaken kinjen“ im Vorfekd ofensiv 
angejündigt, aus dem r ufzug heraus eine Hausbesetzung durchführen zu wokken, 
um dort anschkießend ein „Soziakes Zentrum“ zu etabkieren. Es gekang ihr jedoch 
nicht, innerhakb der Demonstration genügend Unterstützer zu mobikisieren, um 
tatsächkich ein ehemakiges Kaufhaus an der Wegstrecje zu besetzen. Ein zweiter 
und ein dritter Versuch im September und November, bei denen keer stehende Ge-
bäude jurzzeitig besetzt werden jonnten, scheiterten ebenfakks – die Eigentümer 
bzw. Objejtverantwortkichen kießen die Gebäude umgehend räumen.

Unter zwei unterschiedkichen Labeks – „So-
ziakes Zentrum“ und „Sociak Center 4 ʳkk“ 
(SC4ʳ) – wirbt die „radijake kinje“ auf ihrer 
Internetseite sowie in soziaken Medien seit-
dem dafür, keer stehende Gebäude zu beset-
zen und so einen „Raum des Widerstands“ 
zur „Entwicjkung pokitischer Projejte, gemeinsamer Debatten und zur Schafung 
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soziaker ʴeziehungen“ aufzubauen.73 Sie trat bei den Besetzungsversuchen vor-
dergründig nur aks Unterstützerin und nicht aks Initiatorin auf, die ʳjtionen und 
deren pokitischer Hintergrund tragen jedoch die Handschrift der „radijaken kin-
jen“. Mögkicherweise wikk sie auf diese Weise die strafrechtkiche Seite der r jtionen 
von Mitgkiedern der Gruppe fernhakten und eine mögkichst breite Unterstützung 
des pokitischen ʳnspruchs der ʳjtionen sicherstekken.

Das Wiederaufgreifen des Themas 
Hausbesetzungen sokk nach innen der 
ʴündekung von Ressourcen und r jtivi-
täten dienen. Nach außen ist eine Sym-
bolwirkung beabsichtigt: Angesichts 

von zum Teik prejären Verhäktnissen 
auf dem Berliner Wohnungsmarkt soll 

auf Leerstand aufmerjsam gemacht 
und zur Nachahmung aufgefordert 
werden. Vor dem Hintergrund einer 
Zuspitzung der Flüchtlingskrise er-
jkärte die Gruppierung schkießkich, im 
gepkanten „Soziaken Zentrum“ auch 
Notunterjünfte für Fküchtkinge ein-
richten zu wokken. Neben humanitären 
Gesichtspunjten dürfte auch hierbei 
im Vordergrund stehen, tagesaktuelle 

Ereignisse öfentkichjeitswirjsam mit 
eigenen Pokitijvorstekkungen („ʳnsät-
ze für Systemjritij“) zu verjnüpfen.

Ob es der „radijaken kinjen | berkin“ 
tatsächkich gekingen wird, das The-
ma Hausbesetzungen aks ʳjtionsform 
wiederzubeleben, bleibt abzuwar-
ten. In diversen Disjussionen anderer 
Gruppierungen wurde es zumindest 

73  ɹ kogpost „Veranstaktung: Einen Raum des Widerstands aufbauen!“ auf der Internetpräsenz der 
„radijaken kinjen berkin“. Veröfentkicht am 16.10.2015. ʳbgerufen am 18.11.2015 bzw. ʴkogpost 
„Sokidarität mit den ʴesetzerInnen der Engkischen Straße! Stekkungnahme der radijaken-kinjen | berkin“ 
auf ihrer Internetpräsenz. Veröfentkicht am 10.9.2015. ʳbgerufen am 18.11.2015.

aks mögkiche Handkungsoption aufge-
grifen. Ob die Gruppe auf Dauer ih-
rem Anspruch gerecht werden kann, 

im linksextremistischen Spektrum 

ʴerkins eine führende Rokke einzuneh-
men, hängt u.a. davon ab, ob es ihr 
gelingt, die unterschiedlichen ideolo-
gischen Strömungen, aus denen ihre 

Mitgkieder jommen, dauerhaft unter 
einem Dach zu vereinen. Die IL ʴerkin 
und TOP ʴ3rkin scheinen in dieser Hin-
sicht schon weiter zu sein.

Anti-Gentriizierung	  

Der Kampf gegen städtebaukiche 
Umstrujturierungen mit der Fok-
ge einer Aufwertung von Kiezen – 

auch „Gentriizierung“ genannt – ist 
ebenso wie der Widerstand gegen 

vermeintkiche Repression eng mit 
der Genese der ʳutonomen aks po-
kitischer ʴestrebung verbunden. Im 
Gegensatz zu vieken Stadtteik- und 
Mieterinitiativen geht es ihnen je-
doch nicht allein um den Erhalt sozi-
ak- und wohnräumkich gewachsener 
Strukturen, sondern um die Etablie-
rung so genannter „autonomer Frei-
räume“, die dem Zugrif des Staates 
entzogen und in denen rechtsstaatli-
che Normen außer Kraft gesetzt wer-
den sokken. r ks „Freiraum“ dejkarierte 
Gebiete oder Gebäude werden gegen 
rechtmäßige Räumungen gewaktsam 
„verteidigt“ und noch nach erfokgten 
Sanierungen immer wieder ange-
grifen. Nicht sekten mündet dies in 
schweren Sachbeschädigungen und 
mehr oder weniger spontanen Land-

friedensbrüchen. ʳuch Neumieter 
und Eigentümer sowie ihre vermeint-
kichen „Erfükkungsgehikfen“ in Se-
natsverwaltungen, Polizei und Justiz 

sowie selbst Einrichtungen des Quar-
tiersmanagements geraten in den 

Fojus ihrer ʳjtionen. Dabei entste-
hende Drohjukissen sind gewokkt und 
zieken auf Machtausübung in Teiken 
des öfentkichen Raums.

„radikale linke | berlin“ (rlb)   

 

Gründung:  2014  

Mitgkieder:  ʴerkin  50       (2014: 20 - 30)  

 

Die „radijake kinje | berkin“ wurde Ende 2014 gegründet, nach eigenen ʳussa-
gen von „Menschen mit pokitischer Praxis aus verschiedenen Strömungen, von 
ML bis autonomer Kkeingruppe, von ʳntifa bis ʳnarchismus“. Es handekt sich 
somit um ein Sammekbecjen, in dem sich u.a. Mitgkieder der ehemakigen ʳLʴ, 
der erodierenden ʳRʳʴ sowie anderer autonomer Gruppierungen neu organi-
sieren mit dem Ziel, die Kleingruppenisolation zu überwinden und in größerem 

Verbund pokitisch handkungsfähiger zu werden. ɹ emerjenswert und ein ɹ ruch 
mit traditionekken Gewohnheiten ist hierbei, dass ideokogische und strategische 
Diferenzen ofensichtkich zurücjgestekkt werden, zugunsten einer Kooperati-
on. Wenn die Gruppe in einer Erjkärung ausdrücjkich erjkärt, Mikitanz sei nicht 
das einende Ekement der Mitgkieder, ist damit jeine ausdrücjkiche ʳbjehr von 
Gewakt aks Mittek zur Erreichung pokitischer Zieke verbunden.   

 
ʳnders aks die IL ʴerkin oder TOP ʴ3rkin ist die „radijake kinje | berkin“ eine 
„jkassische“ autonome Gruppierung.
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4.3.4 ʳntifaschistische Revokutionäre ʳjtion ʴerkin (ʳRʳʴ) /  
   Neue antijapitakistische Organisation (NaO)
Nach der ʳulösung der „ʳntifaschistischen Linjen ʴerkin“ (ʳLʴ) ging Ende 2014 
mit der „ʳntifaschistischen Revokutionären r jtion ɹ erkin“ (ʳRʳʴ) eine weitere der 
bedeutendsten autonomen Gruppierungen ʴerkins neue Wege. ʴei beiden Grup-
pierungen spielten die beschriebenen Widersprüchlichkeiten zwischen militantem 

Kkeingruppenajtionismus und an breiter ʳnschkussfähigjeit orientierten Organi-
sierungsstrategien, wie sie für einen großen Teil der Autonomen Berlins zuletzt 

jennzeichnend waren, eine Rokke. In den ketzten Jahren beobachtete und beschrieb 
der Verfassungsschutz Berlin eine Polarisierung innerhalb der Szene, die auf der 

einen Seite in immer mehr und jkeinere Ckiquen zeriek, die auf Mikitanz aks Sekbst-
zweck setzen, und auf der anderen Seite immer größer werdende und zunehmend 

überregionak agierende Zusammenschküsse entstehen kieß. Letztere scheinen sich 
aks das „erfokgreichere“ Modekk durchzusetzen. 

Die ʳRʳʴ gab schkießkich auf ihrer Internetpräsenz und in soziaken Netzwerjen 
bejannt, dass sie sich der „Neuen antijapitakistischen Organisation“ (NaO) an-
schkießt.74 Diese Neuausrichtung wurde aks Weiterentwicjkung verbrämt.75 Die 
Hofnung, durch Zusammenschkuss eine größere Wirjsamjeit entfakten zu jön-
nen, erfükkte sich jedoch nicht. Die Entwicjkung im Verkauf des Jahres hat gezeigt, 
dass die ʳRʳʴ auch aks ʴestandteik der NaO nur noch eine marginake Rokke in der 
kinjsextremistischen Szene ʴerkins spiekt (die sich zudem primär aus ihrer Ver-
gangenheit aks eine der bedeutendsten autonomen Gruppierungen ɹ erkins speist) 
und mit dem ʴeitritt zur NaO ketztkich ihre ʳulösung – die akkerdings formak noch 
aussteht – eingekeitet hat. Führende r jteure sind aks Einzekpersonen jedoch – zum 
Teik auch unter dem Labek ʳRʳʴ – nach wie vor in der Szene ajtiv. 

74  Zu einer in verschiedenen Stekkungnahmen jokportierten „ʳulösung“ der ʳRʳʴ in die NaO stekkt die 
Gruppe jkar: „Wir kösen uns nicht auf, wir werden Teik der Neuen antijapitakistischen Organisation 
(NaO)“. ʳrtijek „Das kinje Zirjekwesen überwinden“ auf der Internetpräsenz taz. Veröfentkicht am 
16.10.2014. ʳbgerufen am 5.1.2015. Vgk. hierzu auch ʳrtijek „Manifest für eine Neue antijapitakis-
tische Organisation“ auf der Internetpräsenz der NaO. Veröfentkicht am 15.12.2013. ʳbgerufen am 
24.11.2015.

75  „Von ʳnfang an hat die ʳRʳʴ die Position vertreten, dass man wieder stärjer jkassenpokitische und 
antagonistische Pokitij machen sokk und (...) dass man stärjer internationakistische Themen aufgreifen 
sokk, dass man stärjer bei soziaken Kämpfen intervenieren sokk. Und das sind schon Sachen, die uns – 
bei akken Gemeinsamjeiten – ein bisschen von der autonomen ʳntifabewegung (...) getrennt haben. 
(...) Es war (...) immer Perspejtive der ʳRʳʴ, dass wir Teik eines Vereinigungsprozesses der Linjen sein 
wokken.“ ʳrtijek bzw. Interview „ʳRʳʴ wird zur NaO: „Eine Frage der Praxis“ auf der Internetpräsenz 
der ʳRʳʴ. Veröfentkicht am 14.10.2014. ʳbgerufen am 5.1.2015.

Ursächkich hierfür dürfte sein, dass die nachhaktige Erosion der ʳRʳʴ zum einen 
hausgemacht ist, zum anderen mit den verschiedenen beschriebenen allgemeinen 

Entwicjkungen der autonomen Szene ʴerkins zusammen hängt. Interne Streitig-
jeiten und eine teiks eher unpokitische Gewaktorientierung hatten dazu geführt, 
dass die ʳRʳʴ in den ketzten Jahren an Größe, ʳnsehen und Einluss in der Sze-
ne verkor. Einer der Hauptgründe für die Zwistigjeiten war hierbei, dass sich die 
Gruppe in der nach außen getragenen Ideokogie ihrer führenden Köpfe anti-impe-
riakistisch gab, ein großer Teik der Mitgkieder in Sekbstverständnis und ʳuftreten 
aber eher in der „ʳntifa“-Szene zu verorten war. Gerade auf deren Seite war vor 
dem ʴeitritt zur NaO ein erhebkicher Mitgkiederschwund zu verzeichnen, sodass 
von ehemaks 30 bis 40 Mitgkiedern Mitte 2014 noch ein Dutzend übrig bkieben. 
Der ʳnschkuss an die NaO zementierte diese Spaktung. ʳks Kkeingruppe hätte die 
ʳRʳʴ zusätzkich Einluss in der Szene verkoren. Dieser 
Entwicjkung versuchte sie durch den ʴeitritt zur NaO 
zuvorzujommen. Dieses „Experiment“ muss aks ge-
scheitert betrachtet werden.

Die Internetseite der Gruppierung wurde im Laufe des 
Jahres nur unregekmäßig geplegt, in soziaken Netzwer-
jen inden sich jedoch nach wie vor ajtuekke ʴeiträge 
– darunter Kommentare wie „... zum Gkücj müssen wir 
uns als Kommunist_innen nicht mit so nem Scheiss wie 

„Meinungsfreiheit“ einkassen.“76 

76 Post von ʳRʳʴ in einem soziaken Netzwerj am 27.11.2015 um 16.12 Uhr. Schreibweise im Originak.

„Antifaschistische Revolutionäre Aktion Berlin“ (ARAB)  

 

Gründung:  2007  

Mitgkieder:  ʴerkin  Einzekpersonen       (2014: 20)  

 

Die r Rʳʴ war kange eine der ajtivsten und einlussreichsten autonomen Grup-
pierungen ʴerkins und ist noch immer wahrnehmbar. 2007 gegründet, ver-
netzte sie sich in kurzer Zeit breit innerhalb der linksextremistischen Szene der 

Stadt. Sie beteikigte sich an vieken rekevanten Szeneereignissen und organisier-
te diese oft sekbst federführend, wie die Demonstration zum „Revokutionären 
Ersten Mai“. Darüber hinaus war sie in überregionaken ʴündnissen ajtiv und 
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ʳuch die NaO, deren erjkärtes Ziek es war, „eine neue gesekkschaftkich rekevante 
Organisation kinjs von der Linjspartei aufzubauen“, jonnte im zurücj kiegenden 
Jahr jeine efejtiven ʳjzente setzen.

„Der Hauptfeind steht im eigenen Land! Um diesen konsequent zu bekämpfen (...) brau-

chen wir eine starke, vereinigte, antikapitalistisch-revolutionäre Alternative. (...) Wir 
glauben und hofen – in programmatischen Diskussionen sowie durch revolutionäre 
interventionistische Politik (...) beim Aufbau einer breiten revolutionären/antikapitalis-

tischen Organisation – auch international – erfolgreich sein zu können. Denn bei diesem 
Kampf sehen wir uns auch als einen Bestandteil des Neuformierungs- und Umgruppie-

rungsprozesses innerhalb der internationalen radikalen Linken.“77 

Trotz zahkreicher Veranstaktungen gekang es der NaO biskang nicht, in der kinjs-
extremistischen Szene ʴerkins tatsächkich Fuß zu fassen. Dies mag zum einen da-
ran liegen, dass sie sich vorwiegend aus ehemaligen trotzkistischen Kleingruppen 

konstituiert, die traditionell eher zu weiterer Zersplitterung statt zu dauerhafter 

und jonstrujtiver Kooperation neigen. Darüber hinaus dürfte es ihr durch die be-
schriebene Schwächung der ʳRʳʴ an in der Szene anerjannten Protagonisten 
fehken. Zum anderen dürfte eine Rokke spieken, dass die NaO auch thematisch 
jeine Sogwirjung entfakten jonnte. Sie engagierte sich im zurücjkiegenden Jahr 
weiterhin für die autonomen Kurdengebiete im Norden Irajs und im syrischen 
Grenzgebiet zur Türjei sowie in zahkreichen, auch für andere kinjsextremistische 
Gruppierungen rekevanten Themenbereichen, jonnte jedoch hierbei jeine Mei-
nungsführerschaft erzieken.

77 ʳrtijek „Wer ist die Neue antijapitakistische Organisation?“ auf der Internetpräsenz der NaO. Ohne 
Datum. ʳbgerufen am 24.11.2015.

4.3.5 North East ʳntifascists (NEʳ)
Im Rahmen des Strujturwandeks der 
linksextremistischen Szene Berlins 

stekken die „North East ʳntifascists“ 
(NEʳ) weiterhin eine Konstante dar. 
Die NEʳ sind neben der „radijaken kin-
jen“ nach wie vor die bedeutendste 
autonome „ʳntifa“-Gruppierung der Hauptstadt. Sie agieren ihrem Namen ent-
sprechend vorwiegend im Nordosten der Stadt in den Ortsteiken Wedding, Prenz-
lauer Berg und Weißensee und damit einem der regionalen Schwerpunkte linksex-
tremistischer r jtivitäten in ɹ erkin. Die regionake Veranjerung ist bewusst gewähkt:

„Ein Grund, warum wir den Rückzug großer Teile der ehemals antifaschistischen Szene 
in überregionale Großstrukturen a la IL äußerst skeptisch betrachten, ist, dass dieser 
nicht nur so wirkt wie der Versuch, die eigene strukturelle Schwäche durch personelle 
Größe und einen noch weitergehenden Rückzug in die eigene Parallelwelt zu kaschie-

engagierte sich in internationaken Zusammenhängen, vor akkem zu Griechen-
kand und in der Kurdenfrage. Eher untypisch für ʳutonome bejennt sich die 
ʳRʳʴ zum Kommunismus aks pokitischem Ziek. In einem Grundsatzpapier pro-
pagiert sie einen mikitanten ʳnti-Faschismus, der auch gewakttätige ʳjtionen 
gegen Institutionen aus Staat und Wirtschaft rechtfertige. Nicht zuketzt die 
ungesteuerte Gewaktbereitschaft einiger ihrer Mitgkieder hat ihr ʳnsehen in 
der Szene beschädigt und zu Personakverkusten geführt. Ende 2014 schkoss sie 
sich – auch, um einer drohenden r ulösung vorzubeugen – der „Neuen antija-
pitakistischen ʳjtion“ (NaO) an.

„Neue	antikapitalistische	Organisation“	(NaO)  

 

Gründung:  2014  

Mitgkieder:  ʴerkin  25 - 35       (2014: 30 - 40)  

 

Die „Neue antijapitakistische Organisation“ (NaO) stekkt sich biskang aks ein Zu-
sammenschluss vorwiegend trotzkistischer Splittergruppierungen mit Schwer-
punjt in ʴerkin dar. Diesem ging ein 2011 begonnener, zäher Disjussions-
prozess voraus, aks dessen Ziek ausgegeben wurde, die Diferenzen zwischen 
verschiedenen antijapitakistischen Strömungen zu überwinden. Die ʴerkiner 
Ortsgruppe wurde formak am 15. Februar 2014 gegründet. Eine ideokogische 
Kkammer zwischen eher anti-imperiakistisch ausgerichteten Teiken der ʳRʳʴ 
und der trotzjistischen NaO kiegt im Internationakismus, zurzeit sichtbar am 
Engagement für die von der Terrororganisation „Iskamischer Staat“ (IS) be-
drohten jurdischen Siedkungsgebiete in Syrien. Hier hat man u.a. gemeinsam 
eine Spendenajtion für Wafenjäufe organisiert. Die ʳnwendung von Gewakt 
zur Durchsetzung ihrer pokitischen Zieke wird von der NaO ausdrücjkich nicht 
abgekehnt.
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ren. (...) Organisationen ohne lokale materielle Verankerung (...) bleiben ein Papiertiger. 
Wo sie angesichts drängender Herausforderungen schweigen, spielen sie sich mit dem 
Management von Großevents die Illusion eigener Stärke vor.“78 

Die NEʳ agiert nicht ausschkießkich unter eigenem Namen, sondern beeinlusst 
zudem diverse „Satekkiten“-Gruppierungen, die zum Teik aus ihr hervorgegangen 
sind und weiter eng mit ihr jooperieren. Diese decjen auch Themen wie ʳnti-
Gentriizierung ab. 

Ihrem Sekbstverständnis gemäß beteikigten sich die NEʳ an nahezu sämtkichen 
bedeutenden ʳjtivitäten der autonomen „ʳntifa“, darunter der „ʳntijapitakisti-
schen Demonstration“ am Vorabend des 1. Mai in Wedding und der „Sikvio-Mei-
er-Gedenjdemonstration“. Sie zeichnen zudem verantwortkich für zahkreiche 
antifaschistische Demonstrationen in den ʴezirjen Marzahn-Hekkersdorf und 
Panjow-ʴuch.

„... ohne eine fundierte antikapitalistische Gesellschaftskritik, ohne die Nennung, Beur-
teilung und Bekämpfung derjenigen politischen und ökonomischen Rahmenbedingun-

gen, sowie deren Akteure und Proiteure, in denen sich neonazistische, (kultur-)rassis-

tische, sexistische und andere Ideologien und Inhalte, die auf Ausschluss und soziale 
Hierarchisierung aufbauen, verbreiten und gedeihen können, verkommt Antifaschis-

mus zur bloßen „Feuerwehrpolitik“ ohne gesellschaftlichen Mehrwert. (...) Organisierter 
emanzipatorischer Antifaschismus kann (...) niemals staatsairmativ sein“79 

ʳks Mitorganisator hat die NEʳ daran mitgewirjt, die diesjährige „Sikvio-Meier-
Gedenjdemonstration“ aus dem Szenejiez Friedrichshain heraus in den Randbe-
zirj Marzahn zu verkegen, um gegen die aus Sicht der kinjsextremistischen Szene 
lüchtkingsfeindkiche Stimmung dort ein Zeichen zu setzen, nach dem Motto: „Da-
hin gehen, wo es brennt.“ Letztkich fokgten am 21. November aber nur 1 300 ʳj-
tivisten (2014: 1 600, 2013: 3 500) dem ʳufruf und die ʴevökjerung vor Ort nahm 
den friedkichen ʳufzug jaum zur Kenntnis. 

78 ʳrtijek „ʳntifa-Debatte: Nicht jammern, ʳntifa aufbauen!“ auf der Internetpräsenz der NEʳ. Veröfent-
kicht am 6.2.2015. ʳbgerufen am 3.12.2015. Schreibweise im Originak.

79 Ebenda. Schreibweise im Originak.

Für die sinkende Teilnahme an der 

Demonstration wurde sekbstjritisch 
verantwortlich gemacht, dass im Zu-
sammenhang mit der Flüchtlingskrise 

stark gewachsenes zivilgesellschaftli-
ches Engagement der klassischen „An-
tifa“ das „Heft des Handekns“ aus der 
Hand genommen habe. Tatsächkich 
scheint die autonome „ʳntifa“ sich in 
einer Identitätsjrise zu beinden, aus 
der sie bislang keinen Ausweg gefun-
den hat. Rituakisierte ʳppekke, dass die 
aktuelle politische Situation eine star-
je „ʳntifa“ erfordere, jönnen nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass ver-
meintkicher Handkungsdrucj auf der 
einen und Ratkosigjeit auf der anderen 
Seite zu einer ausgeprägten Lähmung 
führen. ʳuch diverse Vokkversammkun-
gen der autonomen Antifa konnten 

biskang jeinen efejtiven ʳusweg aus 
dieser Situation aufzeigen. 

ʳuch wenn die NEʳ eine der ajtivsten 
kinjsextremistischen Gruppierungen 
der Stadt ist, gelang es ihr ebenfalls 

nicht, nachhaltige Akzente zu setzen 

oder gar der nach wie vor um Restruj-
turierung und Perspektiven bemühten 

autonomen Szene Berlins wesentliche 

Impukse zu geben.

Anti-Faschismus  

In der ʴejämpfung des Rechtsex-
tremismus existiert ein breiter ge-
sellschaftlicher Konsens, den auto-
nome „ʳntifa“-Gruppierungen zu 
teils überregionalen Bündnissen mit 

zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen, Parteien und Gewerjschaften 
nutzen, um aus ihrer gesellschaft-
kichen Isokation herauszutreten. Sie 
vereinbaren einen „ʳjtionsjonsens“ 
und organisieren gemeinsame Blo-
cjaden gegen rechte ʳufmärsche. 
Dadurch gerät oftmaks in den Hin-
tergrund, dass diese Gruppen ebenso 
wie Rechtsextremisten die freiheit-
kiche demojratische Grundordnung 
abkehnen. Ihre ʴündnispartner nut-
zen sie aks Decjung für mikitante ʳj-
tionen – auch gegen die Pokizei. Der 
Staat und seine Sicherheitsbehörden 

werden pauschak verungkimpft. Expki-
zit wird – entgegen dem staatlichen 

Gewaktmonopok – die Notwendigjeit 
einer „antifaschistischen Selbsthil-
fe“ betont. Dabei begehen „ʳntifas“ 
Sachbeschädigungen an rechten Lä-
den und Lojaken, stören Veranstak-
tungen, spähen Daten vermeintkicher 
oder tatsächkicher Neonazis aus und 
veröfentkichen diese – im Szenejar-
gon aks „Outings“ bezeichnet – mit 
dem Ziel der Einschüchterung bis hin 

zu gewakttätigen ʳngrifen.
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4.3.6 Rigaer 94
Neben autonomen r ntifa-Gruppierungen und Postautonomen sind die so genann-
ten „ʳnarchos“ ein weiterer prägender Teik der kinjsextremistischen Szene ɹ erkins.

„ʳnarchos“ haben ihre Wurzekn in der Hausbesetzerszene der 1980er Jahre. Sie 
bikden die äkteste und ursprüngkichste Erscheinungsform der r utonomen in ɹ erkin. 
Im Wesentkichen ging es ihnen zunächst um den Kampf gegen Wohnraumspeju-
kation. Teike dieser Szene standen jedoch schon in den ʳnfängen für das Ziek, von 
ihnen so genannte „autonome Freiräume“ und damit anti-autoritäre Gegenent-
würfe zu den vorherrschenden Lebensverhäktnissen durchzusetzen. Mit dieser so 
genannten Freiraumstrategie sokken r nsätze für eine herrschaftsfreie Gesekkschaft 
reakisiert werden. 

Die Grenzen zu traditionekken ʳnarchisten sind ließend, diese orientieren sich je-
doch an Theoretikern, weisen festgefügtere Organisationsstrukturen auf und sind 

in der Regek weniger gewaktgeneigt. „ʳnarchos“ bkeiben dagegen ideokogisch weit-

gehend an der Oberläche und bedienen sich in der Regek kedigkich theoretischer 
Fragmente. Im Vordergrund steht ihr mikitanter Habitus. In der autonomen Szene 
tragen sie seit Jahren zu einer weiteren Erosion der ohnehin schon schwachen 

Strujturen bei. Ihrer pokitischen Haktung gemäß verweigern sie sich nicht nur der 
Mehrheitsgesekkschaft, sondern auch jegkichen Strujturen, Kooperationen und Or-
ganisierungsbemühungen der kinjsextremistischen Szene. Gkeichzeitig stehen sie 
für Kkein(st)gruppenajtionen und die Erjämpfung und Verteidigung so genannter 
„Freiräume“. 

Rechtsstaatkichen Normen wird in diesen „Freiräumen“ – aus autonomer Sicht - 
die Güktigjeit abgesprochen. Die ofensive Konfrontation mit dem aks repressiv 
empfundenen Staat war deshalb von Anfang an konstituierendes Element dieser 

ʴewegung. 

In ɹ erkin wird die räumkiche Umgebung 
diverser Szeneobjejte im ʴezirj Fried-
richshain-Kreuzberg von „ʳnarchos“ 
als ein solcher Freiraum angesehen, 

den es gegen „Eindringkinge“ zu vertei-
digen gekte. Dazu gehören insbesonde-
re das Umfekd um ein Wohnprojejt in 
der Rigaer Straße 94 sowie eine nahe-
gekegene Kreuzung, im Szenejargon 
„Dorfpkatz“ genannt. Hier jommt es 
immer wieder zu – zum Teil außeror-
dentkich gewakttätigen – ʳngrifen von 
Bewohnern und Besuchern der umlie-
genden Szeneobjejte auf ʳnwohner, 
Touristen, Gewerbetreibende, Immo-
bikieninvestoren und Pokizisten. Sie 
manifestieren sich u.a. in Sachbeschä-
digungen an Neubauprojejten, ɹ rand-
kegungen, ʳngrifen auf Pokizeifahr-
zeuge und –beamte – insbesondere 

und wiederholt durch massive Stein-
würfe u.a. von Dächern – sowie zuketzt 
einigen Linjs-Rechts-ʳuseinanderset-

„North	East	Antifascists“	(NEA)	 	 
 

Gründung:  2007  

Mitgkieder:  ʴerkin  20         (2014: 25)  

 

Die NEʳ sind eine autonome ʳntifa-Gruppierung, die neben der „radijake(n) 
kinje(n) | berkin“ eine führende Rokke in der kinjsextremistischen Szene ʴerkins 
einnimmt. 2007 gegründet, zeichnet sie, dem Namen gemäß, für antifaschisti-
sche ʳjtionen im Nordosten der Stadt verantwortkich, beteikigt sich aber auch 
an berkinweiten und überregionaken r jtivitäten und jooperiert ankassbezogen 
mit anderen autonomen Gruppen. In den ketzten Jahren war sie eine der fe-
derführenden Organisator(inn)en der „ʳntijapitakistischen Wakpurgisnacht“. 
In einer Sekbstdarstekkung bezeichnen die NEʳ ihr ideokogisches Fundament aks 
„kibertär“ und verorten sich zwischen ʳnarchismus und Kommunismus. Sie 
stehen nicht nur für einen mikitanten ʳnti-Faschismus, sondern fordern, „die 
Kämpfe gegen Nazis, ʴukken und Kapitakismus [zu] vereinen!“. ʴreiteren ʳn-
schkuss suchen sie vor akkem mit den Themen Gentriizierung und Fküchtkings-
unterstützung. Die NEʳ treten nach außen vergkeichsweise gemäßigt auf und 
verzichten darauf, ihre Gewaktbereitschaft akkzu pkajativ zur Schau zu stekken.

Anti-Repression  

Der Kampf gegen vermeintkiche 
staatkiche Kontrokke und Repressi-
on ist konstitutiv für das Selbstver-
ständnis von ʳutonomen und zu-
gleich Ausdruck ihrer ideologischen 

Verwurzekung im ʳnarchismus. Die 
damit verbundene Ablehnung des 

staatkichen Gewaktmonopoks ist das 
zentrale verbindende Element in-
nerhalb der in Kleingruppen zersplit-
terten Szene. Repression bezeichnet 
in ihrem Verständnis akke Institutio-
nen, die der Aufrechterhaltung von 

innerer Sicherheit und öfentkicher 
Ordnung dienen, neben der Polizei 

insbesondere Gerichte, Gefängnisse 
und Ämter. Staatkiche Repräsentan-
ten aus Polizei und Justiz nehmen 

sie aks Vertreter eines „Repressions-
apparats“ wahr, der nur dazu diene, 
das „herrschende System“ in seinem 
ʴestehen zu sichern. Um die angeb-
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zungen.80 Dabei werden schwerwie-
gende Personenschäden in Kauf ge-
nommen oder sogar provoziert. Einige 
vermeintkiche Rechtsextremisten, die 
sich in der Rigaer Straße aufhiekten, 
wurden u.a. mit Reizgas und einem 
Kettenschkoss attacjiert. 

ʳm 21. März wurden während eines 
möglicherweise willkürlich herbeige-

führten Stromausfakks Gegenstände auf der Fahrbahn der Rigaer Straße/Ecje Lie-
bigstraße entzündet, Einsatzjräfte massiv mit Steinen beworfen (ein Stein durch-
schkug die Frontscheibe eines besetzten Einsatzfahrzeugs) sowie ein Supermarjt 
beschädigt und teikweise gepkündert. r uf diese r jtion bezieht sich zudem deutkich 
später eine „ʳnzeige“ in einer ofensichtkich von ʴewohnern der Rigaer Straße 
herausgegebenen Szenepublikation und fordert indirekt zu weiteren Plünderun-
gen auf.

In der „Langen Woche der Rigaer Straße“ im Juki jam es zu Sachbeschädigungen 
an dem Gebäude einer Immobikienirma, an Straßenkaternen, zu Inbrandsetzun-
gen an einem Rohbau sowie von auf die Fahrbahn verbrachten Gegenständen wie 
Mükkcontainern. Darüber hinaus wurden wiederhokt Einsatzfahrzeuge der Pokizei 
beschädigt und Einsatzjräfte mit Steinen, Fkaschen sowie Pyrotechnij beworfen.81  

Im weiteren Verlauf des Jahres setzten sich 

die ʳuseinandersetzungen fort. So wurde ein 
Fahrzeug eines Car Sharing-Unternehmens in 
ʴrand gesetzt und Pokizeibeamte während der 
Löscharbeiten mit Steinen beworfen, wieder-
hokt Notrufe ingiert und anjommende Pokizei-
fahrzeuge mit Steinen attacjiert. Diese Taten 

wurden nicht etwa im ʳfejt begangen, sondern bedurften strategischer Pkanun-
gen und zum Teik umfangreicher Vorbereitungen.

Im Ojtober warfen Unbejannte von den Dächern zweier Häuser in der Rigaer Stra-
ße Pyrotechnij und Plastersteine auf Einsatzjräfte. Ein Pokizeifahrzeug sowie 

80  Vgk. S. 95f.
81 Vgk. Szenepubkijation „ZʳD DORFPLʳTZ“. ʴerkin 2015. S. 27.

zwei geparjte PKW wurden zudem durch Teike von herab geworfenen Gehweg-
pkatten beschädigt. In diesem sowie dem geschikderten Fakk aus dem März wurde 
wegen versuchter Tötungsdekijte ermittekt. 

Das mikitante ʳgieren dient der ʳbschrecjung, Einschüchterung und ketztkich der 
Machtausübung im öfentkichen Raum. Es handekt sich fajtisch um einen andau-
ernden, systematischen und gewakttätigen Versuch von Einschüchterung und der 
Ojtroyierung eigener Pokitijvorstekkungen unter ofensiver Missachtung rechts-
staatkicher Normen und Gesetze. 

Insofern geht von den so genannten „ʳnarchos“ rund um die Rigaer Straße 94 und 
deren Sympathisanten das größte Gewaktpotenziak der kinjsextremistischen Szene 
ʴerkins aus. Da sie gemäß ihrer ideokogischen ʳusrichtung pokitische Theoriege-
bäude weitgehend abkehnen, ist Mikitanz das aus ihrer Sicht einzige probate Mit-
tek zur Durchsetzung ihres wichtigsten pokitischen Zieks Herrschaftsfreiheit. Es ist 
deshakb davon auszugehen, dass die „Rigaer 94“ auch weiterhin ʳusgangspunjt 
zahkreicher gewaktorientierter ʳjtionen und ʳnschkäge bkeibt.

kich strujturekke Gewakt des Staates 
zu entkarven, wird bei Demonstratio-
nen die Konfrontation mit der Polizei 

gesucht. Mit Pkajaten wie „Hass auf 
Schweine“ und Paroken wie „Ganz 
ʴerkin hasst die Pokizei!“ sokken ande-
re Teilnehmer aufgewiegelt und zu 

Straftaten angestiftet werden.

Rigaer 94   

 

Gründung:  1990  

Mitgkieder:  ʴerkin  30 - 40      (2014: 30 - 40)  

 

ʴei der „Rigaer 94“ handekt es sich um einen Personenzusammenschkuss, der 
sich aus Teiken der ʴewohner und ʴesucher eines Wohnprojejts sowie der da-
rin beindkichen Veranstaktungsstätte „Kadterschmiede“ in der Rigaer Straße 
94 in Friedrichshain zusammensetzt. Dieser ist zum harten Kern der autono-
men „ʳnarcho“-Szene zu rechnen. Haus und Veranstaktungsräume gehören 
nach eigenen ʳngaben „zu den ketzten ofen (teik) besetzten Räumen ʴerkins“ 
und haben für die Szene eine hohe symbolische wie auch praktische Bedeu-
tung. Sie sind ʳusgangspunjt und Rücjzugsort von bzw. nach mikitanten ʳj-
tionen zur Erjämpfung „autonomer Freiräume“. In Sekbstdarstekkungen be-
jennen sich die Protagonisten zum ʳnarchismus sowie zum Hass auf „ʴukken, 
Staat und Repression“.
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4.4 Fazit und ʳusbkicj
Das ɹ emühen um Konsokidierung nach einer umfassenden Strujturjrise war auch 
2015 prägend für die kinjsextremistische Szene ʴerkins. Dabei steht im Vorder-
grund eine Umorientierung von dem ʳgieren in Kkein- und Kkeinstgruppen hin zu 
größeren Zusammenschküssen mit dem Ziek einer Erhöhung der „Schkagjraft“. Die 
autonome Szene hat jedoch biskang jein wirjsames Mittek aus der Krise gefunden. 
Weder von „ʳutonomen Vokkversammkungen“ noch von Vokkversammkungen der 
autonomen r ntifa gingen biskang efejtive Impukse aus. Das verbake ɹ eschwören, 
man müsse aus der Isokation vereinzekt agierender Kkeingruppen heraus- und zu 
neuen Kooperationsformen inden, jonnte auch vor dem Hintergrund einer sich 
zuspitzenden Flüchtlingssituation und Protesten dagegen – einem klassischen 

ʴetätigungsfekd für autonomen ʳnti-Faschismus und ʳnti-Rassismus – nicht in 
Handkungsstrategien umgesetzt werden. Das – biskang vergebkiche – ʴemühen 
der „radijaken kinjen | berkin“ aks führender autonomer Gruppierung um die Eta-
bkierung eines „Soziaken Zentrums“, das in zahkreichen Veröfentkichungen aks 
Perspejtive beschworen wurde, steht hierfür beispiekhaft. Weder gekang es der 
Gruppierung sekbst, eine nachhaktige ɹ esetzung durchzuführen, noch fanden sich 
Nachahmer.

Proitieren von der Strujturjrise jonnten postautonome Gruppierungen, die seit 
Jahren jontinuierkiche Mitgkiederzuwächse verzeichnen und sich zudem sujzes-
sive dichter vernetzen.

In diesem Spektrum gibt es zudem einen deutlichen Trend hin zu einer Interna-
tionakisierung. Insbesondere die IL orientiert sich starj über deutsche Grenzen 
hinaus mit dem Ziel, durch eine verfestigte internationale Vernetzung nicht nur 

den Wirkradius auszudehnen, sondern auch die eigene Schlagkraft vor Ort zu er-
höhen. Dass es dabei nicht nur um ideokogisch-strategische Zieke geht, zeigt aus 
hiesiger Sicht nicht zuketzt die ʴeteikigung europäischer Linjsextremisten an den 
ʳusschreitungen am 18. März in Franjfurt am Main. Zuketzt wurde berichtet, dass 
europäische ʳjtivisten starj auf eine Neuausrichtung des 1. Mai 2016 in ʴerkin 
drängen, eine Idee, die jedoch nach kangen internen Disjussionen ofensichtkich 
verworfen wurde. Gkeichwohk ist damit zu rechnen, dass Proteste gegen das so ge-
nannte „europäische Krisenregime“ nach ɹ erkin und damit in das pokitische Zent-
rum Deutschkands verkagert werden jönnten.

Das Thema Fküchtkinge und r sykrecht sowie die jonjrete Situation vor Ort (und die 
sich daraus aus kinjsextremistischer Sicht ergebenden ʳnsätze für eine „System-
jritij“) bkeibt weiterhin von höchster Rekevanz für die kinjsextremistische Szene 
ʴerkins.

Nicht nachhaktig aus Sicht der kinjsextremistischen Szene waren in diesem Zu-
sammenhang jedoch biskang Vokkversammkungen der autonomen ʳntifa, Neu-
gründungen kojaker „ʳntifa“-Gruppierungen sowie die ʳusweitung von ʳjti-
vitäten über vertraute Kieze hinaus mit dem Ziek einer Wiederbekebung der so 
genannten autonomen „ʳntifa“. Proteste gegen die NPD und ʴärgida („ʴerkiner 
Patrioten gegen die Iskamisierung des r bendkandes“) sowie gegen die „ʳkternative 
für Deutschkand“ (ʳfD) aks Symboke für einen „Rassismus der Mitte“ entfakteten 
biskang nicht die Strahkjraft, die aus Sicht der Szene situationsangemessen wäre.

Die im Hinbkicj auf Frequenz und Schwere zunehmenden ʳnschkäge gegen ver-
meintkiche Rechtsextremisten sowie Mitgkieder und Funjtionäre der ʳfD jönnen 
insofern auch aks Zeichen von Ohnmacht gewertet werden. Weitere ʳjtionen die-
ser r rt, darunter auch physische r ngrife auf Personen sind nicht ausgeschkossen.

Dies gikt ebenfakks für die Situation in der Rigaer Straße, die ein hohes Esjakati-
onspotenziak birgt. Mikitante „ʳnarchos“ führen hier einen symbokischen Kampf 
für eine andere, herrschaftsfreie Gesekkschaft und nutzen jede Gekegenheit, Ord-
nungsjräfte oder vermeintkiche Rechtsextremisten, aber auch Immobikienge-
sekkschaften und ʴewohner, die nicht mit ihnen sympathisieren, zu attacjieren. 
Dabei verteidigen sie sich jeineswegs nur, wie vorgegeben, gegen vermeintkiche 
Eindringlinge, sondern führen immer wieder auch gezielt Situationen herbei, in 

denen sie zum Teik äußerst gewakttätige ʳngrife durchführen. Hierbei ist es nur 
durch Gkücj biskang nicht zu schweren Verketzungen bzw. Todesfäkken gejommen.

Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass die linksextremistische Szene Berlins 

weiterhin gekennzeichnet ist durch eine große Spannbreite von postautonomen 

Großorganisationen mit dem ʳnspruch, gesekkschaftkich anschkussfähig zu sein 
bzw. zu werden auf der einen Seite und mikitanten Kkein(st)gruppen auf der ande-
ren Seite, die nach wie vor nach der traditionellen autonomen „Politik der ersten 

Person“ verfahren und sich in „Straßenjämpfen“ mit dem pokitischen Gegner auf-
reiben. Erstere gewinnen sujzessive die Oberhand, ketztere sterben aber nicht aus. 
ʴei geeigneten ʳnkässen werden sie auch weiterhin gemeinsam agieren. 
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„Scientology Organisation“  

 

Mitgkieder: ʴerkin 130 (2014: 130)  

 

Die „Scientokogy Organisation“ (SO) wurde 1954 in den USʳ gegründet. Der 
deutsche ʳbkeger entstand 1971. Sie geht auf den amerijanischen Science-
Fiction-ʳutor L. Ron Hubbard zurücj, wekcher behauptete, die Wekt von r rmut, 
Krieg, Verbrechen, Kranjheit und anderen Übekn befreien zu jönnen. Seitdem 
verbreitet die SO ihre Ideokogie wektweit im Rahmen von Pubkijationen, Kurs-
systemen, Veranstaltungen und im Internet mit dem Ziel, eine ausschließlich 

nach scientokogischen Richtkinien funjtionierende Wekt zu schafen.  

 
Durch die ʳnwendung scientokogischer Ideokogie und Technijen sokk ein per-
fejt funjtionierender Mensch, der sogenannte „Ckear“, beziehungsweise der 
höher trainierte „operierende Thetan“ erzeugt werden. Nur diesen Menschen 
sollen Bürgerrechte zugestanden werden, um mit ihnen eine scientologische 

Gesekkschaftsordnung zu errichten. ʳußerhakb dieser Gesekkschaft stehenden 
oder der SO gegenüber jritisch eingestekkten Personen wird jegkicher Wert ab-
gesprochen. Gegner und Kritijer werden von Scientokogy verfokgt und bedroht. 
 
Der Einstieg in die Organisation erfokgt in der Regek durch einen jostenfreien 
„Persönkichjeits- oder Stresstest“, der aks vermeintkich individuekke Lebenshik-
fe angeboten wird. Seine ʳuswertung durch einen speziekk geschukten Scien-
tokogen wird immer Deizite aufzeigen, wekche durch - dann jostenplichtige 
- Seminare jorrigiert werden sokken. Scientokogy manipukiert ihre ʳnhänger, 
unterwirft sie einer ständigen Kontrokke und beutet sie inanziekk aus. 

5 Scientology Organisation Nachdem die Strategie einer repräsentativen Öfnung durch PR-ʳjtionen wie 
„Tage der ofenen Tür“ im Jahr 2013 scheiterte, verkiefen die ʴemühungen der 
„Scientokogy Organisation“ um öfentkiche Wahrnehmung auch in den vergan-
genen Jahren erfokgkos. Neben einzeknen Infoständen in der ʴerkiner Innenstadt 
versuchte Scientology 2015 erneut, mit Tarnorganisationen Interessenten an sich 

heranzuführen. Diese Strategie der SO, ihre Urheberschaft für Kampagnen zu ver-
schkeiern, ist nicht neu. Dazu gehörten auch die ʳjtivitäten des Vereins „Sag nein 
zu Drogen, sag ja zum Leben“. Überwiegend wurde das Informationsmateriak des 
Vereins bundesweit bei einer ɹ ustour durch Deutschkand und verstärjt in der Nähe 
von Schuken verteikt. Die r dressaten der ɹ roschüren und des Infomateriaks von Sci-
entokogy werden ofensiv aufgefordert, mit der Dachorganisation von „Sag nein 
zu Drogen“ Kontajt aufzunehmen, vordergründig um Meinungen zu der Kampa-
gne zu sammekn. ʳuch in mindestens einer ʴerkiner Schuke wurde eine ʳjtion von 
„Sag nein zu Drogen“ durchgeführt, ohne dass sich Scientokogy aks Organisator zu 
erjennen gab. r bgesehen von diesem Vorfakk war die öfentkiche Resonanz auf die 
ʳjtivitäten der SO, trotz anderskautender Darstekkung seitens Scientokogy, gering.

Die Mitgkiederzahken der SO stagnieren in ʴerkin weiterhin auf niedrigem Niveau.
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6 Spionageabwehr

Die ʴundesrepubkij Deutschkand ist wegen ihrer geopokitischen Lage in Europa, 
ihrer Rokke in der Europäischen Union (EU) und der Organisation des Nordatkan-
tijvertrags (NʳTO) sowie aks Standort zahkreicher Unternehmen der Spitzentech-
nokogie für andere Nachrichtendienste, d.h. für akke nicht-deutschen Nachrichten-
dienste, attrajtiv. Diese Dienste sind in unterschiedkicher Personakstärje an den 
jeweikigen amtkichen oder hakbamtkichen Vertretungen in Deutschkand präsent 
und unterhakten dort Legakresidenturen. Darunter sind Stützpunjte eines anderen 
Nachrichtendienstes zu verstehen, die in einer ʴotschaft, einem Konsukat oder ei-
ner Presseagentur eingerichtet sind. Die dort aks Dipkomaten oder Journakisten ge-
tarnt arbeitenden Mitarbeiter betreiben, ofen oder verdecjt, operative Informati-
onsbeschafung oder unterstützen nachrichtendienstkiche r jtivitäten, die von den 
jeweikigen Zentraken in ihren Herjunftskändern geführt werden. Werden sokchen 
Personen statuswidrige r jtivitäten nachgewiesen, jann dies zur ihrer r usweisung 
aus Deutschkand führen. Neben dem ʳgieren aus den Legakresidenturen heraus 
sind unabhängig davon operative r jtivitäten festzustekken, die gänzkich ohne dip-
komatische Immunität ausgeführt werden.

In ʴerkin aks Hauptstadt und Regierungssitz ist die ʳnzahk dipkomatischer Vertre-
tungen und fokgkich die Präsenz anderer Nachrichtendienste hoch. Die jeweikigen 
operativen Schwerpunjte orientieren sich in der Regek an ajtuekken pokitischen 
Vorgaben, wissenschaftkichen und technokogischen Prioritäten sowie mikitärtaj-
tischen und -strategischen Interessen. ʳngesichts dieser ʳufgabenjatakoge rei-
chen die Zieke der anderen Nachrichtendienste von der ofenen und jonspirativen 
ʴeschafung von Informationen aus rekevanten Objejten bis hin zur Iniktration in 
Deutschkand ansässiger Organisationen, aber auch zu ʴürgern, die in Opposition 
zu ihren Regierungen im Heimatkand stehen.

Einige Länder sind darüber hinaus bemüht, in den ʴesitz atomarer, biokogischer 
oder chemischer Wafen zu gekangen sowie die zu deren Herstekkung erforderki-
chen Güter und Know-how zu erkangen. Dies ist meist mit dem Versuch verbunden, 
durch Lieferungen an Drittkänder und die ʴeschafung von doppekt verwendungs-
fähigen Gütern („duak use“-Güter) Kontrokkmaßnahmen zu umgehen.

Einen besonderen Stekkenwert nehmen für andere Nachrichtendienste Zieke im 
ʴereich von Wissenschaft, Technij und Forschung ein. Von operativem Interesse 
sind auch Produjtideen, jompkexe Fertigungstechnijen und Unternehmens- und 
Marjtstrategien. In diesem Zusammenhang sind internetgebundene ʳngrife auf 
Computersysteme von Wirtschaftsunternehmen und Regierungsstekken bedeu-
tend.

ʳngesichts des zunehmenden Stekkenwertes der ʳjtivitäten anderer Nachrichten-
dienste wird die ʴerkiner Spionageabwehr personekk weiter gestärjt. Der ʴerkiner 
Verfassungsschutz kooperiert in allen Belangen der Spionageabwehr eng mit dem 

ʴundesamt für Verfassungsschutz (ʴfV), das bei der r uĩkärung akker nachrichten-
dienstkichen ʳjtivitäten federführend ist. 

Hinweistelefon

Die Spionageabwehr ist bei ihrer ʳrbeit auch auf Hinweise aus der ʴevökjerung 
angewiesen. Diesen Hinweisen geht sie vertraukich und disjret nach. Im Fakke einer 
bereits vorhandenen nachrichtendienstlichen Verstrickung kann die Spionageab-
wehr Hikfe anbieten, sich aus dieser zu kösen. Für weitere Informationen und die 
Sensibikisierung zu Fragen der Wissens-, Technij- und Wirtschaftsspionage und 
Prokiferation steht der ʴerkiner Verfassungsschutz jederzeit zur Verfügung.

Kontaktadressen und Telefonnummern des Berliner Verfassungsschutzes, darun-
ter auch ein „Vertraukiches Tekefon“, inden Sie unter „Erreichbarjeit“ am r nfang 
dieses Verfassungsschutzberichts.
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7.1 Geheimschutz in der Wirtschaft
Wirtschaftsunternehmen, die geheimschutzbedürftige ʳufträge von ʴundes- und 
Landesbehörden ausführen, müssen vor ʳusspähung fremder Nachrichtendiens-
te geschützt und deshakb in das Geheimschutzverfahren von ʴund oder Ländern 
aufgenommen werden. Es sokken Sicherheitsstandards geschafen und eingehak-
ten werden, um zu verhindern, dass Unbefugte Kenntnis von den im öfentkichen 
Interesse geheimhaktungsbedürftigen Tatsachen, Gegenständen oder Erjenntnis-
sen (Verschkusssachen) erhakten.

Ein Unternehmen jann die ʳufnahme in die Geheimschutzbetreuung grundsätz-
kich nicht für sich sekbst beantragen. Voraussetzung für die r ufnahme eines Unter-
nehmens in das Geheimschutzverfahren des ʴundes oder eines Landes ist die öf-
fentkiche ʳusschreibung eines ʳuftrags mit Verschkusssachen. ʴerkiner ʴehörden 
schreiben geheimschutzbedürftige ʳufträge im ʳmtsbkatt für ʴerkin aus. Wesent-
kich für die r usschreibung bei vertraukichen Staatsaufträgen ist die Formukierung:

„Es jönnen sich geeignete Firmen bewerben, die bereits dem Geheimschutz in 
der Wirtschaft unterkiegen, bzw. die sich dem Geheimschutzverfahren in der Wirt-
schaft unterziehen wokken.“

Vor ʳuftragserteikung sind mindestens ein gesetzkicher Vertreter des Unterneh-
mens, ein Sicherheitsbevokkmächtigter und auch die Firmenmitarbeiter, die von 
staatkicher Seite aus mit einer sicherheitsempindkichen Tätigjeit betraut werden 
sollen, einer freiwilligen Sicherheitsüberprüfung nach den Bestimmungen des 

ʴSÜG zu unterziehen. Mitwirjende ʴehörde bei der Sicherheitsüberprüfung ist 
die Verfassungsschutzbehörde.84 2015 wurden 114 Sicherheitsüberprüfungen für 

ʳngehörige ʴerkiner Unternehmen durchgeführt (2014: 83). 

Um die vertrauensvokke Kooperation der betrofenen Unternehmen mit den Si-
cherheitsbehörden zu vertiefen, unterstützt der Berliner Verfassungsschutz den 

Länderarbeitsjreis der Sicherheitsbevokkmächtigten ʴerkin-ʴrandenburg (SIʴE-ʳK 
ʴR-ʴʴ) durch fachjundige Referenten und die ʴereitstekkung von Informations-
materiakien bei Seminaren und Tagungen. Dieser ʳrbeitsjreis sokk den in sicher-
heitsempindkichen ʴereichen tätigen ʴerkiner Unternehmen ein ʳustauschforum 
bieten.

84  § 5 ʳbs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 des VSG ʴkn.

7 Geheim- und Sabotageschutz

Unverzichtbar ist der Schutz von Informationen, deren Kenntnisnahme durch Un-
befugte den Bestand oder lebenswichtige Interessen, die Sicherheit und die Inte-
ressen der ʴundesrepubkij Deutschkand oder eines ihrer ʴundeskänder gefährden 
jann. Die Verfassungsschutzbehörde wirjt auf ʳntrag der zuständigen öfentki-
chen Stelle daran mit, durch personelle, technische und organisatorische Vorkeh-
rungen ʳusforschungen durch Unbefugte in sicherheitsempindkichen ʴereichen 
zu verhindern.82 Ferner sind sicherheitsempindkiche Stekken bei kebens- und vertei-
digungswichtigen öfentkichen Einrichtungen zu schützen, deren r usfakk oder Zer-
störung eine erhebkiche ʴedrohung für die Gesundheit und das Leben zahkreicher 
Menschen verursachen jönnte oder die für das Funjtionieren des Gemeinwesens 
unverzichtbar sind. Die Senatsverwaktung für Inneres und Sport hat die Einrich-
tungen durch Rechtsverordnung festgekegt.83 Dazu zähken u.a. die ʴehörden zum 
Schutz der inneren Sicherheit und die Lagezentren und Leitstekken von Pokizei und 
Feuerwehr.

Die Verfassungsschutzbehörde überprüft bei öfentkichen Stekken und Wirtschafts-
unternehmen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (so genannte Sicherheitsüber-
prüfungen) und trift sekbst oder verankasst Maßnahmen zum materiekken Ge-
heimschutz. Zum Zwecj des so genannten personekken Sabotageschutzes sind 
Sicherheitsüberprüfungen ebenfakks gesetzkich vorgesehen.

Die Verfassungsschutzbehörde wird nicht von sich aus tätig, sondern nur auf ʳn-
trag des Geheimschutzbeauftragten der ɹ ehörde, bei der die zu überprüfende Per-
son beschäftigt ist (so genannte zuständige Stekke). Im Jahr 2015 führte der ʴerki-
ner Verfassungsschutz 519 Überprüfungen auf diesem Gebiet durch (2014: 427). 

82  § 5 ʳbs. 3 Nr. 1 u. Nr. 3 VSG ʴkn, ʴerkiner Sicherheitsüberprüfungsgesetz (ʴSÜG) vom 2.3.1998 (GVʴk. 
S. 26) in der Fassung vom 25.6.2001 (GVʴk. S. 243), zuketzt geändert durch ʳrt. XV des Gesetzes vom 
17.12.2003 (GVʴk. S. 617).

83 Verordnung zur Festkegung der ʳrten kebenswichtiger Einrichtungen im Land ʴerkin vom 2.9.2003 
(GVʴk. S. 316).
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7.2 Mitwirjung bei Einbürgerungsverfahren und sonstigen  
  gesetzkich vorgeschriebenen Überprüfungen 
Der Verfassungsschutz wirjt bei Überprüfungen in Einbürgerungsverfahren mit.85  

Auf Antrag der Einbürgerungsbehörde wird geprüft, ob über Personen, die einen 

Antrag auf Einbürgerung gestellt haben, Erkenntnisse der Verfassungsschutzbe-
hörden der Länder oder des ʴundes vorkiegen. Seit dem 1. Januar 2000 ist eine 
Einbürgerung für Personen zwingend ausgeschlossen,86 welche

•  die freiheitkiche demojratische Grundordnung oder die Sicherheit der ʴundes-
repubkij Deutschkand gefährden,

•  sich bei der Verfokgung pokitischer Zieke an Gewakttätigjeiten beteikigen,

•  öfentkich zur Gewaktanwendung aufrufen,

•  mit Gewaktanwendung drohen.

Eine Einbürgerung jann versagt werden, wenn tatsächkiche r nhaktspunjte die r n-
nahme rechtfertigen, dass der Einbürgerungsbewerber verfassungsfeindliche Be-
strebungen unterstützt oder verfokgt.87  

Im Januar 2001 legte die Senatsverwaltung für Inneres fest, dass bei Einbürge-
rungsbewerbern aus bestimmten Herjunftskändern stets eine ʳnfrage beim Ver-
fassungsschutz zu erfokgen hat. Unabhängig von der Herjunft ist eine ʳnfrage 
auch immer dann zu stekken, wenn r nhaktspunjte für eine extremistische Haktung 
oder sicherheitsgefährdende Tätigjeiten vorkiegen. 2015 wurden 7 401 ʳnfragen 
bearbeitet (2014: 7 613).

Vergleichbare Sicherheitsanforderungen gelten auch für das Aufenthaltsrecht 

von ʳuskändern. Das 2005 neu gefasste ʳufenthaktsgesetz (ʳufenthaktG) sieht 
vor, dass Personen, die gewaktbereit sind, terroristische ʳjtivitäten begehen oder 
unterstützen, keine Visa oder Aufenthaltsgenehmigungen erhalten oder einem 

Einreise- und ʳufenthaktsverbot in Deutschkand unterkiegen. Zur Versagung der 
Einreise muss festgestekkt werden, dass eine Gefährdung der freiheitkichen demo-
jratischen Grundordnung oder der Sicherheit der ɹ undesrepubkij Deutschkand be-
steht.88 ʳus rechtsstaatkichen Gründen reichen Vermutungen nicht aus.

85  § 5 ʳbs. 3 Nr. 4 VSG ʴkn.
86  Staatsangehörigjeitsgesetz (StʳG), vom 22.7.1913 i. d. F. des ʳrt. 6 Nr. 9 Gesetz zur Änderung des 

ʳufenthaktsG vom 14.3.2005, ʴGʴk. I S. 721.
87  § 11 Nr. 1 StʳG – zuketzt geändert durch ʳrt. 3 G vom 19.8.2007, ʴGʴk. I S. 1 970. 
88  § 5 ʳbs. 4 ʳufenthaktsG.

Um terroristischen oder gewaktbereiten r uskändern jeinen Ruheraum in Deutsch-
kand zu gewähren, wurden ferner die Regekausweisungstatbestände erweitert. Im 
Regekfakk wird ausgewiesen, wer nach dem neuen Versagungsgrund nicht hätte 
einreisen dürfen.89 Zur Feststekkung von Versagungsgründen jönnen die ʳuskän-
derbehörden den Verfassungsschutzbehörden der Länder und weiteren Sicher-
heitsbehörden die von ihnen erhobenen Personakien übermittekn. Die angefragten 
ʴehörden teiken der ʳuskänderbehörde unverzügkich mit, ob Versagungsgründe 
vorkiegen.90 2015 gingen 4 649 ʳnfragen91 bei der Verfassungsschutzbehörde ein.

ʴei Fkughäfen und jerntechnischen ʳnkagen handekt es sich um besonders schüt-
zenswerte Objejte. Unbefugte Handkungen durch ʴeschäftigte jönnen Gefahren 
für das Objejt und für Leib und Leben anderer Menschen zur Fokge haben. 

ʳus diesen Gründen werden gem. § 7 Luftsicherheitsgesetz (LuftSiG) und § 12 b 
ʳtomgesetz (ʳtomG) Zuverkässigjeitsüberprüfungen durchgeführt, an denen der 
Verfassungsschutz mitwirjt.

2015 wurden nach dem LuftSiG 3 013 ʳnfragen durch den Verfassungsschutz be-
arbeitet (2014: 8 777), nach dem ʳtomG 221 (2014: 225).

Seit 2005 gibt es gesetzkiche Regekungen über die ʴeteikigung der Verfassungs-
schutzbehörden bei Zuverkässigjeitsüberprüfungen nach dem Wafengesetz, dem 
Sprengstofgesetz und der ʴewachungsverordnung. Seit dem 1. September 2005 
sind die Verfassungsschutzbehörden der Länder an der Überprüfung von Perso-
nen beteikigt, die gewerbsmäßig mit expkosionsgefährkichen Stofen umgehen 
oder den Verjehr mit sokchen Stofen betreiben wokken.92 Zuständige ʴehörde für 
die Durchführung der Zuverkässigjeitsüberprüfung in ʴerkin ist das Landesamt 
für ʳrbeitsschutz, Gesundheit und technische Sicherheit. 2015 erfokgten 363 ʳn-
fragen (2014: 253).

Wer gewerbsmäßig Leben und Eigentum fremder Personen bewachen wikk, bedarf 
einer Erkaubnis auf der Grundkage der ʴewachungsverordnung durch die Gewer-
beämter der ʴerkiner ʴezirje. In begründeten Einzekfäkken jönnen diese bei der 
örtkich zuständigen Verfassungsschutzbehörde anfragen, ob Erjenntnisse vorkie-

89  § 55 ʳbs. 2 ʳufenthaktsG.
90  § 73 ʳbs. 2 u. 3 ʳufenthaktsG.
91  Die ʳnzahk der Mitwirjungsanfragen ist nicht mit den Zahken früherer Jahre vergkeichbar. ʳnfang 2015 

erfokgte eine Umstekkung der ʳrbeitsprozesse, die eine Vergkeichbarjeit ausschkießt.
92  §§ 7 u. 8a ʳbs. 5 Nr. 4 Sprengstofgesetz (SprengG), ʴGʴk. I S. 3 518, zuketzt geändert durch ʳrt. 1 des 

dritten ÄnderungsG vom 15.6.2005 (ʴGʴk. I S. 1 676) ʳrt. 35 des Gesetzes zur Umbenennung des ʴGS in 
ʴundespokizei vom 21.7.2005 (ʴGʴk. I S. 1 818).
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In ʴerkin sind 168 943 ʴetriebe96 un-
terschiedlicher Wirtschaftsbereiche 

als Arbeitgeber mit sozialversiche-
rungsplichtigen ʴeschäftigten an-
sässig. Informations- und Kommuni-
jationstechnokogie, Medizintechnij, 
ʴiotechnokogie, optische Technoko-
gien und Verkehrstechnik sowie kre-
ative Dienstkeistungen haben sich aks 
Branchen mit Zukunftsperspektive in 

ʴerkin etabkiert. Darüber hinaus ge-
hört die Stadt zu den größten und viel-
fäktigsten Wissenschaftsregionen in 
Europa. ʳn vier Universitäten, an der 
Charitǝ – Universitätsmedizin ʴerkin, 
sechs Fachhochschulen, vier Kunst-
hochschuken, 31 privaten Hochschuken 
sowie über 60 Forschungsstätten stu-
dieren, lehren, forschen und arbeiten 

rund 200 000 Menschen aus akker Wekt. 

Die Erfokge der Unternehmen, Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen 

sind Ergebnis nicht nur von Entwick-
kungsjosten, sondern von kangjähriger 
Forschung und jreativer Ideen. Ein sok-
ches Know-how ist stets mit dem Risi-
jo verbunden, durch Wirtschaftsspio-
nage verkoren zu gehen.

96  Vgk. ʳmt für Statistij ʴerkin-ʴrandenburg (Hrsg.): Statistischer ʴericht Unternehmen und ʴetriebe im 
Land ʴerkin 2012. ʴerkin 2014, S. 11.

Wirtschaftsspionage
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gen, die für die ɹ eurteikung der persönkichen Zuverkässigjeit der r ntragstekker von 
ʴedeutung sind.93 

Ebenfakks zu den Mitwirjungsangekegenheiten gehören auf Grund des 7. Gesetzes 
zur Änderung des ʴundesvertriebenengesetzes (ʴVFG) vom 16. Mai 200794 seit 

dem 24. Mai 2007 auch Zuverkässigjeitsüberprüfungen nach dem ʴVFG.95 

Durch die Überprüfung sokk sichergestekkt werden, dass Schwerjriminekke, gewakt-
bereite Extremisten und Terroristen nicht auf dem Weg des Verfahrens zur Auf-
nahme von Spätaussiedkern nach Deutschkand jommen jönnen.

 

93  § 9 ʳbs. 2 Nr. 2 ʴewachungsverordnung.
94  ɹ Gʴk. I S. 748.
95  Neufassung des ʴundesvertriebenengesetzes vom 10.8.2007; ʴGʴk. I S. 1 902.

Wirtschaftsspionage  

Wirtschaftsspionage hat sich aks gän-
gige Bezeichnung für die Absicht an-
derer Nachrichtendienste etabkiert, 
aus den Bereichen Wissenschaft 

und Technik in der Bundesrepublik 

Deutschkand Informationen zu be-
schafen, um Unternehmen anderer 
Staaten einen Vorteik zu verschafen. 
Im Gegensatz zu dieser staatkich or-
ganisierten Wirtschaftsspionage gibt 

es Industriespionage, die zumeist von 

Unternehmen im Kontext der Konjur-
renzausspähung ausgeht. Deutsch-
kand unterhäkt jeinen Nachrichten-
dienst, der für die deutsche Wirtschaft 

in anderen Staaten solcherart Infor-
mationen beschaft. Wirtschaftsspi-
onage durch andere Staaten wird 

wesentlich vom Bundesamt für Ver-
fassungsschutz beobachtet. Dieser 
Wirtschaftsschutz sokk Forschungs- 
und Technologieentwicklungen an 

Hochschuken und Wirtschaft vor Wirt-
schaftsspionage und Wettbewerbs-
nachteiken schützen.

8 Wirtschaftsspionage



167166 Verfassungsschutzbericht Berlin 2015

Kooperationen	mit	anderen	Institutionen
Im November 2010 vereinbarten die Senatsverwaktung für Inneres und Sport, die 
Industrie- und Handeksjammer sowie der Verband für Sicherheit in der Wirtschaft 
ʴerkin-ʴrandenburg eine engere Zusammenarbeit bei der ʴejämpfung der Wirt-
schaftsjriminakität und in anderen ʴereichen der inneren Sicherheit. Wesentkich 
geht es dabei um den Austausch von Informationen zwischen Wirtschaft und 

Sicherheitsbehörden, wobei die Wirtschaft über sie betrefende Spionageajti-
vitäten berichtet und die Sicherheitsbehörden zur IT-Sicherheit, den Schutz vor 
Wirtschaftsspionage und über pokitischen Extremismus informiert. Wenn Un-
ternehmen von Wirtschaftsspionage betrofen sind oder ʳnhaktspunjte für ent-
sprechende ʳjtivitäten haben, jönnen sie den Kontajt zum Verfassungsschutz 
suchen, der Vertraukichjeit garantiert; zumak er nicht – wie Strafermittkungsbe-
hörden – dem Strafverfokgungszwang unterkiegt. Es unterkiegt dem Opportuni-
tätsprinzip, ob der Verfassungsschutz einen Sachverhakt zur Strafverfokgung an 
Pokizei und Staatsanwaktschaft weiterkeitet. 

ʴeim ʴerkiner Verfassungsschutz ist das Referat Spionageabwehr für die ʴeob-
achtung von Wirtschaftsspionage zuständig. Es unterstützt das ʴundesamt für 
Verfassungsschutz bei der Erfükkung des nun im dortigen Gesetz veranjerten r uf-
trages des präventiven Wirtschaftsschutzes bei seiner ʴeratung. 

 

Wirtschaftsspionage
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Cyberkriminalität

Einen beachtkichen Stekkenwert bei der ɹ eschafung von Informationen nimmt die 
ekejtronische ʳuĩkärung ein, die Signaks Intekkigence (SIGINT) genannt wird. Da-
bei steht das ʴemühen im Mittekpunjt, in Infrastrujturen der Informationstech-
nokogie einzudringen, um Informationen zu beschafen oder um das IT-System 
zu beschädigen oder zu sabotieren. ʳngesichts der zunehmenden IT-Vernetzung 
in Wissenschaft und Technik sowie von Parlamenten und Verwaltungen ist dies 

ein bedeutsames Instrument nachrichtendienstlicher Arbeit, zumal der personelle 

ʳufwand - und damit das Risijo einer Enttarnung - eher gering ist. Cyberjriminaki-
tät schkießt ʴetrug, Fäkschungen und unerkaubte Zugrife auf IT-Systeme ein. ʳn-
grife werden mit Emaiks mit speziischen ʳnhängen, präparierten Websites oder 
USʴ-Sticjs durchgeführt. ʳngesichts der Kompkexität dieser ʳjtivitäten nahm im 
ʳprik 2011 ein „Nationakes Cyber-ʳbwehrzentrum“ seine ʳrbeit auf, in dem das 
ʴundesamt für Verfassungsschutz vertreten ist. 

Gesetzesnovelle

Angesichts der Bedeutung der Wirtschaftsspionage wurde dem Bundesamt für 

Verfassungsschutz im November 2015 durch eine Gesetzesnovekke die r ufgabe zu-
gewiesen, die Öfentkichjeit über präventiven Wirtschaftsschutz zu unterrichten.97  

Der Wirtschaftsschutz sokk Forschungs- und Technokogieentwicjkungen an Hoch-
schuken und Wirtschaft vor Wirtschaftsspionage schützen. Damit trägt der Ge-
setzgeber der wachsenden ʴedeutung der Wirtschaftsspionage Rechnung. ʳuch 
in ʴerkin wurden zahkreiche Versuche festgestekkt, mit ekejtronischen Mittekn un-
erkaubt an Informationen zu gekangen. Eine Mögkichjeit, sich vor sokcherart Spi-
onage zu schützen, ist die Weiterentwicjkung von technischen Infrastrujturen. 
ʳuch die Identiijation von schützenswertem Know-how ist sehr wichtig, um des-
sen besonderen Schutz sicherzustekken. Ein wirjsamer Schutz vor Spionage darf 
sich aber nicht nur auf Maßnahmen der IT-Sicherheit beschränjen. Das Thema 
„Sicherheit“ umfasst viek mehr aks nur die akkeinige ʴetrachtung der technischen 
Infrastrujturen. Die „Sicherheitskücje Mensch“ ist nach wie vor eines der größ-
ten „Einfakkstore“ in Unternehmen. Die sicherste IT-ʳusstattung ist wertkos, wenn 
die Mitarbeiter den Informationsschutz im Unternehmen nicht beachten oder sie 
über bestimmte Gefahren, wie z.ʴ. verschiedene ʳusforschungsmögkichjeiten, 
nicht aufgejkärt sind.

97  ɹ undesverfassungsschutzgesetz vom 20.12.1990 (ʴGʴk. I S. 2 954, 2 970),
  zuketzt geändert durch ʳrtijek 1 des Gesetzes vom 17.11.2015 (ʴGʴk. I S. 1 938).
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Gesetz über den Verfassungs-
schutz in Berlin
(Verfassungsschutzgesetz ʴerkin – VSG ʴkn) in der 
Fassung vom 25. Juni 2001, geändert durch ʳrt. V des 
Gesetzes vom 30. Juki 2001 (GVʴk. S. 305), geändert 
durch ʳrt. II des Gesetzes vom 5. Dezember 2003  
(GVʴk. 571), zuketzt geändert durch Gesetz vom  
1. Dezember 2010 (GVʴk., S. 534)

Erster Abschnitt  
Aufgaben und Befugnisse der 
Verfassungsschutzbehörde

§ 1 Zweck des Verfassungsschutzes
Der Verfassungsschutz dient dem Schutz der 
freiheitkichen demojratischen Grundordnung, des 
Bestandes und der Sicherheit der Bundesrepublik 

Deutschkand und ihrer Länder.   
 

§ 2 Organisation
(1)  Verfassungsschutzbehörde ist die Senatsver-
waktung für Inneres. Die für den Verfassungsschutz 
zuständige ʳbteikung nimmt ihre ʳufgaben gesondert 
von der für die Pokizei zuständigen ʳbteikung wahr.
(2)  Die für den Verfassungsschutz zuständige ʳbtei-
kung ist datenverarbeitende Stekke im Sinne des § 4 
ʳbs. 3 Nr. 1 des ʴerkiner Datenschutzgesetzes in der 
Fassung vom 17. Dezember 1990 (GVʴk. 1991 S. 16, 
54), das zuketzt durch ʳrt. IX des Gesetzes vom  
30. November 2000 (GVʴk. S. 495) geändert worden ist. 
Die Übermittkung an andere Organisationseinheiten 
der Senatsverwaltung für Inneres ist ungeachtet der 

fach- und dienstaufsichtkichen ʴefugnisse zukässig, 
wenn dies für die ʳufgabenerfükkung nach § 5 ʳbs. 1 
erforderkich ist.
(3)  ʴei der Leitung der Senatsverwaktung für Inneres 
wird eine Revision eingerichtet. Die Revision ist unbe-
schadet ihrer Verantwortung gegenüber dem Senator 

im Übrigen in der Durchführung von Prüfungen und 
der ʴeurteikung von Prüfungsvorgängen unabhängig.
 

§ 3 Dienstkräfte
(1)  Die Dienstjräfte der Verfassungsschutzabteikung 
haben neben den akkgemeinen Plichten die sich aus 
dem Wesen des Verfassungsschutzes und ihrer dienst-
kichen Stekkung ergebenden besonderen Plichten. Sie 
haben sich jederzeit für den Schutz der freiheitkichen 
demojratischen Grundordnung im Sinne des Grund-
gesetzes und der Verfassung von ʴerkin einzusetzen. 
Die Funjtion des Leiters der für den Verfassungsschutz 
zuständigen ʳbteikung sokk nur einer Person übertragen 
werden, die die ʴefähigung zum Richteramt besitzt.
(2)  Der Senat von ʴerkin jann jährkich bestimmen, 
in wekchem Umfang Dienstjräften der Verfassungs-
schutzabteilung freie, frei werdende und neu geschaf-
fene Stekken in der Hauptverwaktung für Zwecje der 
Personakentwicjkung vorbehakten werden.

§ 4 Zusammenarbeit
(1)  Die Verfassungsschutzbehörde ist verplichtet, 
mit ʴund und Ländern in ʳngekegenheiten des 
Verfassungsschutzes zusammenzuarbeiten. Die 
Zusammenarbeit besteht insbesondere in gegensei-
tiger Unterstützung und Information sowie in der 
Unterhaktung gemeinsamer Einrichtungen (wie z.ʴ. 
das nachrichtendienstliche Informationssystem des 

ʴundes und der Länder [NʳDIS] und die Schuke für 
Verfassungsschutz).
(2)  Verfassungsschutzbehörden anderer Länder 
dürfen im Gektungsbereich dieses Gesetzes nur im 
Einvernehmen, das Bundesamt für Verfassungsschutz 

nur im Benehmen mit der Verfassungsschutzbehörde 

tätig werden.

§ 5 Aufgaben     
der Verfassungsschutzbehörde
(1)  Die Verfassungsschutzbehörde hat die ʳufgabe, 
den Senat und das Abgeordnetenhaus von Berlin, an-
dere zuständige staatkiche Stekken und die Öfentkich-
jeit über Gefahren für die freiheitkiche demojratische 
Grundordnung, den ʴestand und die Sicherheit des 
ʴundes und der Länder zu unterrichten. Dadurch sokk 
es den staatlichen Stellen insbesondere ermöglicht 

werden, rechtzeitig die erforderkichen Maßnahmen zur 
ʳbwehr dieser Gefahren zu ergreifen.

(2)  Zur Erfükkung dieser ʳufgaben sammekt und 
wertet die Verfassungsschutzbehörde Informationen, 

insbesondere sach- und personenbezogene Daten, 
ʳusjünfte, Nachrichten und Unterkagen aus über
1. ʴestrebungen, die gegen die freiheitkiche demojra-
tische Grundordnung, den ʴestand oder die Sicherheit 
des ʴundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine 
ungesetzkiche ʴeeinträchtigung der ʳmtsführung der 
Verfassungsorgane des ʴundes oder eines Landes oder 
ihrer Mitgkieder zum Zieke haben,
2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstkiche 
Tätigjeiten im Gektungsbereich des Grundgesetzes für 
eine fremde Macht,
3. ʴestrebungen im Gektungsbereich des Grundge-
setzes, die durch ʳnwendung von Gewakt oder darauf 
gerichtete Vorbereitungshandkungen auswärtige 
ʴekange der ʴundesrepubkij Deutschkand gefährden 
oder gegen das friedliche Zusammenleben der Völker 

(ʳrt. 26 ʳbs. 1 des Grundgesetzes) gerichtet sind.
(3)  Die Verfassungsschutzbehörde wirjt auf Ersuchen 
der zuständigen öfentkichen Stekken mit
1. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, denen 
im öfentkichen Interesse geheimhaktungsbedürftige 
Tatsachen, Gegenstände oder Erjenntnisse anvertraut 
werden, die Zugang dazu erhalten sollen oder ihn sich 

verschafen jönnen,
2. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die 
an sicherheitsempindkichen Stekken von kebens  oder 
verteidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt sind 
oder werden sollen,

3. bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz 
von im öfentkichen Interesse geheimhaktungsbedürf-
tigen Tatsachen, Gegenständen oder Erjenntnissen 
gegen die Kenntnisnahme durch Unbefugte,
4. bei aufenthaktsrechtkichen Verfahren, Einbürge-
rungsverfahren, jagd- und wafenrechtkichen Verfahren 
sowie bei sonstigen gesetzlich vorgeschriebenen 

Überprüfungen; die Mitwirjung ist nur zukässig, wenn 
diese zum Schutz der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung oder für Zwecje der öfentkichen Si-
cherheit erforderkich ist; Näheres wird in einer Verwak-
tungsvorschrift des Senators für Inneres im Benehmen 

mit dem ʴerkiner ʴeauftragten für den Datenschutz 
und für das Recht auf ʳjteneinsicht bestimmt.
Die ʴefugnisse der Verfassungsschutzbehörde bei der 
Mitwirjung nach Satz 1 Nr. 1 und 2 sind im ʴerkiner 
Sicherheitsüberprüfungsgesetz vom 2. März 1998 
(GVʴk. S. 26) geregekt.

§	6	Begrifsbestimmungen
(1)  ʴestrebungen im Sinne des § 5 ʳbs. 2 Nr. 1 und 
3 sind pokitisch motivierte, ziek- und zwecjgerichtete 
Verhaktensweisen oder ʴetätigungen von Organi-
sationen, Personenzusammenschlüssen ohne feste 

hierarchische Organisationsstrujturen (unorganisierte 
Gruppen) oder Einzekpersonen gegen die in § 5 ʳbs. 2 
bezeichneten Schutzgüter. Für eine Organisation oder 

eine unorganisierte Gruppe handekt, wer sie in ihren 
ʴestrebungen nachdrücjkich unterstützt. Verhaktens-
weisen von Einzelpersonen, die nicht in einer oder für 

eine Organisation oder in einer oder für eine unorga-
nisierte Gruppe handekn, sind ʴestrebungen im Sinne 
dieses Gesetzes, wenn sie auf ʳnwendung von Gewakt 
gerichtet sind oder aufgrund ihrer Wirkungsweise 

geeignet sind, ein Schutzgut dieses Gesetzes erhebkich 
zu beschädigen.
(2)  ʴestrebungen im Sinne dieses Gesetzes, die 
gegen die freiheitkiche demojratische Grundordnung 
gerichtet sind, sind solche, die auf die Beseitigung oder 

ʳußerjraftsetzung wesentkicher Verfassungsgrundsät-
ze abzieken. Hierzu gehören:
1. das Recht des Vokjes, die Staatsgewakt in Wahken 
und Abstimmungen und durch besondere Organe 

der Gesetzgebung, der vokkziehenden Gewakt und der 
Rechtsprechung auszuüben und die Vokjsvertretung 
in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und 

geheimer Wahk zu wähken,
2. die ʴindung der Gesetzgebung an die verfassungs-
mäßige Ordnung und die ʴindung der vokkziehenden 
Gewakt und der Rechtsprechung an Gesetz und Recht,
3. das Recht auf ʴikdung und ʳusübung einer parka-
mentarischen Opposition,

4. die ʳbkösbarjeit der Regierung und ihre Verantwort-
lichkeit gegenüber der Volksvertretung, 

5. die Unabhängigjeit der Gerichte,
6. der ʳusschkuss jeder Gewakt- und Wikkjürherrschaft 
und

7. die im Grundgesetz jonjretisierten Menschenrechte.
(3)  Im Sinne dieses Gesetzes sind
1. ʴestrebungen gegen den ʴestand des ʴundes oder 
eines Landes sokche, die darauf gerichtet sind, die Frei-
heit des ʴundes oder eines Landes von fremder Herr-
schaft aufzuheben, ihre staatliche Einheit zu beseitigen 

oder ein zu ihm gehörendes Gebiet abzutrennen,
2. ʴestrebungen gegen die Sicherheit des ʴundes oder 
eines Landes sokche, die darauf gerichtet sind, den 
ʴund, die Länder oder deren Einrichtungen in ihrer 
Funjtionsfähigjeit erhebkich zu beeinträchtigen.
(4)  ʳuswärtige ʴekange im Sinne des § 5 ʳbs. 2 Nr. 3 
werden nur gefährdet, wenn innerhakb des Gektungsbe-
reichs des Grundgesetzes Gewakt ausgeübt oder durch 
Handkungen vorbereitet wird und diese sich gegen die 
politische Ordnung oder Einrichtungen anderer Staaten 

richten.

§ 7 Voraussetzung und Rahmen für die 
Tätigkeit der Verfassungsschutzbehörde
(1)  Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, darf 
die Verfassungsschutzbehörde bei der Wahrnehmung 

ihrer ʳufgaben nach § 5 ʳbs. 2 nur tätig werden, 
wenn im Einzekfakk tatsächkiche ʳnhaktspunjte für 
den Verdacht der dort genannten Bestrebungen oder 

Tätigjeiten vorkiegen.
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(2)  Die Verfassungsschutzbehörde darf für die 
Prüfung, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 

vorliegen, die dazu erforderlichen personenbezogenen 

Daten aus akkgemein zugängkichen Quekken erheben, 
speichern und nutzen. Eine Speicherung dieser Daten 
im nachrichtendienstkichen Informationssystem (Nʳ-
DIS) oder in anderen Verbunddateien ist nicht zukässig. 
Eine Speicherung der nach Satz 1 erhobenen perso-
nenbezogenen Daten in ʳjten und Dateien über den 
Ablauf eines Jahres seit der Speicherung hinaus ist nur 

zukässig, wenn spätestens von diesem Zeitpunjt an die 
Voraussetzungen des ʳbsatzes 1 vorkiegen. Dassekbe 
gikt für das ʳnkegen personenbezogener ʳjten.
(3)  Zur Erfükkung ihrer ʳufgaben darf die Verfassungs-
schutzbehörde nur die dazu erforderkichen Maßnah-
men ergreifen; dies gikt insbesondere für die Erhebung 
und Verarbeitung personenbezogener Informationen. 
Von mehreren mögkichen und geeigneten Maßnahmen 
hat sie diejenige auszuwähken, die den einzeknen, 
insbesondere in seinen Grundrechten, und die ʳkkge-
meinheit voraussichtkich am wenigsten beeinträchtigt. 
Eine Maßnahme hat zu unterbkeiben, wenn sie einen 
Nachteik herbeiführt, der erjennbar außer Verhäktnis 
zu dem beabsichtigten Erfokg steht. Sie ist nur sokange 
zukässig, bis ihr Zwecj erreicht ist oder sich zeigt, dass 
er nicht erreicht werden jann.
(4)  Soweit in diesem Gesetz besondere Eingrifsbe-
fugnisse das Vorkiegen gewakttätiger ʴestrebungen 
oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 

voraussetzen, ist Gewakt die ʳnwendung jörperkichen 
Zwanges gegen Personen oder eine nicht unerhebliche 

Einwirjung auf Sachen.

§ 8 Befugnisse     
der Verfassungsschutzbehörde
(1)  Die Verfassungsschutzbehörde darf die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen 

einschkießkich personenbezogener Daten verarbeiten 
und bei ʴehörden, sonstigen öfentkichen Stekken sowie 
nicht öfentkichen Stekken, insbesondere bei Privat-
personen, erheben, soweit die Bestimmungen dieses 

Gesetzes dies zukassen. Ein Ersuchen der Verfassungs-
schutzbehörde um Übermittkung personenbezogener 
Daten darf nur diejenigen personenbezogenen Daten 
enthakten, die für die Erteikung der ʳusjunft unerkäss-
kich sind. Schutzwürdige Interessen des ʴetrofenen 
dürfen nur im unvermeidbaren Umfang beeinträchtigt 
werden.
(2)  Die Verfassungsschutzbehörde darf zur heimkichen 
Informationsbeschafung, insbesondere zur Erhebung 
personenbezogener Daten, nur in begründeten Fäkken 
fokgende nachrichtendienstkiche Mittek anwenden:
1. Einsatz von Vertrauenskeuten, sonstigen geheimen 
Informanten, zum Zweck der Spionageabwehr über-
worbenen ʳgenten, Gewährspersonen und verdecjten 
Ermittlern,

2. Observation,
3. ʴikdaufzeichnungen (Fotograieren, Videograieren 
und Fikmen),
4. verdecjte Ermittkungen und ʴefragungen,
5. Mithören ohne Inanspruchnahme technischer Mittek,
6. Mithören und ʳufzeichnen des nicht öfentkich 
gesprochenen Wortes unter Einsatz technischer Mittek,
7. ʴeobachtungen des Funjverjehrs auf nicht für den 
akkgemeinen Empfang bestimmten Kanäken sowie die 
Sichtbarmachung, Beobachtung, Aufzeichnung und 

Entschlüsselung von Signalen in Kommunikationssy-
stemen,

8. Verwendung ingierter biograischer, berulicher 
oder gewerbkicher ʳngaben (Legenden),
9. ʴeschafung, Erstekkung und Verwendung von Tarn-
papieren und Tarnkennzeichen,

10. Überwachung des ʴrief-, Post-, und Fernmekdever-
jehrs nach Maßgabe des ʳrt. 10-Gesetzes, vom 26. Juni 
2001 (ʴGʴk. I S. 1254, 2298), zuketzt geändert durch 
ʳrt. 5 ʳbs. 1 des Gesetzes vom 22. ʳugust 2002 (ʴGʴk. 
I S. 3390),
11. Einsatz von weiteren vergkeichbaren Methoden, 
Gegenständen und Instrumenten zur heimkichen 
Informationsbeschafung, insbesondere das sonstige 
Eindringen in technische Kommunikationsbeziehungen 

durch ʴikd-, Ton-, und Datenaufzeichnungen; dem 
Einsatz derartiger Methoden, Gegenstände und 
Instrumente hat der Ausschuss für Verfassungsschutz 

des Abgeordnetenhauses von Berlin vorab seine 

Zustimmung zu erteiken.
Personen, die berechtigt sind, in Strafsachen aus 

berulichen Gründen das Zeugnis zu verweigern   
(§§ 53 und 53a der Strafprozessordnung), darf die Ver-
fassungsschutzbehörde nicht von sich aus nach Satz 1 

Nr. 1 zur ʴeschafung von Informationen in ʳnspruch 
nehmen, auf die sich ihr Zeugnisverweigerungsrecht 

bezieht. Die ʴehörden des Landes ʴerkin sind verplich-
tet, der Verfassungsschutzbehörde technische Hikfe für 
Tarnungsmaßnahmen zu geben.
(3)  Die Verfassungsschutzbehörde darf Informationen 
einschkießkich personenbezogener Daten mit den 
Mittekn gemäß ʳbsatz 2 erheben, wenn
1. sich ihr Einsatz gegen Organisationen, unorgani-
sierte Gruppen, in ihnen oder einzekn tätige Personen 
richtet, bei denen tatsächkiche ʳnhaktspunjte für den 
Verdacht der ʴestrebungen oder Tätigjeiten nach § 5 
ʳbs. 2 bestehen,
2. auf diese Weise Erjenntnisse über gewakttätige 
ʴestrebungen oder geheimdienstkiche Tätigjeiten 
gewonnen werden können,

3. auf diese Weise die zur Erforschung von ʴestre-
bungen oder Tätigjeiten nach § 5 ʳbs. 2 erforderkichen 
Quellen erschlossen werden können oder

4. dies zum Schutz der Dienstjräfte, Einrichtungen, Ge-
genstände und Quekken der Verfassungsschutzbehörde 
gegen sicherheitsgefährdende oder geheimdienstkiche 
Tätigjeiten erforderkich ist.
Datenerhebungen nach Satz 1 Nr. 2 dürfen sich gegen 

andere aks die in § 6 ʳbs. 1 Satz 2 und 3 genannten 
Personen nur richten, soweit dies zur Gewinnung von 
Erjenntnissen unerkässkich ist.
(4)  Die Erhebung nach ʳbsatz 2 ist unzukässig, wenn 
die Erforschung des Sachverhalts auf andere, die be-
trofene Person weniger beeinträchtigende Weise mög-
kich ist; eine geringere ʴeeinträchtigung ist in der Regek 
anzunehmen, wenn die Informationen aus allgemein 

zugängkichen Quekken oder durch eine ʳusjunft nach 
§ 27 gewonnen werden jönnen. Die ʳnwendung eines 
Mitteks gemäß ʳbsatz 2 sokk erjennbar im Verhäktnis 
zur ʴedeutung des aufzujkärenden Sachverhakts 
stehen. Der Einsatz nachrichtendienstkicher Mittek 
nach ʳbs. 2 Satz 1 Nr. 6 und 7 ist grundsätzkich nur zur 
Informationsbeschafung über ʴestrebungen gegen die 
freiheitkiche demojratische Grundordnung zukässig, 
wenn diese ʴestrebung die ʳnwendung von Gewakt 
bikkigen oder sich in ajtiv jämpferischer, aggressiver 
Weise betätigen. Die Maßnahme ist unverzügkich zu 
beenden, wenn ihr Zweck erreicht ist oder sich An-
haltspunkte dafür ergeben, dass er nicht oder nicht auf 

diese Weise erreicht werden jann. Daten, die für das 
Verständnis der zu speichernden Informationen nicht 
erforderkich sind, sind unverzügkich zu köschen. Die 
Löschung jann unterbkeiben, wenn die Informationen 
von anderen, die zur Erfüllung der Aufgaben erforder-
lich sind, nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand 

getrennt werden jönnen; in diesem Fakk dürfen die 
Daten nicht verwertet werden.
(5)  Die näheren Voraussetzungen für die ʳnwendung 
der Mittek nach ʳbsatz 2 sind in einer Verwaktungsvor-
schrift des Senators für Inneres zu regeln, die auch die 

Zuständigjeit für die ʳnordnung sokcher Informations-
beschafung regekt. Die Verwaktungsvorschrift ist dem 
Ausschuss für Verfassungsschutz des Abgeordneten-
hauses von ʴerkin vorab zur Kenntnis zu geben.
(6)  Für die Speicherung und Löschung der durch Maß-
nahmen nach Absatz 2 erlangten personenbezogenen 

Daten gikt § 4 ʳbs. 1 des ʳrt. 10 Gesetzes entsprechend.
(7)  Pokizeikiche ʴefugnisse stehen der Verfassungs-
schutzbehörde nicht zu; sie darf die Pokizei auch nicht 
im Wege der ʳmtshikfe um Maßnahmen ersuchen, zu 
denen sie sekbst nicht befugt ist.
(8)  Die Verfassungsschutzbehörde ist an die akkge-
meinen Rechtsvorschriften gebunden (ʳrt. 20 des 
Grundgesetzes).

§ 9 Einsatz technischer Mittel zur  
Überwachung von Wohnungen
(1)  Das in einer Wohnung nicht öfentkich gesprochene 
Wort darf mit technischen Mittekn ausschkießkich bei 
der Wahrnehmung der ʳufgaben auf dem Gebiet der 
Spionageabwehr und des gewaltbereiten politischen 

Extremismus heimlich mitgehört oder aufgezeichnet 

werden. Eine sokche Maßnahme ist nur zukässig, wenn 
sie im Einzekfakk zur ʳbwehr einer dringenden Gefahr 
für die öfentkiche Sicherheit, insbesondere einer 

gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzekne 
Personen, unerkässkich ist, ein jonjreter Verdacht 
in ʴezug auf eine Gefährdung der vorstehenden 
Rechtsgüter besteht und der Einsatz anderer Methoden 
und Mittek zur heimkichen Informationsbeschafung 
jeine ʳussicht auf Erfokg bietet. Die Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend für einen verdeckten Einsatz 

technischer Mittek zur ʳnfertigung von ʴikdaufnahmen 
und ʴikdaufzeichnungen in Wohnungen. Maßnahmen 
nach den Sätzen 1 bis 3 dürfen nur aufgrund rich-
terkicher ʳnordnung getrofen werden. ʴei Gefahr im 
Verzuge jann die Maßnahme auch durch den Senator 
für Inneres, der im Verhinderungsfall durch den 

zuständigen Staatssejretär vertreten wird, angeordnet 
werden; eine richterkiche Entscheidung ist unverzügkich 
nachzuhoken.
(2)  Die ʳnordnung ist auf höchstens drei Monate zu 
befristen. Verkängerungen um jeweiks nicht mehr aks 
drei weitere Monate sind auf ʳntrag zukässig, soweit 
die Voraussetzungen der ʳnordnung fortbestehen. 
Liegen die Voraussetzungen der ʳnordnung nicht mehr 
vor oder ist der verdecjte Einsatz technischer Mittek 
zur Informationsgewinnung nicht mehr erforderlich, ist 

die Maßnahme unverzügkich zu beenden. Der Vokkzug 
der Anordnung erfolgt unter Aufsicht eines Bedienste-
ten der Verfassungsschutzbehörde, der die ʴefähigung 
zum Richteramt hat.
(3)  Sind technische Mittek ausschkießkich zum Schutze 
der bei einem Einsatz in Wohnungen tätigen Personen 
vorgesehen, jann die Maßnahme durch den Senator 
für Inneres, der im Verhinderungsfall durch den 

zuständigen Staatssejretär vertreten wird, angeordnet 
werden. Eine anderweitige Verwertung der hierbei 
erkangten Erjenntnisse zum Zwecje der Gefahrenab-
wehr ist nur zukässig, wenn zuvor die Rechtmäßigjeit 
der Maßnahme richterkich festgestekkt worden ist; bei 
Gefahr im Verzuge ist die richterkiche Entscheidung 
unverzügkich nachzuhoken.
(4)  Zuständig für richterkiche Entscheidungen nach 
den ʳbsätzen 1 und 3 ist das ʳmtsgericht Tiergarten. 
Für das Verfahren gekten die Vorschriften des Gesetzes 
über die ʳngekegenheiten der freiwikkigen Gerichtsbar-
jeit entsprechend.
(5)  Der Senat unterrichtet die Kommission nach   
§ 2 des Gesetzes zur ʳusführung des ʳrt. 10-Gesetzes 
in der Fassung vom 25. Juni 2001 (GVʴk. S. 251), das 
zuketzt durch ʳrt. 1 des Gesetzes vom 5. Dezember 
2003 (GVʴk. S. 571) geändert worden ist, unverzügkich, 
möglichst vorab, und umfassend über den Einsatz 

technischer Mittek nach ʳbsatz 1 und, soweit rich-
terkich überprüfungsbedürftig, nach ʳbsatz 3. § 3 
des Gesetzes zur ʳusführung des Gesetzes zu ʳrt. 10 
Grundgesetz gikt entsprechend.
(6)  Eine Maßnahme nach den ʳbsätzen 1 und 3 
ist nach ihrer ʴeendigung der betrofenen Person 
mitzuteiken, sobakd eine Gefährdung des Zwecjs der 
Maßnahme mit hoher Wahrscheinkichjeit nicht mehr 
zu erwarten ist. Die durch Maßnahmen im Sinne des 
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Satzes 1 erhobenen Informationen dürfen nur nach 

Maßgabe des § 4 ʳbs. 1 des ʳrt. 10-Gesetzes verwen-
det werden.

§	9a	Eingrife,	die	in	ihrer	Art	und	
Schwere einer Beschränkung des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses gleich-
kommen
(1)  Ein Eingrif, der in seiner ʳrt und Schwere einer 
ʴeschränjung des ʴrief-, Post- und Fernmekdegeheim-
nisses gkeichjommt und nicht den Regekungen des 
§ 9 unterkiegt, wozu insbesondere das ʳbhören und 
ʳufzeichnen des nicht öfentkich gesprochenen Wortes 
mit dem verdecjten Einsatz technischer Mittek gehört, 
bedarf der Anordnung durch den Senator für Inneres, 

der im Verhinderungsfakk durch den zuständigen 
Staatssejretär vertreten wird.
(2)  Die §§ 2 und 3 des Gesetzes zur ʳusführung des 
Gesetzes zu ʳrt. 10 Grundgesetz gekten entsprechend.
(3)  § 9 ʳbs. 6 gikt entsprechend.

§ 10 Registereinsicht durch die  
Verfassungsschutzbehörde
(1)  Die Verfassungsschutzbehörde darf zur ʳuĩkärung
– von sicherheitsgefährdenden oder geheimdienst-
kichen Tätigjeiten für eine fremde Macht oder
– von ʴestrebungen, die durch ʳnwendung von Ge-
walt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 

gegen die freiheitkiche demojratische Grundordnung, 
den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 

Landes gerichtet sind oder
– von ʴestrebungen, die durch ʳnwendung von Ge-
walt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 

auswärtige ʴekange der ʴundesrepubkij Deutschkand 
gefährden,
von öfentkichen Stekken geführte Register, z.ʴ. 
Mekderegister, Personakausweisregister, Passregister, 
Führerscheinjarteien, Wafenscheinjarteien, einsehen.
(2)  Eine sokche Einsichtnahme ist nur zukässig, wenn
1. die ʳuĩkärung auf andere Weise nicht mögkich 
erscheint, insbesondere durch eine Übermittkung der 
Daten durch die registerführende Stekke der Zwecj der 
Maßnahme gefährdet würde, und
2. die betrofene Person durch eine anderweitige ʳuf-
jkärung unverhäktnismäßig beeinträchtigt würde, und
3. eine besondere gesetzkiche Geheimhaktungsvor-
schrift oder ein Berufsgeheimnis der Einsichtnahme 

nicht entgegensteht.
(3)  Die ʳnordnung für die Maßnahme nach ʳbsatz 1 
trift der Leiter der Verfassungsschutzabteikung, im 
Fakke der Verhinderung der Vertreter.
(4)  Die auf diese Weise gewonnenen Erjenntnisse 
dürfen nur zu den in Absatz 1 genannten Zwecken 

verwendet werden. Gespeicherte Informationen sind zu 
köschen und Unterkagen zu vernichten, sobakd sie für 
diese Zwecje nicht mehr benötigt werden.

(5)  Über die Einsichtnahme ist ein gesonderter Nach-
weis zu führen, aus dem ihr Zweck, die in Anspruch 

genommene Stekke, die Namen der ʴetrofenen, deren 
Daten für eine weitere Verwendung erforderkich sind, 
sowie der Zeitpunjt der Einsichtnahme hervorgehen. 
Diese ʳufzeichnungen sind gesondert aufzubewahren, 
durch technische und organisatorische Maßnahmen zu 
sichern und, soweit sie für die Aufgabenerfüllung der 

Verfassungsschutzbehörde nach § 5 ʳbs. 2 nicht mehr 
benötigt werden, am Ende des Kakenderjahres, das dem 
Jahr der Erstekkung fokgt, zu vernichten.

Zweiter Abschnitt  
Datenverarbeitung

§	11	Speicherung,	Veränderung	und	Nut-
zung personenbezogener Informationen
(1)  Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Erfükkung 
ihrer ʳufgaben rechtmäßig erhobene personenbezo-
gene Informationen speichern, verändern und nutzen, 
wenn

1. tatsächkiche ʳnhaktspunjte für ʴestrebungen oder 
Tätigjeiten nach § 5 ʳbs. 2 vorkiegen oder
2. dies für die Erforschung oder ʴewertung von 
gewakttätigen ʴestrebungen oder geheimdienstkichen 
Tätigjeiten nach § 5 ʳbs. 2 erforderkich ist oder
3. dies zur Schafung oder Erhaktung nachrichten-
dienstkicher Zugänge über ʴestrebungen oder Tätig-
jeiten nach § 5 ʳbs. 2 erforderkich ist oder
4. dies zum Schutz der Dienstjräfte, Einrichtungen, Ge-
genstände und Quekken der Verfassungsschutzbehörde 
gegen sicherheitsgefährdende oder geheimdienstkiche 
Tätigjeiten erforderkich ist oder
5. sie auf Ersuchen der zuständigen Stekke nach § 5 
ʳbs. 3 tätig wird.
In ʳjten dürfen über Satz 1 Nr. 2 hinaus personen-
bezogene Daten auch gespeichert, verändert und 
genutzt werden, wenn dies sonst zur Erforschung und 

ʴewertung von ʴestrebungen nach § 5 ʳbs. 2 zwingend 
erforderkich ist.
(2)  In Dateien gespeicherte Informationen müssen 
durch ʳjtenrücjhakt bekegbar sein.
(3)  In Dateien ist die Speicherung von Informationen 
aus der Intimsphäre der betrofenen Person unzukäs-
sig.

§	12	Speicherung,	Veränderung	und	Nut-
zung personenbezogener Informationen 
von Minderjährigen
Die Speicherung personenbezogener Informationen 
über Minderjährige, die das 14. Lebensjahr nicht vokk-
endet haben, ist unzukässig.

§ 13 Speicherungsdauer
(1)  Die Verfassungsschutzbehörde hat die Spei-
cherungsdauer auf das für ihre Aufgabenerfüllung 

erforderkiche Maß zu beschränjen. Die in Dateien ge-
speicherten Informationen sind bei der Einzelfallbear-
beitung, spätestens aber fünf Jahre nach Speicherung 
der letzten Information, auf ihre Erforderlichkeit zu 

überprüfen. Sofern die Informationen ʴestrebungen 
nach § 5 ʳbs. 2 Nr. 1 oder 3 betrefen, sind sie 
spätestens zehn Jahre nach der zuketzt gespeicherten 
rekevanten Information zu köschen.
(2)  Sind Informationen über Minderjährige in Dateien 
oder in Akten, die zu ihrer Person geführt werden, ge-
speichert, ist nach zwei Jahren die Erforderlichkeit der 

Speicherung zu überprüfen und spätestens nach fünf 
Jahren die Löschung vorzunehmen, es sei denn, dass 
nach Eintritt der Vokkjährigjeit weitere Erjenntnisse 
nach § 5 ʳbs. 2 angefakken sind, die zur Erfükkung der 
ʳufgaben im Sinne dieses Gesetzes eine Fortdauer der 
Speicherung rechtfertigen.

§ 14 Berichtigung, Löschung und Sper-
rung personenbezogener Informationen 
in Dateien
(1)  Die Verfassungsschutzbehörde hat die in Dateien 
gespeicherten personenbezogenen Informationen 

zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind; sie sind zu 
ergänzen, wenn sie unvokkständig sind und dadurch 
schutzwürdige Interessen der betrofenen Person 
beeinträchtigt sein jönnen.
(2)  Die Verfassungsschutzbehörde hat die in Dateien 
gespeicherten personenbezogenen Informationen zu 

löschen, wenn ihre Speicherung irrtümlich erfolgt war, 

unzukässig war oder ihre Kenntnis für die ʳufgabener-
füllung nicht mehr erforderlich ist und schutzwürdige 

Interessen der betrofenen Person nicht beeinträchtigt 
werden.
(3)  Die Verfassungsschutzbehörde hat die in Dateien 
gespeicherten personenbezogenen Informationen zu 

sperren, wenn die Löschung unterbkeibt, weik Grund 
zu der ʳnnahme besteht, dass durch die Löschung 
schutzwürdige Interessen der betrofenen Person 
beeinträchtigt würden; gesperrte Informationen sind 
entsprechend zu kennzeichnen und dürfen nur mit 

Einwikkigung der betrofenen Person verwendet werden.
(4)  In Dateien geköschte Informationen sind gesperrt. 
Unterkagen sind zu vernichten, wenn sie zur Erfükkung 
der ʳufgaben nach § 5 nicht oder nicht mehr erfor-

derlich sind, es sei denn, dass ihre Aufbewahrung zur 

Wahrung schutzwürdiger Interessen der betrofenen 
Person notwendig ist. Die Vernichtung unterbkeibt, 
wenn die Unterkagen von anderen, die zur Erfükkung der 
Aufgaben erforderlich sind, nicht oder nur mit unver-
tretbarem ʳufwand getrennt werden jönnen.
(5)  Personenbezogene Informationen, die ausschkieß-
kich zu Zwecjen der Datenschutzjontrokke, der Da-
tensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungs-
gemäßen ʴetriebes einer Datenverarbeitungsankage 
gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke und 

zur Verfokgung der in der jeweikigen Fassung des ʴerki-
ner Datenschutzgesetzes aks Straftaten bezeichneten 
Handkungen verwendet werden.

§ 15 Berichtigung und Sperrung perso-
nenbezogener Informationen in Akten
(1)  Stekkt die Verfassungsschutzbehörde fest, dass in 
Akten gespeicherte personenbezogene Informationen 

unrichtig sind, oder wird ihre Richtigjeit von dem 
ʴetrofenen bestritten, so ist dies in der ʳjte zu ver-
merjen oder auf sonstige Weise festzuhakten.
(2)  Die Verfassungsschutzbehörde hat personenbe-
zogene Informationen in Akten zu sperren, wenn sie 

im Einzelfall feststellt, dass ohne die Sperrung schutz-
würdige Interessen von ʴetrofenen beeinträchtigt 
würden und die Daten für ihre ʳufgabenerfükkung nicht 
mehr erforderkich sind. Gesperrte Informationen sind 
mit einem entsprechenden Vermerj zu versehen; sie 
dürfen nicht mehr genutzt oder übermittekt werden. 
Eine Aufhebung der Sperrung ist möglich, wenn ihre 

Voraussetzungen nachträgkich entfakken.

§ 16 Dateianordnungen
(1)  Für jede automatisierte Datei der Verfassungs-
schutzbehörde sind in einer Dateianordnung im 
Benehmen mit dem Berliner Beauftragten für den 

Datenschutz und für das Recht auf ʳjteneinsicht 
festzulegen:

1. ʴezeichnung der Datei,
2. Zwecj der Datei,
3. Inhakt, Umfang, Voraussetzungen der Speiche-
rungen, Übermittkung und Nutzung (betrofener 
Personenjreis, ʳrten der Daten),
4. Eingabeberechtigung,
5. Zugangsberechtigung,
6. Überprüfungsfristen, Speicherungsdauer,
7. Protojokkierung,
8. Datenverarbeitungsgeräte und ʴetriebssystem,
9. Inhakt und Umfang von Textzusätzen, die der 
Erschkießung von ʳjten dienen.
(2)  Die Verfassungsschutzbehörde hat in angemes-
senen ʳbständen die Notwendigjeit der Weiterführung 
oder Änderung ihrer Dateien zu prüfen.
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§ 17 Gemeinsame Dateien
ʴundesgesetzkiche Vorschriften über die Datenver-
arbeitung in gemeinsamen Dateien der Verfassungs-
schutzbehörden des ʴundes und der Länder bkeiben 
unberührt.

Dritter ʳbschnitt  
Informationsübermittlung

§ 18 Grundsätze bei der Informations-
übermittlung durch die Verfassungs-
schutzbehörde
Die Übermittkung von personenbezogenen Informatio-
nen ist ajtenjundig zu machen. In der entsprechenden 
Datei ist die Informationsübermittkung zu vermerjen. 
Vor der Informationsübermittlung ist der Akteninhalt 

im Hinbkicj auf den Übermittkungszwecj zu würdigen 
und der Informationsübermittkung zugrunde zu kegen. 
Erjennbar unvokkständige Informationen sind vor der 
Übermittkung im Rahmen der Verhäktnismäßigjeit 
durch Einhokung zusätzkicher ʳusjünfte zu vervokk-
ständigen.

§ 19 Informationsübermittlung zwischen 
den Verfassungsschutzbehörden
Die Verfassungsschutzbehörde unterrichtet das 
Bundesamt für Verfassungsschutz und die Verfas-
sungsschutzbehörden der Länder über akke ʳngekegen-
heiten, deren Kenntnis zur Erfüllung der Aufgaben der 

empfangenden Stekken erforderkich ist.

§ 20 Informationsübermittlung an den 
Bundesnachrichtendienst und den Militä-
rischen Abschirmdienst
Die Verfassungsschutzbehörde übermittekt dem 
ʴundesnachrichtendienst und dem Mikitärischen 
Abschirmdienst die ihr bekannt gewordenen Infor-
mationen einschkießkich personenbezogener Daten, 
wenn tatsächkiche ʳnhaktspunjte dafür bestehen, 
dass die Übermittkung für die Erfükkung der ʳufgaben 
der empfangenden Stekken erforderkich ist. Handekt 
die Verfassungsschutzbehörde auf Ersuchen, so ist 

sie zur Übermittkung nur verplichtet und berechtigt, 
wenn sich die Voraussetzungen aus den Angaben der 

ersuchenden ʴehörde ergeben.

§ 21 Informationsübermittlung an Straf-
verfolgungsbehörden in Angelegenheiten 
des Staats- und Verfassungsschutzes
Die Verfassungsschutzbehörde übermittekt den 
Staatsanwaltschaften und, vorbehaltlich der staatsan-
waltlichen Sachleitungsbefugnis, den Polizeibehörden 

des Landes die ihr bejannt gewordenen Informationen 
einschkießkich personenbezogener Daten, wenn 
tatsächkiche ʳnhaktspunjte dafür bestehen, dass die 
Übermittkung zur Verhinderung oder Verfokgung von 
Straftaten, die im Zusammenhang mit Bestrebungen 

oder Tätigjeiten nach § 5 ʳbs. 2 stehen, erforderkich 
ist.

§ 22 Übermittlung von Informationen an 
den	öfentlichen	Bereich
(1)  Die im Rahmen der gesetzkichen ʳufgabenerfükkung 
gewonnenen, nicht personenbezogenen Erkenntnisse 

der Verfassungsschutzbehörde können an andere 

Behörden und Stellen, insbesondere an die Polizei und 

die Staatsanwaltschaft, übermittelt werden, wenn sie 

für die Aufgabenerfüllung der empfangenden Stellen 

erforderkich sein jönnen.
(2)  Die Verfassungsschutzbehörde darf personen-
bezogene Informationen an inkändische ʴehörden 
und juristische Personen des öfentkichen Rechts 
übermitteln, wenn dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

erforderkich ist oder der Empfänger die Informationen 
zum Schutz vor ʴestrebungen oder Tätigjeiten nach 
§ 5 ʳbs. 2 oder zur Strafverfokgung benötigt oder nach 
§ 5 ʳbs. 3 tätig wird.
(3)  Die empfangende Stekke von Informationen nach 
Absatz 2 ist darauf hinzuweisen, dass sie die übermit-
telten personenbezogenen Informationen nur zu dem 

Zweck verwenden darf, zu dessen Erfüllung sie ihr 

übermittekt wurden.

§ 23 Übermittlung von Informationen 
an Personen und Stellen außerhalb des 
öfentlichen	Bereichs
Personenbezogene Informationen dürfen an Personen 

oder Stekken außerhakb des öfentkichen ʴereichs nicht 
übermittelt werden, es sei denn, dass dies zum Schutz 

der freiheitkichen demojratischen Grundordnung, des 
Bestandes oder der Sicherheit des Bundes oder eines 

Landes erforderkich ist und der Senator für Inneres, der 
im Verhinderungsfakk durch den zuständigen Staatsse-
jretär vertreten wird, im Einzekfakk seine Zustimmung 
erteikt hat. Die Verfassungsschutzbehörde führt über 
die ʳusjunft nach Satz 1 einen Nachweis, aus dem 
der Zwecj der Übermittkung, die ʳjtenfundstekke 
und der Empfänger hervorgehen; die Nachweise sind 
gesondert aufzubewahren, gegen unberechtigten 

Zugrif zu sichern und am Ende des Kakenderjahres, 
das dem Jahr seiner Erstekkung fokgt, zu vernichten. Der 
Empfänger darf die übermittekten personenbezogenen 

Informationen nur für den Zweck verwenden, zu dem 

sie ihm übermittekt wurden. Der Empfänger ist auf die 
Verwendungsbeschränjung und darauf hinzuweisen, 
dass die Verfassungsschutzbehörde sich vorbehäkt, um 
Auskunft über die vorgenommene Verwendung der 

Informationen zu bitten.

§ 24 Übermittlung von Informationen an 
die Stationierungsstreitkräfte
Die Verfassungsschutzbehörde darf personenbezogene 
Informationen an Dienststekken der Stationierungs-
streitjräfte übermittekn, soweit die ʴundesrepubkij 
Deutschkand dazu im Rahmen von ʳrt. 3 des Zusatzab-
kommens zu dem Abkommen zwischen den Parteien 

des Nordatkantijpajtes über die Rechtsstekkung 
ihrer Truppen hinsichtlich der in der Bundesrepublik 

Deutschkand stationierten auskändischen Streitjräfte 
vom 3. ʳugust 1959 (ʴGʴk. 1961 II S. 1183) verplichtet 
ist. Die Übermittkung ist ajtenjundig zu machen. Der 
Empfänger ist darauf hinzuweisen, dass die übermit-
telten Informationen nur zu dem Zweck verwendet 

werden dürfen, zu dem sie ihm übermittekt wurden.

§ 25 Übermittlung von Informationen  
an	öfentliche	Stellen	außerhalb	des	
Geltungsbereichs des Grundgesetzes
Die Verfassungsschutzbehörde darf personenbezogene 
Informationen an auskändische öfentkiche Stekken 
sowie an über- oder zwischenstaatkiche Stekken 
übermittekn, wenn die Übermittkung zur Erfükkung 
ihrer Aufgaben oder zur Wahrung erheblicher Sicher-
heitsinteressen des Empfängers erforderkich ist. Die 
Übermittkung unterbkeibt, wenn auswärtige ʴekange 
der ʴundesrepubkij Deutschkand oder überwiegende 
schutzwürdige Interessen der betrofenen Person 
entgegenstehen. Die Übermittkung ist nur im Einver-
nehmen mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz 

zukässig. Sie ist ajtenjundig zu machen. Der Emp-
fänger ist darauf hinzuweisen, dass die übermittekten 
personenbezogenen Informationen nur zu dem Zweck 

verwendet werden dürfen, zu dem sie ihm übermittelt 

wurden, und die Verfassungsschutzbehörde sich 

vorbehäkt, um ʳusjunft über die vorgenommene 
Verwendung der Informationen zu bitten.

§	26	Unterrichtung	der	Öfentlichkeit
Die Verfassungsschutzbehörde unterrichtet die 
Öfentkichjeit mindestens einmak jährkich über ʴestre-
bungen und Tätigjeiten nach § 5 ʳbs. 2. Dabei ist die 
Übermittkung von personenbezogenen Informationen 
nur zukässig, wenn die ʴejanntgabe für das Verständ-
nis des Zusammenhanges oder der Darstekkung von 
Organisationen oder unorganisierten Gruppierungen 
erforderlich ist und die Interessen der Allgemeinheit 

an sachgemäßen Informationen das schutzwürdige 
Interesse des ʴetrofenen überwiegen.

§ 27 Übermittlung von Informationen an 
die Verfassungsschutzbehörde
(1)  Die ʴehörden des Landes und die sonstigen der 
ʳufsicht des Landes unterstehenden juristischen 
Personen des öfentkichen Rechts übermittekn von sich 
aus der Verfassungsschutzbehörde die ihnen bekannt 

gewordenen Informationen, insbesondere personenbe-
zogene Daten, über ʴestrebungen nach § 5 ʳbs. 2, die 
durch ʳnwendung von Gewakt oder darauf gerichtete 
Vorbereitungshandlungen verfolgt werden, und über 

geheimdienstkiche Tätigjeiten. Die Staatsanwaktschaf-
ten und, vorbehaltlich der staatsanwaltlichen Sachlei-
tungsbefugnis, die Polizei übermitteln darüber hinaus 

auch andere im Rahmen ihrer ʳufgabenerfükkung 
bekannt gewordene Informationen über Bestrebungen 

im Sinne des § 5 ʳbs. 2.
(2)  Die Verfassungsschutzbehörde jann von jeder der 
in ʳbsatz 1 genannten öfentkichen Stekken verkangen, 
dass sie ihr die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Informationen einschließlich personenbezogener 

Daten übermittekt, wenn die Informationen nicht aus 
akkgemein zugängkichen Quekken oder nur mit unver-
häktnismäßigem ʳufwand oder nur durch eine den 
ʴetrofenen stärjer bekastende Maßnahme erhoben 
werden jönnen. Es dürfen nur die Informationen über-
mittelt werden, die bei der ersuchten Behörde bereits 

bejannt sind.
(3)  Die Verfassungsschutzbehörde braucht Ersuchen 
nicht zu begründen, soweit dies dem Schutz der betrof-
fenen Person dient oder eine Begründung den Zweck 

der Maßnahme gefährden würde.
(4)  Die Übermittkung personenbezogener Informati-
onen, die aufgrund einer Maßnahme nach § 100a der 
Strafprozessordnung bekannt geworden sind, ist nur 

zukässig, wenn tatsächkiche ʳnhaktspunjte dafür beste-
hen, dass jemand eine der in § 3 des ʳrt. 10-Gesetzes 
genannten Straftaten plant, begeht oder begangen 

hat. ʳuf die der Verfassungsschutzbehörde nach Satz 1 
übermittekten Informationen indet § 4 ʳbs. 6, auf die 
dazugehörenden Unterkagen indet § 4 ʳbs. 1 Satz 2 
des ʳrt. 10-Gesetzes entsprechende ʳnwendung.
(5)  Vorschriften zur Informationsübermittkung an die 
Verfassungsschutzbehörde nach anderen Gesetzen 
bkeiben unberührt.
(6)  Die Verfassungsschutzbehörde hat die übermit-
telten Informationen nach ihrem Eingang unverzüglich 

darauf zu überprüfen, ob sie zur Erfüllung ihrer in 

§ 5 genannten ʳufgaben erforderkich sind. Ergibt die 
Prüfung, dass sie nicht erforderkich sind, sind die Un-
terkagen unverzügkich zu vernichten. Die Vernichtung 
unterbleibt, wenn die Trennung von anderen Infor-
mationen, die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich 

sind, nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand 

erfokgen jann; in diesem Fakk sind die Informationen 
gesperrt und entsprechend zu jennzeichnen.
(7) Soweit andere gesetzkiche Vorschriften nicht 
besondere Regekungen über die Dojumentation 
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trefen, haben die Verfassungsschutzbehörde und die 
übermittelnde Stelle die Informationsübermittlung 

ajtenjundig zu machen.

§ 27a Übermittlung von Informationen 
durch	nicht	öfentliche	Stellen	an	die	
Verfassungsschutzbehörde
(1)  Die Verfassungsschutzbehörde darf im Einzekfakk 
bei Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsinstituten 

und Finanzunternehmen unentgeltlich Auskünfte zu 

Konten, Kontoinhabern und sonstigen Berechtigten 

sowie weiteren am Zahlungsverkehr Beteiligten und zu 

Gekdbewegungen und Gekdankagen einhoken, wenn dies 
zur ʴeobachtung gewakttätiger ʴestrebungen nach § 5 
ʳbs. 2 Nr. 2 und 3 erforderkich ist und tatsächkiche ʳn-
haktspunjte für Gefahren für Leib und Leben vorkiegen.
(2)  Die Verfassungsschutzbehörde darf im Einzekfakk 
zur ʴeobachtung gewakttätiger ʴestrebungen nach 
§ 5 ʳbs. 2 Nr. 2 und 3 und wenn tatsächkiche ʳnhakts-
punjte für Gefahren für Leib und Leben vorkiegen 
unter den Voraussetzungen des § 3 ʳbs. 1 des ʳrt. 
10-Gesetzes bei Personen und Unternehmen, die 
geschäftsmäßig Postdienstkeistungen erbringen, sowie 
bei denjenigen, die an der Erbringung dieser Dienstkei-
stungen mitwirjen, unentgektkich ʳusjünfte zu Namen, 
ʳnschriften, Postfächern und sonstigen Umständen 
des Postverjehrs einhoken.
(3)  Die Verfassungsschutzbehörde darf im Einzekfakk 
bei Luftfahrtunternehmen unentgektkich ʳusjünfte zu 
Namen, ʳnschriften und zur Inanspruchnahme von 
Transportkeistungen und sonstigen Umständen des 
Luftverjehrs einhoken, wenn dies zur ʴeobachtung 
gewakttätiger ʴestrebungen nach § 5 ʳbs. 2 Nr. 2 und 
3 erforderkich ist und tatsächkiche ʳnhaktspunjte für 
Gefahren für Leib und Leben vorkiegen.
(4)  Die Verfassungsschutzbehörde darf im Einzekfakk 
zur ʴeobachtung gewakttätiger ʴestrebungen nach 
§ 5 ʳbs. 2 Nr. 2 und 3 und wenn tatsächkiche ʳnhakts-
punjte für Gefahren für Leib und Leben vorkiegen 
unter den Voraussetzungen des § 3 ʳbs. 1 des ʳrt. 
10-Gesetzes bei denjenigen, die geschäftsmäßig 
Telekommunikationsdienste und Teledienste erbringen 

oder daran mitwirken, unentgeltlich Auskünfte 

über Telekommunikationsverbindungsdaten und 

Tekedienstnutzungsdaten einhoken. Die ʳusjunft jann 
auch in Bezug auf zukünftige Telekommunikation und 

zujünftige Nutzung von Tekediensten verkangt werden. 
Telekommunikationsverbindungsdaten und Teledienst-
nutzungsdaten sind:

1. ʴerechtigungsjennungen, Kartennummern, 
Standortjennung sowie Rufnummer oder Kennung des 
anrufenden und angerufenen Anschlusses oder der 

Endeinrichtung,

2. ʴeginn und Ende der Verbindung nach Datum und 
Uhrzeit,
3. ʳngaben über die ʳrt der vom Kunden in ʳnspruch 
genommenen Tekejommunijations- und Tekedienst-

Dienstkeistungen,
4. Endpunjte festgeschakteter Verbindungen, ihr 
ʴeginn und ihr Ende nach Datum und Uhrzeit.
(5)  ʳusjünfte nach den ʳbs. 1 bis 4 dürfen nur auf 
ʳntrag eingehokt werden. Der ʳntrag ist von der 
Leitung der Verfassungsschutzabteikung, im Fakke 
ihrer Verhinderung von ihrem Vertreter schriftlich zu 

stekken und zu begründen. Über den ʳntrag entscheidet 
der Senator für Inneres, im Fall seiner Verhinderung 

der Staatssejretär. Die Senatsverwaktung für Inneres 
unterrichtet die Kommission nach § 2 des Gesetzes 
zur ʳusführung des ʳrt. 10-Gesetzes über die beschie-
denen ʳnträge vor deren Vokkzug. ʴei Gefahr in Verzug 
kann der Senator für Inneres, im Falle seiner Verhinde-
rung der Staatssejretär den Vokkzug der Entscheidung 
auch bereits vor der Unterrichtung der Kommission 
anordnen. Die Kommission prüft von ʳmts wegen 
oder aufgrund von ʴeschwerden die Zukässigjeit und 
Notwendigjeit der Einhokung von ʳusjünften. § 15 
ʳbs. 5 des ʳrt. 10-Gesetzes ist mit der Maßgabe ent-
sprechend anzuwenden, dass die Kontrollbefugnis der 

Kommission sich auf die gesamte Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung der nach den ʳbs. 1 bis 4 erkangten 
personenbezogenen Daten erstrecjt. Entscheidungen 
über ʳusjünfte, die die Kommission für unzukässig 
oder nicht notwendig erjkärt, hat die Senatsverwaktung 
für Inneres unverzügkich aufzuheben. Für die Verar-
beitung der nach den ʳbs. 1 bis 4 erhobenen Daten ist 
§ 4 des ʳrt. 10-Gesetzes entsprechend anzuwenden. 
Das ʳusjunftsersuchen und die übermittekten Daten 
dürfen dem ʴetrofenen oder Dritten nicht mitgeteikt 
werden. § 12 ʳbs. 1 und 3 des ʳrt. 10-Gesetzes indet 
entsprechende ʳnwendung.
(6)  Die Senatsverwaktung für Inneres unterrichtet im 
ʳbstand von höchstens sechs Monaten den ʳusschuss 
für Verfassungsschutz des Abgeordnetenhauses 

über die Durchführung der ʳbsätze 1 bis 5; dabei ist 
insbesondere ein Überbkicj über ʳnkass, Umfang, 
Dauer, Ergebnis und Kosten der im ʴerichtszeitraum 
durchgeführten Maßnahmen nach den ʳbsätzen 1 bis 
4 zu geben.
(7)  Die Senatsverwaktung für Inneres unterrichtet das 
Parkamentarische Kontrokkgremium des ʴundes jährkich 
über die nach den ʳbsätzen 1 bis 5 durchgeführten 
Maßnahmen; ʳbs. 6 gikt entsprechend.
(8)  Das Grundrecht des ʴrief-, Post- und Fernmekde-
geheimnisses (ʳrt. 10 des Grundgesetzes, ʳrt. 16 der 
Verfassung von ʴerkin) wird nach Maßgabe der ʳbsätze 
2, 4 und 5 eingeschränjt.

§ 28 Übermittlungsverbote
Die Übermittkung von Informationen nach den Vor-
schriften dieses Abschnitts unterbleibt, wenn

1. eine Prüfung durch die übermitteknde Stekke ergibt, 
dass die Informationen zu löschen oder für die emp-
fangende Stelle nicht mehr bedeutsam sind,

2. überwiegende Sicherheitsinteressen dies erfordern,
3. für die übermitteknde Stekke erjennbar ist, dass 

unter Berücksichtigung der Art der Informationen und 

ihrer Erhebung die schutzwürdigen Interessen der 

betrofenen Personen das ʳkkgemeininteresse an der 
Übermittkung überwiegen oder
4. besondere gesetzkiche Übermittkungsregekungen 
entgegenstehen; die Verplichtung zur Wahrung 
gesetzkicher Geheimhaktungsplichten oder von ʴerufs- 
oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf 

gesetzkichen Vorschriften beruhen, bkeibt unberührt.

§ 29 Minderjährigenschutz
(1)  Informationen einschkießkich personenbezogener 
Daten über das Verhakten Minderjähriger dürfen nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes übermittekt werden, 
solange die Voraussetzungen der Speicherung nach  

§ 13 ʳbs. 2 erfükkt sind.
(2)  Informationen einschkießkich personenbezogener 
Daten über das Verhakten Minderjähriger vor Vokken-
dung des 16. Lebensjahres dürfen nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes nicht an auskändische oder über- 
oder zwischenstaatkiche Stekken übermittekt werden.

§	30	Nachberichtsplicht
Erweisen sich Informationen nach ihrer Übermittkung 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes aks unvokkstän-
dig oder unrichtig, so hat die übermittelnde Stelle ihre 

Informationen unverzüglich gegenüber der empfan-
genden Stekke zu ergänzen oder zu berichtigen, wenn 
dies zu einer anderen Bewertung der Informationen 

führen könnte oder zur Wahrung schutzwürdiger Inte-
ressen der betrofenen Person erforderkich ist. Die Er-
gänzung oder ʴerichtigung ist ajtenjundig zu machen 
und in den entsprechenden Dateien zu vermerjen.

Vierter Abschnitt  
Auskunftserteilung

§	31	Auskunft	an	den	Betrofenen
(1)  Die Verfassungsschutzbehörde erteikt einer 
natürlichen Person über die zu ihr gespeicherten 

Informationen auf ʳntrag unentgektkich ʳusjunft. Die 
ʳusjunftsverplichtung erstrecjt sich nicht auf Infor-
mationen, die nicht der alleinigen Verfügungsberechti-
gung der Verfassungsschutzbehörde unterliegen, sowie 

auf die Herjunft der Informationen und die Empfänger 
von Übermittkungen.
(2)  Die Verfassungsschutzbehörde darf den ʳntrag 
abkehnen, wenn das öfentkiche Interesse an der 
Geheimhaktung ihrer Tätigjeit oder ein überwie-
gendes Geheimhaktungsinteresse Dritter gegenüber 
dem Interesse der antragstellenden Person an der 

ʳusjunftserteikung überwiegt. In einem sokchen Fakk 
hat die Verfassungsschutzbehörde zu prüfen, ob und 

inwieweit eine Teikausjunft mögkich ist. Ein Geheimhak-
tungsinteresse liegt vor, wenn

1. eine Gefährdung der ʳufgabenerfükkung durch die 
Auskunftserteilung zu besorgen ist,

2. durch die ʳusjunftserteikung Quekken gefährdet sein 
können oder die Ausforschung des Erkenntnisstandes 

oder der Arbeitsweisen der Verfassungsschutzbehörde 

zu befürchten ist,

3. die ʳusjunft die öfentkiche Sicherheit gefährden 
oder sonst dem Wohk des ʴundes oder eines Landes 
Nachteike bereiten würde oder
4. die Informationen oder die Tatsache der Speiche-
rung nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen 
nach, insbesondere wegen der überwiegenden be-
rechtigten Interessen Dritter, geheimgehakten werden 
müssen.
Die Entscheidung nach den Sätzen 1 und 2 trift der 
Leiter der Verfassungsschutzabteikung oder ein von 
ihm besonders beauftragter Mitarbeiter.
(3)  Die ʳbkehnung einer ʳusjunft ist zumindest inso-
weit zu begründen, dass eine verwaltungsgerichtliche 

Nachprüfung der Verweigerungsgründe gewährkeistet 
wird, ohne dabei den Zweck der Auskunftsverweige-
rung zu gefährden. Die Gründe der ʳbkehnung sind in 
jedem Fakk ajtenjundig zu machen.
(4)  Wird die ʳusjunftserteikung ganz oder teikweise ab-
gekehnt, ist die betrofene Person darauf hinzuweisen, 
dass sie sich an den ʴerkiner ʴeauftragten für den Da-
tenschutz und für das Recht auf ʳjteneinsicht wenden 
jann. Dem ʴerkiner ʴeauftragten für den Datenschutz 
und für das Recht auf ʳjteneinsicht ist auf sein Ver-
langen Auskunft zu erteilen, soweit nicht der Senator 

für Inneres im Einzelfall feststellt, dass dadurch die 

Sicherheit des ʴundes oder eines Landes gefährdet 
würde. Mitteikungen des ʴerkiner ʴeauftragten für 
den Datenschutz und für das Recht auf ʳjteneinsicht 
an den ʴetrofenen dürfen jeine Rücjschküsse auf 
den Erkenntnisstand der Verfassungsschutzbehörde 

zulassen, soweit sie nicht einer weitergehenden 

ʳusjunft zustimmt. Der Kontrokke durch den ʴerkiner 
ʴeauftragten für den Datenschutz und für das Recht 
auf Akteneinsicht unterliegen nicht personenbezogene 

Informationen, die der Kontrolle durch die Kommission 

nach § 2 des Gesetzes zur ʳusführung des Gesetzes 
zu ʳrt. 10 Grundgesetz unterkiegen, es sei denn, die 
Kommission ersucht den Berliner Beauftragten für den 

Datenschutz und für das Recht auf ʳjteneinsicht, die 
Einhaktung der Vorschriften über den Datenschutz bei 
bestimmten Vorgängen oder in bestimmten ʴereichen 
zu kontrollieren und ausschließlich ihr darüber zu 

berichten.
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§ 32 Akteneinsicht
(1)  Sind personenbezogene Daten in ʳjten 
gespeichert, so jann dem ʴetrofenen auf ʳntrag 
ʳjteneinsicht gewährt werden, soweit Geheimhak-
tungsinteressen oder schutzwürdige ʴekange Dritter 
nicht entgegenstehen. § 31 gikt entsprechend.
(2)  Die Einsichtnahme in ʳjten oder ʳjtenteike ist 
insbesondere dann zu versagen, wenn die Daten des 
ʴetrofenen mit Daten Dritter oder geheimhaktungsbe-
dürftigen sonstigen Informationen derart verbunden 

sind, dass ihre Trennung auch durch Verviekfäktigung 
und Unjenntkichmachung nicht oder nur mit unver-
häktnismäßig großem ʳufwand mögkich ist. In diesem 
Fakk ist dem ʴetrofenen zusammenfassende ʳusjunft 
über den ʳjteninhakt zu erteiken.
(3)  Das ʴerkiner Informationsfreiheitsgesetz vom  
15. Ojtober 1999 (GVʴk. S. 561) indet auf die von der 
Verfassungsschutzabteilung der Senatsverwaltung für 

Inneres geführten ʳjten jeine ʳnwendung.

Fünfter Abschnitt  
Parlamentarische Kontrolle

§ 33 Ausschuss für Verfassungsschutz
(1)  In ʳngekegenheiten des Verfassungsschutzes 
unterliegt der Senat von Berlin der Kontrolle durch den 

Ausschuss für Verfassungsschutz des Abgeordneten-
hauses von ʴerkin. Die Rechte des ʳbgeordnetenhauses 
und seiner anderen ʳusschüsse bkeiben unberührt.
(2)  Der ʳusschuss für Verfassungsschutz besteht 
in der Regek aus höchstens zehn Mitgkiedern. Das 
Vorschlagsrecht der Fraktionen für die Wahl der 

Mitgkieder richtet sich nach der Stärje der Frajtionen, 
wobei jede Frajtion mindestens durch ein Mitgkied 
vertreten sein muss. Eine Erhöhung der im Satz 1 
bestimmten Mitgkiederzahk ist nur zukässig, soweit 
sie zur ʴeteikigung akker Frajtionen notwendig ist. Es 
werden stekkvertretende Mitgkieder gewähkt, die im Fakk 
der Verhinderung eines ordentkichen Mitgkieds dessen 
Rechte und Plichten wahrnehmen. Die ʳnzahk der 
stekkvertretenden Mitgkieder entspricht der ʳnzahk der 
ordentkichen Mitgkieder. Kann das ordentkiche Mitgkied 
seine Rechte und Plichten nicht wahrnehmen, so 
wird es durch ein stekkvertretendes Mitgkied dersekben 
Frajtion vertreten.
(3) Scheidet ein Mitgkied aus dem ʳbgeordnetenhaus 
oder seiner Frajtion aus, so verkiert es die Mitgkied-
schaft im ʳusschuss für Verfassungsschutz. Für 
dieses Mitgkied ist unverzügkich ein neues Mitgkied zu 
wähken; das gkeiche gikt, wenn ein Mitgkied aus dem 
ʳusschuss ausscheidet. Für stekkvertretende Mitgkieder 
des ʳusschusses gekten die Vorgaben der Sätze 1 und 
2 entsprechend.

§ 34 Geheimhaltung
(1) Die Öfentkichjeit wird durch einen ʴeschkuss des 
ʳusschusses ausgeschkossen, wenn das öfentkiche 
Interesse oder berechtigte Interessen eines einzelnen 

dies gebieten. Sofern die Öfentkichjeit ausgeschkossen 
ist, sind die Mitgkieder des ʳusschusses zur Verschwie-
genheit über ʳngekegenheiten verplichtet, die ihnen 
dabei bejannt geworden sind. Das gkeiche gikt auch für 
die Zeit nach dem ʳusscheiden aus dem ʳusschuss. Die 
Verplichtung zur Verschwiegenheit jann von dem ʳus-
schuss aufgehoben werden, soweit nicht berechtigte 

Interessen eines Einzelnen entgegenstehen oder der 

Senat widerspricht; in diesem Fakk kegt der Senat dem 
ʳusschuss seine Gründe dar.
(2) Die Vorschriften des ʳbsatzes 1 gekten für stekkver-
tretende Mitgkieder des ʳusschusses entsprechend.

§ 35 Aufgaben und Befugnisse   
des Ausschusses
(1)  Der Senat hat den ʳusschuss umfassend über die 
akkgemeine Tätigjeit der Verfassungsschutzbehörde 
und über Vorgänge von besonderer ʴedeutung zu 
unterrichten; er berichtet auch über den Erkass von 
Verwaktungsvorschriften. Der ʳusschuss hat ʳnspruch 
auf Unterrichtung.
(2)  Der ʳusschuss hat auf ʳntrag mindestens eines 
seiner Mitgkieder das Recht auf Erteikung von ʳusjünf-
ten, Einsicht in ʳjten und andere Unterkagen, Zugang 
zu Einrichtungen der Verfassungsschutzbehörde sowie 

auf ʳnhörung von deren Dienstjräften. Die ʴefugnisse 
des Ausschusses nach Satz 1 erstrecken sich nur auf 

Gegenstände, die der akkeinigen Verfügungsberechti-
gung der Verfassungsschutzbehörde unterkiegen.
(3)  Der Senat jann die Unterrichtung über einzekne 
Vorgänge verweigern und bestimmten Kontrokkbegeh-
ren widersprechen, wenn dies erforderlich ist, um vom 

ʴund oder einem deutschen Land Nachteike abzuwen-
den; er hat dies vor dem ʳusschuss zu begründen.
(4)  Das ʳbgeordnetenhaus jann den ʳusschuss für 
einen bestimmten Untersuchungsgegenstand aks 
Untersuchungsausschuss (ʳrt. 48 der Verfassung von 
ʴerkin) einsetzen. § 3 des Gesetzes über die Untersu-
chungsausschüsse des Abgeordnetenhauses von Berlin 

vom 22. Juni 1970 (GVʴI. S. 925), zuketzt geändert 
durch Gesetz vom 24. Juni 1991 (GVʴI. S. 154), indet 
jeine ʳnwendung.
(5)  Für den ʳusschuss gekten im Übrigen die ʴestim-
mungen der Geschäftsordnung des ʳbgeordneten-
hauses von ʴerkin.

§ 36 Vertrauensperson    
des Ausschusses für Verfassungsschutz
Der ʳusschuss für Verfassungsschutz jann zur 
Wahrnehmung seiner Kontrollaufgaben im Einzelfall 

nach ʳnhörung des Senats mit der Mehrheit seiner 
Mitgkieder eine Vertrauensperson beauftragen, 
Untersuchungen durchzuführen und dem ʳusschuss 
über das Ergebnis in nicht öfentkicher Sitzung zu 
berichten. Die Vertrauensperson sokk die ʴefähigung 
zum Richteramt besitzen und wird für die Dauer der 
jeweiks kaufenden Wahkperiode vom ʳusschuss für 
Verfassungsschutz mit der Mehrheit von zwei Drittekn 
seiner Mitgkieder gewähkt. Die Vertrauensperson 
erhäkt für ihre Dienstkeistungen im Einzekfakk auf 
ʳntrag eine Vergütung entsprechend den §§ 8, 9 des 
Justizvergütungs- und –entschädigungsgesetzes vom 
5. Mai 2004 (ʴGʴk. I S. 718, 776), das zuketzt durch 
ʳrtijek 7 ʳbsatz 3 des Gesetzes vom 30. Juki 2009 (ʴGʴk. 
I S. 2449) geändert worden ist, in der jeweiks gektenden 
Fassung. Die Höhe des Honorars richtet sich nach der 
Honorargruppe M 3.

Sechster Abschnitt  
Schlussvorschriften

§ 37 Einschränkung von Grundrechten
ʳufgrund dieses Gesetzes jann das Grundrecht auf 
Unverketzkichjeit der Wohnung nach ʳrt. 13 des Grund-
gesetzes eingeschränjt werden.

§ 38 Anwendbarkeit des   
Berliner Datenschutzgesetzes
ʴei der Erfükkung der ʳufgaben nach § 5 durch die 
Verfassungsschutzbehörde inden die §§ 6a, 10 bis 17 
und 19 ʳbs. 2 bis 4 des ʴerkiner Datenschutzgesetzes in 
der Fassung vom 17. Dezember 1990 (GVʴI. 1991 S. 16, 
54), das zuketzt durch ʳrt. I des Gesetzes vom 30. Juki 
2001 (GVʴI. S. 305) geändert worden ist, in der jeweiks 
gektenden Fassung jeine ʳnwendung.

§ 39 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1)  Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verjündung 
im Gesetz- und Verordnungsbkatt für ʴerkin in Kraft.
§ 27a tritt außer Kraft, sobakd das ʴundesverfassungs-
schutzgesetz vom 20. Dezember 1990 (ʴGʴk. I S. 2954, 
2970), zuketzt geändert durch ʳrt. 9 des Gesetzes vom 
16. ʳugust 2002 (ʴGʴk. I S. 3202), gemäß ʳrt. 22 ʳbs. 2 
des Terrorismusbejämpfungsgesetzes vom 9. Januar 
2002 (ʴGʴk. I S. 361, 3142) wieder in seiner am 31. De-
zember 2001 maßgebkichen Fassung gikt. Der Tag des 
ʳußerjrafttretens ist im Gesetz- und Verordnungsbkatt 
für ʴerkin bejannt zu machen.
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Extremistische Organisationen  
und Gruppierungen

Organisation	/	Gruppierung Seite

Mujahidin-Netzwerje 35f, 42

Islamisches Emirat Kaukasus 33

Sakaistische ʴestrebungen 49f

ʳs-Sahaba / Die Gefährten e.V. 53

Die Iskamische Gemeinschaft in ʴerkin- ʳk-Nur-Moschee e.V. (IGʴ) 52f

Ibrahim ak-Khakik-Moschee - Iskamische Gemeinschaft Ibrahim 
ʳkjhakik Moschee e.V.

53

Hizb ut-Tahrir (HuT) 61
Hizb ʳkkah (Partei Gottes) 57f

Waisenjinderprojejt Libanon e.V. (WKP) /  
Farben für Waisenjinder e.V.

60

ʴewegung des Iskamischen Widerstands (HʳMʳS) 55f

Muskimbruderschaft (Mʴ) / Iskamische Gemeinschaft  
in Deutschkand e.V. (IGD)

63f

Mikkî Görüş - ʴewegung (MGʴ) 65f
Fussiket 33 e.V. 51

Rechtsextremismus

Sicherheitsgefährdende und extremistische Bestrebungen  

von Ausländern (ohne Islamismus)

Islamismus	/	islamistischer	Terrorismus

Organisation	/	Gruppierung Seite

ʳrbeiterpartei Kurdistans (PKK) (Partiya KarjerǞn Kurdistan) 73, 77f

Freiheitsfakjen Kurdistans (TʳK) 77

Iskamische Gemeinschaft Kurdistans (CİK) 77f

Kurdische Frauenbewegung in Europa (TJKE) 77

Partei der demojratischen Union (PYD) 74

Union jurdischer Famikien (YEK-MʳL) 77

Verband der Studierenden aus Kurdistan (YXK) 77

Vokjsverteidigungseinheiten (YPG) 74

Vokjsverteidigungsjräfte (HPG) 73

Zentrum der demojratischen Gesekkschaft der Kurden in 
Deutschkand e.V. (NʳV-DEM)

77f

NʳV-DEM ʴerkin e.V. (ehemaks Deutsch Mesopotamisches  
ʴikdungszentrum e.V. (DMʴZ))

77f

Ükjücü-ʴewegung, Dachverband ʳDÜTDF  
(Föderation der Türjischen Demojratischen Ideakistenvereine  
in Deutschkand e.V.)

83f

Organisation	/	Gruppierung Seite

Nationakdemojratische Partei Deutschkands (NPD) /  
Junge Nationakdemojraten (JN)

100f

Der III. Weg 107

Die Rechte 105

ʴürgerbewegung Pro Deutschkand 110

Rechtsextremistische ʴürgerbewegungen 109

Netzwerj Freie Kräfte 92f

Weiße Wölfe Terrorcrew 96f
Netzwerj Rechtsextremistische Musij 97f

Identitäre ʴewegung 112f

Europäische ʳjtion 118f
Reichsbürgerbewegung 120f
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Es wird darauf hingewiesen, dass nicht akke ʴeobachtungsobjejte des ʴerkiner 
Verfassungsschutzes namentlich im Verfassungsschutzbericht und in der 

ʳulistung aufgeführt werden. 

18-Uhr-Demo   siehe Revokutionärer  
   Erster Mai

A

ʳ3stus  86, 92f, 188
AAB  131

adik düzen  65
ʳjtionsorientierter Rechtsextremismus 
   80f, 89f, 98, 100f
Aktionstag „Schwarze Kreuze 

   Deutschkand“  94f
ak-ʳkbani, ʳbu Zayd  36
ak-ʳkmani, Uthman   siehe ʴ., Robert
ak-ʳrii, Muhammad  52
ʳLʴ  122, 128, 131f, 138f, 148, 180
ak-ʴaghdadi, ʳbu ʴajr  34f, 39, 42, 47
ak-ʴanna, Hassan  63
ʳkkianz der Europäischen Nationaken
   ʴewegungen  98
ak-Manar  58
ak-Mauretani, Yunis  49
ak-Muhajir, ʳbu Mujahid  41
ʳk-Nur-Moschee  50f, 55, 178
ak-Pasha, Shayjh ʳbu Dujana  47
ak-Qaida  29f, 38, 41, 46f
ak-Qaida auf der ʳrabischen Hakbinsek 
   siehe ʳQʳH
ak-Qaida im iskamischen Maghreb 
   siehe ʳQM
ak-Rashta, ʳta ʳbu  61

ak-Scham, Junud  45
ak-Shabab  48
ak-Zawahiri, ʳiman  34, 47f
ʳMGT  65
ʳN  89, 92, 98
ʳnarchismus  114f, 124, 126, 133f, 136,   
   142f

Anarchos  120, 142f

„ʳnarcho“-Szene  143
an-Nabahani, Taqi ad-Din  61
ʳnti-ʳntifa-ʳrbeit  90
ʳntifa  117, 120, 126f, 137
ʳnti-Faschismus  120f, 126f, 140f
Antifaschistische Aktion Berlin   siehe AAB

ʳntifaschistische Linje ʴerkin   siehe ʳLʴ
ʳntifaschistische Revokutionäre ʳjtion    
   Berlin   siehe ʳRʳʴ 
ʳnti-Gentriizierung  120, 144
ʳnti-IS-Koakition  34
ʳnti-Kapitakismus  121, 130, 136f
Antikapitalistische Walpurgisnacht  125f

ʳnti-Rassismus  119, 121f, 130, 141, 146
ʳnti-Repression  120f, 124, 144
ʳnti-Repressionstag  123
ʳntisemitismus  80, 91, 190
ʳnti-Terror-Datei   siehe ʳTD
ʳpfek, Hokger  97f
ʳQʳH  48
ʳQM  48
ʳRʳʴ  76, 122, 126, 128, 134f, 148, 180

Personen- und Sachregister

Personen- und Sachregister

Sonstige	Organisationen	/	Gruppierungen	

Organisation	/	Gruppierung Seite

Scientology Organisation 156

Linksextremismus

Organisation	/	Gruppierung Seite

ʳntifaschistische Revokutionäre ʳjtion ʴerkin (ʳRʳʴ) 145f

Interventionistische Linje (IL) 136
Neue antijapitakistische Organisation (NaO) 147

North East ʳntifascists (NEʳ) 150

radijake kinje | berkin 143

Rigaer 94 153

Rote Hikfe e.V. 126f
Theorie Organisation Praxis TOP B3rlin 139

VORLÄUFIG
E	VERSION
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Reihe	IM	FOKUS

Zerrbilder von Islam und Demokratie

2. ʳulage, ʴerkin 2016. 156 Seiten.

Linke Gewalt in Berlin 2009 - 2013

1. ʳulage, ʴerkin 2015. 70 Seiten. 

Rechte Gewalt in Berlin 2003 - 2012

1. ʳulage, ʴerkin 2014. 66 Seiten.

Scientology – Eine kritische Bestandsaufnahme

1. ʳulage, ʴerkin 2011. 83 Seiten.

Antisemitismus im extremistischen Spektrum Berlins

2. ʳulage, ʴerkin 2006 (im Internet abrufbar). 56 Seiten.

Islamismus.	Diskussion	eines	vielschichtigen	Phänomens 
2. ʳulage, ʴerkin 2006 (im Internet abrufbar). 116 Seiten.

 
Rechtsextremistische Skinheads

1. ʳulage, ʴerkin 2003 (im Internet abrufbar). 86 Seiten. 
 

Publikationsübersicht

Reihe	INFO

Symbole	und	Kennzeichen	des	Rechtsextremismus
9. überarbeitete ʳulage, ʴerkin 2015. 42 Seiten.

Salaismus	als	politische	Ideologie
1. ʳulage, ʴerkin 2015. 66 Seiten.

Linksextremismus

1. ʳulage, ʴerkin 2014. 66 Seiten.

Rechtsextremismus in Berlin

2. ʳulage, ʴerkin 2014. 58 Seiten.

Rechtsextremistische Musik

3. ʳulage, ʴerkin 2012. 58 Seiten.

Islamismus

3. ʳulage, ʴerkin 2006. 42 Seiten.
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Sonstiges

Islamismus: Prävention und Deradikalisierung (DVD)

1. ʳulage, ʴerkin 2011. 59 min.

Verfassungsschutz	–	Nehmen	Sie	uns	unter	die	Lupe
1. ʳulage, ʴerkin 2002. 19 Seiten.

Diese sowie weitere Pubkijationen des ɹ erkiner Verfassungsschutzes jönnen Sie unter der 
rücjseitig angegebenen r dresse sowie tekefonisch unter 030 90129-440 bestekken oder im 
Internet unter www.verfassungsschutz-berkin.de abrufen. 

Der Verfassungsschutz ʴerkin bietet zudem Vorträge zu den einzeknen Extremismusfek-
dern und zum Thema Spionage an. Nähere Informationen erhakten Sie ebenfakks unter  
030 90129-440.



     DER VERFʳSSUNGSSCHUTZ DIENT 
DEM SCHUTZ DER FREIHEITLICHEN 
DEMOKRʳTISCHEN GRUNDORDNUNG, 
DES ɹ ESTʳNDES UND DER SICHERHEIT 
DER ɹ UNDESREPUʴLIK DEUTSCHLʳND 
UND IHRER LÄNDER.

Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Abteilung Verfassungsschutz

Klosterstraße 47, 10179 Berlin

Tek 030 90129-440
www.verfassungsschutz-berkin.de
info@verfassungsschutz-berkin.de
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